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Joachim v. Wedel*

POSTBÜRGERLICHE PARTEIPROGRAMME

1. Fortschreitende geographische Mobilisierung schwächt auf Dauer die 
Kohäsionskräfte ethnischer Gruppen. Dies gilt auch für die alteingesessenen 
ethnischen Minderheiten in Mitteleuropa, etwa die Wenden in der Lausitz, 
die Dänen in Südschleswig oder die Deutschen in Südtirol. Man könnte 
erwarten, daß dort, wo diese Minderheiten über eigene politische Parteien 
verfügen, sie programmatisch mit einer auf die Sicherung der bedrohten 
Kollektividentität zielenden Politik reagieren, etwa mit Forderungen nach 
verstärkter Sprachförderung oder Berücksichtigung der Geschichte der eigenen 
Volksgruppe im regionalen Unterricht. Solche Reaktionen finden sich vielfach. 
Zugleich aber beinhalten die neueren Programme ethnisch geprägten Parteien 
Festlegungen, die sich als Elemente einer defensiven Identitätserhaltungspolitik 
allein nicht erklären lassen. Da jede kollektive Identität, sei sie national, sub- 
oder supranational, in gewissem Umfang Ergebnis eines narrativen Prozesses 
ist, sich anhand sprachlicher Selbstvergewisserung entwickelt, haben solchen 
Programmaussagen Bedeutung über die Parteipolitik hinaus. Sie sind ein 
Hinweis auf das Selbstverständnis der hiesigen ethnischen Minderheiten 
insgesamt. Deshalb sollen diese Programmelemente, also diejenigen, die über die 
identitätspolitische Defensive hinausreichen, im folgenden vorgestellt werden. 
Anschließend wird versucht, die Bedeutung zu erklären, die sie in jüngerer 
Vergangenheit gewonnen haben.1.1. Feststellbar ist zunächst, über den stets auf 
Sicherung der eigenen Kollektividentität zielenden Programmkern hinaus, eine 
teilweise Perspektivverschiebung vom Kollektiv auf das Individuum. Während 
bei Programmen aus der ersten Jahrhunderthälfte die ethnische Identität der 

* Dr hab. Joachim v. Wedel prof. US, Instytut Politologii i Europeistyki, Uniwersytet 
Szczeciński, e-mail: wedel@whus.pl.
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betreffenden Gruppe regelmäßig dominiert1, tritt dieser Aspekt heute zurück. So 
verschwindet der im Programm des Südschleswigschen Wählerverbands noch 
1966 auftauchende Begriff der „volklichen Eigenständigkeit” der dänischen 
und national-friesischen Bevölkerung im Landesteil Schleswig2 1981. Die 
Personifizierung des sorbischen Volks, die noch im Programm der Wendischen 
Volkspartei von 1924 auftaucht3, und die an die Zuschreibung des Wendischen 
Bundes von 1918 anschließt, die Wenden seien ein „religiöses und mit anerkannt 
guten Sitten ausgestattetes Volk” sowie ein „Volk der Landwirte und Arbeiter”4, 
wird nach der Wende 1989 nicht mehr reaktiviert. Gleiches gilt für die Vorstellungen 
ethnischer Kohärenz, die etwa in den „Zwölf Regeln des Wendischen Bundes” 
von 1918 erkennbar werden5. Während die Südtiroler Volkspartei 1945 und 1947 
noch fraglos für sich in Anspruch nimmt, die Interessen des „Südtiroler Volks” 
zu vertreten, handelt sie laut ihrem Programm von 1993 nun im Interesse der 
„deutschen und ladinischen Südtiroler” bzw. „der Gesellschaft” im allgemeinen.

Komplementär zu dieser Verschiebung werden Individualrechte stärker 
betont, etwa – im Fall der Dänen aus Südschleswig – die Freiheit der Eltern, über 
die Spracherziehung ihrer Kinder selbst zu entscheiden. Neben der Zugehörigkeit 
zur eigenen ethnischen Gruppe gewinnen individuelle Willensentscheidungen an 
Bedeutung. Ihren programmatischen Niederschlag findet diese Entwicklung dort, 
wo Bezugsgröße von Parteipolitik nicht mehr nur die Volksgruppe ist, sondern 
auch der Einzelne. Die Südtiroler Volkspartei erklärt 1993, „Freiheit, Entfaltung 
und Achtung der Persönlichkeit und Wahrung der Vielfalt in der Südtiroler 
Gesellschaft” blieben die Grundwerte, nach denen sie sich weiter ausrichte. 
Erstmals ausdrücklich anerkannt wird der „gewollte ideelle und konkrete Beitrag 
der Bürgerinnen und Bürger zur Gestaltung des eigenen Lebensraumes und der 
Gesellschaft”6. Eine solche Perspektivverlagerung läßt sich aus dem politischen 
Zentralziel „Bewahrung der eigenen Kollektividentität” nicht mehr unmittelbar 

1 In Einzelfällen meint Kollektiv aber nicht die Gemeinschaft biologisch Verwandter: die 
Dänen aus Südschleswig betonen 1921 den übernationalen Gesichtspunkt der Alteingesessenheit, 
s. Statut des Schleswigschen Vereins „Amt Gottorp” v. 1921. 

2 Programm des Südschleswigschen Wählerverbandes v. 1966. 
3 Im Programm der Wendischen Volkspartei von 1924 heißt es: „Das sorbische Volk liebt 

Ruhe und Frieden. (…) Jahrhundertelang verfolgt und unterdrückt, und dennoch lebt es und ist un-
verdorben. Und es will am Leben bleiben. Nach Gottes Willen ringt es um sein Leben, und darum 
fordert es unaufhörlich Gerechtigkeit und christliche Liebe” w: S. Musiat, Sorbische/Wendische 
Vereine 1916–1937, Bautzen 2001, s. 173, 175.

4 Ibidem, s. 351. 
5 Ibidem. 
6 Programm der Südtiroler Volkspartei von 1993, Programmpunkt „1. Grundwerte”. 
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ableiten. Die korsische Nationalpartei „Partitu di a Nazione Corsa” bekennt sich in 
ihrer programmatischen Äußerung („Valeurs, moyens i objectifs”) gleich zu Beginn 
zur Demokratie, zur Beachtung der universellen individuellen und kollektiven 
Rechte und Freiheiten, zum Humanismus, zur Achtung von Leben, Gerechtigkeit 
und Toleranz. Sie wendet sich ausdrücklich gegen jede Form von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit7. Ebenso auf der Hochwertung des Individuums beruhen 
die „Friesischen Werte”, zu denen sich die Friesenpartei bekennt: „persönliche 
Freiheit; gedankliche Unabhängigkeit; Verantwortung des Einzelnen für die 
Gemeinschaft und umgekehrt; gesellschaftliche Selbstorganisation”8.

Dieselbe Tendenz wird auch auf überregionaler Ebene erkennbar. In der 
„Allgemeinen Erklärung der Sprachenrechte” (Barcelona, 1996) heißt es in 
Art. 13: „Jede Person hat das Recht, mehrsprachig zu sein − und jene Sprache 
zu kennen und zu verwenden, die am geeignetsten ist für die persönliche 
Verwirklichung oder für die soziale Mobilität − dies ohne jede Beeinträchtigung 
der in der Erklärung festgelegten Garantien für den öffentlichen Gebrauch der 
dem betreffenden Gebiet eigenen Sprache”9. Auch die „Schlußerklärung der 
Generalversammlung der Internationalen Vereinigung der Professoren lebender 
Sprachen” von Pecs (Ungarn) empfiehlt am 16. August 1991, die Sprachenrechte 
als grundlegende Rechte des Einzelnen anzusehen10.

1.2. Ergänzt wird der wachsende Individualbezug durch die stärkere 
Betonung einer regionalen Perspektive. Neben das bisher exklusive Volk tritt 
als Bezugspunkt die inklusivere, in der Regel überwiegend von Angehörigen 
des Mehrheitsvolks bewohnte Region. Regionalpolitik kann unter dieser 
Voraussetzung regelmäßig nicht mehr nur Volksgruppenpolitik sein. Der Bezug 
auf die Region spielt zwar, etwa für Wenden und Dänen in Deutschland, schon 
seit längerem eine Rolle11. In den letzten Jahrzehnten aber entsteht der Eindruck, 
als werde auf Ebene der Minderheitenparteien weitgehend die Entwicklung 
nachvollzogen, die auch auf staatlicher Ebene – wie kürzlich in der Reform des 
deutschen Staatsangehörigkeitsrechts – stattfindet, nämlich eine tendenzielle 

7 Vide: http://www.p-n-c.eu/index.php?page=valori (27.05.2010).
8 Sieben Thesen der Friesenpartei, 3. These, vide: www.die-friesen.eu (27.05.2010). 
9 Vide: www.gfbv.it/3dossier/barcelona96-dt.html (27.05.2010). 
10 Ibidem. 
11 Die Lausitzer Volkspartei setzt sich bereits 1920 für die Schaffung einer Provinz Lausitz 

in einem deutschen Einheitsstaat ein, und entsprechend – Aufwertung Südschleswigs zum eige-
nen Bundesland – äußert sich der Südschleswigsche Wählerverband schon 1848, Programm vom 
5. August 1948, abgedruckt in: W. Treue, Deutsche Parteiprogramme 1861−1961, Berlin 1961, 
s. 236−238. 
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Verlagerung in der Anknüpfung der Staatsbürgerschaft vom ius sanguinis auf das 
ius soli, also der Ersetzung einer zum Teil fiktiven Abstammungsgemeinschaft 
durch eine faktische Wohngemeinschaft.

Während es in der Erklärung des „Wendischen Bundes” von 1918 noch heißt: 
„Die Wenden sind eine besondere Nation und siedeln auf ihrem von den Urvätern 
ererbten Land”, verschiebt das Programm der „Wendischen Volkspartei” von 2005 
den Schwerpunkt auf die Region: „Die Lausitz (wird) als ganzheitliche, spezifisch 
kulturell geprägte Region betrachtet, deren Besonderheiten und den daraus 
resultierenden Vorteilen allen ihren Bewohnern zum Vorteil gereichen sollen”. 
Auch die Friesenpartei definiert sich faktisch als Regionalpartei, wenn sie sich 
primär regional- und nicht volksgruppenbezogene Ziele zu eigen macht. Sie setzt 
sich für besseren Küstenschutz ein und für die Förderung erneuerbarer Energien. 
Die Forderung nach „Erhaltung unserer ethnischen und sprachlichen Eigenheiten 
durch vermehrten Einsatz plattdeutscher Sprache in der Schule” steht auf gleicher 
Ebene wie die Forderung nach Bahnverbindungen ins westfriesische Groningen 
und einer stärker ökologisch ausgerichteten Agrarförderung. Auch die neue Partei 
der deutschsprachigen Minderheit in Belgien „prodg” will die „Instrumente 
unserer Autonomie zum Wohle aller Bürger der Deutschsprachigen Gemeinschaft 
nutzen”12, d.h. aller Wohnbürger unabhängig von ihrer ethnischen Herkunft. 
Gebündelt wird diese Schwerpunktverlagerung in der ausdrücklichen Forderung 
nach Beachtung des regionalpolitisch bedeutsamen Subsidiaritätsprinzips: „Was 
vor Ort geregelt werden kann, soll auch vor Ort geregelt werden. Wir wollen die 
gesellschaftliche Solidarität fördern und die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit 
vorantreiben”13. In einigen Fällen ist es offenbar der Verlust an ethnischer 
Kohärenz, der die „ethnische” Partei fast zwingend zur Regionalpartei macht, 
wenn sie nicht verschwinden will. Die Betonung der regionalen Identität wird 
als Angebot präsentiert, das alle Bewohner der Region anspricht und ihnen 
wirtschaftlich attraktiv erscheinen soll.

Tendenzen, sich von vornherein als übernationale Regionalpartei, nicht 
aber mehr als ethnisch definierte Minderheitenpartei zu konzipieren, sind dort 
erkennbar, wo sich heute Minderheiten neu konstituieren: „Pomeraniak”14, der 
wichtigste Verein derjenigen Polen, die sich in den vergangenen Jahren neu 
im Landkreis Uecker-Randow niedergelassen haben, zielt – so sein zentrales 

12 Vide: http://prodg.be/ziele/10-leitlinien (27.05.2010).
13 Sieben Thesen der Friesenpartei, vide: www.die-friesen.eu (27.05.2010); item: „10 Leit-

linien” der prodg, vide: http://prodg.be/ziele/10-leitlinien (27.05.2010). 
14 Vide: die Internetseite dieses Vereins: www.pomeraniak.eu (27.05.2010).
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Ziel – auf die Integration von Alt- und Neusiedlern. Unterstützt werden sollen 
gleichermaßen deutsche wie polnische Iniativen sozialer, wirtschaftlicher, 
kultureller, erzieherischer oder sportlicher Art. Soziale Integration in der 
betreffenden Region ist hier nicht mehr nur in Kauf genommene Nebenfolge, 
sondern ausdrückliches und zentrales politisches Ziel.

1.3. Hinzu kommt schließlich ein – allerdings weniger zentrales – 
Programmelement, das mit der Akzentverlagerung vom Kollektiv auf das 
Individuum zusammenhängt. Erkennbar wird in den aktuellen Programmen 
mitteleuropäischer Minderheitenparteien die Tendenz, den Zeit- durch den 
Raumbezug zu ersetzen. Ein hermetischer, auf den Erhalt der eigenen Volksgruppe 
durch Abschließung zielender Ansatz wird ergänzt durch einen Zugang, der 
auf internationale Vernetzung setzt. Die Wendische Volkspartei etwa setzt sich 
2005 zum Ziel, die „Entwicklung einer regionalen Identität der Lausitz, die als 
bikulturelle Region als Bindeglied von West und Osteuropa einen wichtigen Platz in 
einem ‚Europa der Regionen’ einnehmen kann”, zu befördern. Unter Einbeziehung 
des polnischen Ostteils der Lausitz und der Beziehungen nach Böhmen wird die 
Sprachenvielfalt der Lausitzer Region gerühmt. Häufig wird auch die Bereitschaft 
hervorgehoben, mit anderen europäischen Regionen zusammenzuarbeiten. Die 
defensive, auf Abschließung zielende Haltung der Volksgruppe wird ersetzt durch 
eine, die den Verknüpfungsgedanken betont. Dieser Gedanke wird formuliert 
auch in der „Allgemeinen Erklärung der Sprachenrechte” (Barcelona, 1996)15, die 
„ein System der sprachlichen Vielfalt” fordert, „das die tatsächliche Teilnahme 
der Sprachgemeinschaften am neuen Wachstumsmodell begünstigt”. Ähnlich 
tritt die neue Parteigründung der deutschen Gemeinschaft in Belgien „prodg” 
in ihren zehn Leitlinien für eine „weltoffene DG, die sich gezielt in europäische 
Netzwerke einbringt” ein.

2. Solche Programmelemente lassen sich vom Oberziel „Erhaltung der eigenen 
ethnischen Gruppe” nicht mehr ohne weiteres ableiten. Wie sind sie erklärbar? 
Zunächst fällt der Zusammenhang mit der faktisch-sozialen Lage auf. Regelmäßig 
sind alteingesessene Minderheiten seit geraumer Zeit von Assimilationsprozessen 
betroffen, die sich als Teilprozesse umfassender Modernisierungsphänomene 
deuten lassen: als ein Segment der allmählichen Auflösung „ursprünglicher”, 
sei es familiärer, kommunaler, regionaler oder ethnischer Gemeinschaften. Vor 
diesem Hintergrund können Programme, die stärker auf das Individuum und 

15 Vide: www.gfbv.it/3dossier/barcelona96-dt.html (27.05.2010). 
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seine Vernetzung abstellen, möglicherweise als Nachvollzug einer Entwicklung 
verstanden werden, die die ethnischen Gemeinschaften allmählich zurückgedrängt 
hat.

Unmittelbar einschlägig scheint hier die von Tönnies erstmals 1887 fixierte 
historische Entwicklungstendenz von der Gemeinschaft zur Gesellschaft. Das 
„Wesen der Gemeinschaft” begreift er als „reales und organisches Leben”, das 
der ihr kontrastierten Gesellschaft als „ideelle und mechanische Bildung”16. 
„Gesellschaft“ definiert er als Menge natürlicher und „künstlicher” (juristischer) 
Individuen, die in zahlreichen Verbindungen miteinander stehen, „doch 
von einander unabhängig und ohne gegenseitige innere Einwirkungen”17. 
Kennzeichnend für die Gesellschaft, ein „werdendes Etwas”, ist der Umstand, daß 
in ihr, so Tönnies in der Nachfolge Adam Smiths, „jedermann ein Kaufmann” ist. 
Der Übergang in Richtung auf die Gesellschaft stellt sich mithin dar als Übergang 
von allgemeiner Hauswirtschaft zu allgemeiner Handelswirtschaft18.

Tönnies verfolgt mit dieser Typisierung durchaus auch die Absicht, eine 
historische Analyse der kapitalistischen Gesellschaft zu liefern und deren 
Entstehung darzustellen19, primär aber begreift er seine Darstellung als Beitrag 
zur Geschichtsphilosophie20. Seine Begriffe seien „rein als Konstruktionen” 
gemeint und deren Anwendbarkeit auf die Wirklichkeit „nur akzidentell”21. Der 
Gegensatz zwischen Gemeinschaft und Gesellschaft trägt, allen diagnostischen 
Anspruchs zum Trotz, Züge des Ideal-Zeitlosen. Die „Gemeinschaft” erscheint 
in großem Umfang als Kulturutopie. Diese Qualität mindert die Anwendbarkeit 
von Tönnies’ Begriffen auf die Analyse zeitgenössischer Parteiprogramme 
erheblich. Problematisch erscheint vor allem der Umstand, daß es bisher, soweit 
erkennbar, an einer hinreichenden Operationalisierung von „Gemeinschaft” 
und „Gesellschaft” fehlt22. Außerdem bilden Parteiprogramme primär nicht 
soziale Realität ab, sondern sind Ausdruck eines politischen Willens, der auf 
eine Änderung des Bestehenden (des normativen oder faktischen status quo) 
zielt. Ein solcher Wille kann je nachdem darauf gerichtet sein, Gemeinschaft zur 
Gesellschaft umzuformen oder umgekehrt. Parteiprogramme sind damit primär 
weniger Indikator sozialer Realität als Indikator des politischen Wollens ihrer 

16 Tönnies 1887/1926, s. 3. 
17 Ibidem, s. 51. 
18 Tönnies 1887/1926, s. 53. 
19 Cahnman 1981, s. 9. 
20 Ad exemplum: Rudolph 1995, s. 122.
21 Käsler 1991, s. 517, 519 unter Verweis auf Originalzitate von Tönnies. 
22 Cf. etwa Deichsel 1981. 
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Autoren, das bei den einzelnen Minderheiten – in Abhängigkeit vor allem von der 
jeweiligen politischen Lage – sehr unterschiedliche Inhalte annehmen kann.

Einen zweiten Deutungszugang neben dem Bezug auf die Begrifflichkeit 
von Tönnies öffnet die Feststellung, daß die Programmelemente Individuum, 
Region und Vernetzung sich nahtlos in starke zeitgenössische Strömungen 
einfügen, wie die Stichworte Menschenrechtspolitik, Europa der Regionen 
und Netzwerkgesellschaft illustrieren. Dennoch wäre auch ein Versuch, die 
Parteiprogramme als Niederschlag des Zeitgeistes zu deuten, wenig erhellend. Der 
Verlauf der vergangenen beiden Jahrhunderte zeigt, daß der Zeitgeist mitnichten 
einer linearen, vorhersehbaren Linie folgt, die etwa parallel verliefe zu dem von 
Tönnies postulierten Übergang von der Gemeinschaft zur Gesellschaft. Vielmehr 
ist mit heftigen Ausschlägen zu rechnen.

Auf den politischen Atomismus des 18. Jahrhunderts antwortet eine 
Romantik, die den Akzent ganz auf die Verwurzelung des Individuums in 
seiner jeweiligen kulturellen Tradition setzt. Knapp hundert Jahre später beginnt 
eine nächste, sehr starke Welle nun mehr naturwissenschaftlich akzentuierter 
Gemeinschaftsbetonung. Das Abklingen dieser Welle fällt in die zweite Hälfte 
des 20. Jahrhunderts. Die aktuellen Parteiprogramme fügen sich in gewissem 
Umfang in diese stärker individualistische Phase ein. Ist aber im Fall ethnischer 
Minderheiten stets mit völliger Zeitgeistkonformität zu rechnen? Spricht nicht 
auch viel für eine stärker retardierende, weniger von den aktuellen Strömungen 
berührte Programmatik? In jedem Fall stünde ein Versuch, Programmelemente 
als Niederschlag des Zeitgeistes zu deuten, unter stetem und grundsätzlichem 
Änderungsvorbehalt. Wo heute ein individualisierender Programmschwerpunkt 
noch Ausdruck des herrschenden Zeitgeistes ist, kann es morgen schon eine 
stärker auf das Kollektiv abstellende Tendenz sein.

3. Gegenüber diesen kaum weiterführenden Überlegungen soll hier die 
These vertreten werden, daß es sich bei den Programmelementen Individuum, 
Region und Vernetzung um die zwangsläufige Konsequenz sehr grundlegender 
historischer Tendenzen handelt, deren Revision unwahrscheinlich geworden ist. 
Gestützt wird sie auf eine essayistische Darstellung des griechisch-deutschen 
Philosophen Panajotis Kondylis: „Der Niedergang der bürgerlichen Denk- 
und Lebensform” (1991). Kondylis unterscheidet in der Geistesgeschichte der 
vergangenen Jahrhunderte drei „Denkfiguren”, die das Denken der alteuropäischen, 
geburtsständisch gestuften „societas civilis”, der „bürgerlichen” Zwischenzeit 
des 19. Jahrhunderts und der demokratischen Gegenwart jeweils prägen. Diese 
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Denkfiguren eignen sich als Obersätze für politisch-programmatische Texte. Sie 
sind abstrakt genug, um grundlegende geistige Konstituenten der Zeit zu fixieren 
und greifen damit tiefer als die These von einer allgemeinen sozialen Tendenz 
in Richtung Gesellschaft oder der Bezug auf den zwischen Gemeinschafts- und 
Gesellschaftsbetonung schwankenden Zeitgeist.

Obwohl sich Kondylis auf den Gegensatz zwischen der „bürgerlichen” 
Moderne und der „demokratischen” Postmoderne stützt, verwendet er diese 
Begriffe in anderer Bedeutung als der Postmodernediskurs der achtziger Jahre. 
Moderne meint bei Kondylis „Neuzeit” und „Aufklärung” in Abgrenzung gegen 
das vom theologischen Welt- und Menschenbild geprägte vorhergehende Zeitalter. 
Die Moderne erhebt den Anspruch auf autonome Gestaltung des menschlichen 
Zusammenlebens anhand immanenter, durch die Vernunft ermittelter Krite-
rien. Der Begriff der Postmoderne, den er der dritten Phase zuordnet, steht 
demgegenüber für eine antibürgerliche, antiliberale und „massendemokratische” 
Epoche. Gegenübergestellt werden insbesondere eine liberal-aufklärerische Mo-
derne und eine massendemokratische Postmoderne.

Der zeitgenössische Postmodernediskurs hatte überwiegend die These 
vertreten, die Moderne werde durch eine ihr nachfolgende und ihr widersprechende 
Postmoderne abgelöst. Kondylis Begriffsverwendung weicht davon ab und 
ähnelt dem Vorschlag von Ulrich Beck, der fast gleichzeitig postuliert hatte, 
die Moderne werde nicht abgebrochen, sondern in variierter Form, als „zweite 
Moderne”, fortgesetzt. Wo sich für Kondylis dieser Übergang aber als die 
Entfaltung geistiger Prozesse darstellt, die in der Moderne bereits angelegt sind, 
verbindet sich für Beck der Übergang zur Postmoderne mit neuen politischen 
Herausforderungen, die grundlegende Festlegungen der Moderne, etwa Ratio-
nalität und Individualismus, nicht in Frage stellen23. Beck nimmt an, ein „Mehr 
vom Gleichen”24 werde irgendwie dialektisch den grundlegenden Wandel in 
eine „reflexive Modernisierung”, die „eigentliche” Moderne bewirken25. Die 
„erste” Moderne geht durch Selbstanwendung („Reflexivität”) in die zweite 
Moderne über26. Dieser Übergang bedeutet Bruch und Kontinuität in einem27. 

23 Beck 1996, s. 45. 
24 Explicite: Beck 1996, s. 31. 
25 Ibidem, s. 56. 
26 Ibidem. 
27 Ibidem, s. 45. 
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Er ist Reaktion auf „Nebenfolgen” der ersten Moderne, insbesondere allgemeine 
Einbußen an Sicherheit28.

Wenn Beck die Unterschiede, die die zweite Moderne von ihrer Vorgänger-
version unterscheiden, beschreibt als 1) Individualisierung von sozialer Un-
gleichheit, d.h. ihre Ablösung von der Bindung an soziale Klassen, 2) die 
Erkenntnis, daß die (insbesondere ökologischen) Konsequenzen funktionaler 
Differenzierung sich durch weitere Differenzierung nicht in den Griff bekommen 
lassen und 3) die Bereitschaft, die „Basisinstitutionen” der ersten Moderne 
(Konkurrenzdemokratie, Marktwirtschaft, Wohlstandsgesellschaft) in Frage zu 
stellen29, dann ist diese Diagnose aus heutiger Sicht ein starkes Argument gegen 
die Treffsicherheit seines Ansatzes. Funktionale Differenzierung etwa schreitet 
fort, und von der Bereitschaft, Wohlstandsgesellschaft oder Marktwirtschaft in 
Frage zu stellen, kann keine Rede sein.

Kondylis verfolgt einen abstrakteren Ansatz. Seine „Moderne” ist geprägt 
durch eine „bürgerliche Denkfigur”, die in der Auseinandersetzung mit der 
alteuropäischen societas civilis im 18. Jahrhundert entsteht. Sie setzt sich von 
der Vorstellung ab, gute politische Ordnung sei die hierarchische Ordnung mit 
festen, seinsmäßig begründeten, geburtsständischen sozialen Unterschieden. Sie 
ist gekennzeichnet durch den Kampf gegen kirchliche Theologie und traditionelle 
Metaphysik. Die Frage des Seins und des Transzendenten wird verabschiedet, und 
man wendet sich stattdessen einer ontologisch aufgewerteten Natur und einem 
„aus dem Schatten Gottes herausgetretenen” Menschen zu.

Ziel der bürgerlichen Philosophie ist es, Fortschritt und Ordnung, Dynamik 
und Statik in Einklang zu bringen. Sie will das Transzendente ausschalten, 
ohne es in seiner ethischen Wirkung zu beseitigen. Die Substanzen sollen durch 
Funktionen ersetzt werden, zugleich aber im Hintergrund weiter bestehen 
bleiben, denn auf die Substanzialität von normativ geladenen Größen wie Natur 
und Mensch wollte man nicht verzichten. Gegen den juristischen und sittlichen 
Kodex der alteuropäischen societas civilis werden Individualismus und Gleichheit 
in Stellung gebracht. Politisches Ziel der „bürgerlichen” Philosophie ist die 
Herauslösung des Individuums aus seinen vormaligen ständischen Bindungen 
und die Beseitigung der hierarchischen Beziehungen zwischen den Individuen, 
auf denen diese Bindungen beruhten. Bürgerliches Denken konstruiert sein 

28 Er nennt eine Verbindung aus sozialer Unsicherheit (angenommene sozialstaatlicher Ab-
sicherungsmängel), einer Bedrohung durch Kriminalität und Umweltschädigungen sowie einer 
Unsicherheit im Sinne eines Verlusts von Gewißheit, etwa einem Fragwürdigwerden des Fort-
schrittsgedankens, Beck 1996, s. 20. 

29 Beck 1996, s. 46.
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Weltbild damit als ein harmonisches, auf der Substanzialität der Einzeldinge 
beruhendes Ganzes. Gute politische Ordnung wird dementsprechend vorgestellt 
als eine Ordnung, die prinzipiell Gleiche, aber faktisch Unterschiedene zu festen 
Großgruppen zusammenfaßt. Gegen soziale Unterschiede werden keine Einwände 
erhoben, sofern sie als Ergebnis zweckrationaler Aktivität verstehbar sind und 
nicht mehr ontologisch begründet werden.

In der auf Individualismus und Gleichheit gestützten Polemik des aufkläreri-
schen, „bürgerlichen” Liberalismus gegen den Ordnungsbegriff der alteuropäischen 
societas civilis liegt bereits der Keim des späteren, nun gegen das Bürgertum 
gerichteten demokratischen Denkens. Dem bürgerlichen Liberalismus lag es 
noch fern, seine Grundsätze beim Wort zu nehmen und das individualistische 
Gleichheitsideal mit einer materiellen Komponente zu verbinden. Zwar waren 
alle Menschen frei und gleich, aber man wäre nicht auf den Gedanken gekommen, 
dem Hausknecht dieselben Rechte zuzuerkennen wie dem Hausherrn.

Anders ein demokratisches Denken, dem Kondylis einen analytisch-
kombinatorischen Denkstil zuordnet, den er dem bürgerlichen, synthetisch-
harmonisierendem Denken konstrastiert. Für diesen demokratischen Denkstil 
gibt es keine festen Substanzen mehr, sondern es sind alle sozialen Elemente 
beliebig mit allen anderen kombinierbar. Alles befindet sich auf derselben Ebene. 
Es gibt kein Ganzes mehr, nur noch von einer Vielzahl von Zusammenfügungen, 
die stets durch gleichwertige Alternativen ersetzt werden können. Auch das Ich 
hat keine feste und dauerhafte Identität mehr, denn es wird konstituiert durch 
einen fließenden Strom aus stets wechselnden Eindrücken. Es handelt aufgrund 
der gerade vorherrschenden Impulse. Die innere Zersplitterung der Person, deren 
entfaltete Individualität für das bürgerliche Denken zentral gewesen war, findet 
ihren äußeren Ausdruck in der Atomisierung des sozialen Lebens.

Die „massendemokratische Denkfigur” findet ihren markanten Ausdruck in 
der Kunst. Die abstrakte Kunst etwa löst sich von der empirischen Wirklichkeit 
und versteht sich nur noch als autonome Geist-Tätigkeit. Die Plastik, die während 
der bürgerlichen Phase noch geprägt war durch die normative Hochwertung von 
Gleichgewicht und Harmonie, ist nun durch Bewegung, Fragmentarisches und 
Unabgeschlossenes geprägt. Die Skulptur muß keine zentrale Achse und keine 
Mitte mehr haben. Vielmehr treten Diskontinuität und Offenheit an die Stelle 
von Solidität und Abgeschlossenheit. Die Harmonie zwischen Vernunft und 
Trieb, zwischen Ganzem und Teil sowie die Trennung zwischen Privatem und 
Öffentlichem wird verabschiedet. Die Tendenz, hinter das Universum empirischer 
Mannigfaltigkeit zurückzugehen, wird auch in der Architektur sichtbar: hier 
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wird versucht, den Bau in seine letzten, elementaren Komponenten aufzulösen. 
Gleiches gilt für die atonale Musik, die ebenfalls darauf ausgeht, jenseits von 
Gefühl und Stimmung die musikalischen Grundelemente aus ihren früheren, 
symmetrischen Ordnungen herauszulösen. Auch die zunehmende Neigung zu 
interdisziplinären Studien ist ein Indiz für die Bereitschaft, alle Wissensbereiche 
demselben Denkmodell zu unterwerfen und alles mit allem in Beziehung zu 
bringen. Auflösung der Substanz bedeutete die radikale Infragestellung jeder 
philosophischen Systematik und der Möglichkeit einer Synthese. Die Vielfalt der 
Identifikations- und Kombinationsmöglichkeiten erleichtert soziale Mobilität.

4. Übertragen auf die Frage nach der Deutung zeitgenössischer Programme 
von Minderheitenparteien entspricht der Wandel zwischen der synthetisch-
harmonisierenden, bürgerlichen Denkfigur und ihrer analytisch-kombinatorischen 
Nachfolgerin dem Übergang vom volksgruppenbezogenen Essentialismus 
zu einer Lage, in der die Zugehörigkeit zu einer Volksgruppe zunehmend 
mit anderen Zuschreibungen kombinierbar wird. Zwar harmoniert Kondylis’ 
geistesgeschichtliche Dreigliederung scheinbar nicht mit dem historischen 
Ort ethnischer Parteien. Diese entstehen seit dem Ersten Weltkrieg, nach dem 
Zusammenbruch der übernationalen Ordnung in Mittel- und Osteuropa, also 
in einer zweifelsohne von starken „postmodernen”, demokratischen Kräften 
geprägten Epoche. Als Bewegungen, für die das kollektive Moment eine 
wesentliche Bedeutung hat, bedienen sie sich aber zunächst noch der bürgerlichen 
Denkfigur. Wenn ihre Programme in den folgenden Jahrzehnten die Rolle des 
Individuums stärker hervorheben, dann zeigt dies, in welchem Umfang selbst 
Gruppierungen, die wesentlich durch die Sorge um das eigene Kollektiv definiert 
sind, sich auf die Dauer der postmodernen, „massendemokratischen” Denkfigur 
öffnen müssen.

Wenn Kondylis diese Denkfigur als „analytisch-kombinatorisch” be-
zeichnet, hebt er die Auflösung vormals als fest und dauerhaft betrachteter 
sozialer Gegebenheiten hervor. Dieser Qualitätswandel schlägt durch auch auf 
die politische Selbstwahrnehmung einheimischer ethnischer Minderheiten. 
Von ontologischen, festgefügten historischen Subjekten werden sie zu Konfi-
gurationen primär gegenwärtiger, ökonomisch interessierter Akteure. Die 
fluktuierende Minderheit ist nicht mehr Schicksalsgemeinschaft, sondern wird 
zum vereinsähnlichen Zusammenschluß. Die Mitgliedschaft in ihm ist nicht 
mehr qua Geburt vorgegeben, sondern wird in der Tendenz zum Ergebnis einer 
individuellen Entscheidung. Ihren programmatischen Niederschlag finden solche 
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Tendenzen insbesondere im Verblassen des Kollektivbezugs und der stärkeren 
Hervorhebung der Rolle des Individuums. Daneben werden Versuche erkennbar, 
den Schwerpunkt vom Ethnischen ins Regionale, oder allgemeiner von der 
Abstammungs- auf die Wohngemeinschaft zu verschieben. Der Akzent liegt 
nicht mehr auf einer durch den Zeitablauf bestimmten Wahrnehmung, die auf 
das geschichtliche Schicksal der Volksgruppe fokussiert war, sondern auf dem 
– gegenwärtigen – Raum. Die Geschichte verliert an Bedeutung zugunsten der 
Gegenwart.

Schließlich tritt an die Stelle des Kollektivs faktisch-sozial fixierter 
Ständemitglieder nicht nur das Individuum als solches, sondern das vernetzte 
Individuum. Auch diese Akzentverschiebung fällt zusammen mit dem Übergang 
vom Denken in festen, historisch gewachsenen ethnischen Gegebenheiten zu 
einem Denken in steten Rekonfigurationen des prinzipiell Gleichwertigen. Wo 
sich alles gedanklich auf einer Ebene befindet und nicht mehr in einer hierarchisch 
gestuften Ordnung, müssen Verknüpfungsmöglichkeiten wichtiger werden, 
seien es solche der Region oder des Einzelnen in der Region. Erkennbar wird 
auch hier, in welchem Umfang der Raum- den Zeitfaktor ablöst, wie die zeitlich 
gestaffelte Gliederung von Kulturen in niedrigere und höhere ersetzt wird durch 
ein Nebeneinander von Gleichwertigem auf derselben Ebene.

Zusammenfassung

Diskutiert werden neuere Tendenzen in der Programmatik von Parteien ethnischer 
Minderheiten, etwa der Friesen, Sorben und Südtiroler, und zwar, soweit sie sich nicht 
– wie der Großteil der jeweiligen Programmtexte – als Ausdruck einer defensiven, auf 
Identitätserhaltung zielenden Politik erklären lassen. Die Tendenz dieser ergänzenden, 
unkonventionellen Programmelemente läßt sich drei Verschiebungen zusammenfassen: 
a) vom Kollektiv auf das Individuum, b) vom Volk auf die Region und c) von der Zeit 
auf den Raum. Erklärt wird der Befund mit der schon 1991 von Panajotis Kondylis the-
matisierten epochalen Übergang vom identitären, abgerundeten zum flexiblen und viel-
schichtigen Subjekt.

Schlagwörter: Minderheitenpartei, Programmatik, Postmoderne, flexibles Subjekt
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PROGRAMY PARTII ETNICZNYCH W CZASIE POSTBURŻUAZYJNYM

Streszczenie

Tematem artykułu są nowe tendencje w programach partii mniejszościowych 
w Europie Środkowej, np. Fryzów, Serbołużyczan i południowych Tyrolczyków. W ana-
lizowanych programach można zauważyć pewne prawidłowości znajdujące swój wyraz 
nie tylko w zasadzie polityki defensywnej, zmierzającej do stabilizacji własnej tożsamo-
ści grupowej. Uwidaczniają się tam także trzy przesunięcia: od kolektywu do jednostki, 
od narodu do regionu i od czasu do przestrzeni. Autor w wyjaśnieniu tych przesunięć 
odwołuje się dorobku teoretycznego m.in. Tönniesa i Panajotisa Kondylisa.

Słowa kluczowe: partia mniejszościowa, programatyka, postmodernizm, podmiot ela-
styczny

ETHNIC PARTY PROGRAMS IN A POST-BOURGEOIS AGE

Summary 

 The article discusses newer tendencies in the programs of ethnic minority parties, 
e.g. the Frisians, the Sorbs or the South Tyroleans, insofar, as those tendencies cannot – as 
a large part of the respective program texts – be explained as an expression of a defensive 
policy heading at group identity perservation. These unconventional parts of the program 
text can, on the other hand, be explained as a result of three shifts: a) from the collective 
to the individual, b) from the people to the region, and c) from time to space. These shifts 
are explained by refering to the epochal transition from a subject with an rounded, well 
developed identity to a flexible and multi-layered subject. 

Keywords: ethnic minority party, party program, postmodernism, flexible individ
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W POSZUKIWANIU RECEPTY NA EUROPĘ REGIONÓW 
– IDEE EUROPY STU FLAG W MYŚLI YANNA FOUÉRÉ

Idea Europy regionów przewija się w myśli politycznej od dawna. Różno-
rodność przyjmowanych pod tą nazwą koncepcji jest znaczna i nie zawsze spój-
na ideowo1. Zauważmy, że dwudziestowieczna wizja Europy regionów, zysku-
jąc ponownie na znaczeniu, stała się nie tylko ideą rozważaną przez myślicieli 
politycznych i liderów społeczności peryferyjnych, upatrujących w niej swojej 
szansy na walkę z centrum państwowym, ale i bardzo konkretnym instrumentem 
politycznym w procesie integracji europejskiej2. Dowodem na to jest polityka re-
gionalna Unii Europejskiej realizowana przez Komitet Regionów3. Intensyfikacja 
zabiegów wokół owej wizji doprowadziła do jej uszczegółowienia i postawienia 
pytania: czy Europa regionów, czy też Europa z regionami? W pierwszym przy-
padku koncepcja zawierałaby obraz Europy federalnej, której podstawowymi 
składnikami zamiast państw są regiony, w drugim – byłby to wizerunek unifiku-
jącej się Europy, uznającej historyczną, kulturową i gospodarczą rolę regionów, 

1 Szerzej: U. Ruge, Die Erfindung des „Europa der Regionen”. Kritische Ideengeschichte 
eines konservativen Konzepts, Frankfurt am Main 2003. 

2 Przykładowo w 1994 roku definiowano Europę regionów jako „wychodzącą poza grani-
ce poszczególnych europejskich państw narodowych bezpośrednią współpracę między wyodręb-
nionymi według kryteriów właściwych dla każdego z tych państw jednostkami terytorialnymi, 
formalnie lub nieformalnie nazywanymi regionami. Chodzi o struktury, których kompetencje 
w systemie władzy w danym państwie ustępują jedynie kompetencjom władz centralnych”. 
S. Parzymies, Europa regionów, „Sprawy Międzynarodowe” 1994, nr 3, s. 17.

3 O kwestiach regionalizacji Europy zob. M. Keating, Regions and Regionalizm In Eu-
rope, Northampton, Cheltenham 2004. W pracy tej zawarto wybór artykułów poświęconych tej 
kwestii.

* Dr Małgorzata Mieczkowska, Instytut Politologii i Europeistyki, Uniwersytet Szczeciń-
ski, e-mail: kwietny@gmail.com.
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traktowanych wraz instytucjami europejskimi i państwami członkowskimi jako 
kolejne ogniwo konstrukcji europejskiej4.

W sferze teorii polityki idea Europy regionów jawi się jako wizja głoszona 
przez zwolenników federalistycznych koncepcji europejskich5, a jej intelektualne 
podstawy stworzyli zwolennicy federalizmu integralnego. Szczególnie uwidacz-
nia się to w pismach Denisa de Rougementa (1970) i Guya Hérauda (1974). Ich 
celem było popieranie integracji europejskiej, ale również wsparcie roli regionów 
w tym procesie politycznym. Mimo wspólnej myśli, każdy z autorów nieco ina-
czej akcentował czynniki istotne dla działania. Koncepcja „Europe des Régions” 
de Rougementa miała charakter personalistyczny i była przeciwna państwu na-
rodowemu6. W swym Liście do Europejczyków de Rougement wskazywał, że: 
„Właśnie państwo narodowe było przyczyną tragicznych wydarzeń w Europie 
i uniemożliwia ich rozwiązanie. Dlatego budowa zjednoczonej Europy musi za-
kładać zniesienie państwa na rzecz regionów i ich federacji”7. Zatem personalizm 
Denisa de Rougemonta odzwierciedlał się w jego twierdzeniu o potrzebie od-
wołania się do tworzenia regionów jako podstawowej bazy wspólnot, w których 
jednostki mogą odzyskać wymiar obywatelski. 

Z kolei idee zawarte w Europes des Ethnies Hérauda, określane także jako 
wymierzone przeciwko państwu narodowemu, kładły akcent na etniczność8. Dla 
Hérauda możliwe były trzy modele federacji europejskiej: państw historycznych, 
regionów ekonomicznych i regionów etnicznych. Model ekonomiczny nie stano-
wi duchowego czy kulturowego porządku jako celu dla jednoczącej się Europy. 
Dlatego w sytuacji, w której potrzeby materialne zostałyby osiągnięte, odwoła-
nie się do naturalnej cechy, jaką jest etniczność, stanowi optymalne rozwiązanie. 
Zauważmy przy tym, że Héraud traktował swój projekt jako rekonstrukcję daw-
nych podmiotów społeczno-kulturowych, de Rougemont zaś – jako tworzenie 
ex novo. 

4 I. Pietrzyk, Polityka regionalna Unii Europejskiej i regiony w państwach członkow-
skich, Warszawa 2002, s. 196.

5 O federalizmie szerzej: S. Konopacki, Dylematy federalizmu europejskiego, „Studia Eu-
ropejskie” 1998, nr 4, s. 77–92.

6 Jak pisał Udine Ruge: „Die personalistisch-antinationalstaatliche Konzeption” – U. Ru-
ge, Die Erfindung…, s. 177–226; o koncepcji de Rougemonta zob. J. Dzwończyk, Paradoks fede-
racyjnej wizji Europy Denisa de Rougemonta, „Athenaeum” 2002, nr 8; K. Górzna, Kulturowe 
treści pracy. „List otwarty do Europejczyków”, „Dialogi Polityczne” 2008, nr 2, s. 81–91.

7 I. Pietrzyk, Polityka regionalna…, s. 197.
8 Udine Ruge określał ją jako „Die etnisch-antinationalstaatliche Konzeption”– U. Ruge, 

Die Erfindung…, s. 227–276.
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Pomysły Europy regionów uwidoczniły się również wśród działaczy spo-
łeczności regionalnych. Prezentowali je przykładowo Bretończyk Maurice Duha-
mel (1928) i Flamand Maurits Van Haegendoren (1971). Znaczące miejsce w tym 
areopagu zajmuje długoletni działacz bretoński Yann Fouéré (1968) ze swą wizją 
Europy Stu Flag, omawianą w dalszej części tekstu.

Przywoływane konstrukcje ideowe wpływały na proces kształtowania pod-
staw myślenia liderów partii etnoregionalistycznych o integracji europejskiej. 
Obok powojennego konsensusu w sprawie potrzeby europejskiej współpracy 
w celu uniknięcia konfliktów zbrojnych idee Europy regionów generowały wspar-
cie dla unifikacji europejskiej. Hasła Europy regionów zyskiwały uznanie wśród 
regionalistów ze względu na dystans i niechęć do scentralizowanego państwa. 
Dostrzegano i traktowano je jako element wpływania instytucji europejskich na 
ograniczanie centralnych uprawnień państwa wobec peryferii. Poziom regionalny 
dawał szansę na rozszerzenie oddolnych zakresów władzy, była to zatem swoista 
regionalistyczna recepta na proces obumierania państwa narodowego9. 

Idee Europy Stu Flag Yanna Fouéré znakomicie mieszczą się w tym nurcie, 
dając mu pożądany symbol stu flag jako odzwierciedlenie różnorodności euro-
pejskiej, odwzorowanej poprzez wielość regionów, a nie – państw. Symbol stu 
flag na trwałe wszedł do polityki i stał się czytelnym znakiem rozpoznawczym 
zwolenników poglądów autonomistycznych postulujących zmianę punktu cięż-
kości podejmowania decyzji w Europie. 

Kim był zatem twórca tej idei?
Yann Fouéré (1910–2011) to bretoński nacjonalista i europejski federalista. 

Już przed drugą wojną światową dał się poznać jako animator życia polityczne-
go w Bretanii, m.in. walcząc o wprowadzenie języka bretońskiego w szkołach 
państwowych czy też działając w Unii Regionalistów Bretońskich (Kevredigezh 
Broadel Breizh) i wydając prasę bretońską („Peuples et Frontières”). Także pod-
czas wojny zaangażował się w działania na rzecz bretońskiego ruchu narodowe-
go. Początkowo związany z gazetą „La Bretagne” (którą założył), później z „La 
Dépêche de Brest et de l’Ouest” (gdzie został dyrektorem politycznym). Pracował 
w Komitecie Konsultacyjnym Bretanii (Comité Consultatif de Bretagne) jako ge-
neralny sekretarz i był związany z Instytutem Celtyckim Bretanii (Framm Kel-
tiek Breizh).

9 Szerzej: P. Lynch, Organising for a Europe of the Regions: The European Free Alliance-
DPPE and Politica Representation In the European Union, w: http://aei.pitt.edu/7954/1/lynch-p-
11e.pdf (30.04.2010).
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Po wyzwoleniu Francji przez aliantów został oskarżony o proniemieckie na-
stawienie i działania w czasie okupacji. Sam Fouéré zaprzeczał temu, twierdząc, 
iż stał się ofiarą politycznej nagonki. Został aresztowany i skazany na karę doży-
wotniego pozbawienia praw publicznych. Powojenne turbulencje skłoniły go do 
wyjazdu do Walii. W 1948 r., zmuszony do opuszczenia Wielkiej Brytanii (obawa 
przed ekstradycją do Francji), udał się do Irlandii, gdzie uzyskał irlandzkie oby-
watelstwo. W 1955 r., po oczyszczeniu go przez władze francuskie z zarzutów, 
mógł powrócić do Bretanii i prowadzić już na miejscu swą probretońską aktyw-
ność. W drugiej połowie lat 50. XX w. współtworzył Ruch Organizacji Bretanii 
(Mouvement pour l’Organisation de la Bretagne) i wydawał pismo „l’Avenir de la 
Bretagne”. W kolejnych latach kontynuował działania na rzecz emancypacji po-
litycznej i kulturowej Bretanii oraz federalistycznej Europy respektującej prawa 
mniejszości narodowych i etnicznych. Widoczne było to zarówno w wymiarze 
działań organizacyjnych, jak i jego publikacjach. W 1968 r. opublikował swą naj-
słynniejszą książkę: l’Europe aux cent drapeaux (Europa stu flag)10. Napisał tak-
że La Bretagne écartelée i Histoire résumée du mouvement Breton (1800–1976). 
Istotnym elementem w jego pracy stało się wzmocnienie kontaktów międzynaro-
dowych, m.in. dzięki współpracy z L’Union Fédéraliste des Communautés Eth-
niques (Federacyjną Unią Europejskich Grup Etnicznych – u nas bardziej znanej 
w niemieckim skrócie FUEV lub angielskim FUEN) czy też współtworzenie Ligi 
Celtyckiej (Ar K’hevre Keltiek). Przełom lat 60. i 70. XX w. to czas zaangażo-
wania się w działalność partii Strollad Ar Vro. Aktywność polityczna przyniosła 
za sobą podejrzenia o działania o charakterze terrorystycznym. W połowie lat 
70. XX w., po kilku zamachach bombowych w Bretanii zorganizowanych przez 
nielegalny Front Wyzwolenia Bretanii (Front de Liberation de la Bretagne), Yann 
Fouéré został aresztowany. Do pełni życia politycznego mógł powrócić dopiero 
po amnestii z 1981 r. Utworzył wtedy Partię Organizacji Wolnej Bretanii (Parti 
pour l’Organisation d’une Bretagne Libre). Dalej też pisał, m.in. autobiografię 
La Patrie Interdite, Histoire d’un Breton i La Maison du Connemara. W 1999 r. 
stworzył Instytut Dokumentacji Bretońskiej i Europejskiej. Jeszcze za życia Fo-
uéré powstała Fundacja jego imienia mająca na celu gromadzenie i udostępnianie 
materiałów związanych z działalnością patrona i historią Bretanii. On sam umarł 
w 2011 r., mając 101 lat, jako nestor bretońskiego ruchu narodowego11.

10 Praca była wydawana jeszcze dwukrotnie: w 1976 i 2011 r.
11 Życiorys Yanna Fouéré na podstawie: http://www.fondationyannfouere.org/ i http://

pl.wikipedia.org/wiki/Yann_Fou%C3%A9r%C3%A9 (30.04.2010).
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Idea stu flag w myśli Yanna Fouéré 

Według poglądów Fouéré zawartych w pracy l’Europe aux cent drapeaux, 
pierwsza Europa kształtowała się do VIII w. W następnych stuleciach ewoluowała, 
dając początek narodzinom dwudziestowiecznej Europy. W ocenie Fouéré dwu-
dzieste stulecie, postrzegane jako wiek nowoczesności, charakteryzuje się kon-
centracją politycznej wszechwładzy i narodzinami nowoczesnych społeczeństw. 
Współcześnie ukształtowane państwa dysponują autorytarną władzą świecką 
i duchową, na znaczeniu zaś stracił autorytet Kościoła i nie odgrywa on już żad-
nej znaczącej roli. Podobnie rzecz ma się ze strukturami budowy starej Europy; 
feudalność i hierarchiczność nie wpływają już bowiem w tak istotny sposób na 
jej ład. Stopniowo, krok po kroku, wraz z procesem ich deprecjacji, zredukowano 
także liczbę państw europejskich. Rozbijając partykularyzmy, niszczono stopnio-
wo również małe narody, a także mniejszości etniczne i regionalne.

Od XIX w. mamy do czynienia ze złotym wiekiem unifikacji politycznej. 
Tendencja ta sprzyjała stworzeniu imperiów europejskich bez względu na koszty 
i skutki zastosowanej przemocy12. Jednak w wyniku drugiej wojny światowej na-
stąpiło zlimitowanie wpływów Europy, natomiast otworzyły się pola aktywności 
dla Ameryki, Azji i Afryki. Zatem w praktyce współczesne państwa narodowe 
nie dysponują już taką siłą decyzyjną. Ich suwerenność staje się wartością iluzo-
ryczną. Zagrożenia wynikające z polityki międzynarodowej (światowej) ogra-
niczają arsenał ilościowy tworzonych idei, ambicji, koncepcji oraz niezbędnych 
instytucji jednoczących, integrujących wartości. Obecnie, podobnie jak w cza-
sach pierwszej Europy, należy postawić pytanie: stagnacja czy rozwój? Szukanie 
odpowiedzi na to pytanie niewątpliwie łączy państwa narodowe podczas ewolucji 
europejskiej13. 

Według Yanna Fouéré koncepcja Trzeciej Europy jest nieunikniona i nastą-
pił czas jej tworzenia. Autor l’Europe aux cent drapeaux jest przeświadczony, że 
przyszłość Europy zostanie oparta na założeniach Europy narodów, a nie Europy 
państw14. Krytyczną ocenę dziewiętnasto- i dwudziestowiecznej roli i pozycji 
Europy możemy odnaleźć już podczas lektury tytułów rozdziałów książki, np. 
Niedziałająca Europa czy Państwo narodowe przeciwko narodom15.

12 Y. Fouéré, l’Europe aux cent drapeaux, Paris 1968, s. 18.
13 Ibidem, s. 20. 
14 Ibidem, s. 21
15 Ibidem, s. 207–209.
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Fouéré w swej diagnozie instytucji państwa koncentruje się na odwołaniach 
do doświadczeń minionych stuleci oraz klasycznej filozofii. Punktem wyjścia 
do refleksji nad losami nowej Europy jest wskazanie na konstatacje wynikające 
z myśli Arystotelesa o przeludnionych strukturach, z reguły źle zarządzanych 
i narażonych na różnorakie negatywne skutki, które mogą także towarzyszyć 
w przyszłości zbudowanej strukturze superpaństwa europejskiego. Czy zatem 
możliwe jest znalezienie stosunkowo łatwego rozwiązania? Dla Fouéré zbyt da-
leko posuniętym uproszczeniem jest stwierdzenie, że skoro suwerenne państwa 
narodowe są barierą do stworzenia politycznej Europy, to skutkiem tego trzeba 
pójść dalej poza tę barierę16. Za trywialne i zwodnicze uważa także założenie, 
iż Europa polityczna zostanie zrealizowana tylko wtedy, gdy w miejsce starych 
struktur powstanie państwo europejskie, w którym różnice narodowe będą za-
mierać i stopniowo zanikać. Należy bowiem pamiętać, że państwa narodowe 
budowały się dzięki skupieniu i fuzji mniejszych narodów. Zatem tylko ewolu-
cja może naturalnie doprowadzić nas do superpaństwa, w którym nie będzie już 
Niemców, Francuzów czy Włochów, lecz tylko Europejczycy.

Za kontrowersyjną Fouéré uznaje opinię, że integracji europejskiej będzie 
można dokonać w sposób analogiczny do modelu francuskich dziejów. Jego 
zdaniem przykład, iż Katalończycy i Bretończycy mimo zasadniczych różnic 
kulturowych są Francuzami, choć ich odrębność jest większa niż dla przykładu 
Szwedów i Hiszpanów, nie jest wystarczającym argumentem za taką realizacją 
integracji Europy. Według niego zjednoczenie socjalne i gospodarcze Europy jest 
widoczne, ale musi być uzupełnione o unifikację polityczną. Pojawia się jednak 
pytanie, jakie przyjmie się kryteria tej unifikacji. Fouéré nie zgadza się z poglą-
dem, że można dążyć stopniowo do likwidacji wszelkich odrębności, stworzyć 
superparlament europejski wybierany przez lud europejski w powszechnym gło-
sowaniu, który mianuje rząd państwa europejskiego. Bretoński ideolog przestrze-
ga przed zastosowaniem analogii opartej na francuskich doświadczeniach przy 
tworzeniu wizji budowy Europy. Uważa, że koncepcja ta nasycona jest najgor-
szymi iluzjami rewolucji francuskiej, które są zawarte w:

− liberalizmie indywidualistycznym (który przejęła część określająca się 
jako tzw. prawica),

− marksizmie rewolucyjnym i kolektywnym (z którego lewica zrobiła Bi-
blię),

16 Ibidem, s. 142.
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− nacjonalizmie unitarnym (holistycznym), który powstał we Francji i dał 
podstawę polityczną państwu oraz stanowił credo wszystkich rządów 
– zarówno z prawicy, jak i lewicy.

Według Fouéré można zaakceptować Deklarację Praw Człowieka i Obywa-
tela jako podstawę reżimu wolności (która była tylko zakończeniem dawnej wal-
ki zaczętej w 1784 r. przez Amerykanów), ale nie wolno aprobować całościowo 
losów historycznych akceptujących fanatyzm, terror, centralizm, dyktaturę (nie 
tylko proletariatu), władzę absolutną większości czy przymus asymilacji języko-
wej lub religijnej17. Jednoznacznie negatywna ocena wydarzeń z 1789 r. ma być 
dla Europejczyków przestrogą, a nie wzorem do naśladowania.

W ocenie Yanna Fouéré trzeba uszanować, że Europejczycy żyją w ramach 
wspólnot naturalnych, politycznych, gospodarczych, społecznych i kulturalnych. 
Budowanie superpaństwa europejskiego na tych samych zasadach i filozofii, któ-
re stworzyły współczesne jednolite państwa, prowadziłoby do unitaryzmu euro-
pejskiego (braku różnic). Takie superpaństwo byłoby tak samo nielogiczne i ty-
rańskie jak państwa narodowe. Potencjalnie mogłoby chcieć stworzyć jednolity 
język (europejski) i kolejno narzucać go wszystkim. Istniałaby też realna groźba 
zmonopolizowania takiego państwa przez najsilniejszą wspólnotę etniczną i go-
spodarkę oraz – podobnie jak w państwach narodowych – rozpoczęcia stosowa-
nia polityki opresji. 

Dla autora l’Europe aux cent drapeaux istotne są pytania dotyczące kompe-
tencji superpaństwa europejskiego, jego roli w rozwoju cywilizacji i kultury oraz 
polepszeniu losów ludzkości18. W poszukiwaniu odpowiedzi na nie stwierdza, że 
nie może być oczywiście mowy o narzucaniu państwom regionalnym jednolite-
go systemu organizacyjnego19. Sprawdzonym w pewnej mierze modelem jest tu 
niemiecki land oraz autonomiczny region włoski. Wewnątrz tych państw nastąpił 
podział obowiązków i zakres władzy jest zróżnicowany. Niezmiernie ważne są tu 
także przyczyny i skutki realizacji takich przemian. Zasadniczy cel takiej orga-
nizacji wewnętrznej koncentruje się na tym, aby dać obywatelom więcej kontroli 
nad elementami i strukturami przestrzeni społecznej, w której żyją. W ten sposób 
zostaje wdrożona zasada: więcej odpowiedzialności i więcej wolności. Jest to 
dla niego fundamentalna i niepodważalna formuła, która sprawi, że europejska 
federacja będzie oparta na sile naturalnej demokracji: „Europa musi złamać ba-
riery, które państwo narodowe oraz nowoczesna technokracja utkały wokół niej” 

17 Ibidem, s. 144.
18 Ibidem. 
19 Ibidem, s. 168.
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– pisze także cytowany przez Yanna Fouéré Roy Price. Będzie to możliwe tylko 
wtedy, gdy każdy w swojej przestrzeni i zakresie – od gminy aż do regionów-
państw i Europy – stanie się bardziej suwerenny i swobodny. Całkowite uwol-
nienie człowieka–jednostki będzie zapewnione dopiero po eliminacji wszystkich 
form „alienacji”, których dzisiaj doświadczamy i znosimy. Będzie to możliwe do 
osiągnięcia poprzez:

− dezalienację – uwolnienie etniczne, gdyż autonomia terytorialna jest wa-
runkiem samodzielności etnicznej w ramach państwa narodowego;

− uwolnienie ekonomiczne i podział inwestycji między regionami-państwa-
mi Europy po to, by poziom życia był wszędzie zrównoważony;

− zastosowanie federalizmu w strukturach wewnętrznych lokalnej admini-
stracji, począwszy od szczebla gminy, po region; 

− przyjęcie założenia, że państwo federalne jest tylko środkiem, by zbudo-
wać związkowe społeczeństwo; dokonać tego można poprzez transfor-
mację struktur na wszystkich szczeblach i poziomach politycznych, ale 
przede wszystkim – struktur ekonomicznych i społecznych.

Yann Fouéré zakłada, że żaden naród, żaden region-państwo nie mogłoby 
zostać integralną częścią sfederowanej Europy, jeżeli nie zostanie najpierw zaak-
ceptowana idea federalistycznego ładu wewnętrznego. Trudno sobie wyobrazić, 
że byłoby inaczej, jeśli przyjąć, iż każdy region-państwo ma swoje problemy. Dla 
przykładu:

− Irlandia nie może zrealizować swojej jedności bez zagwarantowania sta-
tusu autonomii mniejszości na północy, 

− Bretania i kraj Basków, jak i inne regiony, nie będą mogły organizować 
swojego systemu edukacji bez stworzenia szczególnego porządku w re-
gionach, w których nadal żyje ich język narodowy, 

− przedsiębiorstwa oraz ugrupowania zawodowe powinny stworzyć zde-
centralizowane struktury w dziedzinie gospodarczej i socjalnej, 

− należy przyjąć zasadę, że gmina, a ponad nią dystrykt, okręg, powiat lub 
kraj mogą być dobrze zarządzane pod warunkami autonomii i decentrali-
zacji.

Istotą takiej wewnętrznej formy organizacji państw-regionów Europy 
w połączeniu z federacją i subsydiarnością jest możliwość oddania kompetencji 
każdemu szczeblowi zarządzania i rządzenia, możliwemu do zrealizowania na 
swoim poziomie. Te funkcje, które z powodów technicznych nie mogły być zre-
alizowane na niższym szczeblu, te i tylko te, trzeba będzie wówczas przekazać 
wyżej. Należy zakładać proces konsolidacji w myśl zasady: to, czego gmina nie 
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może zrobić sama, zrobi zrzeszenie gmin lub okręgu; to, czemu nie może podo-
łać przedsiębiorstwo, może zostać przekazane zrzeszeniu przedsiębiorców. To, 
czego nie można samodzielnie zrealizować, mogą zrealizować większe jednostki. 
I tylko te funkcje, których region-państwo nie będzie w stanie sam zrealizować, 
zostaną przekazane państwu federalistycznemu. Jednak na takim poziomie po-
litycznego federalizmu wewnętrznego niezbędny stanie się wymóg rzeczywistej 
autonomii podstawowych organizacji w dziedzinach, które są im władne. Podej-
ście federalistyczne będzie również wymagać zastosowania tych samych zasad 
w zakresie gospodarczym i kulturalnym.

Yann Fouéré zwraca uwagę na konieczność przestrzegania w nowych re-
aliach politycznych zasady pełnego równouprawnienia wszystkich grup i ob-
szarów. Jak konstatuje, nie może być sytuacji, w której nowe regiony-państwa 
z jednej strony zarzucają starym, dużym strukturom państwowym zniszczenie 
ich niepodległości, gwałcenie praw, prześladowanie języka lub wykorzystanie 
ekonomiczne, a z drugiej – wymagają, aby pozwolono im na robienie tego same-
go względem słabszych sąsiadów i obywateli. Podkreśla, że nie można w imieniu 
federalizmu dopuścić do stworzenia nowych, wykluczających nacjonalizmów 
i nietolerancji, autorytarnych reżimów czy prześladowania jednostek przez nowe 
totalitaryzmy na niższym szczeblu.

Fouéré w swej analizie uzasadnia, że każdy z narodów musi rozumieć dzi-
siaj, że celem ich walki już nie może być zdobycie absolutnej niepodległości na-
rodowej, która stała się mitem i chimerą, lecz wolność. Według niego właśnie to 
w realiach Trzeciej Europy będzie mogło być spełnione poprzez złamanie ram 
imperialistycznych państw narodowych. W postrzeganiu tendencji krajów do 
regionalizacji Yann Fouéré stwierdza, że małe jednostki okazują się lepsze od 
większych struktur20. W jego ocenie wszelkie problemy życia pochodzą z nad-
miernego wzrostu jednego organizmu na niekorzyść drugiego. Zatem problemy 
mogą zostać rozwiązane nie za pomocą łączenia i ujednolicania małych struk-
tur, lecz tylko, gdy nie pozwala się większym jednostkom przekraczać właściwej 
miary. Dla Fouéré przyczynami kryzysów są działania na rzecz ujednolicenia 
i gigantomanii. Tendencje te są przypisane nie tylko do kapitalizmu czy komu-
nizmu, lecz zasadniczo do społeczeństw politycznych jako takich. Fouéré uwa-
ża, że kryzysy gospodarcze i polityczne, które następują, nie wynikają z braku 
kompetencji kierownictwa czy też uwarunkowań technologicznych, lecz ze zło-
żoności obcych problemów gospodarczych i gigantyzmu obszarów, trudnych do 

20 Ibidem, s. 142.
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zrozumienia i opanowania. Dzieje się tak na skutek industrializacji i kumulacji 
zakładów pracy, skupisk ludzkich oraz rozległych państw. Zauważa, że kryzysy 
są przypisane do: Stanów Zjednoczonych, ZSRR, Francji czy Wielkiej Brytanii. 
Natomiast według niego kryzysy nie egzystują w małych strukturach politycz-
nych, takich jak przykładowo Maroko, San Marino. Są także mniej zauważalne 
w Szwajcarii, Irlandii, Danii, Norwegii czy Szwecji. A nawet jeśli ich dotyczą, to 
w skali mniejszej i łatwiejszej do opanowania21.

Fouéré podkreśla, że chociaż po drugiej wojnie światowej Europa odbu-
dowywała swój potencjał gospodarczy przy pomocy Stanów Zjednoczonych, to 
jednak to wsparcie było ukierunkowane na duże państwa. W mniejszym stopniu 
dotyczyło takich państw jak Belgia, Dania, Holandia czy Luksemburg. Jednak to 
te małe państwa odbudowały się szybciej po wojnie. Poziom życia gospodarczego 
ich ludności, ogólnie rzecz biorąc, był wyższy niż w dużych państwach sąsied-
nich. Według Fouéré małe społeczeństwa lepiej prosperują, są bogatsze i przez 
to bardziej szczęśliwe. Duże struktury społeczne są bowiem narażone na brak 
równowagi społecznej. Stąd liczne strajki, bezrobocie oraz pauperyzacja ludno-
ści, widoczna zarówno w komunizmie, jak i kapitalizmie. Dla Yanna Fouéré jest 
to wynik scentralizowanej organizacji kapitału i pracy wewnątrz tych państw. 
Scentralizowana organizacja prowadzi do monopolu z jednej strony, a do paraliżu 
życia społecznego – z drugiej. Koncentracja organizacji pracy i kapitału na zbyt 
rozległym obszarze skutkuje niemożnością kontroli i zapanowania nad tymi zja-
wiskami22. Należy zatem przeciwdziałać polityce wszelkiej ekspansji, akumulacji 
oraz gigantyzmowi. 

Autor l’Europe aux cent drapeaux podkreśla, że problemy gospodarcze 
i społeczne obecnie stały się o wiele bardziej złożone niż w przeszłości. Nadto 
częściej wymagają interwencji politycznej. Aby móc je rozwiązywać, trzeba je 
najpierw uprościć, a następnie zmniejszyć w skali oddziaływania. Jeżeli pozo-
stawimy problemy na szczeblach zbyt wysokich, pozostaną wówczas nierozwią-
zane. Organizacja i planowanie mogą być skuteczne i technicznie satysfakcjo-
nujące tylko w ograniczonych ramach geograficznych. Regionalne planowanie 
jest możliwe i coraz powszechniejsze. Jak zauważał w drugiej połowie lat 60. 
XX w., nie było już większych państw, które by nie miały planów regionalizacji 
albo regionalnego planu rozwoju gospodarczego. Utrzymywał, że z powodu sy-
stemu federalnego RFN zastosowała je jako pierwsza, zostając przy tym wierna 
liberalizmowi gospodarczemu. Konstytucja RFN zmusiła Niemców do regiona-

21 Ibidem. 
22 Ibidem, s. 143.
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lizacji. Nie wszędzie jednak sytuacja była tak pomyślna dla idei regionalnych. 
Yann Fouéré wskazywał na przykład Francji i Hiszpanii, w których idea regio-
nalizacja kłóciła się ze strukturą scentralizowanego państwa. Troska o zachowa-
nie jedności narodowej (według niego dość kruchej) krzyżowała potrzebę naj-
większej regionalnej decentralizacji. Bretoński pisarz zakładał, że Francji trzeba 
będzie więcej niż dekadę, by nastąpiły zmiany w tej materii. Nie mylił się w tej 
prognozie; opresyjność systemu francuskiego wobec społeczności regionalnych 
widoczna jest i współcześnie23. Proces akceptacji regionalizacji przebiega tam 
powoli i nie bez zastrzeżeń. 

Lektura i analiza l’Europe aux cent drapeaux stanowią interesujące wpro-
wadzenie do badań nad historią i współczesnością europejskiego regionalizmu, 
pozwalając na zapoznanie się z jego wizjami głoszonymi przez przedstawicieli 
społeczności mniejszościowych. Może zatem stanowić cenne uzupełnienie re-
fleksji prowadzonej w „większościowych” społecznościach.

Streszczenie

Idea Europy regionów pochodzi od koncepcji federalistycznej. Jedną z jej odmian 
jest wizja Europy stu flag Yanna Fouéré. Symbol stu flag odzwierciedla różnorodność 
europejskich regionów odwzorowywanych bardziej przez wielość regionów niż wielość 
państw. Symbol stu flag stał się znakiem rozpoznawczym dla zwolenników idei autono-
mistycznych wzywających do zmiany sposobu podejmowania decyzji w Europie. Autor-
ka opisuje podstawowe założenia tej wizji.

Słowa kluczowe: etniczność, federalizm, regionalizm, Bretania

IN SEARCH OF PRESCRIPTIONS FOR EUROPE OF THE REGIONS 
– THE IDEA OF EUROPE 100 FLAGS IN THE THOUGHT YANN FOUÉRÉ

Summary

The idea of Europe of the regions derived from the federalist concept. One of the 
varieties is the vision of Europe a hundred flags by Yann Fouéré. The symbol of hundred 

23 Szerzej na ten temat: W. Żelazny, Francja wobec mniejszości narodowych. Etniczność, 
Etnopolityka, Etnosocjologia, Tyczyn 2000.
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flags to reflect the diversity of European regions mapped by a plurality of regions rather 
than a plurality of states. Symbol 100 flag has become a clear hallmark of autonomist 
ideas proponents calling for change in the focus of decision-making in Europe. The au-
thor describes the basic working assumption of that vision.

Keywords: ethnicity, federalism, regionalism, Brittany
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I. Dążenia Serbów łużyckich do udziału w życiu politycznym
 – rys historyczny

Początek serbołużyckiego ruchu narodowego w XIX w.

Od połowy XIX w. rozwijał się serbołużycki ruch narodowo-kulturowy 
i polityczny. Utworzona w 1847 r. naukowa i kulturalna organizacja – Maćica 
Serbska, wystąpiła w 1848 r. do rządu Saksonii z wielką petycją o charakterze 
polityczno-narodowym, żądając równouprawnienia dla języka serbołużyckiego 
w szkołach, kościołach, urzędach i sądach. W 1912 r. serbołużyckie miejscowe 
zrzeszenia, powstałe na podstawie powszechnego prawa obywateli do wolności 
jeszcze w drugiej połowie XIX w., zawiązały się ostatecznie pod jedną naczelną 
organizacją – Domowiną.

W Saksonii posłowie serbołużyccy ponownie zostali wybrani do parlamen-
tu krajowego (Landtagu). Wiązali się oni zazwyczaj z partiami klerykalnymi, 
drobnomieszczańskimi albo chłopskimi. Te z kolei miały tylko niewielkie moż-
liwości występowania w istotnych interesach swojego narodu, względnie pod-
porządkowywały się narodowo-niemieckim naciskom. Do najbardziej prominen-
tnych posłów serbołużyckich należał założyciel związku Domowiny Arnošt Bart. 
Został on wybrany do Landtagu po raz pierwszy w 1911 r., występując we frakcji 
konserwatywnej jako hospitant. Ostatnim serbołużyckim posłem do Landtagu, 
jeszcze przed dojściem Hitlera do władzy, był Jakob Špitank, który zasiadł we

* Dr Ludwig Elle, Instytut Serbski w Budziszynie, e-mail: le2006@arcor.de.
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frakcji „Sächsisches Landvolk” (saksońskie środowiska wiejskie). Po zapanowa-
niu w niej niemiecko-nacjonalistycznych i nazistowskich (hitlerowskich) idei, 
nieakceptujący ich – jako Serbołużyczanin i katolik – Špitank został zmuszony 
w 1931 r. do oddania mandatu.

Partie serbołużyckie w Weimarskiej Republice

Po zakończeniu pierwszej wojny światowej i utworzeniu Republiki Weimer-
skiej ruch narodowy Serbów łużyckich oczekiwał poprawy sytuacji słowiańskie-
go narodu w Niemczech. W listopadzie 1918 r. pod kierunkiem Arnošta Barta 
ukonstytuował się serbołużycki (wendyjski) Komitet Narodowy. Wystąpił on po 
raz pierwszy w grudniu 1918 r. z żądaniami przyznania samorządu. Dziesięcio-
punktowy program głosił m.in.: „Domagamy się samorządu religijnego, eduka-
cyjnego, gospodarczego i politycznego oraz kulturowej niezależności”1. Żądano 
jednocześnie likwidacji rozczłonkowania serbołużyckiego terytorium na trzy 
regiony administracyjne, względnie okręgi wyborcze. W memorandum, skiero-
wanym jeszcze w tym samym miesiącu do uczestników konferencji pokojowej 
w Paryżu, domagano się uznania „łużyckich Serbów za niepodległy naród” oraz 
wsparcia w uzyskaniu „narodowej autonomii”. 1 stycznia 1919 r. Komitet Naro-
dowy zwrócił się ostatecznie do narodu serbołużyckiego ze słowami: „Komitet 
Narodowy żąda – zgodnie z tezą Wilsona o prawie narodów do samostanowie-
nia – powołania samodzielnego państwa Serbów łużyckich (Wendów), albowiem 
Serbowie łużyccy (Wendowie) są szczególnym słowiańskim narodem, który ma 
prawo jak inne wolne narody do budowy własnej przyszłości i swobodnego roz-
woju. Ponadto paryska konferencja pokojowa miała zdecydować, którzy Serbowie 
(Wendowie) będą swoje interesy reprezentować”2. Serbołużyckie oczekiwania 
wobec konferencji pokojowej w Wersalu nie zostały spełnione, a zwyciężonym w 
wojnie Niemcom nie nałożono – jak w przypadku innych krajów – zobowiązań 
dotyczących ochrony praw mniejszości narodowych.

Jednak w 1919 r. do konstytucji weimarskiej włączono artykuł dotyczący 
mniejszości narodowych: „Obcojęzyczne części narodu Rzeszy nie mogą być 
ograniczone przez ustawodawstwo lub administrację w ich wolnym i narodo-
wościowym rozwoju, a w szczególności w używaniu mowy ojczystej na lekcjach 

1 Dziesięciopunktowy program Wendyjskiego Zgromadzenia Narodowego z dnia 8 grud-
nia 1918 r., „Serbske Nowiny” 49 (8.12.1918), s. 390.

2 Proklamacja Wendyjskiego Zgromadzenia Narodowego do wendyjskiego narodu, 1 Ja-
nuar 1919, w: F.W. Remes, Die Sorbenfrage 1918/1919, Bautzen 1993, s. 211. 
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szkolnych, jak również przez administrację wewnętrzną i wymiar sprawiedliwo-
ści”3. Ponieważ artykuł ten nie został podparty odpowiednimi przepisami wyko-
nawczymi, pozostał dla mniejszości narodowych w Niemczech jedynie „wzor-
cem bez wartości”. 

Serbołużycki (wendyjski) Komitet Narodowy zwrócił się – powołując się na 
konstytucję – raz jeszcze w październiku 1919 r. do kancelarii, prezydenta i mini-
sterstwa spraw wewnętrznych Rzeszy Niemieckiej z daremnym, jak się okazało, 
żądaniem prawa do samorządności na jednorodnym obszarze administracyjnym. 
W listopadzie 1919 r. powstała po raz pierwszy narodowa partia serbołużycka 
– Łužiska Ludowa Strona, która wystartowała w wyborach do I Reichstagu (par-
lamentu Rzeszy), gdzie zdobyła osiem tysięcy pięćdziesiąt głosów (0,03%)4. Do 
prominentnych animatorów partii należał Arnošt Bart. Założona przez Serbo-
łużyczan drobnomieszczańska partia występowała o nadanie Łużycom regio-
nalnej autonomii, w ramach której zostałby rozwiązany problem serbołużycki. 
Ponieważ nie poparł jej wpływowy związek katolickich Serbołużyczan Cyryla 
i Metodego, członków zaś nawoływał do głosowania na partię Centrum, utraciła 
ona w krótkim czasie wszelkie polityczne znaczenie i połączyła się w rezultacie 
z liberalną Niemiecką Partią Demokratyczną.

W 1924 r. powstała Serbska Ludowa Strona/Wendyjska Partia Ludowa 
(SLS). Wbrew często głoszonym poglądom nie była to Łużycka Partia Ludowa, 
która zmieniła nazwę, lecz nowa partia serbołużycka. Do wiodących osobowo-
ści SLS należeli przedsiębiorca i pisarz Jakub Lorenz-Zalĕski, wydawca Marko 
Smoler, jak również publicysta Jan Skala – od 1925 r. redaktor tygodnika „Kul-
turwehr”, wydawanego przez Związek Mniejszości Narodowych w Niemczech. 
Lorenc-Zalĕski od początku 1924 r. w artykułach publikowanych w dzienniku 
„Serbske Nowiny” nawoływał do założenia jednej serbołużyckiej partii i pro-
wadził polemikę m.in. także z niektórymi przedstawicielami byłej Lausitzer 
Volkspartei – LVP. Partia SLS zajmowała mieszczańsko-liberalne i narodowe 
stanowisko. Dla Lorenca-Zalĕskiego serbołużycka mowa jako sposób wyraża-
nia serbołużyckiej tożsamości była decydującym, wiążącym komponentem par-
tii: „Naša serbska rěč, to je ta uniforma, na kotrejž móžeš našich ludźi spóznać. 
Štóž tu wjace njewužiwa, njesłuša wjace k nam. Serbska narodnosć, naša krasna 
serbska rěč dyrbi potajkim być ta wšozajimna ideja, pod kotrejž dyrbimy so zhro-

3 Konstytucja Weimarska, art. 113.
4 Deutschland: Wahl zum 1. Reichstag 1920/22, http://www.gonschior.de/weimar/Deut-

schland/RT1.html (16.06.2010).
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madźować”5 („Nasza serbołużycka mowa jest tym mundurem, po którym można 
rozpoznać naszych ludzi. Kto jej zaprzestał używać, już więcej do nas nie należy. 
Serbołużycka narodowość, nasz piękny serbołużycki język muszą zatem stać się 
powszechnie uznaną ideą, pod którą musimy się gromadzić”). SLS opowiada-
ła się za udaną koegzystencją obu zamieszkujących Łużyce grup ludności. Do-
magano się prawnego ustanowienia równouprawnienia języka serbołużyckiego 
i kultury, wolnej prasy oraz likwidacji przywilejów edukacyjnych6. Partia SLS 
przystąpiła do wyborów do Reichstagu ze wspólnej listy wyborczej politycznych 
Związku Mniejszości Narodowych w Niemczech i udało jej się już na począt-
ku zmobilizować ponad dziesięć tysięcy wyborców. Chociaż niemieckie partie 
nacjonalistyczne prowadziły agresywną kampanię wyborczą, to jednak w maju 
1924 r. w kilku gminach uzyskała znaczące wyniki. Tym razem związek Cyryla 
i Metodego, przeciwnie niż LVP, poparł serbołużycką partię, która z kolei w ser-
bołużycko-katolickich gminach zdobyła poparcie największego elektoratu.

Wybrane wyniki głosowania na SLS w wyborach do Reichstagu 
w maju 1924 r.7

Gmina Głosy na SLS Udział procentowy
Milkel 124 25,9
Malschwitz 65 26,3
Uhyst 63 26,5
Panschwitz-Kuckau 174 40,1
Kreckwitz 82 42,9
Puschwitz/Wetro 209 48,7
Rosenthal 72 58,5
Cunnewitz/Schönau 161 64,1
Crostwitz 195 64,8
Räckelwitz 222 65,3
Camina 109 66,1
Radibor 226 72,9
Ostro 120 73,6

W wyborach komunalnych i parlamentarnych w Wolnym Państwie Sak-
sonii zarówno partia SLS, jak i cała lista Związku Mniejszości Narodowych 
w Niemczech udziału nie wzięła. Wprawdzie kandydaci Listy przystąpili do wy-

5 J. Lorenc-Zalšeki, Serbska ludowa strona, „Serbske Nowiny” 83 (14.1.1924) 11, s. 2.
6 M. Kasper, Geschichte der Sorben. Część trzecia: od 1917 do 1945 roku, Bautzen 1976, 

s. 49.
7 „Serbske Nowiny” 83 (5.05.1924) 104, s. 2.
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borów do pruskiego Landtagu w 1924 i 1928 r., nie uzyskali jednak wyborczego 
mandatu. Natomiast udział Wendyjskiej Partii Ludowej przysporzył jej w 1924 r. 
w Prusach tysiąc dwieście pięćdziesiąt pięć głosów, ale już w 1928 r. – tylko 
trzysta osiemdziesiąt dwa. Tym samym SLS okazała się w pierwszym rzędzie 
partią wyborczą, i to – niezależnie od wsparcia małego kręgu serbołużyckich 
osobowości, takich jak Jan Skala i Jakub Lorenc-Zalěski – bez zaplecza w postaci 
stabilnych struktur partyjnych. Do Związku Mniejszości Narodowych w Niemczech 
w 1924 r. należały, jako najsilniejsza, Polska Partia Ludowa, Wendyjska Partia 
Ludowa, Związek Szlezwicki i Związek Mazurski, ponadto do wyborów w 1928 r. 
przystąpiła Litewska Partia Ludowa oraz Związek Fryzja. W wyborach do Reich-
stagu w 1930 r. SLS już nie wzięła udziału, jedynie w okręgu Liegnitz (Legnica) 
na wspólnej liście mniejszości narodowych, składającej się w listopadzie 1932 r. 
jeszcze tylko z „Listy Polaków” i Związku „Szlezwicka Ojczyzna”, pojawiła się 
„Partia Ludowa Łużyckich Serbów”, która mogła wziąć udział w wyborach do 
Reichstagu.

Wyniki wyborów Listy Mniejszości Narodowych do Reichstagu od 1924 do 19338

Rok Lista Głosy %
1924 (I) Mniejszości Narodowe Niemiec

− w tym Wendyjska Partia Ludowa
119736
10026

0,41
0,34

1924 (II) Mniejszości Narodowe Niemiec
− w tym Wendyjska Partia Ludowa

92961
5585

0,31
0,02

1928 Mniejszości Narodowe Niemiec
− w tym Wendyjska Partia Ludowa

71169
3111

0,23
0,01

1930 Mniejszości Narodowe Niemiec
− w tym Partia Ludowa Łużyckich Wendów

75889
288

0,22
–

1932 (I) Mniejszości Narodowe 34947 0,09
1932 (II) Mniejszości Narodowe 32988 0,09

Do założonego w 1924 r. Związku Mniejszości Narodowych w Niemczech 
należała Wendyjska Partia Ludowa razem ze Związkiem Domowiny i Maćicą 
Serbską. Przy znaczącym udziale Jana Skali związek ten sformułował liczne na-
rodowo-polityczne postulaty skierowane do rządu Rzeszy Niemieckiej. Wyróżnia 
się tu wspólne stanowisko zjednoczonych mniejszości narodowych do podnoszo-
nych wówczas, w szczególności przez niemieckie mniejszości za granicą, żądań 
odnośnie autonomii. Związek Mniejszości Narodowych reprezentował pogląd, 
że prawa grup narodowych mogłyby być zagwarantowane nie przez przyznanie 
pewnego rodzaju autonomii, lecz ustawodawstwo, które by pozytywnie uwzględ-

8 http://www.gonschior.de/weimar/Deutschland/Uebersicht_RTW.html (4.06.2010).
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niało i chroniło interesy mniejszości. W tworzeniu autonomicznych struktur 
widnieje niebezpieczeństwo izolacji lub wykluczenia. W nieaktualnej od 1929 r. 
„Deklaracji Związku Narodowych Mniejszości w Niemczech w europejskich 
kwestiach narodowościowych” widnieje zapis: „Zamiast problematycznej i gene-
ralnie nierealnej autonomii w sferze kultury mógłby wejść kulturowy mutualizm 
(uznana wzajemność) realizowany z pełnym szacunkiem wobec wielu narodo-
wych elementów kultury. W miejscu kulturowego samorządu, który prowadzi do 
kulturowej i obywatelskiej izolacji, należy wstawić równouprawnienie w obrębie 
państwowej ochrony kultury. Mutualizm i równouprawnienie grup kulturowych 
są gwarantem egzystencji europejskich wspólnot kulturowych9.

Przedstawicielstwo serbołużyckich interesów w NRD i ich ograniczenia

Po zakończeniu drugiej wojny światowej i pokonaniu hitlerowskiej dykta-
tury pojawiły się na krótko szczególne możliwości politycznej działalności dla 
Serbołużyczan. Zdelegalizowana w 1937 r. Domowina, bezpośrednio po wojnie 
– 10 maja 1945 r. – na nowo podjęła swoją działalność w rejonie Kamenz i Baut-
zen/Budziszyn. Pod koniec maja 1945 r. rosyjskie władze okupacyjne w powiecie 
Bautzen wyznaczyły antyfaszystowskiego działacza dr. Jana Cyža na starostę 
powiatu. Dzięki temu mógł on obsadzić Serbołużyczanami kluczowe politycznie 
stanowiska w regionalnej administracji. Tym samym udało się stworzyć dla serbo-
łużyckiej mniejszości narodowej – zanim nastąpiła polityczna dominacja Socja-
listycznej Partii Jedności Niemiec (SED) – korzystne warunki działania zarówno 
w administracji publicznej, jak również na polu oświaty. Późniejsze, właściwe 
prawa mniejszości narodowych objęły dzięki temu cały niemiecko-serbołużycki 
obszar10. Nie udało się jednak wpisanie prawa mniejszości do ochrony w krajowej 
konstytucji Saksonii w 1947 r. Przyjęta jednogłośnie w roku 1948 przez saksoński 
Landtag ustawa, za sprawą nacisku ze strony serbołużyckiej, o zachowaniu praw 
ludności serbołużyckiej11, była w Niemczech pierwszą przyjętą uchwałą dotyczą-
cą mniejszości narodowych. Ustawa ta, przyjęta w Brandenburgii merytorycznie 
w formie rozporządzenia rządowego w 1950 r., gwarantowała wyraźnie m.in. 

9 Verband der nationalen Minderheiten in Deutschland: Deklaration zur europäischen 
Minderheitenfrage, „Kulturwehr” 5 (1929), s. 8.

10 L. Elle, Sprachenpolitik in der Lausitz, Bautzen 1995, s. 34. 
11 Gesetz Zur Wahrung der Rechte der sorbischen Bevölkerung vom 23.03.1948 (Ustawa 

o zagwarantowaniu praw ludności serbołużyckiej z dnia 23.03.1948 r.) Gesetz- und Verordnungs-
blatt Sachsen, w: T. Pastor, Die rechtliche Stellung der Sorben in Deutschland, Bautzen 1997, 
s. 229.
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prawo Serbołużyczan do politycznej działalności w wyłonionych demokratyczną 
drogą, komunalnych i okręgowych gremiach (jednak nie w Landtagu). Artykuł 
4 głosił: „Na obszarze serbołużycko-niemieckim mocna liczebnie ludność serbo-
łużycka o odpowiedniej postawie antyfaszystowsko-demokratycznej ma zostać 
włączona do systemu administracyjnego”12. Natomiast nie powiodły się dążenia 
strony serbołużyckiej, aby w 11 artykule konstytucji Niemieckiej Republiki De-
mokratycznej dotyczącym mniejszości narodowych zamieścić specjalne prawo 
do politycznej działalności grup narodowościowych13. W okresie powojennym 
rozważano na nowo ideę założenia regionalnej partii serbołużyckiej. Ponieważ 
sowieckie władze okupacyjne do tego nie dopuściły14, serbołużyccy funkcjona-
riusze partii SED zaproponowali w 1947 r. – również bez sukcesu – utworzenie 
serbołużyckiej sekcji wewnątrz SED15. Z początkiem lat 50. XX w. Domowina, 
jako jedyna zalegalizowana serbołużycka organizacja, została podporządkowana 
systemowi władzy. Zdecydowany charakter odmowy serbołużyckiego przedsta-
wicielstwa w parlamentach odzwierciedlał fakt, że Domowina jako „socjalistycz-
na organizacja masowa” nie została przyjęta do „Demokratycznego Bloku”, który 
miał wyłączne prawo nominowania kandydatów do parlamentów. Wszelkie próby 
poruszenia kwestii statutu Domowiny zakończyły się niepowodzeniem16.

Zgodnie z regulacją praw dla Serbołużyczan w czasach NRD liczne sta-
nowiska w komunalnych samorządach zostały obsadzone Serbołużyczanami. 
W połowie lat 80. XX w. wydział do spraw serbołużyckich w ministerstwie spraw 
wewnętrznych NRD17 zamknął bilans z dwoma tysiącami dwustu osiemdziesię-
cioma pięcioma serbołużyckimi przedstawicielami na wszystkich szczeblach. 
W tym siedmiu zasiadało w Izbie Ludowej, trzydziestu pięciu należało do rad 
okręgowych w Dreźnie i Chociebużu, stu osiemdziesięciu pięciu – w radach po-
wiatowych. Dalszych dwa tysiące pięćdziesięciu ośmiu działało w miejskich oraz 
gminnych przedstawicielstwach. Tym samym Serbołużyczanie występowali we 
wszystkich wyborczych gremiach – od sejmików gminnych, aż po Izbę Ludową. 
Nie mieli jednak możliwości niezależnego działania, mającego na celu rozwiązać 
czy chociaż wyraźniej przedstawić serbołużyckie problemy.

12 Gesetz zur Wahrung der Rechte der sorbischen Bevölkerung vom 23.03.1948, § 4.
13 L. Elle, Sorben in deutschen Verfassungen, „Lětopis” 41 (1994) 2, s. 81.
14 E. Pech, Die Sorbenpolitik der DDR 1949–1970, Bautzen 1999, s. 31.
15 L. Elle, Sprachenpolitik in der Lausitz…, s. 67. 
16 Idem, Die Domowina in der DDR, Bautzen 2010, s. 174.
17 Bilanz über die spezifischen Ergebnisse der staatlichen Nationalitätenpolitik zwischen 

dem X. und XI. Parteitag der SED, Ministerium des Innern, Abteilung Sorbenfragen, Bautzen 
1981.
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W partyjnym państwie, jakim była NRD, istniały wprawdzie struktury re-
gulujące kwestie serbołużyckie, które umożliwiały względną kulturalną autono-
mię w ramach ideologicznych i państwowo-administracyjnych społecznych sto-
sunkach, ale charakteryzowały je przy tym istniejące deficyty demokratycznego 
systemu. Autonomia ta odznaczała się z jednej strony istnieniem specyficznych, 
kierowanych przez Serbołużyczan (zasiadających jednocześnie w zarządzie Do-
mowiny) obszarów odpowiedzialności w kwestiach serbołużyckich w trzech 
ministerstwach (1989 r.: Wydział ds. Serbołużyczan w Ministerstwie Spraw 
Wewnętrznych NRD, Sektory ds. Serbołużyczan w Ministerstwach Kultury 
i Edukacji Narodowej) oraz powstaniem specjalnych serbołużyckich, państwo-
wych instytucji o charakterze edukacyjnym, naukowym i kulturalnym. Z drugiej 
zaś strony – dawała pewne możliwości zabierania głosu w sprawach serbołuży-
ckich w łonie kierownictwa Domowiny18. 

II. Rola Domowiny – reprezentantki serbołużyckich interesów od 1990 r.

Przełom polityczny a przedstawicielstwo interesów serbołużyckich

W okresie politycznego przełomu lat 1989/90 serbołużyckie ugrupowania 
w różny sposób wyobrażały sobie zagwarantowanie demokratycznych praw 
mniejszości narodowych.

Wyobrażenia owe wynikały z niezadowolenia z dotychczasowego stanu rze-
czy, na który zdecydowany wpływ miała partia SED. Ponadto w niektórych pro-
pozycjach przeważał przede wszystkim aspekt „niezależnego przedstawicielstwa 
serbołużyckiego”. Związane z tym żądania zawierały różnorodne propozycje, 
np.: aby posłowie w parlamentach, niezależnie od liczby mandatowych nośni-
ków, mogli w kwestiach serbołużyckich jednoczyć się w jedną „serbołużycką 
grupę poselską”19, wzmocnienie gwarancji mandatowej dla Serbołużyczan20 albo 
osobne wybory dla serbołużyckich posłów aż do wprowadzenia rejestracji dla 
Serbołużyczan (z wpisem o przynależności etnicznej w dowodzie tożsamości) 
związanej z utworzeniem jednego serbołużyckiego okręgu powiatowego jako 
„narodowo-etnicznego obszaru chronionego”21. Wiele z tych wyobrażeń niewy-

18 Bliżej na temat relatywnej autonomii Serbołużyczan w NRD w: L. Elle, Die Domowi-
na..., s. 22.

19 M. Kasper, Die Lausitzer Sorben in der Wende 1989/90. Ein Abriss mit Dokumenten und 
einer Chronik, Bautzen 2000, s. 151.

20 Ibidem, s. 156.
21 Ibidem, s. 163.
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starczająco uwzględniało realną, polityczną i etnodemograficzną sytuację na nie-
miecko-serbołużyckim obszarze. Były raczej wyrazem poszukiwań dróg wyjścia 
ze sztywnych struktur „socjalistycznej demokracji” kończącej swoje istnienie 
NRD.

Żądania dotyczące politycznego przedstawicielstwa dla Serbołużyczan 
w „czasie przełomu” (1989/90)

• Serbska narodna zhromadźizna / Serbołużyckie Zgromadzenie Narodowe (listopad 1989): 
− jeden Serbołużyczanin powinien zostać członkiem Rady Państwa NRD 
− po dziesięć stałych mandatów poselskich do Izby Ludowej/Rad Okręgu dla Serbo-

łużyczan
− serbołużyckie mandaty poselskie w strukturach komunalnych odpowiednie do liczby 

ludności
• Serbska lěwica / Serbołużycka Lewica (listopad 1989)

− „specjalna grupa posłów do Izby Ludowej składająca się z Serbołużyczan ze wszyst-
kich frakcji, z prawem weta w kwestiach serbołużyckich”

• Serbske kulojtne blido / Serbołużycki Okrągły Stół (styczeń 1990)
− „przynajmniej po dwóch posłów wyłonionych przez Walne Zgromadzenie do Izby 

Ludowej i ośmiu do Landtagów”

18 marca 1990 r., w wyniku wolnych wyborów do Izby Ludowej NRD, po 
raz ostatni zasiadło we frakcji CDU (Unii Chrześcijańsko-Demokratycznej) troje 
Serbołużyczan – Maria Michałkowa, Stanisław Tillich, Ludwig Noack, we frak-
cji DBD (Demokratycznej Partii Chłopskiej Niemiec) – Jurij Čornak, Werner 
Maruš, a PDS (Partię Demokratyczno-Socjalistyczną) reprezentował wiceprze-
wodniczący Jurij Grós (wcześniej, od roku 1964, pierwszy sekretarz Związku 
Domowiny). „Nigdy wcześniej tak wielu reprezentantów serbołużyckiego spo-
łeczeństwa nie zasiadało w najwyższym parlamencie niemieckiego państwa”22 
– tak Martin Kasper skomentował wyborczy wynik.

Szczególnie dynamicznie występował Jurij Grós, którego frakcja wprowa-
dziła na wokandę temat niebranego już pod uwagę „Prawa dla Serbołużyczan”. Po 
zjednoczeniu NRD z Republiką Federalną Niemiec, Marię Michałkową przyjęto 
do Bundestagu (parlament RFN), a Stanisław Tillich został jednym z osiemnastu 
delegatów dawnej NRD, którzy w Parlamencie Europejskim do 1994 r. pełnili 
rolę obserwatorów.

Związek Domowiny w maju 1990 r. przystąpił do wyborów komunalnych 
i uzyskał w Radach Powiatowych Bautzen (Budziszynie), Kamenz i Hoyerswer-
da po jednym mandacie oraz dalsze miejsca w kilku sejmikach gminnych.

22 Ibidem. 
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Wyniki głosowania na Domowinę w okręgach wyborczych 
w maju 1990 r.23

Powiat Głosy Udział procentowy
Bautzen 3079 1,72
Kamenz 1398 1,45
Hoyerswerda 905 0,62

W 1990 r. Domowina wzięła także udział w wyborach do Landtagu w Bran-
denburgii, chociaż można było przewidzieć brak pozytwnego efektu. Ostatecznie 
jednak tysiąc stu siedemdziesięciu siedmiu (0,1%) wyborców zdecydowało się po-
przeć serbołużycki związek24. Było to ważne przede wszystkim z tego względu, 
że w przebiegu walki wyborczej serbołużyckie sprawy miały okazję zabrzmieć 
autentycznie, zwłaszcza że z pozostałych partii żaden Serbołużyczanin nie został 
nominowany. Tym samym partie te stanęły przed wyzwaniem „odkrycia swo-
ich barw” w kwestiach ochrony mniejszości narodowych. Zanim jednak Domo-
wina skonfrontowała się „twarzą w twarz” z pozostałymi politycznymi siłami, 
podkreśliła swoje prawa uprawnionej reprezentantki serbołużyckich interesów. 
W Saksonii w 1990 r. trzy partie (CDU, PDS i SPD) nominowały łącznie pięciu 
Serbołużyczan na wysokie miejsca. W następnych okresach wyborczych Serbo-
łużyczanie ponownie zostali wybrani do CDU i PDS (Lewicy) – w tym urzędu-
jący od 2008 r. jako premier (Saksonii) Stanisław Tillich (CDU). W niemieckim 
Bundestagu występuje od 1990 r. serbołużycka posłanka z ramienia CDU, Maria 
Michałkowa (z przerwą od 1990 do 1998 r.). W pierwszym okresie wyborczym 
serbołużycka bezpartyjna pisarka Angela Atachowa działała w parlamencie z ra-
mienia PDS (od lipca 1994 r. bez przynależności frakcyjnej).

Domowina ukonstytuowała się na początku lat 90. XX w. jako organizacja 
dachowa zrzeszająca swoje związki regionalne i powstające kolejne związki ser-
bołużyckie. Po przystąpieniu NRD do Republiki Federalnej Niemiec, w świetle 
obowiązującego od tej pory wyborczego prawa, jej udział w wyborach nie był 
już możliwy. Dlatego też Serbołużyczanie mogli być nominowani tylko przez 
partie polityczne albo Zjednoczenia Wyborców. W kwestii wyborów serbołuży-
ckich przedstawicieli do rad powiatowych i gminnych zarówno w Saksonii, jak 
i Brandenburgii nie istniały żadne specjalne regulacje. Serbołużyckie Zjednocze-
nia Wyborców musiały spełniać te same warunki (ze względu na podpisy popar-

23 „Nowa doba” 44 (8.05.1990) 101, s. 2; 44 (9.05.1990) 102, s. 4.
24 http://www.glasnost.de/db/Wahlen/90bran.html (8.06.2010).
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cia), co większość narodowa. Jeszcze tylko w Radzie Powiatowej byłego powiatu 
Kamenz od czasu wyborów komunalnych w 1994 r. jeden poseł reprezentował 
Wolne Serbołużyckie Zjednoczenie Wyborców (FSWV).

Związki członkowskie Domowiny w 2007 r.25

Członkowstwo w Zjednoczeniach Członkowie
Župa Delnja Łužyca z. t. 1985
Župa „Handrij Zejler”, Wojerecy 980
Župa „Michał Hórnik”, Kamjenc 760
Župa „Jan Arnošt Smoler”, Budyšin 608
Zwjazk serbskich spěwarskich towarstwow z. t. 579
Towarstwo Cyrila a Metoda z. t. 540
Župa Běła Woda/Niska 424
Serbske šulske towarstwo z. t. 310
Zwjazk za serbski kulturny turizm z. t. 185
Serbski Sokoł z. t. 130
Maćica Serbska z. t. 116
Zwjazk serbskich wuměłcow z. t. 110
Zwjazk serbskich studowacych 95
Zwjazk serbskich rjemjeslnikow a předewzaćelow z. t. 63
Spěchowanski kruh za serbsku ludowu kulturu z. t. 35
Pawk z. t. 33
SKI Berlin z. t. 24
Towaršnosć za spěchowanje SLA z. t. 23

Po ostatecznym podjęciu decyzji w sprawie połączenia powiatu Bautzen, 
Kamenz i Hoyerswerda w nowy powiat Bautzen (w ramach reformy terenów po-
wiatowych w 2008 r.), wspierane przez Domowinę FSWV mogło uzyskać po-
nownie jeden mandat. Pozostali Serbołużyczanie zostali wyłonieni przez inne 
mandatowe nośniki. Także w niektórych gminach działają i zdobywają mandaty 
FSWV albo inne ugrupowania. Te miejscowe wspólnoty wyborcze ograniczają 
się najczęściej do ogólnego działania na szczeblu komunalnym, bez artykułowa-
nia w szczególny sposób problemów serbołużyckich i starań o polityczny profil 
mniejszości narodowych. Domowina nie ma obecnie żadnej koncepcji w sprawie 
kontynuowania z nimi współpracy. Wprawdzie miejscowe serbołużyckie Zjed-
noczenie Wyborców mogłoby stanowić konieczny trzon dla wspólnego niemie-
cko-serbołużyckiego obszaru i stać się znaczącym serbołużyckim związkiem 

25 Materiały dla delegatów na Walne Zgromadzenie Domowiny w 2009 r.: 14. hłowna 
zhromadźizna 28. Měrca 2009 w Chrósćicach, s. 86. 
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wyborców (podobnie jak Enotna Lista słoweńskiej mniejszości w Kärnten, Po-
łudniowoszlezwicki Związek Wyborców w Schlezwig-Holstein albo też niemie-
ckie przedstawicielstwo w Polsce), nie doszło jednak do tej pory do prawomocnej 
w skutkach inicjatywy. W każdym razie aktywność zarządu Domowiny w komu-
nalnych serbołużyckich problemach nie ma szczególnego znaczenia. 

Mandaty Serbołużyckiego Zjednoczenia Wyborców w Radach Powiatowych od 1990 r.

Rok wyborczy / region Głosy Mandaty %
1990 Bautzen*, Kamenz*, Hoyerswerda* 5382 3 –
1994 Kamenz 4287 1 2,1
1999 Kamenz 4439 1 2,2
2004 Kamenz 3775 1 2,2
2009 Bautzen** 5000 1 1,4

* = Mandaty dla Domowiny ** = łącznie z byłymi powiatami Kamenz i Hoyerswerda

Ze względu na granice parlamentarnej działalności, jak i z powodu przyzna-
wanego jej przez ogół prawa bycia rzeczniczką całego serbołużyckiego narodu, 
rozwinęła się rola Domowiny jako politycznej reprezentantki interesów serbo-
łużyckich. Jej prawny status to zarejestrowany związek (dachowy) użyteczno-
ści publicznej. Domowina utrzymuje się w niewielkiej części ze środków włas-
nych, otrzymuje też państwowe wsparcie finansowe za pośrednictwem Fundacji 
na Rzecz Narodu Serbołużyckiego. Pracę o charakterze politycznym wykonuje 
dwunastu etatowych współpracowników. Zakłada się, że Domowina będzie re-
agować wszędzie tam, gdzie zostaną naruszane serbołużyckie sprawy. Związek 
strzeże praw łużyckich Serbów poprzez działalność w demokratycznych gre-
miach, konsultatywną współpracę z ministerstwami rządu federalnego, krajo-
wego i dalszymi nowsicielami spraw publicznych, jak również z komunalnymi 
instytucjami oraz administracją. W niektórych powiatach, miastach i gminach 
powstały rady i komisje, które, podobnie jak przedstawiciele Domowiny, zajmują 
się sprawami serbołużyckimi i które w wielu przypadkach służą przeważnie gło-
sem doradczym. Przy okazji Walnego Zgromadzenia w marcu 2009 r. wykazano 
ponad czterdziestu przedstawicieli w podobnych gremiach.
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Współdziałanie przedstawicieli Domowiny w demokratycznych gremiach i instytucjach 
(wybór, stan z wiosny 2009)26

Gremium Liczba i status przedstawicieli Domowiny

Grupa robocza ds. serbołużyckich 
w powiecie Bautzen 

Pięciu biegłych wytypowanych przez Domowinę, 
w tym trzech współpracowników Domowiny

Rada doradcza ds. serbołużyckich 
miasta Hoyerswerda 

Czterech członków zaproponowanych przez Domowi-
nę, jeden współpracownik Domowiny jako pojedyn-
czy kandydat

Rada ds. mniejszości narodowych 
Republiki Federalnej Niemiec

Trzech członków delegowanych przez Domowinę 

Rada Fundacji na Rzecz Narodu 
Serbołużyckiego

Czterech członków delegowanych przez Domowinę 
(w tym przewodniczący i dwóch współpracowników 
na kierowniczych stanowiskach), dwóch urzędników 
Domowiny z Brandenburgii wybranych przez Radę 
ds. serbołużyckich

Rada ds. mniejszości narodowych przy 
Landtagu Brandenburgii

Pięciu członków mianowanych przez ogół serbołuży-
cki, w tym jeden urzędnik na kierowniczym stanowi-
sku i jedna współpracownica Domowiny

Rada ds. mniejszości narodowych przy 
Landtagu Wolnego Państwa Saksonii

Czterech członków nominowanych przez serbołu-
życkie związki, w tym trzech funkcjonariuszy lub 
urzędników Domowiny

Rada Rozgłośni Radiowej RBB Jeden członek nominowany przez Domowinę 
Saksoński Senat ds. Kultury Jeden serbołużycki członek powołany przez Senat 

ds. Kultury (członek zarządu Związku Artystów 
Serbołużyckim Künstlerbund, związek członkowski 
Domowiny)

Rada doradcza ds. szkolnictwa 
w Brandenburgii

Jeden członek nominowany przez Radę Serbołużycką 
(współpracownik Domowiny)

Rada ds. edukacji w Saksonii Jeden członek serbołużycki, nominowany przez 
Serbołużycki Związek Szkolny (związek członkowski 
Domowiny)

Grupa robocza do serbołużyckich, spe-
cyficznych kwestii edukacyjnych 
w Ministerstwie Edukacji Branden-
burgii

Trzech członków nominowanych przez Radę Serbo-
łużycką wzgl. Serbołużycki Związek Szkolny, w tym 
dwóch urzędników Domowiny

Regionalne zgromadzenie terenowego 
zjednoczonego planowania
„Lausitz-Spreewald”

Jeden członek Domowiny na stanowisku kierowni-
czym o statusie doradczym

Komisja Węgla Brunatnego Landu 
Brandenburgii

Jeden członek delegowany przez Domowinę 

Regionalny Związek Planowania 
„Oberlausitz/Niederschlesien”

Jeden współpracownik Domowiny na stanowisku 
kierowniczym o statusie doradczym

Powiatowa rada doradcza ds. edukacji 
„Spree-Neisse”

Jeden współpracownik Domowiny

Włączenie serbołużyckich organizacji do podanych wyżej instytucji nie jest 
w każdym wypadku prawnie uregulowane. To oznacza, że przedstawicielstwo 

26 Ibidem, s. 100.
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serbołużyckich interesów zależy niekiedy od dobrej woli podmiotu decyzyjne-
go. Odpowiedzialne za sprawy serbołużyckie i przez Serbołużyczan kierowane 
jednostki strukturalne w ministerstwach krajowych Brandenburgii i Saksonii 
z własnym głosem decyzyjnym (porównywalne z wydziałem/sektorami w mini-
sterstwach rządowych NRD) nie istnieją. 

Aktualna dyskusja na temat serbołużyckiego stowarzyszenia prawa publicznego

Wprawdzie przeprowadzony przegląd dowodzi, że obecność Domowiny 
w społecznych gremiach jest wielostronny, to od dłuższego czasu odbywają się 
dyskusje na temat konieczności poszerzenia jej dalszych możliwości współdzia-
łania, a nawet uzyskania prawa samorządowego (w sensie pewnej autonomii kul-
turalnej albo samorządu mniejszości narodowej). Zakłada się, że wyłonieni przez 
Landtagi (parlamenty krajowe) radcy ds. serbołużyckich nie potrafiliby pełnić 
funkcji reprezentanta serbołużyckich interesów, gdyż mają oni zaledwie status 
doradczy, nie zostali wybrani bezpośrednio przez Serbołużyczan i nie są wład-
ni wypracować żadnych własnych inicjatyw parlamentarnych. Rada Fundacji 
na Rzecz Narodu Serbołużyckiego również nie może pełnić tej funkcji, gdyż jej 
kompetencje z jednej strony ograniczają się do czynności związanych z regu-
lowaniem spraw dotyczących Fundacji, a z drugiej – siłę jej głosu wynikającą 
z zajmowanych służbowych stanowisk mogą usłyszeć, oprócz nominowanych 
przez Domowinę serbołużyckich przedstawicieli, niektórzy członkowie w Bun-
destagu, landach i niektórych gminach. Ponadto przez niektórych funkcjonariu-
szy Domowiny nadal zgłaszany jest wymóg, aby na pewnych politycznych polach 
– przykładowo w dziedzinie edukacji i kultury – skorzystać z „prawa do auto-
nomii”, gdyż, jak się sądzi, tylko wtedy szczególne serbołużyckie sprawy dosta-
tecznie i rzeczywiście zostałyby uwzględnione. Podstawą do podobnych rozwa-
żań w łonie związku Domowiny stała się analiza doświadczeń innych regionów 
mniejszości narodowych w Europie, jak na przykład terytorialno-autonomiczne 
struktury w południowym Tyrolu i Niemiecka Gmina w Belgii czy Autonomia 
Szkół duńskiej grupy narodowościowej w Szlezwiku-Holsztynie i parlamentarne 
współdziałanie Południowo-Szlezwickiego Związku Wyborców (SSW) w komu-
nalnych sejmikach oraz parlamencie krajowym w Szlezwiku-Holsztynie. 

Uchwalony przez Domowinę w 2002 r. program zawierał stwierdzenie 
o dążeniu do uzyskania publiczno-prawnego statusu dla związku Domowiny ze 
wszystkimi z tego wynikającymi uprawnieniami decyzyjnymi: „Domowina stara 
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się o status stowarzyszenia praw publicznego”27. Przewodniczący organizacji Jan 
Nuk uzasadniał ten krok następująco: „Gdybyśmy się stali publiczno-prawnym 
stowarzyszeniem, bylibyśmy w końcu gremium, które miałoby w pewnych kwe-
stiach decyzyjne prawo. Przyniosłoby to korzyść Serbołużyczanom, ponieważ 
różne kontrowersyjne prądy hamują wspólne działanie”28. Po kilku dyskusjach 
kierownictwo organizacji doszło jednak do wniosku, że uzyskanie zmiany sta-
tusu nie przyniosłoby żadnej realnej poprawy dotyczącej skuteczności działa-
nia”29.

W roku 2009 przyczyną ponownego wywołania debaty na temat serbołuży-
ckiego przedstawicielstwa interesów stała się ekspertyza dotycząca generalnych 
kwestii wspierania serbskości30, wykonana na zamówienie Fundacji na Rzecz 
Narodu Serbołużyckiego. W dyskusji padały głosy, że organizacja o charakterze 
związkowym nie jest zdolna do reprezentowania „narodu”. Do kształtowania aktu 
politycznej woli związkowi brakuje bowiem demokratycznych uprawnień31.

Konstrukt publiczno-prawnego serbołużyckiego przedstawicielstwa przed-
stawił w 2009 r. (na podstawie wspomnianej ekspertyzy) austriacki znawca pra-
wa międzynarodowego Peter Pernthaler32. Bazuje ona na modelu opracowanym 
dla Słoweńców w Kärnten (Karyntia)33:

„Ta w międzyczasie dyskutowana propozycja (...) na temat »modelu Perntha-
lera« nie znalazła jednoznacznego przyzwolenia u samych zainteresowanych. 
Sam Główny Związek [karynckich Słoweńców – L.E.] wystąpił przeciwko po-
dobnej »etnicznej izbie«, ponieważ wobec perspektywy Europy Regionów 
i konieczności stosowania bilingwalizmu (dwujęzyczności) i multikulturowości 

27 Programm der Domowina/Bund Lausitzer Sorben, beschlossen auf der 9. Hauptver-
sammlung 12.04.1997, Pkt. III 4, http://www.domowina.sorben.com/dokumenty/program.htm 
(12.06.2010).

28 Zhromadne za jedyn postronk. Rozmołwjachmy so z předsydu Domowiny Janom Nu-
kom, „Serbske Nowiny” 2002/12 (11.10.2002), s. 5.

29 Bjarnat Cyž, Žane dalše prócowanja wo status zjawnoprawniskeje korporacije, 
w: Domowina – Zwjazk Łužiskich Serbow z.t. Dokumentacija 13. hłowna zhromadźizna Domowiny, 
s. 83. http://www.domowina.sorben.com/dokumenty/hlowna2007.pdf (8.06.2010).

30 M.T. Vogt und V. Kreck, Gesamtkonzept zur Förderung der sorbischen Sprache und 
Kultur, Teil II, Empfehlungen zur Stärkung der sorbischen Minderheit durch Schaffung eines ab-
gestimmten Selbstverwaltungs-, Kooperations-, Projekt- und Institutionenclusters, Görlitz 2009, 
http://stiftung.sorben.com/usf/IKS_Empfehlungen_Sorben_091205r.pdf (12.05.2010).

31 P. Pernthaler, Gutachten über die Errichtung einer Körperschaft als öffentlichrechtli-
che Vertretung der Sorben (Wenden), w: Minderheiten als Mehrwert, red. M.T. Vogt, J. Sokol, 
D. Bingen, J. Neyer, A. Löhr, Frankfurt am Main, 2010.

32 Ibidem.
33 Idem, Modell einer autonomen öffentlichrechtlichen Vertretung der slowenischen Volks-

gruppe in Kärnten, w: „Europa Ethnica” 50 (1993) 1–2, s. 24–38.
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(wielokulturowości), obowiązuje przezwyciężanie etnicznych podziałów, a nie 
ich, przez tego rodzaju modele, »utrwalanie«”34. Dyskusja dotycząca tego prob-
lemu trwa, zarówno wewnątrz słoweńskiej grupy narodowościowej, jak również 
w instytucjach państwowych, aż do dzisiaj. Pod koniec 2009 r. debata została 
wznowiona, lecz jak dotąd, narady między przedstawicielami mniejszości na-
rodowych, rządami federalnym i krajowymi nie przyniosły rezultatu. Penthaler 
w ramach swojej koncepcji wychodzi z założenia, że „tylko organizacje o statusie 
(publiczno-prawnego) stowarzyszenia umożliwiają skuteczne współdecydowanie 
w etnicznym partnerstwie, w kolektywnej ochronie prawnej dla kolektywnego 
prawnego dobra (...)”35.

Podobnego zdania jest także profesor lipskiego uniwersytetu Markus Kot-
zur, który postulował dla Serbów łużyckich narodowo-prawny status „narodu”36. 
Wymienieni naukowcy, jak również niektórzy działacze Domowiny, podchodzą 
do tej problematyki w sposób tradycjonalistyczny. Na Łużycach, gdzie panują 
etnicznie zróżnicowane, kulturowe i politycznie pluralistyczne warunki, jest to 
raczej nierealne. Ludzie chcą i wolą być po prostu zaliczani do „Niemców” lub 
„Serbołużyczan”, bez spełniania dodatkowych warunków.

Prawo do ochrony mniejszości narodowych w Niemczech nie zależy gene-
ralnie ani od urzędowo zarejestrowanego przyznawania się do mniejszości (od 
liczby członków mniejszości narodowych), ani też od intensywności w demon-
strowaniu „mniejszościowej tożsamości”. Obowiązuje zasada: przyznawanie się 
do przynależności narodowej jest dobrowolne, nie podlega kontroli ani rejestracji. 
Postrzeganie siebie w roli etnicznego Serbołużyczanina czy Niemca to wyłącznie 
indywidualna decyzja. Korzystanie ze szczególnych językowych i kulturowych 
praw i możliwości nie ma związku z deklarowaną przynależnością do „serbsko-
ści”. Tym samym, każdy obywatel w regionie dwujęzycznym może swoje dziecko 
zgłosić do serbołużyckiej placówki przedszkolnej czy szkoły, brać udział w kul-
turalnych przedsięwzięciach albo używać serbołużyckiego języka w kontaktach 
z urzędami. Z drugiej zaś strony, nikt wbrew własnej woli nie może być jako 
Serbołużyczanin „pozyskiwany”. Zamiana tożsamości – przeważnie z serbołu-
życkiej na niemiecką – albo przemieszczanie się między jedną a drugą tożsa-

34 J. Marko, Autonomie und Integration Rechtsinstitute des Nationalitätenrechts im funk-
tionalen Vergleich), Wien–Köln–Graz 1995, s. 425.

35 P. Pernthaler, Über die Errichtung einer Körperschaft…
36 Das Selbstbestimmungsrecht des sorbischen Volkes, „Serbske Nowiny”. Monatliche 

Ausgabe in deutscher Sprache, Mai 2010, s. 3.
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mością jest możliwe, jak również i wybiórcze korzystanie ze szczególnej oferty 
kulturalnej, językowej i edukacyjnej.

Problematyczne pozostaje w dalszym ciągu stosowanie pojęcia „naród ser-
bołużycki” w świetle prawa międzynarodowego i, co za tym idzie, uprawnionego 
upominania się o „samorządność”. O „narodzie serbołużyckim” można w naj-
lepszym razie mówić w etniczno-kulturowym sensie, biorąc pod uwagę status 
mniejszości bez „kin-state”, a więc – w odróżnieniu od narodowej mniejszości – 
jako część grupy uznanej gdzieś indziej przez państwową „narodową większość”, 
jednak nie w państwowym albo zgodnym z prawem międzynarodowym kontek-
ście. W pojęciu prawa międzynarodowego naród tworzy grupa ludzi „osiedlonych 
na spójnym obszarze, wykazująca etniczne, kulturowe albo inne cechy wspólne 
i dysponująca odpowiednim uczuciem przynależności do wspólnoty”37. Nie tylko 
terytorialne rozproszenie, w którym łużyccy Serbowie żyją wspólnie z niemiecką 
ludnością, ale też wielostronne, rodzinne, kulturowe i światopoglądowo-religijne 
powiązania obu grup ludności i daleko idące bezkonfliktowe codzienne współży-
cie doprowadziły do tego, że o sztywnych etniczno-kulturowych granicach i po-
nadto „specyficznym uczuciu przynależności do wspólnoty” – z jednoczesnym 
warunkiem szczególnego „uczucia izolacji” w pojęciu niemieckich współobywa-
teli – w istotnym sensie prawa międzynarodowego nie może być mowy.

Odnośnie do zaproponowanego przez Penthalera sposobu założenia uzna-
nego w wyborczym procesie serbołużyckiego stowarzyszenia publicznego prawa 
i bazujących na nim administracyjnych gremiów pojawiło się wiele dylematów:

1. Wyłonienie podobnego stowarzyszenia w wyniku wyborów wymagało-
by zdefiniowania pojęcia elektoratu. Ponieważ zasada dobrowolności w przyzna-
waniu się do narodowości nie powinna zostać złamana, byłoby to możliwe tylko 
przez zastosowanie niebezpośrednich kryteriów i ich definicję. W zależności od 
owych kryteriów wiązałaby się z tym pewnego rodzaju izolacja – to znaczy po-
wstałyby etniczne granice. Penthaler proponuje, aby w wyborach powszechnych 
(np. do Landtagów) wydawano w serbołużyckich regionach dodatkowe serbo-
łużyckojęzyczne karty do głosowania. Jednocześnie, wraz z użyciem tej karty 
w tajnym postępowaniu wyborczym (poprzez skreślenie kandydata), zostałaby 
wniesiona przynależność do serbołużyckiej wspólnoty. Przy okazji zostałby po-

37 A. Schubert, Sezessionsrecht, Staatswerdung und Anerkennung von Staaten, Deutscher 
Bundestag – Wissenschaftliche Dienste, nr 47/07 (17.11.2007), w: http://www.bundestag.de/do-
kumente/analysen/2007/Sezessionsrecht__Staatswerdung_und_Anerkennung_von_Staaten.pdf 
(8.06.2010).
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minięty fakt, że przyznanie się do przynależności do narodu serbołużyckiego nie 
jest równoznaczne ze znajomością serbołużyckiego języka.

2. Wywołana w ten sposób polityka etniczno uzasadnionego zróżnicowa-
nia mieszkańców Łużyc wprawdzie przez anonimowość udziału w wyborach nie 
mogłaby być zindywidualizowana, jednakże zostałaby dostrzeżona i mogłaby 
wpłynąć na polityczną kulturę regionu.

3. Penthaler w dalszej kolejności zwraca uwagę, że obdzielenie obecnych 
czołowych kandydatów w obu landach dodatkowym mandatem byłoby daleko 
idącym naruszeniem zasady równych wyborów. Z jednej strony serbołużyccy 
posłowie mogliby wejść do Landtagu z wyraźnie mniejszą ilością głosów niż tego 
wymaga regularny mandat, z drugiej – serbołużyccy wyborcy mieliby dodatko-
wy głos do dyspozycji.

4. Założenie serbołużyckiego stowarzyszenia byłoby przeniesieniem do-
tychczasowej, generalnej odpowiedzialności stowarzyszeń terenowych ds. ser-
bołużyckich, uregulowanej w konstytucjach parlamentów krajowych w formie 
„Prawa Serbołużyczan” i dalszych przepisach prawnych, na nowe serbołużyckie 
stowarzyszenie. Ponieważ nie mogłyby one odciąć się od publicznych instytucji, 
kontakty pomiędzy nimi musiałyby zostać na nowo uregulowane, szczególnie 
w sprawach dotyczących przyczyn sporów oraz możliwych tendencji krzyżowa-
nia się kompetencji i równoległych struktur administracyjnych.

5. Nie jest wykluczone, że utworzenie specjalnej „serbołużyckiej” admini-
stracji i instytucji (np. w sferze edukacji) wymagałoby stworzenia adekwatnych 
„niemieckich” instytucji (porównywalnych z równoległymi szkolnymi admini-
stracjami dla niemieckich, ladyńskich i włoskich szkół w południowym Tyrolu). 

W niektórych kręgach kierownictwa Domowiny pojawiają się aktualnie 
oznaki popierania propozycji Penthalera i innych autorów, przy czym, jak dotąd, 
związane z tym problemy dotyczące możliwości realizacji w niemieckich, po-
litycznych warunkach, najczęściej są pomijane. Dla podobnych serbołużyckich 
przedstawicielstw mniejszości narodowych o charakterze ogólnym niezbędne by-
łyby zmiany w konstytucji i zasadach prawa wyborczego w dwóch niemieckich 
landach. Ponieważ kompetencje jednego serbołużyckiego przedstawicielstwa do-
tyczyłyby obu landów, konieczne do wypracowania byłyby dalsze uregulowania 
prawne, w niektórych obszarach wykraczające poza prawo federalne.

Opracowanie tą drogą jednego, generalnego politycznego konsensusu może 
być trudne, gdyż strona serbołużycka musiałaby być w pełni przekonana, że tego 
rodzaju krok jest absolutnie konieczny i pozbawiony alternatywy. Przeciwko temu 
jednak przemawia na ogół pozytywna, też z serbołużyckiej strony, ocena polityki 
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mniejszościowej wobec Serbów łużyckich. Istniejące już polityczno-prawne moż-
liwości usuwania niekonsekwencji czy niedomogów w realizacji polityki wobec 
mniejszości nie zostały do tej pory wyczerpane. Krytyka ze strony serbołuży-
ckiej dotyczyła w przeszłości niemal wyłącznie kilku edukacyjno-politycznych 
decyzji i wysokości oraz sposobu rozdzielania finansowego wsparcia, a także 
wynikających z tego konsekwencji. Trudno sobie wyobrazić, że owe problemy 
byłyby wystarczającym argumentem do przeprowadzenia zasadniczych zmian 
strukturalnych. Nawet jeśli zostałby osiągnięty polityczny konsensus, to jego 
konstytucyjne i prawne wprowadzenie w życie byłoby nie tylko długotrwałe, ale 
i w efekcie niewiadome. 

Na początku maja 2010 r. zarząd Związku Domowiny zdecydował o prze-
prowadzeniu wewnątrz organizacji dyskusji związanej z wyżej wspomnianymi 
propozycjami38 i podjęciu odnośnych decyzji na walnym zgromadzeniu w 2011 r. 
Punkt wyjścia zapowiedzianej debaty jest sprawą otwartą – zwolennicy publicz-
no-prawnego statutu Domowiny widzą w tym możliwość suwerennego podejmo-
wania decyzji w sprawach serbołużyckich przez uprawnionych do tego, wybra-
nych przez samych Serbołużyczan, przedstawicieli, to znaczy bez współpracy 
z dalszymi publicznymi (czyli niemieckimi) instancjami, np. w dziedzinie edu-
kacji, pielęgnowania kultury i specyficznych sprawach serbołużyckich instytucji. 
W przestrzeni publicznej zwraca się za mało uwagę na to, że przez ścisłe relacje 
Niemców i Serbołużyczan istniejące problemy i konflikty mogą zostać rozwią-
zane tylko we wspólnym działaniu, nawet jeśli jawią się jako trudne. Wszystkie 
polityczne dążenia przedstawicielstw serbołużyckich interesów – tak Domowiny, 
jak i pozostałych instytucji – muszą w następnej kolejności zostać ukierunko-
wane na to, aby odpowiednio zintensyfikować postrzeganie odpowiedzialności 
regionalnych publicznych gremiów i instytucji. Do tego mogłoby również należeć 
żądanie kompetentnych i zdolnych do podejmowania decyzji gremiów w rządach 
krajowych albo na szczeblach komunalnych, które w pewnym sensie powinny 
działać, w porozumieniu z Domowiną, w atmosferze „względnej, kulturowej au-
tonomii”. W przeciwnym razie „etniczne rozczłonkowanie” sfer odpowiedzial-
ności doprowadziłoby do konfrontacji serbołużyckiej mniejszości z niemiecką 
większością, a publiczne instytucje zostałyby zwolnione z odpowiedzialności 
w sprawach serbołużyckiej mniejszości. Poza tym daje się zauważyć, że deba-
ta na temat nowej struktury politycznego współdziałania Serbów łużyckich jest 
prowadzona bardziej z uwagi na formę niż treść – merytoryczna analiza o przy-

38 Forum dyskusyjne w internecie: http://www.domowina.sorben.com/strony/quovadis.
htm (12.06.2010).
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czynach niedomogów i ograniczeniach obecnego stanu rzeczy nie odnosi skutku, 
„stowarzyszenie prawa publicznego” zaś brane jest za panaceum – lek na wszyst-
ko.

Wendyjska Partia Ludowa/Łużycki Alians

W obliczu swojej wiodącej pozycji w serbołużyckiej przestrzeni publicznej 
i politycznej Domowina, niezależnie od dalszego rozwoju wypadków, pozostanie 
odpowiednią przedstawicielką serbołużyckich interesów. Realistyczna alterna-
tywa jest w tej chwili trudna do wyobrażenia. Jednak nie można wykluczyć po-
wstania jakiegoś innego ugrupowania, które przyzna sobie prawo reprezentowa-
nia serbołużyckiej społeczności.

W marcu 2010 r. powstało zjednoczenie o nazwie „Serbska Ludowa Stro-
na”/Wendyjska Partia Ludowa. Ta, do dzisiaj w serbołużyckiej społeczności nie-
zakotwiczona grupa, z niespełna dziesięcioma aktywistami39, rości sobie prawo 
bycia partią polityczną Serbołużyczan i tym samym – uzupełnieniem dachowego 
Związku Domowiny. Powołuje się ona w swoich dokumentach założycielskich na 
tradycję Serbskiej Ludowej Strony (Serbołużycka Partia Ludowa) z lat 20. XX w. 
i widzi się jej prawną kontynuatorką. W swoich programowych wypowiedziach 
występuje w podobnych sprawach jak Domowina, która z kolei odmawia jej pra-
wa do politycznego reprezentowania Serbołużyczan. Publiczne wystąpienia SLS 
ograniczają się, jak dotąd, wyłącznie do wyrażenia kilku opinii w mediach inter-
netowych (2009 r. – cztery, 2008 r. – jedenaście i 2007 r. – sześć informacji praso-
wych). Partia SLS ma jednego pełnomocnika do współpracy z Białorusią i Polską 
(co ciekawe – już nie ze Słowacją ani Czechami), a były polski eurodeputowany 
Sylwester Chruszcz z Ligi Polskich Rodzin utrzymywał do 2009 r. w siedzibie tej 
partii w Cottbus swoje biuro. Kierownictwo SLS nawiązało w 2008 r. kontakty 
z European Free Alliance (EFA) i ma tam status obserwatora40. W kwietniu 2010 r. 
SLS zmieniła swoją nazwę na Łužiska Alianca – Łużycki Alians. Chce być teraz 
postrzegana jako partia regionalna i zarazem – mniejszości narodowej. Aktual-
nych programowych wypowiedzi, w związku ze zmianą nazwy, jeszcze nie ma. 
W świetle partyjnego prawa Republiki Federalnej Niemiec status tego ugrupowa-

39 Partia SLS (późniejszy ŁA) nie opublikowała żadnych danych dotyczących liczby człon-
ków. Podana liczba jest szacunkową, wyniesioną z informacji prasowych.

40 EFA – Wolny Sojusz Europejski jest zrzeszeniem europejskiego ruchu regionalistycz-
nego i partii mniejszości narodowch, w tym „Południowo-Szlezwicki Związek Wyborców” 
z Niemiec, partia „Fryzowie” i „Partia Bawarska” oraz organizacja „Ruch Autonomii Śląska” 
z Polski.
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nia jako partii jest co najmniej wątpliwy, gdyż podstawowym warunkiem współ-
udziału w politycznych procesach jest uczestnictwo w wyborach do Bundestagu 
i parlamentów krajowych41. A tego właśnie parta SLS od chwili swojego powsta-
nia jeszcze nie uczyniła. Wręcz przeciwnie – za wyraźnym rozporządzeniem za-
rządu42 nie wzięła udziału w wyborach komunalnych, do Landtagu i Bundestagu 
w 2009 r.

Streszczenie

Autor analizuje proces instytucjonalizacji interesów Serbołużyczan w Niemczech 
w XX i XXI wieku. Badanie historycznych uwarunkowań tego procesu jest wykorzy-
stywane jako podstawa do refleksji na temat dzisiejszej kondycji politycznej Łużyczan 
i możliwości utrzymania tożsamości narodowej we współczesnych warunkach.

Słowa kluczowe: Serbowie Łużyccy, partycypacja polityczna, Domowina
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Summary

The author analyzes the process of institutionalizing the interests of Sorbs in Ger-
many in the twentieth and twenty-first century. Auditing of historical determinants of 
this process is used as a basis for reflection on today’s political condition of the Sorbs and 
the possibility of maintaining national identity in contemporary conditions.

Keywords: Sorbs political participation, Domowina

41 Art. 1 ustawy o partiach politycznych Federalnej Republiki Niemiec ustanawia: „Partie 
są zjednoczeniami obywateli, którzy stale lub przez dłuższy czas, na obszarze Federacji lub jakie-
goś Landu wpływają na polityczny proces kształtowania decyzji i wykazują wolę współpracy z re-
prezentantami narodu w niemieckim Bundestagu albo Landtagu, jeśli przedstawiają ogólny obraz 
rzeczywistych stosunków, szczególnie w zasięgu swoich organizacji, dotyczący liczby członków 
i wystąpień publicznych, i stanowią dostateczną gwarancję powagi w osiąganiu wyznaczonego 
celu”. Parteiengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 149), 
w: http://www.gesetze-im-internet.de/partg/__2.html (5.06.2010).

42 Wendische Volkspartei beteiligt sich nicht an Bundestags- und Landtagswahlen, 
w: SLS – Serbska Ludowa Strona, „Pressemitteilung” nr 004/2009, Cottbus, 5.07.2009.
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A SEPARATYZMEM

Bretania (po bretońsku: Breizh, po francusku: Bretagne) jest obecnie jed-
nym z dwudziestu dwóch wewnętrznych regionów Francji. W jej skład wchodzą 
cztery departamenty (Côtes-d’Armor, Finistère, Ille-et-Vilaine i Morbihan), choć 
tradycyjnie do Bretanii przynależy również departament Loire-Atlantique wraz 
ze stolicą diuków bretońskich w Nantes (Naoned). Historyczny obszar Bretanii 
zamieszkuje obecnie nieco ponad cztery miliony ludzi, region ten zaś – jak po-
kazują sondaże przeprowadzane od lat przez Instytut TMO1 – charakteryzuje 
się wysokim stopniem tożsamości lokalnej i przywiązaniem do własnej kultury. 
Tendencja ta jest jednak widoczna dopiero od kilkudziesięciu lat. Wcześniej, po-
czynając od XIX w., następowała w Bretanii bardzo szybka asymilacja kultu-
rowa i językowa. Jeszcze na początku XX w. językiem bretońskim posługiwało 
się na co dzień ponad milion osób; obecnie szacuje się, że liczba osób bretońsko-
języcznych nie przekracza dwustu tysięcy2. 

Biorąc pod uwagę niskie wyniki wyborcze, scena polityczna Bretanii wyda-
je się bardzo bogata. Istnieje kilkanaście bretońskich partii politycznych; niektóre 
mają długą historię i tradycję (ideologicznie sięgającą nawet początków ruchu na-
rodowego Bretanii), inne są efemerycznymi tworami, których działalność ograni-
cza się do jednego lub kilku przedsięwzięć. Jednak w najważniejszych strukturach 
regionalnych partie bretońskie są praktycznie niewidoczne. Żeby odpowiedzieć 

1 Zob. http://www.tmoregions.fr/ (16.04.2010).
2 Zob. A. Quéré, Les Bretons et la langue bretonne, Ce qu’ils en disent, Brest 2000; La 

langue bretonne а la croisйe des chemins. Deuxiиme rapport gйnйral sur l’йtat de la langue bre-
tonne, Observatoire de la langue bretonne, Office de la langue bretonne, 2002–2007 (dostępne na 
stronie: http://www.ofis-bzh.org/upload/Rapport%20Observatoire%202007.pdf (16.04.2010)).

* Dr Nicole Dołowy Rybińska, Instytut Slawistyki PAN, e-mail: nicoledolowy@gmail.com.
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na pytanie, dlaczego tak się dzieje, przyjrzyjmy się wydarzeniom z historii Breta-
nii, które pomogą zrozumieć dynamikę obecnego życia politycznego (i kultural-
nego – bo, jak postaram się wykazać, są one ze sobą mocno splecione).

Francja jest państwem centralistycznym, z silną władzą środkową i słabymi 
ośrodkami prowincjonalnymi. Mimo etykiety państwa jakobińskiego, jaka słusz-
nie przylgnęła do Republiki, od lat 80. XX w. prowadzone są istotne reformy de-
centralistyczne. Choć proces decentralizacji państwa jest daleki od ukończenia, 
już w tej chwili widać, że regiony mogą same decydować przynajmniej o nie-
których wewnętrznych kwestiach (jak choćby częściowo3 ochrona regionalnego 
języka i dziedzictwa kulturowego). 

Władza w Bretanii dzieli się na trzy instancje. Na czele regionu znajduje się 
Rada Regionu Bretanii (Conseil Régional de Bretagne), istniejąca od 1986 r., któ-
rej przedstawiciele wybierani są na sześć lat w wyborach bezpośrednich. Kom-
petencje Rady obejmują prowadzenie polityki regionu (infrastruktura, polityka 
językowa, kulturalna itd.). Na niższym szczeblu znajdują się cztery Rady Gene-
ralne (Conseils Généraux), nadzorujące poszczególne departamenty i decydujące 
w ich sprawach wewnętrznych. Każdej gminie (commune) przewodniczy Rada 
Lokalna (Conseil Local), stanowiąca o bieżących sprawach małych społeczności 
lokalnych. Zasiadający w Radach Bretończycy wybierani są zwłaszcza z list wy-
borczych głównych partii ogólnofrancuskich, nieliczni pojawiają się jako przed-
stawiciele partii bretońskich. Warto więc przy okazji zastanowić się, dlaczego 
mieszkańcy Bretanii, tak przywiązani do swojego regionu, okazują tak mało za-
ufania bretońskim politykom.

Władcy bretońscy tworzyli we wczesnym średniowieczu księstwo, które 
poprzez związki małżeńskie, konflikty i podboje przechodziło kilkakrotnie do 
angielskiej lub francuskiej strefy wpływów, zachowując jednak dużą niezależ-
ność, własną organizację (stany, armię, flotę morską) oraz warstwę przywódczą 
(diuków, hrabiów, możnych). Górna Bretania ulegała jednak coraz bardziej wpły-
wom francuskim i już we wczesnym średniowieczu warstwy wykształcone oraz 
szlacheckie przeszły w znacznej mierze na język romański. 

Ostatnią władczynią niezależnej Bretanii była Anne de Bretagne (Anna 
Bretońska, 1476–1514). Kontrakt zawarty przy okazji jej ślubu z królem Francji 
Karolem VIII, a później jego następcą – Ludwikiem XII, gwarantował Bretanii 
sporą niezależność. Znalazła się ona pod władzą francuską w ramach unii księ-

3 Częściowo, gdyż polityka językowa i kulturalna regionów również w dużym stopniu jest 
zależna od decyzji podejmowanych w Paryżu.
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stwa i korony4. Ślub córki Anny Bretońskiej, Claude, z królem Francji Francisz-
kiem I jest uważany za początek końca Bretanii. Traktat proklamowany w 1532 r., 
na mocy którego Bretania stała się „autonomiczną prowincją” (z własną władzą), 
gwarantował jej „wieczyście” szeroką autonomię, jednak układ przetrwał tylko 
do rewolucji francuskiej. Od tego czasu Bretania jest zaledwie jedną z prowincji 
Francji.

Republika Francuska nie uznaje istnienia na swoim terytorium kultur ani 
języków mniejszościowych. Zamieszkanie na terenie Francji i przyjęcie jej naro-
dowości stawia ludzi automatycznie w pozycji obywatela: równego wobec prawa, 
wolnego, ale pozbawionego konstytucyjnie możliwości należenia do innej kul-
tury, a także posługiwania się swoim ojczystym językiem. W wyniku polityki 
językowej i władzy centralistycznej Bretania od XIX w. do lat 60. XX w. była 
jedną z najbiedniejszych prowincji Francji, Bretończycy zaś porzucali masowo 
swój język, pozbywając się tym samym balastu dewaloryzowanej kultury5.

Kultura bretońska wiązała się z kulturą wiejską, wspólnotową. Była prze-
żywana w życiu codziennym, nie podlegała więc celowej refleksji, a w związku 
z tym – także ochronie czy świadomym działaniom na jej rzecz. Dopiero wiek 
XIX, wraz z ideami romantyzmu, zachwytem nad folklorem, poszukiwaniem 
korzeni i fascynacją celtyckimi legendami, doprowadził do zmiany perspektywy 
jej postrzegania. Zanim jednak zaczęły powstawać partie polityczne, ruchy i pro-
gramy polityczno-społeczne dla Bretanii, powoływano do życia struktury nauko-
wo-artystyczne stanowiące część ruchu panceltyckiego. Ruch bretoński Emsav 
(„podniesienie”) nie jest ruchem jednolitym ideologicznie. Badacze wyróżniają 
jego cztery etapy, z których każdy nastawiony był na innego rodzaju działalność. 
Jednak te zróżnicowane i wielowątkowe działania zwykło się nazywać jednym 
określeniem, gdyż łączy je sprzeciw wobec polityki państwa-narodu, rewindyka-
cja tożsamości i języka bretońskiego. Ruch Emsav stał się więc symbolem istnie-
nia narodu bretońskiego. 

Przyjmuje się, że pierwszy Emsav trwa od założenia w 1898 r. Unii Regiona-
listycznej Bretanii (Union Régionaliste de Bretagne), zajmującej się problemami 
społecznymi (takimi jak emigracja), ekonomicznymi i administracyjnymi, ale 
obejmującej przedstawicieli klas uprzywilejowanych, dla wielu więc zbyt elitar-

4 W. Żelazny, Francja wobec mniejszości narodowych. Etniczność, etnopolityka, etno-
socjologia, Tyczyn 2000, s. 163.

5 Zob. N. Dołowy, Kultury państwowe wobec kultur mniejszościowych. Pojęcie nega-
tywnej tożsamości na przykładzie wybranych kultur mniejszościowych (bretońskiej, łużyckiej, 
kaszubskiej), w: Przemilczenia w relacjach międzykulturowych, red. J. Goszczyńska, G. Szwat-
-Gyłybowa, Warszawa 2008.
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nej i niewyrażającej uczuć ogółu. W 1911 r. powstały Bretońska Federacja Regio-
nalistyczna (Fédération Régionaliste Bretonne), a także nacjonalistyczna Bretoń-
ska Partia Narodowa (Parti National Breton). Hasła tej ostatniej koncentrowały 
się głównie na postulowaniu uznania przez Francję istnienia Bretanii i prawa 
Bretończyków do uczenia się własnej historii i języka, a także do posługiwania 
się nim6. Innym prądem było katolickie Bleung Brug, założone w 1905 r. przez 
opata Bezen Perrota, oficjalnie stawiające sobie za cel obronę języka bretońskie-
go poprzez publikacje językowe, teatr ludowy itd. Powoli, w miarę upływu lat, 
ruch ten nabierał kształtów autonomistycznych. Ruch bretoński opierał się już na 
organizacjach i partiach politycznych, a oddziaływał poprzez coraz liczniejsze 
publikacje, gazetki i wydarzenia kulturalne, które jeszcze w tamtym czasie nie 
wysuwały się na plan pierwszy, przyciągały jednak wielu zainteresowanych.

W pierwszej połowie XX w. ruch bretoński zaczynał przybierać bardziej 
wyraziste kształty polityczne i programowe. Od tej pory w różnych jego fazach, 
aż do drugiej wojny światowej, dominowały hasła decentralizacji administracyj-
nej Francji, dzięki której Bretania miałaby szansę na wyrażanie swojej specyfiki 
i przynajmniej pewną autonomię, z drugiej zaś strony ujawniały się hasła na-
cjonalistyczne, separatystyczne, domagające się uznania istnienia narodu bretoń-
skiego i odłączenia Bretanii od Francji. 

Kres pierwszego Emsav to nieprzypadkowo koniec wielkiej wojny. Pierw-
sza wojna światowa była istotną cezurą w świadomości Bretończyków. Przede 
wszystkim ze względu na ogromne straty na polu walki, znacznie przewyższają-
ce średnią francuską7. Wielu Bretończyków po powrocie do domu postanawiało 
zerwać z ciążącą im tożsamością, a przede wszystkim z językiem bretońskim. Po 
wojnie grupa bretońska na konferencji w Wersalu złożyła do prezydenta Thoma-
sa Woodorowa Wilsona petycję, pod którą zostało zebranych osiemset podpisów 
ważnych i szanowanych osobistości bretońskich, w tym bohatera pierwszej wojny 
światowej – generała Lazare’a Hoche’a. Petycja o uznanie istnienia Bretanii po-
została bez żadnej odpowiedzi8.

Drugi Emsav trwał do końca drugiej wojny światowej i choć także w tym 
okresie pojawiały się różne prądy i hasła, zapamiętany został jako wyraz fana-

6 M. Nicolas, Histoire du mouvement breton, Paris 1982, s. 71.
7 Jak pisze Faсch Broudic: „Bretończycy na froncie byli wysyłani przede wszystkim na 

pierwszą linię. Z trzystu osiemnastu tysięcy zmobilizowanych Bretończyków wielu nie wróciło; 
różne statystyki wskazują na sto dwadzieścia – sto pięćdziesiąt tysięcy zabitych, co niemal dwu-
krotnie przekraczało średnią francuską”. F. Broudic, La pratique du breton de l’Ancien Rйgime 
а nos jours, Rennes 1995, s. 301.

8 H. Abalain, Historie de la langue bretonne, Luçon 2000, s. 59.
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tyzmu bretońskiego i separatyzmu, prowadzącego do kompromitacji bretońskich 
idei. W czasie trwania drugiego Emsav koncepcje regionalistyczne utrzymały się, 
ale najważniejsze miejsce zajął prąd nacjonalistyczny, związany głównie z ludź-
mi wykształconymi, pochodzącymi z miast, którzy często sami musieli nauczyć 
się języka bretońskiego9. W 1919 r. powstał ruch Breiz Atao („Bretagne Toujours” 
– „Zawsze Bretania”), w którego skład weszli głównie młodzi Bretończycy o in-
klinacjach autonomistycznych i nacjonalistycznych. Drugi obóz koncentrował się 
wokół pisma literackiego Gwalarn, założonego przez Ropartza Hemona. Ruch 
literacki, który rozwinął się wokół pisma, również miał tendencje nacjonalistycz-
ne. Jego twórcy głosili konieczność nadania językowi bretońskiemu statusu języ-
ka narodowego. Uważali, że powinien on zostać zunifikowany, a jego formy dia-
lektalne – zlikwidowane10. Z założonej w 1919 r. organizacji Unvaniez Yaouankiz 
Breiz („Union de la Jeunesse de Bretagne” – „Unia Młodych Bretanii”) zrodziła 
się w 1927 r. Parti Autonome Breton („Bretońska Partia Autonomiczna”), która 
podlegała następnie szybkim transformacjom. Na początku lat 30. XX w. po-
dzieliła się na Ligue Fédéraliste de Bretagne („Liga Federalistyczna Bretanii”) 
i Parti National Breton („Bretońska Partia Nacjonalistyczna”), której skrajny 
i tajny odłam Gwen-ha-du („Biało-czarne” – od kolorów flagi bretońskiej) prze-
prowadzał zamachy bombowe w imię wolnej Bretanii11. Warto jednak wspomnieć, 
że w dwudziestoleciu międzywojennym, oprócz ruchu nacjonalistycznego i poli-
tycznego, rozkwitł także ruch kulturowo-językowy: powstały organizacje stara-
jące się o możliwość nauczania bretońskiego w szkołach12, tworzona była litera-
tura bretońska, wielu działaczy starało się o wzbogacanie życia kulturalnego.

W czasie drugiej wojny światowej nastąpił podział Bretanii. Część dzia-
łaczy uważała, że należy wykorzystać okazję i uzyskać od rządu Vichy, ile się 
da. W 1940 r. została utworzona Rada Narodowa Bretońska, w 1941 r. – Instytut 
Celtycki, w 1942 r. – Komitet Konsultatywny Bretanii, pozwolono na nauczanie 
bretońskiego w szkołach (półtorej godziny tygodniowo), a także historii i geo-

9 Ibidem, s. 60.
10 Ibidem. 
11 Ibidem, s. 61.
12 Między 1934 a 1938 rokiem stowarzyszenie Ar brezonec er Skol („Bretoński w szko-

le”) animowane przez Yanna Fouéré, prowadziło kampanię petycji na rzecz nauczania języka 
bretońskiego w szkołach. W 1938, w przeddzień drugiej wojny światowej, trzysta pięć wspólnot 
terytorialnych z Dolnej Bretanii, reprezentujących około siedemset tysięcy osób, podpisało je, 
dowodząc swojego przywiązania do języka bretońskiego. Działanie to, wsparte przez czterdzieści 
dwa stowarzyszenia i trzydzieści siedem wspólnot z Górnej Bretanii, pozostało jednak bez odze-
wu. H. Abalain, Historie de la langue bretonne..., s. 62.
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grafii regionalnej; bretoński pojawił się też w radiu13. Dalej poszedł radykalny 
odłam Bretońskiej Partii Nacjonalistycznej, który szansę na autonomię, a nawet 
założenie państwa bretońskiego, zauważył w podjęciu kolaboracji z nazistow-
skimi Niemcami. W 1943 r. utworzono oddział milicji Bezen Perrot, noszący 
nazistowskie mundury i otwarcie kolaborujący z okupantami. To za sprawą tego 
skrajnego odłamu (do którego należało kilkadziesiąt osób) nastąpiła dyskredyta-
cja „idei bretońskiej”, przez co jakikolwiek ruch polityczny czy nawet społeczny 
nie był po wojnie możliwy. Liczny udział Bretończyków w ruchu oporu, a tak-
że ich przeciwstawianie się garstce osób współpracujących z wrogami, popadły 
w niepamięć. Do Bretończyków na wiele lat przylgnęła etykieta zdrajców i kola-
borantów.

Dlatego też trzeci Emsav to przede wszystkim starania o przewartościowa-
nie kultury bretońskiej. Już w latach 50. XX w. powstały liczne zespoły mu-
zyczne i taneczne, koła celtyckie, kwitła twórczość w języku bretońskim. Jednak 
zupełnie zabrakło miejsca na myśl polityczną, która nie mogła być podejmowana 
ze względu na bardzo nieprzychylną atmosferę i strach samych Bretończyków, że 
znów zostaną oskarżeni o działanie przeciw Francji.

Zanim zaczęło pączkować życie polityczne, Bretończycy musieli poprawić 
sytuację ekonomiczną swojego regionu. Ponieważ idee separatystyczne czy au-
tonomiczne nie mogły liczyć na żaden oddźwięk, należało szukać oparcia dla 
Bretanii w państwie francuskim – poprzez reformy decentralizujące14. Grupa 
działaczy, na czele z Josephem Martrayem, założyła w 1950 r. CELIB – „Comité 
d’étude et de liaisons des intérêts bretons” („Komitet studiów i związków inte-
resów bretońskich”). Chodziło o stworzenie swego rodzaju lobby bretońskiego, 
przede wszystkim ekonomicznego, ale też kulturowego, tworzonego zarówno 
przez osoby ze świata polityki (lokalnych deputowanych, senatorów), jak i za-
wodowego (izby rolnicze i przemysłowe)15. Około sto pięćdziesiąt osób ważnych 
dla regionu utworzyło przed wyborami w 1951 r. grupę nacisku, wymagając od 
kandydatów, by opowiedzieli się za obroną programu regionalnego. Pomysł udało 
się zrealizować i do 1972 r. Izba Bretońska spotykała się co miesiąc, debatując 
nad sposobami poprawy sytuacji ekonomicznej i socjalnej Bretanii. Uczestników 
zajmowały takie sprawy, jak: infrastruktura Bretanii, elektryfikacja wsi, otwar-

13 Ibidem. 
14 J-P. Cressard, CELIB 1950–2000. Quand la Bretagne s’est réveillée, Spézed 2000, 

s. 26.
15 F. Favereau, Bretagne Contemporaine. Langue, Culture, Identité, Morlaix 1993, s. 203.
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cie dla Bretanii rynku angielskiego, rozwój przetwórstwa rybnego itd.16 Lata 60. 
XX w. były dla działaczy CELIB bardzo trudne, gdyż oprócz działań propagan-
dowych angażowali się także w strajki różnych grup społecznych i popierali ich 
żądania (np. „walka o tory” – objęcie całej Bretanii siecią kolejową). Najwięk-
szym osiągnięciem organizacji było przygotowanie planu rozwoju regionu, który 
stał się później oficjalnym wzorem dla innych regionów francuskich, a więc pod-
stawą programu decentralizacji kraju. Jednak przebiegała ona powoli i opornie, 
mimo deklaracji wsparcia ze strony polityków. Część działaczy CELIB utworzy-
ła więc partię polityczną (sam CELIB z założenia był organizacją apolityczną 
i taką pozostał do końca) – MOB („Mouvement pour l’organisation de la Bre-
tagne” – „Ruch na rzecz organizacji Bretanii”). CELIB wpisał się też w ruch 
społeczny związany z wydarzeniami z maja 1968 r. Wśród żądań wysuniętych 
w czasie spotkania z prezydentem Georges’em Pompidou znalazły się: wybudo-
wanie w Bretanii bezpłatnych, czteropasmowych dróg szybkiego ruchu17, auto-
matyzacja linii telefonicznych, wyposażenie portów, inwestycje w badania na-
ukowe i rozwój przemysłu18. W 1972 r. weszła w życie ustawa o decentralizacji, 
na mocy której region zyskał dwa organy administracyjne: Radę Regionu oraz 
Komitet ekonomiczny i społeczny (Comité économique et social). Rada Regionu 
może finansować przedsięwzięcia lokalne, ale jej budżet jest ograniczony.

Mimo wielu deklaracji politycznych, reforma decentralizacyjna do tej pory 
nie została do końca przeprowadzona. Nadal większość decyzji podejmowanych 
jest w Paryżu19, a Bretania ze skromnym budżetem przeznaczonym na działa-
nia regionalne (w tym na kulturę bretońską) nie ma na razie dużych możliwości 
działania. Wielu badaczy uważa, że strategia CELIB obliczona na decentralizację 
Francji nie przyniosła założonych efektów. Jednak nikt nie ma wątpliwości, że 
to właśnie CELIB zainicjował rewolucję ekonomiczną w Bretanii, zmobilizował 
ludzi do działania w swoim własnym interesie, pokazał Bretończykom, że ich 
wizerunek może się zmienić i stać się symbolem szybkiej modernizacji. Bez tych 
przemian ekonomicznych i bez zmiany wizerunku Bretanii trudno sobie wyobra-
zić zapoczątkowany pod koniec lat 60. XX w. ruch muzyczny i stowarzyszenio-
wy, który doprowadził do przewartościowania bretońskiej tożsamości. 

16 J-P. Cressard, CELIB..., s. 29.
17 I rzeczywiście, Bretania jest obecnie jedynym regionem we Francji z bezpłatnymi auto-

stradami.
18 G. Pierrot, Du CELIB а l’Europe des rйgions, „Sterenn. Périodique édité par l’Institut 

Culturel de Bretagne” 2006, nr 23, s. 7.
19 J. Martray, J. Ollivro, La Bretagne au coeur du monde nouveau, Rennes 2001, s. 45.
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Od lat 70. XX w. widać wyraźnie wśród Bretończyków, szczególnie mło-
dych, dewaloryzację postawy, którą mieli ich rodzice wobec języka i kultury. 
Dzięki muzyce, świętom, atmosferze festiwalowej, a także poprawie stanu gospo-
darki, rozwojowi miast, zmianie nastawienia do życia, udało się przeciągnąć na 
stronę obrońców bretońskości wielu ludzi, którzy odkrywając kulturę bretońską, 
przekonywali się, że jest ważna, znacząca i że oni sami mają w jej ramach wiele 
do powiedzenia. Dlatego też niektórzy badacze wyróżniają właśnie lata 70. jako 
początek czwartego etapu walki – ruchu głównie kulturowego, który właśnie dla 
przewartościowania pojęcia tożsamości bretońskiej wśród szerszych grup ma 
znaczenie, jak się zdaje, decydujące. Walka o bretońskość wpisała się świetnie 
w ogólną atmosferę końca lat 60. i początku 70. XX w. – kontestację kultury 
oficjalnej, wyjście młodych na ulice, nastroje rewolucyjne, a przede wszystkim 
– poszukiwanie własnych korzeni kulturowych20. 

Wydarzenia lat 70. XX w. i atmosfera przychylna Bretanii21 doprowadzi-
ły do ważnych zmian. Silny oddolny ruch społeczny, obejmujący coraz większe 
grupy ludzi, rozbudowane życie stowarzyszeniowe, głośne manifestacje i straj-
ki spowodowały, że Francja nie mogła pozostać dłużej głucha na głos Bretanii. 
W 1977 r. prezydent Francji Valéry Giscard d’Estaing podpisał Kartę Kultu-
ry Bretońskiej, która miała być widoczną manifestacją polityki uznania kultur 
mniejszościowych ze strony państwa francuskiego.

Dzięki zmianie nastawienia do Bretanii zaczęły licznie powstawać również 
bretońskie partie polityczne. Niektóre postulowały politykę otwartą, koniecz-
ność decentralizacji, inne nawiązywały do nacjonalistycznych programów partii 
przedwojennych. Przyjrzyjmy się bliżej temu ruchowi politycznemu.

Trzeba na wstępie zaznaczyć, że partie bretońskie nie mają w Bretanii du-
żego poparcia. Tylko nieliczni kandydaci z obozu bretońskiego wchodzą w wy-
borach regionalnych do Rady Regionalnej Bretanii albo do Rad Generalnych 
(departamentów). Dzieje się tak z co najmniej dwóch powodów. Pierwszym jest 
system głosowania, który powoduje, że małe partie lokalne nie mają zbyt dużych 
szans w wyborach wobec dużych partii państwowych. Na dodatek partiom bre-
tońskim nie udało się nigdy dojść do porozumienia i zjednoczyć, aby wspólnie 
przekroczyć 5% próg wyborczy. Drugi powód jest bardziej prozaiczny – partie 
regionalne nie są finansowane z budżetu państwa, w związku z czym mają nie-

20 Wielu badaczy zauważa podobieństwo między ruchem bretońskim a innymi zapocząt-
kowanymi w latach 70. XX w. ruchami poszukiwania tożsamości: ruchami ekologicznymi, femi-
nistycznymi itd. 

21 Zob. N. Dołowy, Bretania: upadek, odrodzenie kulturowe i polityka językowa, „Sprawy 
Narodowościowe” 2007, nr 30.
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wielkie możliwości prowadzenia kampanii wyborczych. Co więcej, w Bretanii 
po drugiej wojnie światowej, a także po działaniach Frontu Wyzwolenia Bretanii, 
ludzie nadal mają ambiwalentny stosunek do partii bretońskich, choć te prezen-
tują bardzo zróżnicowane programy polityczne. Jednak w świadomości Bretoń-
czyków ciągle kojarzone są głównie z niebezpiecznymi (i skompromitowany-
mi) tendencjami separatystycznymi. Problem partii bretońskich wiąże się także 
z ogólnym zainteresowaniem mieszkańców Bretanii sprawami wewnętrznymi. 
Choć ruch bretoński kwitnie i jest ceniony przez społeczeństwo, samo zaanga-
żowanie w sprawy kultury, polityki, autonomii, niezależności czy decentralizacji 
regionu dla większości mieszkańców pozostaje nie tylko nieważne, ale nawet nie-
bezpieczne. Stosunek do polityki w jakimś stopniu odzwierciedla sytuację Bre-
tanii – w prawdziwy ruch bretoński (zarówno na poziomie kultury, polityki czy 
edukacji) angażuje się niewielki procent społeczności.

Tymczasem, jak pokazują autorzy książki – wywiadów z działaczami bre-
tońskiej sceny politycznej, Erwan Chartier i Ronan Larvor, rozpiętość programów 
i idei dotyczących Bretanii jest bardzo szeroka. Najważniejsze miejsce zajmuje 
obecnie centrolewica z najstarszą autonomistyczną partią Union démocratique 
bretonne (Unia Demokratyczna Bretanii – UDB) na czele22. Partia ta ma najwię-
cej, z organizacji bretońskich, miejsc w Radzie Regionu. Christian Guyanvarc’h, 
rzecznik partii, mówił w wywiadzie, że:

celem partii na poziomie instytucjonalnym jest autonomia Bretanii, która 
oznacza szeroką władzę ustawodawczą i prawodawczą wewnątrz Bretanii, 
przy zachowaniu przez państwo władzy na poziomie stosunków międzynaro-
dowych, prawa, policji, obrony23. 

Bretania powinna więc sama rozwiązywać swoje problemy wewnętrzne, po-
dejmować decyzje w sprawie ekonomii, edukacji, związków z Unią Europejską.

Poza UDB po lewej stronie znajduje się kilka małych i bardzo lokalnych 
partii o tendencjach autonomistycznych, jak Frankiz Breizh („Wolna Bretania”) 
– podkreślająca, że problemy społeczne są dla niej równie ważne, co ratowanie 
języka24 – oraz wiele innych „efemerycznych” tworów polityczno-propagando-
wych, które pojawiają się i znikają, a także „komitetów” zakładanych, aby wal-
czyć o konkretne sprawy związane z Bretanią (jej kulturą, ekonomią, polityką). 

22 E. Chartier, R. Larvor, La question bretonne. Enquête sur les mouvements politiques 
bretons, Plougastell-Daoulaz 2002, s. 7.

23 Wywiad z Christianem Guyonvarc’hem w: ibidem, s. 27.
24 Wywiad z Jeanem Guégueniatem, rzecznikiem Frankiz Breizh, w: ibidem, s. 39.
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Do grupy lewicowej zaliczają się również politycy działający na rzecz Bretanii, 
należący jednak do partii ogólnokrajowych. Przykładem może być Jean-Pierre 
Thomin, odpowiedzialny w poprzedniej kadencji za politykę językową Bretanii 
członek Partii Socjalistycznej (PS).

Bretońska prawica jest stosunkowo zdezorganizowana, należą do niej dzia-
łacze „nacjonalistyczni”, którzy sami podkreślają, że nie są ani z prawicy, ani 
z lewicy, ale z Bretanii25. Najbardziej znacząca jest Parti Breton, istniejąca od 
2000 r., której założyciele, Lionel i Lucien Divard, podkreślają, że:

celem partii jest stworzenie władzy bretońskiej i pomoc Bretończykom 
w uświadomieniu im ich narodowości oraz obrona ich praw historycznych26.

W ostatnich wyborach regionalnych (marzec 2010 r.) z inicjatywy Parti Bre-
ton została utworzona koalicja „Nous te ferrons la Bretagne” („Zrobimy Ci Breta-
nię”), która odniosła umiarkowany, lecz znaczący sukces. Choć nie przekroczyła 
wymaganego progu 5%, to w regionie zdobyła 4,29% głosów. Postulaty koalicji 
przypominały te stawiane przez Scottish National Party i Plaid Cymru: Bretania 
ma prawo być narodem i być uznana przez Unię Europejską. To z nią się iden-
tyfikuje. Powinna być jej zagwarantowana szeroka autonomia, pozwalająca na 
wytworzenie poczucia odrębności narodowej.

Po tej stronie sceny znajdują się także postaci niezwiązane z bretońskimi 
partiami, działające natomiast na rzecz Bretanii (np. wiceprezydent Rady Regio-
nu Jean-Yves Cozan) oraz kilka różnych tworów politycznych (jak POBL, gło-
szący wolność dla Bretanii, czy bretoński ruch ekologiczno-niepodległościowy: 
Breizh nao).

Niewątpliwie marginalizowany, mający jednak grupę zwolenników, ruch 
skrajnej lewicy, reprezentowany jest przez partię Emgann, która zasłynęła 
w związku z zamachami bombowymi dokonanymi przez Armée révolutionnaire 
bretonne, z którą Emgann był łączony. Obecnie, jak przyznaje rzecznik partii, 
Eric Bainvel:

partia koncentruje się na problemach ekonomii, ekologii oraz głosi niezależ-
ność Bretanii od Francji27. 

25 E. Chartier, R. Larvor, La question bretonne..., s. 8. 
26 Wywiad z Lionelem i Lucienem Divard, w: E. Chartier, R. Larvor, La question..., s. 66.
27 Wywiad z Erikiem Bainvelem, w: ibidem, s. 98.
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Do partii skrajnie lewicowych należy także Mao Atao oraz kilka tworów 
anarchistyczno-bretońskich, feministycznych czy opartych na stosunkach bre-
tońsko-baskijskich28. Inną organizacją jest wspomniana wyżej Armée révolution-
naire bretonne (ARB)29, odpowiedzialna za zamachy bombowe w latach 90. XX 
w., którymi domagała się odłączenia Bretanii od Francji. Zamachy zostały zawie-
szone w roku 2000, gdy wybuch zakończył się ofiarą śmiertelną30.

Ostatnią z orientacji, które należy wymienić, jest skrajna prawica, bardzo 
silnie marginalizowana i potępiana przez większość społeczeństwa od czasów 
drugiej wojny światowej i kompromitacji grup stojących po stronie nazistow-
skich Niemiec. W 2000 r. skrajna prawica powróciła na scenę polityczną Bretanii 
z dwoma partiami: Adsav i Mouvement régionaliste de Bretagne (MRB). Skraj-
na prawica jest całkowicie, czasami w sposób gwałtowny, odrzucana przez cały 
ruch bretoński31.

Wśród najważniejszych postulatów wyborczych większości partii politycz-
nych oraz kandydatów, którzy zostali wybrani do Rad departamentów, pojawiają 
się hasła utworzenia banku regionalnego kredytującego programy gospodarcze, 
rolne i związane z rybołówstwem w Bretanii, pozostawienia w Bretanii 80% 
przychodu z podatków przeznaczonych na kulturę, a zabieranych przez Pa-
ryż, oraz finansowania w większym stopniu twórczości w języku bretońskim 
i w gallo, utworzenia bretońskiej stacji radiowej i telewizyjnej obejmującej cały 
region, oficjalizacji języka bretońskiego i wprowadzenia – co najmniej częścio-
wej – dwujęzyczności, utworzenia bretońskiego uniwersytetu, finansowania bre-
tońskich szkół itd.32 

Kwestia bretońska dotyczy nie tylko jej spraw wewnętrznych. Wpisują się 
w nią także postulaty przywrócenia kształtu Bretanii historycznej – przyłącze-

28 Relacje te oscylowały czasem na granicy prawa. System francuski wprowadził bardzo 
obostrzone przepisy traktowania potencjalnych zamachowców i wielu niewinnych Bretończyków 
spędziło lata w więzieniach bez możliwości obrony, a często nawet bez przedstawionych zarzu-
tów. Policja francuska stosowała metody zastraszania, bezprawnego więzienia, wymuszania ze-
znań. Wielu Bretończyków trafiło do więzień za nieudowodnioną pomoc Baskom podejrzanym 
o terroryzm. 

29 ARB powstała jako skrajny oddział bojowy FLB (Front de Liberation de la Bretagne), 
założonej w latach 60. XX w. FLB-ARB jest odpowiedzialna za kilkadziesiąt zamachów w Breta-
nii i w całej Francji. Lata 80. XX w. z François Mitterandem uspokoiły sytuację, lecz nowa gene-
racja aktywistów, która pojawiła się w latach 90. XX w., dokonała kilkudziesięciu zamachów. Zob. 
E. Charter, R. Lavor, La France éclatée? Régionalisme-autonimisme-indépendantisme, Spézed 
2004, s. 116–117.

30 Cały ruch bretoński i wszyscy działacze odsunęli się całkowicie od radykalistów i jed-
nogłośnie potępili używanie przemocy dla osiągnięcia jakichkolwiek celów politycznych.

31 E. Chartier, R. Larvor, La question bretonne...
32 W. Żelazny, Francja wobec mniejszości…, s. 184.
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nia do Bretanii departamentu Loire-Atlantique – w wymiarze politycznym i sto-
warzyszeniowym33, jak i stosunki międzynarodowe Bretanii, w szczególności 
kontakty z Unią Europejską. Bretończycy bronią Unii, widząc w niej możliwość 
większej autonomii regionalnej i respektowania odmienności kulturowej. Nie-
którzy wierzą, że organizacja ta wymusi na Francji uznanie podstawowych praw 
mniejszości kulturowych oraz języków mniejszościowych i regionalnych. Dlate-
go też większość partii bretońskich postuluje zwiększenie reprezentacji interesów 
handlowo-kulturowych Bretanii w instytucjach Unii Europejskiej i światowych 
oraz przyznanie Bretanii prawa do zawierania umów o współpracy z innymi re-
gionami w Europie34.

Bretończycy są członkami wielu organizacji międzynarodowych o charak-
terze politycznym lub społeczno-gospodarczym, z których najważniejsze to: Al-
liance libre européenne (ALE), Centre international d’études sur les minorités 
ethniques et nationales (CIEMEN), Conférence des nations sans Etat d’Europe 
occidentale (CONSEO), Union fédéraliste des communautés ethniques en Europe 
(UFCEE-FUEN), Régions et peuples solidaires (RPS), Le Congrès et la Ligue 
Celtique35. Christian Guyonvarc’h, odpowiedzialny w 2005 r. za stosunki mię-
dzynarodowe Bretanii, twierdził, że:

polityka międzynarodowa nie ocali dziedzictwa językowego Bretanii. Żad-
ne obce państwo nie skrytykuje Francji za prowadzoną przez nią politykę 
językową. A więc rozwiązaniem nie jest zagranica. Możemy jednak stawiać 
na relacje międzynarodowe, by na przykład wzmocnić rolę pomocy językom 
mniejszościowym poprzez wspólny lobbing36.

33 Od czasu oddzielenia departamentu Loire-Atlantique od Bretanii jego ponowne przy-
łączenie jest niezmiennie obiektem walki. Ogromne, kilkutysięczne manifestacje urządzane są 
w Bretanii regularnie od początku lat 60. XX w. W 1974 r. powstało stowarzyszenie B5 (Bretagne 
cinq départements). Obecnie włączone w ruch stowarzyszeniowy bretoński, CUAB (Comité pour 
l’unité administrative de la Bretagne) jest trwałą strukturą zrzeszającą działaczy stowarzyszeń 
kulturowych i organizacji politycznych. Stowarzyszenie powołuje się na sondaże wskazujące, że 
większość społeczeństwa bretońskiego jest za reunifikacją: według ostatniego sondażu przepro-
wadzonego w 2002 r. przez IFOP-Ouest France, 75% jest za przyłączeniem Loire-Atlantique do 
Bretanii. Do ruchu przyłączyli się nie tylko działacze i stowarzyszenia, ale także politycy (stowa-
rzyszenie namawia ich do aktywnego lobbingu w tej sprawie) oraz firmy. Stowarzyszenie podkre-
śla, że departament został oderwany od Bretanii w roku 1941 za rządów Vichy, a podejmowane 
wtedy decyzje i wprowadzane ustawy nie powinny bezwzględnie obowiązywać w demokratycz-
nym państwie. Zob. www.cuab.org (16.04.2010).

34 W. Żelazny, Francja wobec mniejszości…
35 E. Chartier, R. Larvor, La question bretonne..., s. 160–161.
36 Christian Guyonvarc’h, zastępca przewodniczącego Rady Regionu Bretanii, odpo-

wiedzialny za stosunki i współpracę europejską i międzynarodową, wywiad przeprowadzony 
w grudniu 2005 r. w Rennes. Nagranie i zapis w posiadaniu autorki.
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Jednocześnie polityk podkreślał znaczenie współpracy między regionami, 
wspólnej walki o pełną decentralizację kraju oraz kampanii na rzecz ratyfiko-
wania przez Francję międzynarodowych dokumentów gwarantujących ochronę 
językom mniejszościowym.

Choć partie bretońskie nie zajmują w strukturach politycznych regionu waż-
nego miejsca, polityka probretońska prowadzona jest od kilku lat w coraz silniej-
szej formie. W roku 2004 język bretoński został przez region uznany językiem 
współoficjalnym (co ma znaczenie bardziej symboliczne niż rzeczywiste), a Rada 
Regionu przeznaczyła spore fundusze na realizację zadania „Promocja języka 
i kultury bretońskiej” („Promotion de la langue et de la culture bretonne”), w któ-
rym największe znaczenie ma ochrona języka bretońskiego. Również regionalna 
kampania wyborcza w roku 2004 ukazała zmianę w sposobie myślenia o Breta-
nii. Po raz pierwszy wiele partii, również tych najważniejszych we Francji (jak 
PS czy UMP), umieściły w swych programach wzmianki o konieczności ochrony 
i rozwoju dziedzictwa kulturowego Bretanii. Dzięki wygranej lewicy (PS, PC), 
wspieranej przez Zielonych i UDB, program ochrony kultury i języka bretońskie-
go został rzeczywiście wprowadzony w życie37.

W wyborach regionalnych w 2010 r. Unia Demokratyczna Bretanii, połą-
czona koalicją z Partią Zielonych i Europe Ecologie Bretagne, zdobyła po raz 
pierwszy w wyborach do Rady Regionu cztery mandaty. Tendencja głosowania 
na przedstawicieli partii bretońskich bądź Bretończyków identyfikujących się ze 
swą małą ojczyzną i reprezentujących jej interesy, jest coraz silniejsza. Bretania 
staje się mocnym regionem o zdecydowanie odrębnym charakterze. Tendencja ta 
powoduje z kolei zaangażowanie kolejnych osób w działania animacyjne prowa-
dzone na rzecz zachowania języka bretońskiego i rozkwitu kulturalnego regionu. 
Stanowczo wygrywa w tej chwili nurt autonomistyczny, a także regionalistyczny 
połączony z zaufaniem do Unii Europejskiej. Trendy nacjonalistyczne tracą zaś 
wśród Bretończyków poparcie. Bretania ma być silnym ekonomicznie i tożsa-
mościowo regionem Francji i częścią struktur międzynarodowych.

37 Szczegółowe dane dotyczące programu Rady Regionu na rzecz kultury i języka bretoń-
skiego można znaleźć na stronie: http://www.bretagne.fr/internet/jcms/c_16790/langues-breton-
nes (16.04.2010), natomiast dane o niepowodzeniach programu – w raporcie: La langue bretonne 
а la croisйe des chemins. Deuxiиme rapport gйnйral sur l’йtat de la langue bretonne 2002–2007, 
Office de la Langue Bretonne, Rennes, 2007.
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Streszczenie

Bretońska scena polityczna wydaje się bardzo bogata. Istnieje kilka bretońskich 
partii politycznych, niektóre z nich mają długą historię i bogate tradycje. Inne są efeme-
rycznymi tworami, których aktywność ogranicza się do jednego lub kilku projektów. 
Jednak na większej części Bretanii regionalne struktury są praktycznie niewidoczne. 
Aby odpowiedzieć na pytanie, dlaczego tak jest, przyjrzyjmy się wydarzeniom z historii 
Bretanii, umożliwiającym zrozumienie dynamiki obecnego życia politycznego.

Słowa kluczowe: Bretania, partie mniejszości, tożsamość etniczna

POLITICAL PARTIES IN BRITTANY: 
BETWEEN REGIONALISM, AUTONOMY 

AND SEPARATISM

Summary

Brittany’s political scene seems to be very rich. There are several Breton political 
parties, some with a long history and tradition (even ideological origins dating back to 
the national movement of Brittany), others are ephemeral creations, whose activities are 
limited to one or more projects. However, in most parts of Brittany regional structures are 
virtually invisible. To answer the question of why this is so, let’s look at the events of the 
history of Brittany, to help understand the dynamics of the current political life.

Keywords: Brittany, minority parties, ethnic identity
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JĘZYK NARODOWY 
JAKO INSTRUMENT MOBILIZACJI POLITYCZNEJ 

W WALII I KORNWALII NA POCZĄTKU XXI W.

Odzwierciedlanie przez język układu cywilizacyjnych wzorów kulturo-
wych sprawia, że nie jest możliwe uchwycenie i zrozumienie istotnych cech kul-
tury narodowej bez pomocy symbolizmu językowego (nadającego tym cechom 
znaczenie zrozumiałe dla całego społeczeństwa)1. Przez naukę języka wytwarza 
się aparat pojęciowy służący postrzeganiu i nazywaniu elementów otaczającej 
rzeczywistości na podstawie systemu norm i wartości charakterystycznych dla 
danej nacji. Język pozostaje bowiem nierozerwalnie związany z pojęciem „psy-
chiki narodowej” oznaczającym właściwy dla danego narodu sposób postrzega-
nia i percypowania świata2. Zrozumiałe jest zatem, że każda grupa społeczna, 
mająca poczucie tożsamości narodowej, domaga się gwarancji nienaruszalności 
swojego języka. Dotyczy to przede wszystkim mniejszości narodowych, które 
funkcjonując w organizmach państwowych zdominowanych przez inne grupy 
narodowościowe, mają uzasadnione powody do wysuwania roszczeń dotyczących 
ochrony lub rozwoju języka, którym się posługują. Jeżeli działania takie podejmo-
wane są w ramach przeciwstawienia się państwowej polityce językowej (będącej 
de facto polityką narodowościową, ponieważ państwo „wspierając lub zwalczając 
konkretne języki, wspiera lub zwalcza ludzi, którzy danymi językami się posłu-
gują lub są z nimi emocjonalnie związani”3), to poprzez przekształcenie wąskich 
inicjatyw ukierunkowanych na utrzymanie odrębności językowej w przedsię-

1 E. Sapir, Kultura, język, osobowość. Wybrane eseje, Warszawa 1978, s. 88. 
2 J. Obara, Kategoria ducha językowego w poglądach niektórych niemieckich i polskich 

myślicieli XIX i XX wieku, w: Język a kultura. Podstawowe pojęcia i problemy, red. J. Anusiewicz, 
J. Bartmiński, Wrocław 1991, s. 85. 

3 R. Szul, Język, naród, państwo. Język jako zjawisko polityczne, Warszawa 2009, s. 7.

* Dr Bartłomiej Toszek, Instytut Politologii i Europeistyki Uniwersytetu Szczecińskiego, 
e-mail: clermont@wp.pl.
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wzięcia emancypacyjne o wymiarze wielopłaszczyznowym przyczyniają się do 
mobilizacji politycznej mniejszości. Przykładem ilustrującym powyższą tezę jest 
systematyczny wzrost aktywności społeczności walijskiej i kornwalijskiej, które 
od czasu zarzucenia przez władze brytyjskie „popularnej niegdyś (…) idei jedno 
państwo – jeden naród – jeden język”4, zdołały umocnić poczucie swojej tożsa-
mości narodowej w sferze pozakulturowej, wysuwając następnie żądania przy-
znania lub rozszerzenia autonomii decyzyjnej w ramach reformy dewolucyjnej5.

W przeciwieństwie do pozostałych języków celtyckich na Wyspach Brytyj-
skich „język walijski [cymraeg] mężnie opierał się inwazji angielszczyzny”6 przez 
kolejne stulecia, toteż na początku XXI w. odsetek rdzennych mieszkańców po-
sługujących się językiem narodowym był w Walii znacznie wyższy niż w Szko-
cji, Irlandii Północnej czy Republice Irlandii. Jak bowiem wykazał powszechny 
spis ludności z 2001 r., spośród ogólnej liczby 2 903 085 Walijczyków, zaawanso-
waną znajomość cymraeg połączoną z używaniem tego języka w życiu codzien-
nym zadeklarowało 457 880 osób (tj. 16,2%), natomiast umiejętność prowadzenia 
płynnej konwersacji oraz posługiwania się prostymi zdaniami i zwrotami walij-
skimi zgłosiło odpowiednio 575 640 (tj. 20,51%) oraz 797 866 osób (tj. 28,4%)7. 
Najwięcej ludności walijskojęzycznej zamieszkiwało hrabstwa położone w za-
chodniej i północnej części regionu8, tj. Gwynedd (76,1%), Anglesey (70,4%), 

4 Ibidem, s. 190.
5 Reforma dewolucyjna zapoczątkowana w 1997 r. stanowi szczególną formę decentralizacji 

regionalnej, polegającą na przekazywaniu (lecz nie oddawaniu) kompetencji należących do 
parlamentu i rządu brytyjskiego na rzecz regionalnych zgromadzeń parlamentarnych i rządów; 
jej specyfika wyraża się również ograniczonym zasięgiem geograficznym (nie obejmuje Anglii – 
z wyjątkiem Londynu), zróżnicowaniem kompetencji przysługujących poszczególnym regionom 
oraz otwartym charakterem. Szerzej: V. Bogdanor, Devolution in the United Kingdom, Oxford 
2001, s. 201–286; C. Pilkington, Devolution in Britain today, Manchester–New York 2002, 
s. 95–180; The Dynamics of Devolution. The State and the Nations 2005, red. A. Trench, Exeter-
Charlottesville 2005, s. 23–89; M. Kaczorowska, Dewolucja systemu politycznego: istota, 
wpływ i znaczenie – casus Zjednoczonego Królestwa Wielkiej Brytanii i Irlandii Północnej, 
w: J. Szymanek, M. Kaczorowska, A. Rothert, Ewolucja, dewolucja, emergencja w systemach 
politycznych, Warszawa 2007, s. 107–184.

6 N. Davies, Wyspy, Kraków 2003, s. 841.
7 J. Davies, A History of Wales, London–New York–Toronto–Dublin–Camberwell

–New Delhi–Auckland–Johannesburg 2007, s. 699.
8 Ze względu na szereg czynników geograficznych (tj. wyodrębnienie Półwyspu 

Walijskiego z obszaru Wielkiej Brytanii granicami rzecznymi i wałem Offy) i historycznych 
(tj. istnienie suwerenności walijskiej do końca XIII w. oraz odrębności prawno-administracyjnej 
do połowy XVI w., a także utrzymywanie formalnej autonomii Księstwa Walii wewnątrz 
królestwa angielskiego), ludność walijska, pomimo systematycznej anglicyzacji, zachowała 
swoją odrębność etniczną i kulturową (w tym językową). Dodatkowo implementacja reformy 
dewolucyjnej w 1999 r. spowodowała pojawienie się zasadniczych różnic między angielskim 
i walijskim systemem politycznym oraz prawno-administracyjnym. W rezultacie Walia określana 
jest przez konstytucjonalistów brytyjskich mianem kraju lub krainy (country), co odpowiada 
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Carmarthenshire (63,6%), Ceredigion (61,2%), Conwy (39,7%) i Denbighshire 
(36,0%), podczas gdy w graniczących z Anglią hrabstwach wschodnich odsetek 
ten wynosił odpowiednio mniej – od 30,1% w Powys, do 12,9% w Monmouthshi-
re. Słabą znajomość języka walijskiego odnotowano również w Pembrokeshire 
(29,4%)9, które pomimo geograficznego usytuowania w obszarze silnych wpły-
wów cymraeg (na poziomie 61–63%) znajdowało się w sferze równie mocnego 
oddziaływania kultury angielskiej, co stanowiło efekt funkcjonowania zwartej 
społeczności anglojęzycznej (złożonej przede wszystkim z potomków osadni-
ków flamandzkich sprowadzonych do marchii walijskich w początkach XII w.) 
w południowej części hrabstwa, określanej mianem „małej Anglii poza Walią” 
(little England beyond Wales)10. Na obszarze całego regionu istniała rozbudowana 
sieć placówek oświatowych, w których cymraeg stanowił język wykładowy lub 
przedmiot nauczania. W roku szkolnym 2000/2001 języka narodowego uczyło się 
12 954 dzieci w wieku przedszkolnym (w dziewięciuset trzydziestu pięciu gru-
pach przedszkolnych), 285 414 uczniów szkół podstawowych (w czterystu czter-
dziestu pięciu szkołach), 183 473 uczniów szkół średnich (w stu dwudziestu trzech 
szkołach)11, a także studenci wydziałów filologicznych Uniwersytetu Walijskiego 
w Aberystwyth, Bangor, Cardiff, Swansea i Lampeter, wydziału medycznego 
tej uczelni, niektórych wydziałów Uniwersytetu Glamorgan oraz tzw. nowych 
uniwersytetów, tj. University of Wales Institute Cardiff, North East Wales Insti-
tute, University of Wales College Newport, Higher Education Institute Swansea, 
Trinity College Carmarthen i The Welsh College of Music and Drama. A chociaż 
większość mieszkańców Walii posługiwała się na co dzień językiem angielskim, 
to dzięki wysiłkom podejmowanym od początku XX w. przez entuzjastów kultu-
ry i języka walijskiego oraz środowiska nacjonalistyczne, „udało się osiągnąć (…) 
wspaniałe zwycięstwo w postaci istniejącego obecnie bilingwizmu (…), który 

pojęciu kraju związkowego w państwach federalnych (np. w Niemczech). Pojęcie regionu 
zastrzeżone jest natomiast dla utworzonych w 1994 r. regionów angielskich, które nie mają 
samodzielności decyzyjnej w stosunku do władz krajowych. Ponieważ jednak na gruncie języka 
polskiego termin „kraj” odnosi się najczęściej do suwerennego państwa, natomiast pojęciem 
„regionu” określa się wyodrębnione historycznie lub administracyjnie części tego państwa (bez 
względu na przysługujący ich władzom zakres kompetencji stanowiących), w niniejszym artykule 
Walia konsekwentnie opisywana jest jako „region”. 

9 Office for National Statistics, Census 2001. Report on the Welsh language, London 
2004, s. 7.

10 Szerzej: G.M. Awbery, The Term ‘Landsker’ in Pembrokeshire, „Journal of the Pem-
brokeshire Historical Society” 1990–1991, nr 4, s. 32–41; D. Davies, Pembroke is Little England 
after all!, „The Western Mail”, 8.01.2004, s. 8.

11 Mercator-Education: European Network for Regional or Minority Languages, The Welsh 
language in education in the UK, Ljouwert/Leeuwarden 2001, s. 15, 19, 22–23.
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umocnił pozycję języka walijskiego”12. Dwujęzyczne nazwy ulic, miejsc i miej-
scowości, wprowadzone początkowo jako wyraz zrozumienia i poszanowania 
potrzeb kulturowych (językowych) społeczności regionalnej, zostały następnie 
legitymizowane poprzez uznanie cymraeg za pomocniczy język urzędowy przed 
organami administracji publicznej i wymiaru sprawiedliwości na podstawie ustawy 
o języku walijskim z 1967 r. (Welsh Language Act 1967)13. Natomiast w 1993 r. 
wszystkie jednostki administracji publicznej w Walii zostały zobligowane do 
traktowania cymraeg jako języka urzędowego na równi z językiem angielskim, 
a egzekwowanie tego obowiązku powierzono nowo powstałej Radzie Języka 
Walijskiego (Welsh Language Board)14 podlegającej bezpośrednio szefowi resor-
tu walijskiego w rządzie krajowym, tj. sekretarzowi stanu ds. Walii (Secretary 
of State for Wales)15. Z kolei pozytywne rozstrzygnięcie drugiego referendum dewo-
lucyjnego w 1997 r.16 umożliwiło przesunięcie dotyczących cymraeg uprawnień 
wykonawczych (w 1999 r.) i stanowiących (w latach 2006 i 2011), przysługują-
cych dotychczas władzom krajowym, do kompetencji Walijskiego Zgromadzenia 
Narodowego (National Assembly for Wales). Systematyczne umacnianie pozycji 
ustrojowej legislatywy regionalnej stanowiło czynnik determinujący rozszerzanie 
formalnych i instytucjonalnych gwarancji ochrony języka walijskiego. Opubliko-
wane w latach 2002–2003 dokumenty rządu walijskiego (Welsh Assembly Go-
vernment) pt. Dwujęzyczna przyszłość (Dyfodol Dwyieithog: A Bilingual Future) 
oraz Plan narodowej akcji na rzecz dwujęzycznej Walii (A National Action Plan 
for a Bilingual Wales) zawierały zapowiedź przekształcenia regionu w miejsce, 
w którym „każdy będzie mógł swobodnie decydować o używaniu lub nieużywa-
niu walijskiego lub angielskiego, a równoczesna obecność obu tych języków [w ży-
ciu publicznym] będzie stanowiła źródło naszej siły i dumy”17. Natomiast wydany 

12 F. Dafydd, Welsh Icons, Ceredigion 2007, s. 16.
13 Szerzej: The National Archives, Welsh Language Act 1967, http://www.legislation.gov.

uk/ukpga/1967/ 66/enacted (1.03.2013).
14 Szerzej: The Welsh Language Board, About Us, http://www.webarchive.org.uk/way 

back/archive/2012 0330000810/, http://www.byig-wlb.org.uk/english/about/Pages/index.aspx 
(1.03.2013). Po likwidacji Rady Języka Walijskiego w dniu 31 marca 2012 r. jej kompetencje 
przejął Komisarz ds. Języka Walijskiego (Welsh Language Commissioner). Szerzej: Comisinydd 
y Gymraeg, Hafan, http://www.comisiynyddygymraeg.org/ english/Pages/Home.aspx (1.03.2013).

15 Szerzej: The National Archives, Welsh Language Act 1993, http://www.legislation.gov.
uk/ukpga/1993/38 (1.03.2013).

16 Szerzej: R.W. Jones, D. Trystan, The 1997 Welsh referendum vote, w: Scotland 
and Wales: Nations Again?, red. B. Taylor, K. Thomson, Cardiff 1999, s. 65–90; B.H. Toszek, 
E. Kużelewska, Od wizji do rzeczywistości. Dziesięć lat dewolucji w Walii, Warszawa 2011, 
s. 63–76.

17 Welsh Assembly Government, A National Action Plan for a Bilingual Wales, Cardiff 
2003, s. 1.
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w 2007 r. (stanowiący wspólne opracowanie rządu regionalnego i Welsh Lan-
guage Board) Schemat [rozwoju] języka walijskiego (Welsh Language Scheme) 
określał planowane sposoby upowszechniania cymraeg we wszystkich sferach 
życia publicznego18, w celu zapewnienia mu pozycji już nie tyle równoprawnej, 
co raczej uprzywilejowanej w stosunku do „obcego” języka angielskiego. 

Radykalizacja działań mających uchronić język walijski przed naporem 
angielszczyzny wynikała ze stopniowego zmniejszania się liczby mieszkańców 
Walii zainteresowanych nauką i używaniem cymraeg. Pomimo wprowadzenia 
języka narodowego w wielu szkołach publicznych (jako przedmiotu nauczania 
lub języka wykładowego), funkcjonowania wielu stacji telewizyjnych i radio-
wych oraz tytułów prasowych o częściowym lub całkowitym profilu walijsko-
języcznym19, a także społecznej akceptacji bilingwizmu w przestrzeni publicznej, 
podstawowym narzędziem komunikacji ludności regionu (z wyjątkiem hrabstw 
Gwynedd i Anglesey) pozostawał język angielski. Nie ulegało zatem wątpliwości, 
że po opadnięciu entuzjazmu wywołanego pojawieniem się nowych możliwości 
w zakresie samodzielnego decydowania o sprawach regionu (także w odniesieniu 
do kwestii rozwoju języka narodowego) Walijczycy powrócili do właściwego so-
bie pragmatyzmu i zaczęli ponownie traktować cymraeg wyłącznie jako element 
swojej spuścizny kulturowej o niewielkiej przydatności w codziennym życiu. 
W rezultacie powszechny spis ludności, przeprowadzony w 2011 r. wykazał, że 
spośród ogólnej liczby 2 955 841 mieszkańców Walii w wieku powyżej trzech lat 
biegłą znajomość języka walijskiego w mowie i w piśmie wykazywały 459 824 
osoby (tj. 15,56%), a umiejętność czytania, prowadzenia konwersacji i rozumienia 
tego języka zadeklarowało odpowiednio 539 245 (tj. 18,24%), 562 016 (tj. 19,01%) 
oraz 672 828 (tj. 22,76%) osób20. 

18 Szerzej: Welsh Assembly Government, Welsh Language Scheme, Cardiff 2007.
19 Jedyną walijskojęzyczną stacją telewizyjną jest S4C, jednakże programy w języku 

walijskim emitują również BBC One Wales, BBC Two Wales i Sky Sports. Spośród stacji radiowych 
całodobowe pasmo w cymraeg posiada BBC Radio Cymru, Heart Cymru i Radio Ceredigion, 
podczas gdy programy w tym języku emitują codziennie stacje Swansea Sound, Tudno FM, 
Heart North West and Wales, Radio Carmarthenshire i GTFM, a przynajmniej raz w tygodniu 
– BRfm, Bro Radio, Calon FM, Point FM, Radio Pembrokeshire, Radio Tircoed i studenckie radio 
Storm FM. Ponadto w Walii wydawanych jest kilkadziesiąt dzienników, tygodników i mie-
sięczników popularnych oraz periodyki specjalistyczne, w całości lub częściowo w języku 
walijskim.

20 Office for National Statistics, 2011 Census: Welsh language skills – unitary authorities 
in Wales, London 2012, s. 3.
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Tabela 1. Poziom znajomości języka walijskiego w Walii w 2011 r.

Hrabstwo
Liczba

ludności
ogółem

Liczba ludności deklarującej znajomość języka walijskiego
w mowie
(bierną)

w mowie
(czynną)

w piśmie
(bierną)

w piśmie
(czynną)

liczba % liczba % liczba % liczba %
Isle of Anglesey 67 403 42 746 63,4 38 568 57,2 34 683 51,5 31 322 46,5
Gwynedd 117 789 79 395 67,4 77 000 65,4 71 236 60,5 66 703 56,6
Conwy 111 724 39 408 35,3 30 600 27,4 28 302 25,3 24 371 21,8
Denbighshire 90 527 28 296 31,3 22 236 24,6 20 830 23,0 17 803 19,7
Flintshire 146 940 24 999 17,0 19 343 13,2 18 524 12,6 15 168 10,3
Wrexham 129 425 23 022 17,8 16 659 12,9 16 474 12,7 13 214 10,2
Powys 129 083 30 703 23,8 23 990 18,6 22 987 17,8 19 287 14,9
Ceredigion 73 847 38 547 52,2 34 964 47,3 32 647 44,2 29 278 39,6
Pembrokeshire 118 392 28 070 23,7 22 786 19,2 21 043 17,8 17 665 14,9
Carmarthenshire 177 642 92 345 52,0 78 048 43,9 69 985 39,4 60 197 33,9
Swansea 231 155 37 201 16,1 26 332 11,4 26 668 11,5 20 632 8,9
Neath Port Talbot 135 278 27 850 20,6 20 698 15,3 20 794 15,4 16 144 11,9
Bridgend 134 545 17 810 13,2 13 103 9,7 15 408 11,5 11 345 8,4
Vale of Glamorgan 122 018 16 177 13,3 13 189 10,8 13 496 11,1 11 020 9,0
Cardiff 332 273 44 164 13,3 36 735 11,1 37 742 11,4 31 776 9,6
Rhondda 
Cynon Taff 225 555 35 686 15,8 27 779 12,3 30 539 13,5 24 285 10,8
Merthyr Tydfil 56 623 6636 11,7 5028 8,9 5526 9,8 4211 7,4
Caerphilly 171 972 21 984 12,8 19 251 11,2 19 173 11,1 16 043 9,3
Blaenau Gwent 67 348 5757 8,5 5284 7,8 4928 7,3 4393 6,5
Torfaen 87 844 8960 10,2 8641 9,8 7876 9,0 7097 8,1
Monmouthshire 88 609 9515 10,7 8780 9,9 8285 9,4 7208 8,1
Newport 139 849 13 557 9,7 13 002 9,3 12 099 8,7 10 662 7,6

Źródło: Office for National Statistics, 2011 Census…, s. 3–4.

Próbując przeciwdziałać tym tendencjom, National Assembly for Wales 
w grudniu 2010 r. uchwaliło „środek prawny”21 dotyczący języka walijskiego, 
tj. The Welsh Language (Wales) Measure 2011, w którym oprócz potwierdzenia 
oficjalnego statusu cymraeg jako języka urzędowego określono również „nowe 
standardy stosowania języka walijskiego przez podmioty świadczące usługi na 
rzecz ludności, uprawnienia przysługujące Komisarzowi Języka Walijskiego 
[Welsh Language Commissioner] w zakresie egzekwowania praw osób posługu-
jących się językiem walijskim (…), zasady sprawowania kontroli sądowej przez 
Trybunał Języka Walijskiego [Welsh Language Tribunal] nad decyzjami podej-

21 Od momentu wejścia w życie II ustawy o rządzie Walii (Government for Wales Act 
2006) do chwili uzyskania kompetencji uchwalania aktów prawnych rangi ustawowej (Assembly 
Acts) w 2012 r. Walijskie Zgromadzenie Narodowe miało kompetencje do stanowienia prawa 
pierwotnego wyłącznie w postaci „środków prawnych” (Assembly Measures) posiadających 
niższą moc wiążącą od ustaw Parlamentu Brytyjskiego. Szerzej: B.H. Toszek, E. Kużelewska, 
Od wizji do rzeczywistości…, s. 103–105.
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mowanymi przez Komisarza (…), uprawnienia Partnerskiej Rady Języka Wa-
lijskiego [Welsh Language Partnership Council] jako organu doradczego rządu 
[regionalnego] w kwestiach dotyczących ochrony i rozwoju języka walijskiego”22. 
Ponadto w 2011 r. została opublikowana nowatorska strategia rozwoju cymraeg 
na lata 2012–2017, w której podkreślono konieczność pogłębienia promocji języ-
ka narodowego (poprzez nakłanianie do używania go w relacjach rodzinnych, są-
siedzkich i pracowniczych), zwiększenie liczby zajęć przedszkolnych i szkolnych 
prowadzonych po walijsku, zapewnienie językowi walijskiemu pierwszeństwa 
stosowania przed językiem angielskim w postępowaniach sądowych i admini-
stracyjnych, a także rozbudowywanie walijskojęzycznych stron internetowych 
instytucji publicznych i organizacji pozarządowych23. Jak dotąd, realizacja tych 
projektów nie przyniosła jednak spodziewanych rezultatów, o czym świadczy 
utrzymujący się spadek liczby ludności walijskojęzycznej. Jest to spowodowane 
w równej mierze wymieraniem starszego pokolenia Walijczyków (wśród których 
pozostają najsilniej zakorzenione tradycyjne wzorce kulturowe, obejmujące zna-
jomość języka narodowego), co procesami globalizacyjnymi przyczyniającymi 
się do zwiększenia mobilności młodszego i średniego pokolenia mieszkańców 
regionu, którzy mieszkając w Walii, poszukują lepszych możliwości zarobko-
wych w nieodległych hrabstwach angielskich (przyswajając sobie automatycz-
nie tamtejszą kulturę i język). Istotny wpływ na rozwój opisanej wyżej tendencji 
wywiera także walijski kompleks niższości wobec lepiej rozwiniętej pod wzglę-
dem gospodarczym i społecznym (a przez to „bardziej ucywilizowanej”) Anglii, 
który skłania wielu Walijczyków (szczególnie na obszarach przylegających do 
wału Offy24 oraz w Pembrokeshire) do porzucania rodzimych i przyjmowania 
angielskich wzorców kulturowych25. 

Język kornijski (kernewek) jeszcze do niedawna był uważany za wymarły. 
Ostatnią osobą posługującą się wyłącznie tym językiem była najprawdopodobniej 
Dolly Pentreath, która leżąc na łożu śmierci (w grudniu 1777 r.), oznajmiła: „Nie 
chcę mówić po angielsku!” (Me ne vidn cewsel Sewznek!)26. „Nauka notuje też, 
że prawie sto lat później natrafiono jeszcze na sześć osób, które pamiętały pewną 

22 Welsh Government, Welsh language: Annual report 2010–2011, Cardiff 2011, s. 5. 
Szerzej: The National Archive, Welsh Language (Wales) Measure 2011, http://www.legislation.
gov.uk/mwa/2011/1/contents/enacted (1.03.2013).

23 Welsh Government, Welsh language…, s. 6–7. 
24 Wał Offy (Offa Dyke) to wał ziemny o długości ok. 240 km, szerokości do 20 m 

i wysokości do 2,5 m znajdujący się na granicy Anglii i Walii; został usypany w drugiej poł. VIII w. 
na rozkaz mercjańskiego króla Offy.

25 Szerzej: M. Parker, Neighbours from Hell?, Talybont 2007, s. 111–128. 
26 M. Bodlore-Penalez, Atlas of Stateless Nations in Europe, Talybont 2011, s. 53.
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ilość wyrazów kornickich. Trzy z nich umiały liczyć do dwudziestu, pamiętały 
pewną ilość pojedynczych słów i były w stanie zbudować trzy zdania, choć nie-
zbyt mogły sprecyzować ich znaczenie”27. Podejmowane od 1904 r. wysiłki języ-
koznawców i entuzjastów kultury kornwalijskiej, zmierzające do odrodzenia ker-
newek (na podstawie niepełnych informacji o gramatyce, składni i słownictwie) 
doprowadziły ostatecznie do odtworzenia, a raczej ponownego wytworzenia, 
syntetycznego języka zawierającego wiele elementów zapożyczonych z języków 
bretońskiego i walijskiego. Pod koniec XX w. powszechnie uważano, że pomysł 
wskrzeszenia kernewek jako języka mówionego na co dzień stanowi romantycz-
ną fantazję. Realistycznie rzecz biorąc, język ten mógłby w przyszłości przypusz-
czalnie stać się językiem hobbystów, którym posługiwaliby się wyłącznie entuzja-
ści28. O zmianie tego stanu rzeczy zadecydowała dopiero implementacja reformy 
dewolucyjnej na pozostałych obszarach „celtyckiego obrzeża” (Celtic fringe)29, 
która poprzez rozbudzenie wśród ludności Kornwalii tendencji odśrodkowych 
przyczyniła się również do przeniesienia zagadnień związanych z ochroną i roz-
wojem języka kornijskiego na płaszczyznę polityczną. Odpowiadając na liczne 
petycje lokalnych instytucji publicznych, organizacji pozarządowych i osób pry-
watnych, w listopadzie 2002 r. rząd brytyjski uznał kernewek za język regionalny 
w rozumieniu Europejskiej Karty języków regionalnych lub mniejszościowych30, 
przyznając mu status analogiczny do przysługującego (od 2001 r.) językom szko-
ckim (tj. celtyckiemu gaelic i germańskiemu scots), irlandzkiemu, mańskiemu 
i walijskiemu. W ten sposób „język kornijski uzyskał ochronę prawną (…), stając 
się stałym składnikiem kornwalijskiej tożsamości i dziedzictwa kulturowego”31. 
Natomiast trzy lata później została powołana Partnerska Rada Języka Kornijskie-
go (Cornish Language Partnership), stanowiąca platformę dyskusji o sprawach 
dotyczących ochrony i rozwoju kernewek przedstawicieli władz hrabstwa, lokal-
nych struktur partii politycznych i organizacji społecznych. Wypracowana przez 
ten organ „Strategia [rozwoju] języka kornijskiego” (Cornish Language Strate-

27 E. Majewicz, A.F. Majewicz, Języki celtyckie na Wyspach Brytyjskich, Wrocław
–Warszawa–Kraków–Gdańsk–Łódź 1983, s. 19.

28 J. Haywood, Celtowie. Od epoki brązu do New Age, Warszawa 2008, s. 294–295.
29 Termin „celtyckie obrzeże” pojawił się w epoce późnowiktoriańskiej na oznaczenie 

obszarów zamieszkałych w przeważającej części przez ludność pochodzenia celtyckiego, tzn. 
Kornwalię, Walię, Irlandię i Szkocję. Szerzej: T. Heyck, A History of the Peoples of the British 
Isles: From 1870 to Present, London 2002, s. 43.

30 Szerzej: Europejska Karta języków regionalnych lub mniejszościowych (Dz.U. 2009 
nr 137, poz. 1121), art. 1 lit. a. 

31 BBC News, Cornish gains official recognition, http://news.bbc.co.uk/2/hi/uk_news/
england/2410383.stm (1.03.2013).
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gy) została efektywnie wdrożona w latach 2005–2008 dzięki pomocy finansowej 
ze środków Unii Europejskiej (w kwocie 600 000 GBP)32. W rezultacie „język, 
który został odtworzony z różnych źródeł pochodzących z różnych okresów 
i w związku z tym posiadający kilka różniących się odmian, których poprawność 
stanowiła przedmiot sporów toczonych od początku XX w. (do tego stopnia, że 
kontrowersje budziła nawet nazwa języka)”33, otrzymał ujednolicony zapis orto-
graficzny34. Natomiast w grudniu 2010 r. w internetowym „Światowym atlasie 
języków zagrożonych” UNESCO (redagowanym przez zespół liczący ok. trzy-
dziestu lingwistów) została zmieniona klasyfikacja kernewek z „wymarły” na 
„krytycznie zagrożony”, co uzasadniono „nieodzwierciedlaniem stanu rzeczywi-
stego przez dotychczasowy termin (…) oraz postępującym procesem rewitalizacji 
języka kornijskiego”35. 

Stworzenie prawnych i instytucjonalnych gwarancji ochrony i rozwoju ker-
newek nie oznaczało jednak automatycznego zwiększenia liczby osób posługu-
jących się tym językiem. Według powszechnego spisu ludności z 2011 r. spośród 
ogólnej liczby 532 300 mieszkańców hrabstwa biegłą znajomość języka kornij-
skiego połączoną z jego używaniem na co dzień zadeklarowały zaledwie cztery-
sta sześćdziesiąt cztery osoby (tj. 0,1%), natomiast ok. trzy tysiące pięćset osób 
(tj. 0,66%) stwierdziło, że posiada zdolność prowadzenia rozmowy w tym języku 
lub jego rozumienia36. Nauczanie kernewek przez publiczne placówki oświatowe 
prowadzone jest aktualnie na poziomie przedszkolnym przez Cornwall College 
w Camborne, w postaci zajęć fakultatywnych w nielicznych szkołach podsta-
wowych i średnich oraz w formie studiów filologicznych w systemie dziennym 
na Uniwersytecie w Exeter (w sąsiednim hrabstwie Devon) i poprzez e-learning 
na Uniwersytecie w Lampeter (w Walii). Od czasu zakończenia w 1982 r. emisji 
kursów języka kornijskiego w Westward Television, nie powstał żaden cykliczny 
program telewizyjny w tym języku37. Nadawany w niedzielne poranki piętnasto-
minutowy kornijskojęzyczny program publicystyczny Kroeder Kroghen został 

32 Szerzej: Department for Communities and Local Government, The United Kingdom’s 
Second Report to the Council of Europe under the Framework Convention for the Protection 
of National Minorities, London 2007, s. 9.

33 L. Cockcroft, Cornish language makes a comeback, „The Daily Telegraph”, 
21.05.2008. 

34 Szerzej: Cornwall County Council, An Outline of the Standard Written Form 
of Cornish, Truro 2008. 

35 BBC News, Cornish language no longer extinct, says UN, http://www.bbc.co.uk/news/
uk-england-cornwall-11935464 (1.03.2013).

36 Szerzej: Cornish ‘has 557 speakers’, „The West Briton”, 7.02.2013.
37 Szerzej: M.J. Ball, The Celtic languages, London–New York 2004, s. 652–653.
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zdjęty z anteny BBC Radio Cornwall w 1992 r. ze względu na niewielką liczbę 
słuchaczy, toteż obecnie na falach tej stacji w kernewek emitowany jest wyłącz-
nie pięciominutowy niedzielny serwis informacyjny An Nowodhow. W rezulta-
cie jedynym całodobowym kornijskojęzycznym nośnikiem audiowizualnym jest 
sporadycznie aktualizowany samoistny podcast radiowy Radio an Gernewegva 
finansowany ze środków Cornish Language Partnership. Z tytułów prasowych 
redagowanych w kernewek największy nakład (ok. czterysta egzemplarzy) posia-
da wydawany przez Towarzystwo Miłośników Języka Kornijskiego (Kowethas 
an Yeth Kernewek) miesięcznik „An Gannas”, na łamach którego publikowane są 
informacje i komentarze do bieżących wydarzeń lokalnych i krajowych, utwory 
literackie w języku kornijskim, listy od czytelników, quizy i krzyżówki. Podobny 
profil tematyczny ma również kwartalnik „An Gowsva”, wydawany przez Towa-
rzystwo Ochrony i Promocji Języka Kornijskiego (Agan Tavas) oraz niezależny 
i nieregularnie publikowany periodyk „An Garrak”. W ostatnich latach rubryki 
kornijskojęzyczne zostały także wprowadzone na łamach miesięczników „My 
Cornwall Magazine” i „Cornwall Today”. 

Jako główną przyczynę słabego tempa rozwoju zaplecza edukacyjnego 
i infrastruktury medialnej kernewek należy wskazać niski (wynoszący zaledwie 
ok. 3,5% rocznie) wskaźnik przyrostu użytkowników tego języka. W konsekwen-
cji społeczność lokalna jest in gremio niezdolna do odczytywania umieszczonych 
w miejscach publicznych informacji w języku kornijskim (np. oznaczeń obiektów 
topograficznych, regulaminów zachowania w obiektach użyteczności publicz-
nej, instrukcji obsługi urządzeń itp.), co sytuuje podejmowane oddolnie (tj. przez 
lokalne instytucje publiczne, partie polityczne, organizacje społeczne i indywi-
dualnych entuzjastów kultury kornwalijskiej) inicjatywy na rzecz bilingwizmu 
w kategoriach atrakcji turystycznych, bez istotnego wymiaru praktycznego. Ist-
niejący stan rzeczy nie zniechęca jednak zwolenników implementacji reformy 
dewolucyjnej w Kornwalii, których postulaty zazwyczaj opierają się na założe-
niu, że skoro władze brytyjskie uznały kernewek za język regionalny, to powinny 
również przyznać rdzennej ludności hrabstwa status mniejszości narodowej oraz 
szeroką autonomię wewnętrzną. Z drugiej strony, wszystkie dotychczasowe ini-
cjatywy prodewolucyjne (m.in. kampanie przeprowadzone w latach 2001 i 2008 
przez Cornish Constitutional Convention i Cornwall 2000 oraz wniesienie pod 
obrady Parlamentu Brytyjskiego Government of Cornwall Bill 2008 autorstwa 
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liberalnego posła Dana Rogersona38) zakończyły się niepowodzeniem, co przy-
czyniło się do wyraźnego spadku zainteresowania społecznego perspektywami 
wynikającymi z ewentualnego osiągnięcia samodzielności decyzyjnej hrabstwa 
na poziomie odpowiadającym istniejącemu w Szkocji, Walii lub Irlandii Północ-
nej. Dowodzi tego m.in. niewielkie poparcie udzielone prywatnej e-petycji Mar-
tina Noye’a w sprawie przyznania Kornwalijczykom statusu mniejszościowego, 
pod którą w latach 2009–2012 złożyło podpisy zaledwie osiemset pięćdziesiąt 
jeden osób39. 

Dążenie do podkreślenia swojej tożsamości narodowej, poprzez zapewnie-
nie należytych warunków rozwoju i formalnych gwarancji ochrony dla rodzi-
mej kultury i języka, stanowiło jedną z najważniejszych przesłanek mobilizacji 
politycznej mieszkańców Walii i Kornwalii w XX w. W rezultacie język wa-
lijski został podniesiony do rangi języka urzędowego (najpierw pomocniczego, 
a następnie oficjalnego), nastąpiła legitymizacja istniejących przejawów bilin-
gwizmu połączona z dynamicznym rozszerzeniem tego zjawiska na wszystkie 
sfery przestrzeni publicznej w regionie (włącznie z opierającymi się jego przy-
jęciu Monmouthshire i południowym Pembrokeshire), a wreszcie cymraeg zo-
stał uznany za język mniejszości narodowej w rozumieniu Europejskiej Karty 
języków regionalnych i mniejszościowych. Z kolei przesunięcie na szczebel re-
gionalny kompetencji decyzyjnych dotyczących sposobu wydatkowania środków 
pochodzących z budżetu państwa (w ramach reformy dewolucyjnej) umożliwiło 
zwiększenie wsparcia finansowego dla przedszkoli, szkół podstawowych i śred-
nich oraz uczelni prowadzących nauczanie języka narodowego. Ogromny nacisk 
położony przez władze walijskie na rozszerzenie i pogłębienie znajomości cy-
mraeg wśród mieszkańców regionu skutkował wprowadzeniem tego języka jako 
przedmiotu nauczania lub języka wykładowego w wielu placówkach oświato-
wych. Kiedy jednak po wygaśnięciu entuzjazmu, towarzyszącego pojawieniu się 
nowych możliwości po objęciu Walii procesami dewolucyjnymi, okazało się, że 
język angielski nadal pozostaje podstawowym narzędziem komunikacji miesz-
kańców regionu w relacjach prywatnych i publicznych (z wyjątkiem Gwynedd 
i Anglesey), liczba osób posługujących się cymraeg zaczęła się systematycznie 

38 Szerzej: Cornwall Council, Cornish National Minority Report 2, Truro 2011; 
B.H. Toszek, Perspektywy dewolucji w Kornwalii, w: Regiony Europy. Uwarunkowania, wyzwania 
i perspektywy rozwoju, red. A. Stępień-Kuczyńska, K. Dośpiał-Borysiak, R. Łoś, Toruń 2009, 
s. 197–214; United Kingdom Parliament, Government of Cornwall Bill 2008-09, http://services.
parliament.uk/bills/2008-09/governmentofcornwall.html (1.03.2013).

39 Szerzej: HM Government, e-petition: Recognition of Cornwall as a National Minority, 
http://epetitions. direct.gov.uk/petitions/2835 (15.11.2012).
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zmniejszać. Zaspokoiwszy swoje oczekiwania odnośnie gwarancji ochronnych 
i rozwojowych języka narodowego, Walijczycy przestali przejmować się dalszy-
mi losami swojego języka, spychając go ponownie do roli pomnika kultury na-
rodowej. 

Z kolei język kornijski znajduje się na tym etapie rozwoju, na którym po-
zostawał cymraeg przed objęciem Walii procesami dewolucyjnymi. Posiada on 
bowiem prawne i instytucjonalne gwarancje ochrony i rozwoju wynikające z ob-
jęcia postanowieniami Europejskiej Karty języków regionalnych lub mniejszoś-
ciowych oraz utworzenia Cornish Language Partnership. Stopniowo zwiększa 
się ilość placówek oświatowych prowadzących naukę tego języka na wszystkich 
poziomach edukacji. A chociaż odsetek mieszkańców Kornwalii deklarujących 
chociażby pobieżną znajomość kernewek jest bardzo mały, to przecież zwiększa 
się z roku na rok, podczas gdy liczba osób posługujących się innymi językami 
celtyckimi w Wielkiej Brytanii nieustannie maleje. Należy zatem przypuszczać, 
że popularność języka kornijskiego (stanowiącego obecnie najważniejszy, o ile 
nie jedyny, wyznacznik tożsamości narodowej rdzennych mieszkańców hrab-
stwa) będzie wzrastać tylko do czasu osiągnięcia przez Kornwalię przynajmniej 
namiastki samodzielności decyzyjnej przysługującej Szkocji, Walii lub Irlandii 
Północnej. Natomiast ze względu na oczywistą sztuczność kernewek (jako ję-
zyka syntetycznego) wydaje się, że proces zaniku zainteresowania jego prak-
tycznym zastosowaniem będzie w przyszłości postępował znacznie szybciej, niż 
w przypadku cymraeg.

Zakładając niezmienność dotychczasowych tendencji odśrodkowych, za-
chodzących w ramach reformy dewolucyjnej i procesów paradewolucyjnych 
w Walii i Kornwalii, należy sądzić, że sprawy dotyczące ochrony i rozwoju języ-
ka narodowego (traktowanego jako zasadniczy element tożsamości narodowej) 
pozostaną w centrum uwagi miejscowych ośrodków decyzyjnych. Opublikowane 
przez rząd walijski (Welsh Government) i Radę Kornwalii (Cornish Council) języ-
kowe strategie rozwojowe wyraźnie wskazują na zamiar systematycznego zwięk-
szania poziomu finansowania publicznych placówek oświatowych prowadzących 
naukę języka narodowego, rozszerzania zakresu nauczania cymraeg i kernewek 
poprzez nadanie tym językom statusu przedmiotów obowiązkowych w szkołach 
walijskich i kornwalijskich, umacnianie bilingwizmu w przestrzeni publicznej 
(m.in. poprzez propagowanie używania języka narodowego w relacjach rodzin-
nych i sąsiedzkich) oraz dotowanie walijskojęzycznych i kornijskojęzycznych 
mediów. Odgórna stymulacja dwujęzyczności (mająca docelowo zapewnić pierw-
szeństwo stosowania języka narodowego) nie może jednak przynieść spodziewa-
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nych rezultatów w sytuacji, gdy większość mieszkańców Walii i Kornwalii nadal 
porozumiewa się między sobą po angielsku. Co więcej, zmniejszanie się liczby 
osób mówiących językiem walijskim oraz powolny przyrost populacji używają-
cej na co dzień języka kornijskiego pozwala sądzić, że oba te języki nie uzyskają 
w najbliższym czasie większego znaczenia praktycznego i nie będą mogły sku-
tecznie konkurować z językiem angielskim. Nie należy zatem przeceniać ich zna-
czenia w odniesieniu do procesów mobilizacji politycznej, w których posłużyły 
jedynie do unaocznienia odrębności kulturowej Walijczyków i Kornwalijczyków, 
będącej jednym z wielu argumentów przemawiających za wdrożeniem reformy 
dewolucyjnej. Literalne odczytanie i zaspokojenie przez rząd brytyjski postu-
latów dotyczących utworzenia prawnych i instytucjonalnych gwarancji ochrony 
i rozwoju obu języków spowodowało więc przesunięcie zainteresowania społecz-
ności walijskiej i kornwalijskiej na inne środki służące realizacji zasadniczego 
celu, tj. rozszerzenia lub implementacji procesów dewolucyjnych.

Streszczenie

Zakładając niezmienność dotychczasowych tendencji odśrodkowych, zachodzą-
cych w ramach reformy dewolucyjnej i procesów paradewolucyjnych w Walii i Kornwa-
lii, należy sądzić, że sprawy dotyczące ochrony i rozwoju języka narodowego pozosta-
ną w centrum uwagi miejscowych ośrodków decyzyjnych. Opublikowane przez rząd 
walijski i Radę Kornwalii językowe strategie rozwojowe wyraźnie wskazują na zamiar 
systematycznego rozszerzania zakresu nauczania cymraeg i kernewek, umacnianie bi-
lingwizmu w przestrzeni publicznej oraz dotowanie walijskojęzycznych i kornijskoję-
zycznych mediów. Odgórna stymulacja dwujęzyczności nie może jednak przynieść spo-
dziewanych rezultatów w sytuacji, gdy większość mieszkańców Walii i Kornwalii nadal 
porozumiewa się między sobą po angielsku. Co więcej, zmniejszanie się liczby osób 
mówiących językiem walijskim oraz powolny przyrost populacji używającej na co dzień 
języka kornijskiego pozwalają sądzić, że oba te języki nie uzyskają w najbliższym czasie 
większego znaczenia praktycznego i nie będą mogły skutecznie konkurować z językiem 
angielskim. Nie należy zatem przeceniać ich znaczenia w odniesieniu do procesów mobi-
lizacji politycznej, w których posłużyły jedynie do unaocznienia odrębności kulturowej 
Walijczyków i Kornwalijczyków. Literalne odczytanie i zaspokojenie przez rząd brytyj-
ski postulatów dotyczących utworzenia prawnych i instytucjonalnych gwarancji ochrony 
i rozwoju obu języków spowodowało więc przesunięcie zainteresowania społeczności 
walijskiej i kornwalijskiej na inne środki służące realizacji zasadniczego celu, tj. rozsze-
rzenia lub implementacji procesów dewolucyjnych.

Słowa kluczowe: dewolucja, prawa językowe, tożsamość narodowa
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NATIONAL LANGUAGE 
AS AN INSTRUMENT OF POLITICAL MOBILIZATION 

IN WALES AND CORNWALL IN THE BEGINNING OF 20 C. 

Summary

Presupposing invariability of hitherto centrifugal tendencies in a frames of devolu-
tion reform and predevolution processes in Wales and Cornwall, questions of protection 
and development of national language are expected to remain in the Welsh/Cornish au-
thorities centre of interests. Published by the Welsh Government and the Cornish Coun-
cil schemes of national languages contains postulates of widening range of cymraeg or 
kernewek teaching, strengthening of bilingualism in public sphere and subsidizing of 
Welsh/Cornish media. However top to down stimulation of bilingualism would not suc-
ceed if most of people in Wales and Cornwall will be still English speaking. Which is 
more reducing number of Welsh speakers and slow growing number of Cornish speakers 
shows both these languages have no practical sense and are not able to compete with 
English. There is no reason to overestimate meaning of Welsh and Cornish in political 
mobilization processes because their role was only to confront Welsh and Cornish cul-
tural diversity. Literally interpreted and appeased by the UK Government demands of 
legal and institutional guarantees of both languages protection and development caused 
finally displacement of public interests to other measures for realizing main aim, it is 
widening or implementing devolution processes.

Keywords: devolution, linguistic rights, national identity
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Wprowadzenie

Zakreślenie obszaru badawczego widoczne w tytule artykułu wydaje się nie 
nastręczać problemów. Studium przypadku bułgarskiej partii Ruch na Rzecz Praw 
i Wolności (Движение за права и свободи, DPS) w całym okresie jej działania, 
czyli w latach 1990–2010, wpisuje się w szereg podobnych prac licznie obec-
nych także w literaturze polskiej. Jednak w tym przypadku na skomplikowany 
i zmieniający się obraz partii politycznych i relacji w obrębie systemów partyjnych 
w ogóle nakłada się, mówiąc obrazowo, kolejna warstwa analityczna, dotyczą-
ca etniczności oraz stosunków etnicznych. Podejmując temat partii etnicznych, 
a priori zgadzamy się na fakt, że szeroko rozumiana etniczność będzie konstytu-
tywną cechą partii – czy to w warstwie ideologicznej, czy organizacyjnej. Sama 
„etniczność” jednak pozostaje zagadnieniem mało klarownym. 

Podsumowanie trwającego ponad sto lat dyskursu na temat etniczności 
prezentuje w swojej pracy Steve Fenton. Kluczowe z naszego punktu widzenia 
wnioski można przedstawić następująco: „(...) nie ma jednego, jednolitego feno-
menu »etniczności«, a raczej szereg prywatnych i publicznych tożsamości, któ-
re jednoczą się wokół fenomenu pochodzenia i kultury. (…) Nie oznacza to, że 
istnieją »etniczności« zamiast »etniczność«, to jest ten sam fenomen w różnych 
umiejscowieniach. Oznacza to raczej, że konteksty są na tyle różne, że nadają 
tożsamości etnicznej zupełnie innego znaczenia siły i funkcji”1. Dalej pisze on, 

1 S. Fenton, Etniczność, Warszawa 2007, s. 205–207.

* Dr Dominika Kasprowicz, Instytut Politologii, Uniwersytet Pedagogiczny im. Komisji Edu-
kacji Narodowej w Krakowie, e-mail:d_kasprowicz@wp.pl.
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że idea etniczności mogłaby stać się teoretyczną dominantą jedynie w przypad-
ku wystąpienia którejś z trzech sytuacji: kiedy etniczność jest postrzegana jako 
źródło motywacji, podstawa społecznej organizacji lub zupełnie autonomicz-
na i fundamentalna zasada działania. W swojej konstatacji Fenton dowodzi, że 
w żadnej w tych trzech sytuacji etniczność nie jest głównym lub autonomicznym 
źródłem działania2.

Jak widać, w socjologii nowoczesności to zagadnienie nie znajduje jedno-
znacznego potwierdzenia, pojawia się więc pytanie: czy kontekst partyjny jest 
w stanie nadać ważność zjawisku etniczności? Innymi słowy, czy instytucjo-
nalizacja i polityzacja etniczności są na tyle istotne, by można było mówić 
o partiach etnicznych?

Etniczność partii politycznych

Jedną z koncepcji powstania i trwania partii politycznych jest teoria po-
działów socjopolitycznych. Termin ten stworzyli Seymour M. Lipset i Stein Rok-
kan w połowie lat 60. XX w., a od tego czasu idea ta była szeroko komentowana 
i analizowana. Znanymi jej interpretatorami w latach 90. XX w. byli m.in. Stefa-
no Bartolini i Peter Mair czy Oddbjorn Knutsen i Elinor Scarbrough. Temat ten 
podejmowali również polscy badacze3. 

Podział socjopolityczny rozumiany jest jako „przeciwstawienie wzajemne 
grup społecznych, zaangażowanych w konflikt wynikający z odmiennych cech 
i wartości prezentowanych przez te grupy, które dla reprezentacji swoich intere-
sów tworzą partie polityczne lub też znajdują inną formę ekspresji organizacyj-
nej”4. Inaczej mówiąc, z podziałem socjopolitycznym mamy do czynienia wów-
czas, gdy współwystępują ze sobą trzy rodzaje czynników: 

− podziały społeczne wynikające z różnic narodowościowych (np. Francuzi 
– Niemcy), zawodowych (robotnicy – rolnicy), religijnych (katolicy – pro-
testanci) czy lokalizacyjnych (centrum – peryferie),

− świadomość grupowej tożsamości, czyli przekonanie o stanowieniu okre-
ślonej odrębnej od innych grup i chęć działania na tej podstawie (przy-

2 Ibidem, s. 208–209.
3 Por. R. Markowski, Rozłamy socjopolityczne: o zamyśle klasyków, o tym, jak ich ro-

zumiano, poprawiano i testowano, „Studia Polityczne” 2000, t. 10, s. 7–43; R. Herbut, Podziały 
socjopolityczne, w: Studia z teorii polityki, t. 1, red. A. Jabłoński, L. Sobkowiak, Wrocław 1996, 
s. 91–103. 

4 R. Herbut, Podziały… 
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kład naturalnego podziału kobiety – mężczyźni, który nabrał cech so-
cjopolitycznego podziału, kiedy doszło do uświadomienia odmienności 
interesów wynikających z przynależności do jednej z tych grup),

− organizacja, co oznacza, że podział socjopolityczny musi znaleźć wyraz 
w aktywności organizacyjnej – partii politycznej, związku zawodowego 
czy Kościoła.

Występujące w społeczeństwach tradycyjne konflikty (socjopodziały) we-
dług Lipseta i Rokkana miały być podstawą do powstania i trwania partii poli-
tycznych oraz systemów partyjnych. Idąc tym tropem, można wnioskować, że 
partie etniczne występować mogą w państwach złożonych z różnych grup etnicz-
nych, w których świadomość etnicznej odrębności stała się podstawą do artyku-
lacji potrzeb, ta zaś odbywa się za pośrednictwem właśnie organizacji partyj-
nych. Choć fakt występowania partii etnicznych można próbować traktować jako 
dowód na „rozmrożenie” systemów partyjnych, osobiście zgadzam się z tezą, iż 
jest to nowa odsłona jednego z czterech podstawowych podziałów, a mianowi-
cie tradycyjnego konfliktu na linii centrum – peryferie5. Partiom o charakterze 
centrum, reprezentującym grupę lub grupy dominujące, przeciwstawia się partie 
„broniące peryferiów” – peryferiów także w rozumieniu grup mniejszości et-
nicznych. 

Znaczenie tego socjopodziału w Europie znajduje swoje uzasadnienie 
w liczbach – z ponad stu trzydziestu milionów obywateli osiemnastu krajów Eu-
ropy Środkowo-Wschodniej około 12% należy do mniejszości etnicznych i na-
rodowych. Jak podaje Daniel Bochsler, w wyborach 2007 r. 7% z pięćdziesięciu 
czterech milionów wyborców zagłosowało na partie określane jako etniczne. Po-
niższy wykres przedstawia liczbę miejsc w parlamentach poszczególnych kra-
jów6.

5 Por. S. Alonso, Enduring ethnicity: the political survival of incumbent ethnic parties 
in Western Democracies, Estudio/Working Paper 2005/221, s. 4–5; D. Hanely, Beyond the na-
tion state. Parties in the era of European Integration, Houndmills–Basikstoke–Hampshire 2008, 
s. 11–12.

6 D. Bochsler, The spread of the ethnic/nationalist divide over post-communist Europe, 
referat zaprezentowany podczas konferencji pt. „Post-communist social and political conflicts: 
citizenship and consolidation in new democracies of South East Europe”, Conference at the New 
Europe College, Bucharest, 1–3 czerwca 2007 roku, s. 1–2.
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Wykres 1. Odsetek posiadanych przez partie mniejszości etnicznych miejsc w parlamen-
tach poszczególnych krajów w roku 2007
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Źródło: opracowanie własne na podstawie: D. Bochsler, The spread…, s. 8.

Biorąc pod uwagę powyższe rozważania, termin „partia etniczna” definiuję 
za Kanchan Chandrą jako: „partię otwarcie prezentującą siebie wyborcom jako 
najlepszy reprezentant interesów jednej lub kilku grup etnicznych, przy czym 
reprezentacja i realizacja tych interesów odbywa się z wykluczeniem innych grup 
i stanowi kluczowy element w strategii mobilizacji partii politycznej”7.

Jak wspomniałam, przy wszystkich wyzwaniach, jakie stwarza analiza 
współczesnych partii politycznych, ta konkretna grupa partii wymaga dodat-
kowej uwagi z racji skomplikowanych i różnorodnych wzorców interakcji oraz 
statusu grup mniejszości etnicznych i grup dominujących. Interakcje pomiędzy 
grupami mniejszości etnicznych a grupami dominującymi są badane szczegó-
łowo w ramach socjologii etniczności. Nie sposób zrozumieć ich jednocześnie 
bez wypracowania perspektywy historycznej, a także psychologicznej. Jednak 
obszar badawczy niniejszego artykułu zostaje ograniczony do wyjątkowej formy 
reprezentacji interesów grup etnicznych, jaką są etniczne partie polityczne w na-
rodowych systemach partyjnych. 

Analizując partie rozumiane jako instytucje reprezentujące interesy grup 
etnicznych zwłaszcza w Europie Środkowo-Wschodniej, należy pamiętać, że (jak 
wspomniałam powyżej) strategie wpływające na status mniejszości etnicznej 

7 K. Chandra, Why Ethnic Parties Succeed: Patronage and Ethnic Head Counts in India, 
Cambridge 2009, s. 3; eadem, Ethnic Parties and Democratic Stability, „Perspectives on Politics” 
2005, t. 3 (2), s. 235–236.
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mogą wynikać zarówno z decyzji członków danej grupy, ale również kształto-
wać się pod wpływem czynników zewnętrznych, rozumianych m.in. jako działa-
nia rządów państw, których obywatele tworzą mniejszość w innym kraju (Turcy 
w Bułgarii, Węgrzy w Słowacji i Rumunii, Rosjanie w republikach nadbałtyckich 
itd.). Brak lub mniejsze natężenie czynnika zewnętrznego obserwujemy, gdy or-
ganizują się grupy etniczne bezpaństwowców – jak choćby Romów. Co za tym 
idzie, wydzielenie z grupy partii etnicznych partii-reprezentantów mniejszości 
narodowych znajduje swoje uzasadnienie. Stąd w niniejszym artykule używam 
określeń „partie i grupy mniejszości narodowych i etnicznych” w opozycji do 
„partie i grupy dominujące” (w zastępstwie często używanego określenia „grupa 
większościowa”). Określenie „partia/grupa dominująca” nie przesądza bowiem 
o liczebności grupy czy liczbie posiadanych przez partię mandatów, a raczej o ich 
możliwościach kontroli i wpływu na sytuację partii mniejszości etnicznych i na-
rodowych. Grupa etniczna, rasa i naród są pojęciami mającymi wspólny rdzeń. 
Jest nim idea pochodzenia czy rodowodu, a także kultury. Studium przypadku 
partii Ruch na Rzecz Praw i Wolności to studium organizacji określanej jako par-
tia mniejszości tureckiej w Bułgarii i zaliczanej do katalogu partii etnicznych, to 
jednocześnie analiza partii-reprezentanta mniejszości narodowej. 

Pytania, czy grupy mniejszości narodowych i etnicznych powinny mieć pra-
wo do instytucjonalizacji interesów i ich reprezentacji w formie partyjnej oraz 
jakie są konsekwencje społeczne i polityczne takiego procesu, były już niejed-
nokrotnie rozważane przez badaczy takich jak Arend Lijphart, a w ostatniej de-
kadzie – chociażby Pippę Norris czy Renske Doorenspleet8. Jeśli chodzi o partie 
etniczne w interesującym nas regionie Europy Środkowo-Wschodniej, należy 
wspomnieć o pracach Jurija Toplaka, Tomasa Kostelecky’ego czy Davida Bloche-
ra, a także Olgi Gyarfasowej, Grzegorza Babińskiego czy Janusza Muchy9. Partie 
etniczne w Europie Środkowo-Wschodniej wyciągają na światło dzienne pytanie 
o status mniejszości etnicznych czy narodowych w poszczególnych państwach 

8 P. Norris, Stable democracy and good governance in divided societies: Do power-shar-
ing institutions work? Referat wygłoszony na konferencji International Studies Association, 46th 
annual convention, Honolulu, 5 marca 2005 roku; R. Doorenspleete, Electoral Systems and Good 
Governance in Divided Countries. „Ethnopolitics” 2002, t. 4 (4), s. 365–380.

9 J. Toplak, Impact of Electoral System on Ethnic Minority Representation, www2.arnes.
si/~ljinv16/pakt/inputs/014.htm (18.07.2010); T. Kostelecky, Political Parties after Communism: 
Developments in East-Central Europe, Baltimore MD–London, 2002; G. Babiński, Nacjonali-
zmy czy regionalizmy? Ruchy etnoregionalne w Europie, w: Europa państw – Europa regionów. 
Problemy etniczne Europy Środkowo-Wschodniej, red. G. Babiński, W. Miodunka, Kraków 1995; 
J. Mucha, Mniejszości kulturowe w procesie demokratyzacji w Europie Środkowo-Wschodniej, 
w: Etniczność – o przemianach społeczeństw narodowych, red. M. Szmeja, Kraków 2008, 
s. 13–37; J. Mucha, Stosunki etniczne we współczesnej myśli socjologicznej, Warszawa 2006.
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regionu. Istnienie partii etnicznych jest traktowane jako przejaw instytucjonal-
nego pluralizmu kulturowego i politycznego w Europie Środkowo-Wschodniej, 
możliwego wskutek procesów transformacji. Janusz Mucha wskazuje na trzy 
czynniki, które w tym czasie wpłynęły na sukces grup mniejszościowych na 
poziomie instytucjonalnym: pozytywne postawy nowych elit politycznych do 
polityki liberalnej i liberalnej demokratyzacji; „wewnętrzna siła” mniejszości 
w obrębie nowej struktury instytucjonalnej (ich własne zasoby ekonomiczne, 
kulturowe czy instytucjonalne (również symboliczne), potencjał dla masowego 
działania w sferze publicznej oraz „siła zewnętrzna”, rozumiana przede wszyst-
kim jako ponadnarodowe narzędzia wpływu na status grup mniejszościowych 
w danym państwie (dyrektywy UE, działania krajów ościennych w „obronie” 
swoich obywateli, działalność organizacji międzynarodowych itp.)10.

W swojej bogatej w materiał empiryczny pracy: Separation, asymilation, 
acommodation. Contrasting ethnic minority policies, kwestie te omawia szcze-
gółowo Terrance E. Cook. Rozróżnia on trzy rodzaje polityk prowadzonych przez 
mniejszościowe grupy etniczne, a jednocześnie wobec nich: asymilację, separa-
cję i akomodację11. Charakteryzując je w skrócie – priorytetem polityki separacji 
jest podkreślanie różnic. Strategia świadomie wybierana przez grupę mniejszości 
etnicznej rozumiana jest jako chęć podkreślenia swojej odrębności, a nawet jej 
pogłębiania w formie separatyzmu. Pogłębianie dystansu może odbywać się na 
cztery sposoby: indywidualną emigrację członków mniejszości poza granice kra-
ju, emigrację całych społeczności, migrację na tereny przygraniczne, działania 
secesjonistyczne i na rzecz niepodległości zamieszkiwanego przez siebie teryto-
rium. Polityka asymilacji ma na celu podkreślanie podobieństw – przymusowe 
działania integracyjne czy unifikacyjne ze strony grupy dominującej lub dzia-
łania przedstawicieli mniejszości w celu zniwelowania różnic leżących u pod-
staw podziału etnicznego. Akomodacja według Cooka pozwala na współistnienie 
różnic i podobieństw. Typologie polityk grup etnicznych zostały przedstawione 
w poniższym schemacie:

10 J. Mucha, Mniejszości kulturowe…, s. 29–32.
11 T.E. Cook, Separation, assimilation, accommodation. Contrasting ethnic minority poli-

cies, Westport–London 2003, s. 3, 21 i n.
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Schemat 1. Rodzaje polityk dotyczących mniejszości etnicznych według T.E. Cooka

SEPARACJA ASYMILACJA AKOMODACJA
Preferowana przez 

etniczną grupę domi-
nującą (większość)

Fizyczna segregacja, 
akty terroru 

Przymusowa inte-
gracja i unifikacja 

(językowa etc.) 

Minimalne ustępstwa 
w procesie osiągania 

konsensusu 
i kompromisu

Preferowana przez 
grupę mniejszościową

Segregacja, separa-
tyzm, secesja 

Działania jednostek 
lub grup mniejszości 
mające na celu wyeli-
minowanie czynnika 
będącego podstawą 

podziału

Maksymalne osiąg-
nięcia w procesie 

osiągania konsensusu 
i kompromisu 

Źródło: opracowanie własne na podstawie: T.E. Cook, Separation, assimilation…

Schemat ten unaocznia bogaty wachlarz czynników wpływających na sta-
tus grup mniejszościowych w państwie. Mogą mieć one charakter zewnętrzny 
– mówimy wtedy o podejmowanych przez grupy dominujące różnych w formie 
działaniach asymilujących, separujących czy akomodujących mniejszość. Z dru-
giej strony, asymilacja, separacja czy akomodacja mogą wynikać z dobrowolnej 
decyzji jednostek lub grup wchodzących w skład mniejszości. Nie jest jednak 
celem pracy charakterystyka działań przedsiębranych przez grupy mniejszości 
narodowych lub etnicznych czy też polityka prowadzona w stosunku do nich. 
Ramę pojęciową stworzoną przez Cooka wykorzystuję w charakterystyce par-
tii politycznych, które uznawane są za reprezentantów interesów wybranych 
mniejszości. Wydzielone przez Cooka: separacja, asymilacja czy akomodacja, 
są pojęciami mogącymi posłużyć do charakterystyki partii politycznych w wielu 
płaszczyznach. 

Ruch na Rzecz Praw i Wolności (DPS) jako przykład partii etnicznej

Na bazie przyjętej definicji partii etnicznej wnioskuję, że powstanie oraz in-
stytucjonalizacja partii etnicznych odzwierciedla ich zdolność do wykreowania 
własnej pozycji jako głównej i najbardziej reprezentatywnej instytucji konkretnej 
grupy etnicznej w ramach systemu politycznego. Co więcej, partia etniczna swój 
apel kieruje do konstytutywnej grupy etnicznej w celu pozyskania członków oraz 
mobilizacji politycznej. Pozyskanie poparcia wyborczego jest podstawą do prze-
kroczenia bariery reprezentacji parlamentarnej oraz aktywnego wpływania na 
jej status. W celu prezentacji tych wątków analitycznych przedmiotu posłużę 
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się przykładem jednej partii – Ruchu na Rzecz Praw i Wolności (Движение 
за права и свободи, DPS), partii określanej mianem głównego reprezentanta 
mniejszości tureckiej w Bułgarii i działającej nieprzerwanie w niestabilnym sy-
stemie partyjnym od roku 199012.

Ruch na Rzecz Praw i Wolności został powołany przez Ahmeda Dogana 
w grudniu 1989 r. Powstanie tej partii związane jest bezpośrednio z upadkiem 
reżimu komunistycznego w Bułgarii, a sama partia należy (obok głównej partii 
postkomunistycznej – BPS i opozycyjnej SDS) do najważniejszych aktorów sce-
ny partyjnej w latach 90. XX w. Po roku 2001, kiedy dwie zasadnicze siły straci-
ły relewancję gabinetową, DPS nadal utrzymywał wysokie poparcie i potencjał 
koalicyjny w dynamicznie zmieniającym się otoczeniu politycznym. Wracając 
jednak do genezy partii – czynnikiem, który spolaryzował konflikt wewnątrz 
biura politycznego Bułgarskiej Partii Komunistycznej, była akcja przymusowej 
bułgaryzacji i wysiedlania bułgarskich Turków. Działania te podjęte przez szefa 
partii Todora Zivkova miały na celu „manifestację narodowej jedności w obrębie 
komunistycznego państwa”13. Objęły największą mniejszość etniczną, stanowią-
cą ponad 10% populacji. W wyniku brutalnej akcji w 1989 r. doszło do szeregu 
manifestacji, w których zginęli ludzie. Wywołało to kryzys w relacjach bułgar-
sko-tureckich i zaognienie nastrojów społecznych w kraju. Decyzją członków 
biura politycznego partii Zivkova na stanowisku zastąpił Petar Mladenov. Tak 
zapoczątkowany proces upadku systemu komunistycznego w Bułgarii miał klu-
czowy wpływ na kształt i funkcjonowanie nowego systemu partyjnego, w któ-
rym, jak wspominałam, DPS odgrywał i odgrywa rolę jedynego stabilnego pod 
względem zarówno struktury, jak i elektoratu, aktora.

Wracając do zaproponowanego przez Cooka schematu asymilacja–sepa-
racja–akomodacja, fakt powstania DPS, czyli organizacji mniejszości tureckiej 
w formie partyjnej, można uznać za przejaw asymilacji w systemie partyjnym, 
choć nie jest to wniosek jednoznaczny. W przypadku bułgarskim mamy jedno-
cześnie, i wydawałoby się – paradoksalnie, do czynienia z przykładem działania 
jawnie separującego. Chodzi o istotny z punktu widzenia praktyki politycznej 
kraju przepis ustawy zasadniczej zabraniający tworzenia partii na gruncie et-
nicznym, rasowym lub wyznaniowym oraz partii dążących przemocą do przeję-
cia władzy państwowej (art. 11 ust. 4)14. Uniemożliwienie istnienia partii etnicz-

12 W. Sokół, Geneza i ewolucja systemów wyborczych w państwach Europy Środkowej 
i Wschodniej, Lublin 2007, s. 520 i n.

13 M. Spirova, Bulgaria untill 1989, w: Central and Southeast European Politics since 
1989, red. S. Ramet, Cambridge 2010, s. 414.

14 Konstytucja Republiki Bułgarii z 12 lipca 1991.
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nych czy wyznaniowych miało ograniczyć możliwość przeobrażenia się Ruchu 
na Rzecz Praw i Wolności (DPS) w etniczną turecką partię, działającą w sy-
stemie na równych zasadach. Po wejściu w życie nowej Konstytucji działalność 
DPS wywoływała wiele kontrowersji. Ostatecznie jego obecność w bułgarskiej 
polityce i samym parlamencie została zaaprobowana przez Sąd Konstytucyjny 
(DPS został zarejestrowany jako ruch, a nie partia polityczna). Do dziś jednak 
budzi sprzeciw, podsycany przez przeciwników politycznych15. 

Jak wspomniałam, Ruch na Rzecz Praw i Swobód jest partią działającą od 
roku 1990. Brak alternatywnych organizacji reprezentujących mniejszość turecką 
stawiał ją na pozycji wskazanego w definicji Chandry „głównego reprezentanta”. 
Sytuacja jednak uległa zmianie w ostatnich latach. Obecnie alternatywa taka jest 
reprezentowana przez trzy partie zjednoczone w Lidze Bałkańskiej. Składają się 
na nią: Ruch Frakcji Demokratycznej (DDK) pod przewodnictwem Osmana Ok-
tai, Partia Demokracja-Sprawiedliwość (PDS) Nejima Gencheva i Unia Turków 
Bułgarskich (SBT) Seihana Turkana. Jednak partie te odgrywają marginalną rolę, 
jeśli chodzi o poparcie wyborcze, pozostawiając DPS na pozycji lidera. 

Jeśli chodzi o reprezentowanie interesów mniejszości tureckiej 
w warstwie programowej partii – początkowym celem DPS było zapewnienie 
mniejszości tureckiej takich praw jak: wolność wyznania muzułmańskiego, prawo 
do posługiwania się językiem tureckim oraz tworzenia organizacji o charakterze 
kulturalnym, a także zadośćuczynienie ofiarom represji w okresie komunizmu. 
Jak twierdzi większość autorów opracowań, lider DPS Ahmed Dogan (w ro-
ku 1992) zmienił profil partii, aby uniknąć represji w wyniku nowelizacji 
konstytucji (w której zakazano istnienia partii o charakterze etnicznym). Od tego 
czasu Ruch „jest partią ogólnonarodową reprezentującą wszystkich obywateli”. 
Program zakłada ochronę praw obywatelskich w Bułgarii, rozumianych jako 
prawa wszystkich grup bez względu na wyznanie czy kulturę w celu pogłębiania 
jedności społeczeństwa16. Biorąc pod uwagę niski status ekonomiczny Turków 
w Bułgarii, DPS deklaruje walkę o jego podniesienie. Należy podkreślić, że DPS 
w swoim programie nigdy nie podejmował strategii separacji terytorialnej czy 
kulturowej. W kontekście zmian programowych partii ciekawym materiałem 
do analizy było obszerne przemówienie Dogana z okazji VII Kongresu Partii w 
2009 r. Podsumowując dwadzieścia lat transformacji ustrojowej w Bułgarii i rolę, 
jaką w tym procesie odgrywał DPS, lider zaskakująco mało miejsca poświęcił 

15 G. Karasimeonov, Differentiation Postponed: Party pluralism in Bulgaria, w: Party for-
mation in East-Central Europe, red. G. Wightman, Cheltenham 1995, s. 165.

16 Deklaracja programowa DPS, www.dps.bg (20.07.2010).
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priorytetom i efektom walki o prawa tureckiej mniejszości. Odwołania do tego 
tematu znalazły się w krótkiej wzmiance dotyczącej idei leżących u podstaw 
tworzonej partii. Dogan mówił: „(...) początkowo nasz projekt miał na celu 
przywrócenie podstawowych praw człowieka i wolności związanych z tożsamością 
etniczną i religijną i kwestia ta zniknęła w chwili, gdy zrealizowaliśmy te 
postulaty. Naszym kolejnym krokiem była decyzja, czy pozostać niezależnym 
uczestnikiem życia politycznego, czy wymieszać się z partiami liberalnymi i cen-
trum. Jednak życie napisało scenariusz inny od tego, o którym marzyliśmy i który 
planowaliśmy”17. W trakcie wystąpienia lider partii podkreślał przede wszystkim 
liberalny profil partii i jego wpływ na polepszenie sytuacji ekonomicznej 
kraju w ostatnich dwudziestu latach. Większa część wystąpienia poświęcona 
była planom DPS – tworzeniu szerokiej platformy porozumienia partyjnego 
w celu „włączenia Bułgarii w Unijny projekt Tolerancji i Rozwoju”18. Kwestia 
tożsamości i obrony praw mniejszości tureckiej pojawiła się ponownie przy 
określaniu priorytetów dla partii. Lider odniósł się do zagrożeń, którymi jego 
zdaniem są ataki na DPS i mniejszość turecką: „W ostatnich latach argumenty 
anty-DPS stawały się argumentami antytureckimi i vice versa. Utrzymanie takiej 
polityki spowoduje realizację najgorszego z możliwych scenariuszy – nienawiści 
wobec wszystkiego, co tureckie”19. Priorytetem dla DPS ma być według jej lidera 
polityka podtrzymywania tożsamości i rozwoju. 

Przyjęta definicja partii etnicznej zakłada, że DPS powinien wypracować 
pozycję najbardziej reprezentatywnej instytucji konkretnej grupy etnicznej w ra-
mach systemu politycznego. Świadczą o tym zarówno geneza partii, faktyczny 
monopol na scenie partyjnej (choć w ostatnich latach przełamany), jak i założe-
nia programowe w pierwszych latach działania, a także podkreślane przez lidera 
przekonanie o wypełnieniu zadań w toku transformacji. Co jednak, z punktu wi-
dzenia analizy partii etnicznej, jest bardziej interesujące, to ewolucja programo-
wa – wyraźnie połączenie kwestii etnicznych z tworzeniem szerokiego zaplecza 
partyjnych koalicjantów (o liberalnej i centrowej orientacji) oraz wyborców, co 
manifestuje się w nowych programach i deklaracjach składanych przez Ahme-
da Dogana. Kolejnym czynnikiem, podkreślającym etniczność czy też etniczny 
kontekst działania partii, będzie jej elektorat.

17 Przemówienie Ahmeda Dogana podczas VII Kongresu Partii z grudnia 2009 r., www.
dps.bg (20.07.2010).

18 Ibidem.
19 Ibidem.
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Z danych ostatniego bułgarskiego spisu powszechnego (2001) skład etnicz-
ny państwa przedstawia się następująco: Bułgarzy – 83,94%, Turcy – 9,42%, Ro-
mowie – 4,68%. W przeciwieństwie do rozproszonej mniejszości romskiej, Turcy 
bułgarscy są skupieni w północno-wschodnim i południowo-zachodnim regionie 
kraju. Poparcie wyborcze dla DPS pokrywa się niemal idealnie z rozmieszcze-
niem tureckiej mniejszości, co w zarysie przedstawiają poniższe schematy.

Schemat 2. 
Rozmieszczenie mniejszości tureckiej 
w Bułgarii, kolor ciemniejszy

Schemat 3. 
Wyniki wyborów parlamentarnych 1994 
(okręgi popierające DPS kolor jaśniejszy)

Źródło: www.izbori.org. Źródło: www.electoralgeography.com.

Używając argumentacji Fentona, można stwierdzić, że struktura elektoratu 
tworzy jeden z kontekstów, który kwestie etniczności wysuwa na plan pierwszy, 
potwierdzając zasadność użycia dla charakterystyki DPS określenia „partia 
etniczna”. W myśl bułgarskiego prawa wyborczego wybory odbywają się 
w trzydziestu jeden okręgach przy 4% progu wyborczym, a  głosy przeliczane są 
na mandaty metodą d’Honta20. DPS największe poparcie otrzymywało najczęściej 
w okręgach: Dobreech, Kirdjali, Pazadrjik, Razgrad, Silistria, Targoviste, Szumen, 
czyli w okręgach zamieszkiwanych lub/i zdominowanych przez mniejszość. 
Dodatkowym argumentem potwierdzającym etniczną strukturę wyborczą DPS 
jest fakt, że mandaty nie są przez tę partię zdobywane w stolicach okręgów, 
w których brak znaczących skupisk mniejszości tureckiej21. Etniczna baza 
wyborcza uwidacznia się także w strukturze elektoratu głosującego w obwodach 
utworzonych za granicą. Najwięcej mandatów przydzielanych jest w komisjach 

20 W. Sokół, Geneza…, s. 518–548.
21 I. Manassarian, How European is Bulgaria?, Central European University, Budapeszt, 

lipiec 2007, s. 61 (praca magisterska).
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wyborczych w Turcji. Wśród wszystkich oddanych za granicą głosów w roku 
2005 Ruch na Rzecz Praw i Wolności otrzymał 60%22. Nieprzerwanie od 1990 r. 
partia, bazując na tureckim elektoracie, wchodzi w skład bułgarskiego parlamentu. 
Do roku 1997 wyniki DPS oscylowały w granicach 6%, od tego momentu 
(w kolejnych trzech elekcjach) partia podwoiła swój wynik otrzymując 
odpowiednio 7,45% głosów w 2001 r., 12,8% – w 2005 r. oraz 14,5% w 2009 r.23

Warto w tym miejscu zauważyć, że tematyka statusu partii etnicznych 
w systemach wyborczych również była niejednokrotnie podnoszona. Wpływ 
systemów wyborczych na kształt sceny partyjnej, gdzie funkcjonują partie re-
prezentujące mniejszości etniczne czy narodowe, rozwija m.in. David Blochsler. 
Wskazuje on na szereg możliwych rozwiązań preferujących mniejszości etnicz-
ne. Są to: odrębne okręgi wyborcze, w których swoich reprezentantów wybierają 
członkowie danej mniejszości, wydzielenie liczby mandatów zarezerwowanych 
dla przedstawicieli mniejszości w okręgach wyborczych proporcjonalnie do od-
setka zamieszkującej go mniejszości, zniesienie obowiązującego progu wybor-
czego w stosunku do partii czy kandydatów reprezentujących mniejszości24. Żad-
ne z tych rozwiązań nie zostało zastosowane w przypadku bułgarskim, system 
wyborczy zaś można uznać za sprzyjający etnicznej reprezentacji o tyle, o ile 
jest on stabilny i ma charakter proporcjonalny ze stosunkowo niskim progiem 
wyborczym. 

DPS posiadał istotny z punktu widzenia systemów partyjnych potencjał 
koalicyjny, który wykorzystał przy tworzeniu pierwszego niekomunistycznego 
rządu – jego poparcie umożliwiło SDS stworzenie gabinetu. W 1992 r. wycofa-
nie poparcia dla tego rządu i koalicja DPS z BSP spowodowały jego odwołanie. 
Od roku 1997 Ruch wchodził w skład szeregu koalicji wyborczych, m.in. z Par-
tią Zielonych czy monarchistami. W latach 1992–1997 znaczenie partii zmalało, 
a w niej samej nastąpił szereg rozłamów. Istotną rolę odzyskała po przełomie 
w roku 2001. Wyniki wyborcze na tle pozostałych partii zostały przedstawione 
w poniższej tabeli.

22 Ibidem, s. 62.
23 Bułgarska Centralna Komisja Wyborcza, CIK, www.rezultati.cik.bg (20.07.2010).
24 D. Bochsler, Electoral rules and the representation of Ethnic minorities in post-commu-

nist democracies, „European Yearbook of Minority Issues” 2007, 8 (7), s. 153–180.
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Tabela 1. Wyniki wyborów do parlamentu w latach 1990–2009 w Bułgarii abela 1. Wyniki wyborów do parlamentu w latach 1990–2009 w Bułgarii 
(procent zdobytych głosów)(procent zdobytych głosów)

                          Rok wyborów
Partia

1990 1991 1994 1997 2001 2005 2009

Bułgarska Partia Socjalistyczna
(BSP) i jej koalicjanci 47.15 33.14 43.58 22.07 17.15 30.95 17.70

Unia Sił Demokratycznych
(SDS) i jej koalicjanci 36.20 34.36 24.17 52.26 18.18 7.68 6.76

Bułgarska Unia Agrarna
(BZNS) 8.0 3.9 – – – – –

Ruch na Rzecz Praw i Swobód
(DPS) 6.03 7.55 5.43 7.60 7.45 12.81 14.50

Ruch Narodowy Symeona II
(NDSV, NMSP) –  –  –  – 42.74 19.88 3.02

Ataka –  –  –  – –  8.14 9.36
Demokraci dla silnej Bułgarii

(DSB) – –  – –  –  6.44 –
Bułgarska Unia Narodowa

(BNS) –  –  – – – 5.19 –
Obywatele dla Europejskiego 
Rozwoju Bułgarii (GERB) – –  – –  – – 39.70
Porządek i Prawo – – – – –  – 4.13

Źródło: opracowanie własne na podstawie danych podanych na stronie Bułgarskiej Centralnej 
Komisji Wyborczej, CIK (www.rezultati.cik.bg, 28.07.2010).

Ciekawe badania w tym kontekście przeprowadzili także Sonia Alonso i Ru-
ben Ruiz, którzy weryfikowali tezę, że parlamentarna reprezentacja mniejszości 
etnicznych zmniejsza ryzyko (używając nomenklatury Cooka) działań separa-
cyjnych. Innymi słowy, zapewnienie mniejszości etnicznej czy narodowej moż-
liwości udziału w parlamencie lub rządzie ma niwelować ryzyko takich działań, 
jak postulaty zwiększenia autonomii czy dążenia separatystyczne. W porównaw-
czych badaniach Alonso i Ruiz próba obejmowała również przykład bułgarskiej 
DPS, a wyniki ich analizy brzmiały: „Biorąc pod uwagę różnorodny charakter 
żądań grup mniejszości etnicznych, wykazaliśmy, że ich parlamentarna repre-
zentacja nie osłabia konfliktów o podłożu separacyjnym. Fakt posiadania man-
datów nie wpływa osłabiająco na żądania natychmiastowej separacji. W wielu 
przypadkach nosiciele tych haseł odmawiają udziału w wyborach do czasu, gdy 
ich postulaty nie zostaną spełnione. Kiedy postulaty mniejszości są zbyt radykal-
ne – fakt reprezentacji w parlamencie nie ma znaczenia. Wielkość reprezentacji 
parlamentarnej przy jednoczesnym braku relewancji gabinetowej (partie w par-
lamencie, lecz niebiorące udziału w rządzie) nie gwarantuje efektywności partii 
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etnicznej (...)”25.  Alonso i Ruiz argumentują więc, że poziom konfliktu etnicznego 
jest zależny od relacji władzy ustawodawczej i wykonawczej. Łagodzenie kon-
fliktów o podłożu etnicznym ma miejsce w systemach, w których reprezentacja 
parlamentarna jest efektywna, co sprawia, że interesy grupy mniejszościowej nie 
muszą być realizowane na płaszczyźnie pozaparlamentarnej. 

Pojawia się więc kolejna kwestia efektywności partii etnicznych, rozumia-
na jako realizacja interesów grupowych swoich wyborców. W tym kontekście 
DPS również stanowi ciekawy przykład. Według Emila Giatzidisa: „DPS, korzy-
stając z możliwości oddziaływania na politykę, znacząco wpłynął na polepszenie 
sytuacji mniejszości tureckiej. Zdołał zmniejszyć napięcie w regionach zamiesz-
kiwanych przez Turków, przywrócić tureckie nazwiska, znieść zakaz używania 
języka tureckiego oraz uzyskać gwarancje wolności praktyk religijnych w me-
czetach, także tureckie programy informacyjne zaczęto nadawać w publicznej te-
lewizji. (…) Partia spełnia rolę stabilizującą w relacjach instytucji państwowych 
z mniejszością turecką, a także pozostałymi, w tym romską”26. Dodatkowo partia 
od początku lat 90. XX w. kieruje ministerstwem rolnictwa, resortem kluczo-
wym z punktu widzenia swoich wyborców. Jak pisze Maria Spirova: „DPS dzięki 
permanentnej kontroli nad resortem rolnictwa była w stanie zbudować stabilny 
system dopłat dla swoich członków i zwolenników”27.

Elektorat mobilizowany kwestiami etnicznymi ma być w teorii bardziej sta-
bilny. W przypadku DPS stabilność poparcia – zarówno jeśli chodzi o strukturę, 
jak i wielkość – mogła opierać się również na efektywnej polityce realizacji inte-
resów mniejszości.

Podsumowanie

Prezentowane studium przypadku bułgarskiego Ruchu na Rzecz Praw 
i Wolności to analiza partii zaliczanej do grupy partii etnicznych. Jest to przykład 
tym ciekawszy, że partia obecna jest na niestabilnej scenie partyjnej i parlamen-
tarnej nieprzerwanie od roku 1990. Partia ta w czasie dwóch dekad przekraczała 
każdorazowo barierę reprezentacji parlamentarnej, wchodziła również w koalicje 
z reprezentantami różnych części politycznego spektrum. Posługując się tym 

25 S. Alonso, R. Ruiz, Political Representation and Ethnic Conflict in New Democracies, 
Berlin 2005, s. 19–20.

26 E. Giatzidis, An introduction to post-communist Bulgaria. Political, economic and so-
cial transformations, Manchester–New York, s. 46.

27 M. Spirova, Bulgaria…, s. 414.
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przykładem, starałam się scharakteryzować specyficzny typ partii, bazując na 
szeregu założeń teoretycznych, w tym: możliwych strategii przyjmowanych 
przez zorganizowane grupy mniejszości etnicznych oraz strategii wobec nich; 
cech konstytutywnych partii etnicznej – programu, struktury elektoratu, repre-
zentacji parlamentarnej i jej efektywności w realizacji interesów wyborców. 

W artykule odwoływałam się do definicji Chandry, który partie etniczne 
rozumie jako głównych reprezentantów interesów grupy etnicznej, stanowiącej 
dla nich priorytet w tym sensie, że realizując te interesy, partie wykluczają grupy 
pozostałe, a „czynnik etniczny” jest podstawą ich apelu mobilizującego wybor-
ców. W większości tych aspektów DPS spełnia założenia stojące przed partią 
etniczną. Co jednak było uderzające, to rozszerzenie spektrum programowego 
partii widoczne w dokumentach i wystąpieniach. Jest to argument potwierdza-
jący proces ewolucji tej partii, który znajdujemy m.in. u Antoniny Zelznikovej, 
szefowej Centrum Stosunków Etnicznych w Sofii. W wywiadzie z roku 2009 za-
uważa ona, że: „Ahmed Dogan jest w stanie przekształcić DPS z partii etnicznej 
w partię ogólnokrajową. (…) Ciężko pracował, aby otworzyć partię na wszystkich 
wyborców, ale również, by otworzyć wyborców DPS do głosowania na partie 
nieetniczne”28.

Streszczenie

Autorka stara się odpowiedzieć na pytanie, czy w kontekście partii jest w stanie 
zweryfikować zjawisko etniczności. Rozważa też, na ile instytucjonalizacja i polityzacja 
etniczności są istotne, aby mówić o partiach etnicznych. Analiza dotyczy bułgarskiego 
Ruchu na rzecz Praw i Wolności. 

Słowa kluczowe: polityzacja etniczności, instytucjonalizacja, mniejszość turecka, Buł-
garia

28 Turkish party urges to rethink policy. Wywiad z Antoniną Zeleznikovą, www.iwpr.net 
(20.07.2010).
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ETHNIC AND NATIONAL MINORITIES PARTIES THROUGH 
THE EXAMPLE OF THE BULGARIAN MOVEMENT FOR RIGHTS 

AND FREEDOMS (DPS)

Summary

The author seeks to answer the question whether the context of the party is able to 
validate the phenomenon of ethnicity. As far as the institutionalization and politicization 
of ethnicity are significant enough to be able to talk about ethnic parties. The analysis 
concerns Bulgaria’s Movement for Rights and Freedoms (DPS).

Keywords: politicization of ethnicity, institutionalization, Turkish minority, Bulgaria
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W KONTEKŚCIE SYTUACJI NARODOWOŚCIOWEJ 
I POLITYCZNEJ NA KRYMIE1

Półwysep Krym jest położony między 44°23’ a 46°21’ szerokości geogra-
ficznej północnej oraz między 32°30’ a 36°40’ długości geograficznej wschodniej. 
Zajmuje powierzchnię 26 140 km2, czyli równą połowie terytorium Szwajcarii. 
Oblewany przez wody dwóch mórz: Czarnego, Azowskiego oraz zatoki Siwasz, 
Krym jest połączony z kontynentem europejskim siedmiokilometrowym pasem 
lądu2, znanym jako przesmyk Perekop (OrKapy)3, tworzy zatem pod względem 
geograficznym i gospodarczym obszar zamknięty, pozostający w luźnym związ-
ku z kontynentem4. Sama nazwa Półwyspu wywodzi się z języka tatarskiego 
i dosłownie znaczy: twierdza, co dobrze odzwierciedla jego strategiczne i obron-
ne położenie. Starożytni Grecy zwali Krym Taurydą i pod taką nazwą funkcjo-
nował w niektórych sytuacjach współcześnie, używała jej bowiem administracja 
cesarskiej Rosji.

Przeszłość etniczna Krymu i Tatarów krymskich jest bogata i bardzo zło-
żona. W starożytności – według Herodota – Półwysep Krymski zamieszkiwali 

1 Tekst powstał przed zmianą sytuacji na Krymie w 2014 r.
2 Dokładne dane o szerokości przesmyku Perekop według miar rosyjskich wynoszą: 

6 wiorst 492 sążnie, czyli 7499,96 m (por. W.M. Sosnogorov, Putevoditel po krymu [Przewodnik 
po Krymie], Odessa 1880).

3 OrKapi – turecka nazwa Perekopu.
4 Dż. Seidamet, La Crimee – passe – presente – Revindication des Tatars de Crime, Lau-

sanne 1921, s. 1–6.
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Taurowie, Kimerowie i Scytowie5. Ludy te mieszkały ze sobą, tworząc grupę 
ludnościową o nazwie Tauro-Scytów, która w III w. p.n.e. zamieszkiwała północ-
ną i środkową część Krymu6.

W IV w. p.n.e. wybrzeże Krymu zostało skolonizowane przez Greków, 
przybyłych z Azji Mniejszej. W I w. n.e. greckie miasta-państwa położone na 
Krymie musiały podporządkować się zwierzchnictwu Imperium Rzymskiego7. 
Następcami Rzymian byli Bizantyjczycy, którzy panowali tutaj do XI stulecia.

W I w. p.n.e. północny Krym został opanowany przez irańskich Sarmatów8. 
W IV w. n.e. osiedlili się na Krymie germańscy Ostrogoci; jeden z odłamów tego 
ludu przetrwał w górzystej części Półwyspu aż do XIV w.9 W roku 378 n.e. Krym 
podbili tureccy Hunowie, wspierani przez Alanów. W wiekach V i VI Krym zo-
stał opanowany przez tureckich Awarów i Turków ałtajskich. W wiekach VII–IX 
zaś – należał do państwa Chazarów, po których w latach 894–1090 nastąpili tu-
reccy Pieczyngowie.

Około końca XI w. na historycznej scenie Europy południowej pojawili się 
Turcy-Kipczacy (Kumanowie, Połowcy), którzy odegrali decydującą rolę w dzie-
jach dzisiejszych Turków krymskich. Jeden z odłamów Kipczaków osiedlił się na 
Krymie i podporządkował sobie zhellenizowane wybrzeże Krymu, asymilując 
w ciągu dziejów nieliczne grupy Tauro-Scytów, Gotów, Alanów, Chazarów i Pie-
czyngów. Ta mieszanina narodowości w wiekach XIII i XIV stopiła się z Tata-
rami (Mongoło-Turkami), którzy właśnie wtargnęli na Półwysep. Tak tworzyła 
się, mocno wymieszana etnicznie, podstawa ludności zamieszkującej Krym10 do 
roku 1944.

5 Herodot, Dzieje – IV księga; A. Bachmakoff, Cinquantes siecles d’evolution ethnique au 
tour de la Mer Noir, rozdz. V: Les Cimmeriens et Les Scythes uo „Scolotes”, Paris 1937; A. Soysal, Ki-
rimin ilk Turk sakinleri (Pierwsi tureccy mieszkańcy Krymu), w: „Yeni Turk”, t. IX, 1941, s. 584–586.

6 V. Skoropil, Odnalezione nowe napisy bosforskie, w: „Izvestia tavricheskago uchennago 
arkhvivnago kommissi”, 1917, s. 108–120.

7 T. Momsen, Dzieje Rzymu, t. I, Berlin b.d., s. 265–400.
8 W. Tomaszek, Die Goten in Taurien, Brunn 1888. J. de Baye, Les Gothes de Crime, Paris 

1907; A. Wasiliew, The Gots in the Crimea, Cambridge 1936; F. Braun, Ostateczne losy Gotów 
z Krymu, Petersburg 1890.

9 A. Soysal, Kirimin…, s. 611–613, A. Baskirov, Szkice historyczno-archeologiczne 
z Krymu (Geschichtliche-archeologische Skizze der Krim), w: Krym: Putevoditel, red. K. Bum-
berg, Symferopol 1915, s. 156–283; Starożytność i średniowiecze w historii Krymu (Altertum und 
Mittelalter in der Geschichte der Krim), w: Krym: Putevoditel, Symferopol 1928, s. 171–192; 
J. Kulakowskij, Przeszłość Taurydy (Prośłoje Tawridy), Kijów 1906.

10 B. Spuler, Golden Orde. Die Mongolen in Rusland 1223–1502 (Złota Orda. Mongołowie 
w Rosji), Lipsk 1943; S. Kuczyński, Tatarzy wobec Litwy i Moskwy w drugiej połowie XV wieku, 
w: „Problemy Europy Wschodniej” 1939, nr 1, s. 2–3. H. Giraybay, Turk mogol imperatotlugunun 
mustakil bir ulkesi olan Altin Ordu devletinin tarihcesi ve bu develtin bir ulkesi olan Kirim (Dzieje 
niezależnej prowincji państwa turko-mongolskiego, Złotej Ordy oraz jej prowincji Krymu), praca 
dyplomowa w Uniwersytecie Stambulskim. Rękopis w Bibliotece Uniwersytetu w Stambule.
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W pierwszej połowie XIII w. (lata 1223–1238) Krym został zdobyty przez 
Mongołów, a skutkiem inwazji było m.in. stworzenie podstaw (w wiekach XIII 
i XIV) dla powstania niezależnego Chanatu Krymskiego, co nastąpiło w roku 
1428, do której to daty Chanat stanowił prowincję państwa Złotej Ordy. W po-
czątkach swojego istnienia, w okresie rządów pierwszego władcy Hadżi Gireja, 
Chanat Krymski był lennem polskiego króla Kazimierza Jagiellończyka, który 
pomógł Hadżi Girejowi w uzyskaniu władzy. W latach 1475–1774 Chanat Krym-
ski podlegał zwierzchnictwu Imperium Osmańskiego11, a faktyczne istnienie 
Chanatu kończy się w roku 178312. Okres panowania rosyjskiego to systematycz-
ne rusyfikowanie Półwyspu i usuwanie śladów tradycji kultury tatarskiej. Trzeba 
również pamiętać o tym, że Tatarzy krymscy zdołali na przełomie XIX i XX w. 
zorganizować silny ruch odrodzenia narodowego, który był w stanie w roku 1917 
wywalczyć niepodległość państwa krymskiego. W latach 1917–1920 stosunkowo 
sporą rolę odegrali w polityce krymskiej polscy Tatarzy, stanowiący ówcześnie 
najlepiej wykształconą i najbardziej zeuropeizowaną grupę mieszkańców Kry-
mu. Znaleźli się tam na skutek ewakuacji ludności, jaką zarządziły władze ro-
syjskie dla ludności ziem byłego Wielkiego Księstwa Litewskiego w roku 1915, 
w związku z niemiecką ofensywą. W roku 1918 polski Tatar, generał Maciej Sul-
kiewicz, powołał istniejący od czerwca do października rząd Republiki Krym-
skiej i zdołał zorganizować początki państwowości. W roku 1920 przedstawiciele 
krymskich Tatarów zgłosili na forum Ligi Narodów propozycję polskiego man-
datu nad Krymem. Nie doszło jednakże do tego na skutek zajęcia Półwyspu przez 
bolszewików. W roku 1942 Krym został zajęty przez Niemców, natomiast w roku 
1944, w dniach od 18 maja do końca czerwca, Półwysep był dokładnie „czyszczo-
ny etnicznie” przez oddziały NKWD dowodzone przez generała Iwana Sierowa, 
późniejszego oprawcę Polski. Wywózce na Syberię, do Kazachstanu i Uzbekista-
nu podlegli Tatarzy krymscy oraz inne rdzenne krymskie grupy etniczne.

Krymscy Tatarzy prowadzili walkę polityczną o powrót do ojczyzny od cza-
sów śmierci Stalina i „odwilży” politycznej w 1956 r. W latach 70. i 80. XX w. 

11 A. Soysal, Kirimin…, s. 15–49; J. Hammer-Purgstal, Dzieje Chanatu Krymskiego pod 
panowaniem osmańskim (Geschichte des Chanates der Krim unter osmanischer Herrschaft), 
Wiedeń 1965.

12 A. Soysal, Kirimin…, s. 57–58; Hanlik devrinde Kirim Turk kulturu (Kultura Tur-
ków krymskich w epoce Chanatu), Istambuł 1941; Kultura Chanatu krymskiego, „Życie Tatar-
skie” 1937, nr 3–4; S. Kuczyński, Tatarzy…, s. 2–17; I. Borozdin, Nowe dane o kulturze Złotej 
Ordy z Krymu (Nowyje dannyje po złotoordyjskoj kulturie), „Nowyj Wostok” XVI–XVII, 1927, 
s. 256–274; Stolica Złotej Ordy – Solchat, Stary Krym. Kultura tatarska w XIII–XIV w. (Stolica 
zołotoj ordy. Solchat – Staryj Krym), „30 dni” 1917, nr 1; Pomniki kultury tatarskiej na Krymie 
(Pamiatniki tatarskoj kultury v Krymu), „Prożektor” 1926, nr 21.
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połączyli swoje siły z ówczesną sowiecką polityczną opozycją skupioną wokół 
prof. Andrieja Sacharowa po helsińskiej konferencji na temat bezpieczeństwa 
i współpracy w Europie w 1975 r. Powstała wtedy opozycja oficjalnie monito-
rowała przestrzeganie praw człowieka w Związku Sowieckim. Tatarzy konse-
kwentnie wybrali drogę walki cywilnej, stosując metody „obywatelskiego nie-
posłuszeństwa”, czyli demonstracji, pikiet, plakatowania, odmowy wykonania 
nakazów administracyjnych. Swoje działania ściśle koordynowali z działania-
mi grupy Sacharowa. Od końca lat 80. XX w. rozpoczął się powrót Tatarów na 
Krym. Proces ten obfitował w nieustanne konflikty zarówno z lokalnymi wła-
dzami, jak i miejscową ludnością rosyjską osiadłą na Półwyspie po 1944 i 1945 r. 
Jednym z elementów walki cywilnej o możliwość powrotu był „samozachwat”, 
czyli „dzikie budownictwo” bez pozwolenia administracyjnego, którego lokalne 
władze nie chciały wydawać.

W okresie „pieriestrojki” sytuacja krymskich Tatarów zaczęła ulegać popra-
wie. W ostatnim roku swego istnienia władze sowieckie wyraziły zgodę zarówno 
na powrót ludności tatarskiej na Krym, jak i na rekompensatę za okres zesłania 
i wysiedlenia. Ten kierunek działań kontynuowały władze Republiki Ukraiń-
skiej, pozwalając Tatarom na rozwój osadnictwa i tworzenie lokalnych struk-
tur samorządowych włączając w to szkolnictwo, struktury religijne, organizacje 
samopomocowe. 

Od drugiej połowy lat 80. XX w. ruchem repatriacyjnym kierowała i ko-
ordynowała go Organizacja Krymskotatarskiego Ruchu Narodowego, formalnie 
powstała w 1989 r., na czele której stał Mustafa Dżemilew, tatarski lider narodo-
wy, więzień sowieckich obozów pracy przymusowej. Po roku 1991 Organizacja 
Krymskotatarskiego Ruchu Narodowego przekształciła się w Medżlis Krymsko-
tatarski wyłaniany przez ogólnotatarski Kongres Narodowy. Medżlis ma charak-
ter konstytuanty, jest jednocześnie ciałem ustawodawczym i wykonawczym. Na 
jego czele stoi prezydium z przewodniczącym, którym od lat 90. jest Mustafa 
Dżemilew. Medżlis stanowi ciało narodowego samorządu, którego decyzje nie 
mają charakteru państwowo-prawnego. Również nieokreślony jest jego status 
polityczny w ramach Ukrainy. Jej władze nie uznają formalnie tej organizacji za 
organ władzy samorządu narodowego tatarskiego z cechami władczymi państwa 
scedowanymi przez władze republiki, jednak funkcjonuje ona jako struktura 
w ramach kancelarii prezydenta Ukrainy. Ta sytuacja podyktowana jest tym, że 
władze ukraińskie nie mogą się zdecydować co do ostatecznego statusu Półwy-
spu Krymskiego.
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Autonomia Krymu datuje się od okresu międzywojennego, kiedy to 18 paź-
dziernika 1921 r. decyzją Wszechrosyjskiego Centralnego Wykonawczego Ko-
mitetu partii bolszewickiej i Rady Komisarzy Ludowych Rosji Czerwonej utwo-
rzono Autonomiczną Krymską Sowiecką Republikę. W latach 20. XX w. aparat 
partyjny i państwowy tej autonomii był w dużej mierze oparty na tatarskich 
komunistach i lewicowych narodowcach wspierających bolszewików. Lata 30. 
XX w., wraz z umocnieniem się władzy Stalina, przyniosły coraz większe repre-
sje, którymi byli objęci również tatarscy komuniści oraz działacze partyjnego 
i państwowego aparatu Krymu. Autonomia została zniesiona 30 czerwca 1945 
r., po wysiedleniu ludności tatarskiej, oskarżonej o współpracę z Niemcami pod-
czas wojny. Utworzono wówczas krymską obłast’ (odpowiednik województwa) 
w ramach Rosyjskiej Federacyjnej Republiki Sowieckiej. W okresie powojen-
nym, na mocy osobistej decyzji Nikity Chruszczowa, 19 lutego 1954 r., decy-
zją Rady Najwyższej Związku Sowieckiego została przekazana Ukraińskiej 
Republice Sowieckiej. 12 lutego 1991 r. została utworzona na powrót Krym-
ska Autonomiczna Republika Sowiecka dekretem prezydium Rady Najwyższej 
Związku Sowieckiego. Ta właśnie struktura została przemianowana na Autono-
miczną Republikę Krym w ramach Republiki Ukrainy. Obecnie trwa konflikt 
państwowo-prawny Ukrainy i Rosji o Półwysep. Rosjanie powołują się na nie-
legalność decyzji Chruszczowa, co podkreślane jest przez wszystkie wydawni-
ctwa na temat Krymu wydawane przez prorosyjskie lobby. Ukraińcy z kolei pod-
kreślają prawno-państwową kontynuację przez współczesną Federację Rosyjską 
dawnego ZSRS i legalność decyzji RN ZSRS pomimo działań Chruszczowa. 

W roku 1989 skład ludności Krymu według danych ze spisu z 1989 przed-
stawiał się następująco: ogólna liczba mieszkańców wynosiła 2 455 900 osób, 
z czego 1 688 200 stanowili Rosjanie, 719 094 – Ukraińcy, 51 412 – Białorusini, 
44 201 – Tatarzy krymscy, 18 666 – Żydzi, 10 840 – Ormianie, 11 802 – inni Ta-
tarzy (nadwołżańscy, syberyjscy, astrachańscy), 3265 – Niemcy, 3008 – Bułgarzy, 
2798 – Grecy, 5994 – Polacy, 1032 – Cyganie, 898 – Estończycy, 898 – Karaimo-
wie i inni. Łączna liczba narodowości objętych spisem wynosiła sto dwadzieścia, 
wliczając w to pojedynczych przedstawicieli danej grupy etnicznej „narodowości 
ZSRR”13.

Tatarzy w chwili obecnej stanowią obecnie około 10–12% całej ludności 
Krymu, który liczy ponad dwa miliony mieszkańców. W roku 200314 dane ko-

13 S. Czerwonnaja, Problem krymskotatarski i współczesna sytuacja etnopolityczna na 
Krymie, „Rocznik Tatarów Polskich” 1994, t. II, s. 121, przyp. 1.

14 Krym socwietije nacjonal’nych kul’tur, kniga I i II, Symferopol 2003.
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lejnego, ostatniego spisu powszechnego ludności Krymu mówiły o następującej 
ilości grup etnicznych i narodowości: 3748 Azerbejdżan, 8768 Ormian, 1877 Buł-
garów, 186 Węgrów, 2795 Greków, 1774 Gruzinów, 4515 Żydów, 48 Włochów, 
544 Kazachów, 142 Kirgizów, 243 433 Tatarów krymskich. Oprócz tego Półwy-
sep zamieszkuje około 1000 Polaków i mniej więcej 800 Karaimów. Drugą co do 
liczebności grupą narodową na Krymie są Ukraińcy w liczbie 492 227, najwięksi 
liczebnie zaś są Rosjanie – 1 180 441 osób. Inne narody i grupy etniczne, któ-
rych przedstawiciele w niewielkiej ilości zamieszkują Krym, to: Koreańczycy 
– 2877 osób, Litwini – 513, Krymczacy (krymscy Żydzi posługujący się języ-
kiem tatarskim) – 204, Niemcy – 987, Białorusini – 29 285, Tatarzy nadwołżań-
scy – 11 090, Baszkirzy – 728, Francuzi – 8, Romowie (Cyganie krymscy) – 1896, 
Czesi – 749 i Estończycy – 210 osób. Tak więc współcześnie Tatarzy są trzecią 
co do liczebności grupą narodowościową na Krymie. W Autonomicznej Repub-
lice Krym funkcjonuje dwadzieścia siedem narodowych, kulturalno-społecznych 
organizacji, w tym dwadzieścia pięć oficjalnie zarejestrowanych. Ukazuje się 
prasa w językach ukraińskim, rosyjskim i tatarskim, analogicznie są emitowane 
w lokalnej telewizji i radiu programy w tych trzech językach. W ramach parla-
mentu Autonomicznej Republiki Krym Tatarzy krymscy mają swoich posłów, 
w każdej kadencji również któryś z przedstawicieli tatarskiej narodowości wchodzi 
w skład gabinetu rady ministrów autonomii.

Oczywiście w obecnej praktyce politycznej główną rolę odgrywają Rosja-
nie, Ukraińcy i Tatarzy. Każda z tych grup narodowych realizuje swój polityczny 
interes. Nieco inaczej przedstawiają się na Półwyspie wpływy gospodarcze po-
szczególnych nacji. Największym skupiskiem ludności rosyjskiej są dzisiaj obsza-
ry południowe, rejon Jałty, Sudaku, Ałuszty, a także wschodnie miasta – Teodo-
zja i Kercz. W tym regionie, jako jednym z najbardziej atrakcyjnych turystycznie 
w dawnym Związku Sowieckim, osiedlani byli emerytowani funkcjonariusze 
partii, milicji i KGB, otrzymując „dacze”. Stąd jest to do dziś najbardziej wstecz-
ny, prokomunistyczny i prorosyjski, szowinistyczny region na Krymie. Ogólnie 
rzecz biorąc, ludność rosyjska przesiedlana na Krym po 1945 r. rekrutowała 
się z niższego aparatu administracyjno-wojskowego oraz nisko czy wręcz nie-
wykwalifikowanych robotników z centralnej Rosji. Ludność ta nie jest zintegro-
wana ani nie posiada w zasadzie innego, poza sowieckim, poczucia tożsamości. 
Dużą rolę pełni również Sewastopol jako autonomia w autonomii; port i stacjo-
nująca w nim marynarka wojenna są bowiem własnością Federacji Rosyjskiej. 
W mieście tym istnieje główna baza rosyjskiego nacjonalizmu na Półwyspie czy 
szerzej – w południowej Ukrainie. Na terytorium Krymu Rosjanie próbują rów-
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nież zorganizować ruch kozacki, reaktywując organizacje Kozaków, którzy hi-
storycznie na Półwyspie nigdy nie istnieli, jeśli nie liczyć tzw. „Urus-kazakłar”, 
to jest prawosławnych kozaków walczących w armii chanów tatarskich w XVII 
i XVIII wieku. Rosyjskie organizacje młodzieżowe staczają regularne walki 
z osadnikami tatarskimi na południowo-zachodnim wybrzeżu.

Po rozpadzie Związku Sowieckiego władze rosyjskie próbowały wciągnąć 
Tatarów w konflikty narodowościowe o scenariuszach podobnych do konflik-
tów w Abchazji, Czeczenii czy Górnej Osetii. Podstawą miało być negatywne 
nastawienie do władz ukraińskich i obietnica zaspokojenia roszczeń tatarskich 
w ramach Rosji jako spadkobiercy Związku Sowieckiego. Ówczesnego tatarskie-
go kierownictwa narodowego ruchu, zwłaszcza samego Mustafa Dżemilewa, nie 
dało się wciągnąć w ten konflikt. W zamian za to zarówno rosyjskie władze, jak 
i organizacje społeczne i polityczne na Krymie próbują zdyskredytować Dżemi-
lewa i kierowany przez niego ruch narodowy. Atak jest prowadzony z zewnątrz. 
Podejmowane są próby podważenia wiarygodności i morale członków Medżli-
su, a także tworzenia wewnętrznej tatarskiej opozycji wobec Dżemilewa, któ-
ry stara się wspierać opcję proukraińską, a w ramach niej – proeuropejską. Jest 
również zwolennikiem świeckiego modelu tatarskiego społeczeństwa. Rosyjskie 
służby próbują też doprowadzić do swoistego „przewrotu pałacowego” wewnątrz 
samego Medżlisu i obalić Dżemilewa, zastąpiwszy go jego przeciwnikami. Po-
wstała dwa lata temu partia Milli Firqa (Partia Narodowa) próbuje używać ha-
seł nacjonalizmu tatarskiego wymierzonych we współpracę z Zachodem, haseł 
antysemickich, a także prowadzi polityczną kampanię oszczerstw przeciwko 
Dżemilewowi i powołanemu przez Tatarski Kongres Narodowy (Kurułtaj) Me-
dżlisowi. Z drugiej strony, zarówno władze autonomii krymskiej, jak i ukraiń-
skie lekceważą rodzący się na Krymie problem muzułmańskich organizacji fun-
damentalistycznych. Na Półwyspie działa Islamska Partia Krymu, organizacje 
kierowane z zagranicy – jak Taqfir al-Hidżra, Hizb-ul-Tahrir, a również rodzime 
krymsko-tatarskie, jak np. „Dawet”, niewykluczone, że z inspiracji rosyjskich 
służb specjalnych. O to oskarża Moskwę sam Mustafa Dżemilew, który w roku 
2009 o mało nie padł ofiarą zamachu ekstremistów. Również krymski mufti, 
w rozmowie z autorem tego tekstu, jeszcze w roku 2006 skarżył się na wręcz 
prowokacyjną obojętność władz miejscowych i republikańskich na działalność 
organizacji i struktur fundamentalistycznych, ich propagandę i próby nadmiernej 
aktywności w życiu politycznym i społecznym Tatarów. W dniach 18–21 maja 
2009 r. podczas trwania Narodowego Kongresu Tatarów Krymskich, w którym 
autor niniejszego tekstu brał udział, przedstawiciele Islamskiej Partii oraz struk-
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tury ją wspierające zaatakowały bardzo ostro samego Dżemilewa i cały ruch ta-
tarski, oskarżając ich o zdradę interesów muzułmańskich. Podobną demonstrację 
urządziła Partia Narodowa (Milli Firqa), żądając ustąpienia Dżemilewa i całego 
Medżlisu, oskarżając jego przywódców o korupcję, nepotyzm, działalność ma-
fijną. W samym Symferopolu milicja ukraińska zapewniała zabezpieczenie od 
ewentualnych ataków rosyjskich nacjonalistycznych bojówek młodzieżowych.

Rola tatarskich obywateli Krymu wykracza poza opłotki krymskie. Po 
pierwsze, niewątpliwie mogą oni stabilizować sytuację polityczną – zarówno na 
Półwyspie, jak i w całej Ukrainie – w wypadku prób etnicznej destabilizacji pod-
jętych przez Moskwę poprzez swoją postawę, w dużej mierze proukraińską. Po 
drugie, wpływ Tatarów krymskich na rosyjskich muzułmanów wydaje się trud-
ny do przecenienia. W perspektywie najbliższych dwudziestu lub trzydziestu lat 
w Rosji najprawdopodobniej władza polityczna przejdzie w ręce przedstawicie-
li ludności nierosyjskiej, przede wszystkim muzułmańskiej. Wskazują na to już 
obecnie czynniki demograficzne, jak i rozmieszczenie bogactw naturalnych, któ-
re znajdują się przede wszystkim na terytoriach zamieszkałych przez nierosyj-
skie narody federacji. Tatarzy krymscy jako najbardziej współcześnie europejski 
naród muzułmański mogą i najpewniej będą doskonałym pośrednikiem pomię-
dzy przyszłą, rządzoną przez muzułmanów Rosją, a Polską czy Europą. Poza 
tym mogą być oni również pewnego rodzaju łącznikiem z lobby nacjonalistów 
ukraińskich. Jak dotąd, tatarscy posłowie do ukraińskiego parlamentu w Kijowie 
wybierani byli z listy „Ruchu”, ugrupowania umiarkowanie nacjonalistycznego 
i antymoskiewskiego. 

Streszczenie

Autor analizuje rozwój stosunków etnicznych na Krymie. Wskazuje główne 
punkty napięcia w stosunkach między Ukraińcami, Rosjanami i Tatarami oraz ich rolę 
w kształtowaniu współczesnego życia politycznego Tatarów (przed aneksją Półwyspu 
przez Rosję).

Słowa kluczowe: Krym, Tatarzy krymscy, polityka etniczna
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MODERN POLITICAL PARTIES AND MOVEMENTS 
OF THE CRIMEAN TATARS 

IN THE CONTEXT OF ETHNIC AND POLITICAL SITUATION 
IN THE CRIMEA

Summary

The author analyzes the development of ethnic relations in Crimea. The indicate’s 
the main points of tension in the relations between Ukrainians, Russians and Tatars and 
their role in shaping the modern political life of the Tatars (before the annexation of the 
peninsula by Russia).

Keywords: Crimea, Crimean Tatars, ethnic politics
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Wraz z karierą teorii postmodernistycznych w naukach społecznych coraz 
częściej pojawiają się próby ich przyłożenia do relacji władzy. Wielu autorów 
mówi wręcz o kryzysie państwa narodowego, upatrując dalszy rozwój relacji 
władzy i jej przedstawicielstwa w rozwoju świadomości tożsamości politycznej 
małych grup społecznych, w tym również – etnicznych2. Świadomość możliwości 
dochodzenia swoich praw przez grupy mniejszościowe sprawia, że organizują się 
one coraz chętniej w celu uzyskania konkretnych korzyści politycznych3. Trend 
ten dotyczy również grup etnicznych. W literaturze pojawił się nawet termin „po-
lityzacji etniczności”, wprowadzony przez amerykańskiego historyka i politologa 
Josepha Rotschilda, który jej cechy określa następująco:

− uświadomienie wspólnocie etnicznej wykorzystania polityki do utrwale-
nia własnych wartości i kultury etnicznej,

− stymulacja zainteresowania grupy własną odmiennością, 
− mobilizowanie etniczności,
− kierowanie zachowaniem politycznym grup etnicznych4.

1 Tekst powstał przed zmianą sytuacji na Krymie w 2014 r.
2 Por. M. Castells, Siła tożsamości, Warszawa 2008; Z. Bauman, Płynna nowoczesność, 

Kraków 2006; idem, Tożsamość. Rozmowy z Benedetto Vecchim, Gdańsk 2007.
3 Od lat 60. XX w. można było zaobserwować rozwój polityczny przeróżnych grup spo-

łecznych, rasowych, etnicznych czy kulturowych. Wystarczy wspomnieć o rozwoju ruchu Black 
Power, Queer czy grup zrzeszających rdzennych mieszkańców Ameryki.

4 A. Wierzbicki, Etnopolityka w Azji centralnej. Między wspólnotą etniczną a obywatel-
ską, Warszawa 2008, s. 28.

* Mgr Michał Czepczyński, absolwent politologii w Instytucie Politologii i Europeistyki 
Uniwersytetu Szczecińskiego, e-mail: mczepczynski @wp.pl.
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W politologii pozwala to potraktować etniczność jako jeden z poziomów 
identyfikacji przestrzeni społecznej, a dalej całą grupę etniczną jako grupę inte-
resu, która uczestniczy w grach politycznych5. Oczywistym wydaje się fakt, że 
sprawne realizowanie interesu politycznego wymaga dostosowania do realiów 
systemów politycznych kraju, w jakim znajduje się grupa, a więc pewnego sfor-
malizowania działań. W związku z tym powstają liczne organizacje czy partie 
o charakterze etnicznym. Trzeba jednak pamiętać, że wiele z istniejących partii 
etnicznych swój rodowód wywodzi jeszcze z czasów kształtowania współczes-
nych narodów, czyli czasu końca XIX i początkowych dekad XX w. W tym właś-
nie czasie powstały m.in. północnoirlandzka Sinn Fein czy bretońska Strollad 
Broadel Breiz (Bretońska Partia Narodowa)6. Jednak to ostatnie lata XX w. oraz 
początek XXI wydają się czasem szczególnej aktywizacji politycznej grup et-
nicznych i przebicia się jej do szerszej wiadomości publicznej, co widać dosko-
nale zwłaszcza w przypadku demokracji Europy Zachodniej. Samą partię etnicz-
ną Kanchan Chandra, pochodząca z Indii badaczka zajmująca się etnopolityką 
w Azji Południowej, definiuje jako typ partii odwołującej się do wyborców jako 
orędownik interesów jednej z grup etnicznych lub zestawu grup z wykluczeniem 
pozostałych. To odwołanie jest główną strategią mobilizacyjną. W tej definicji 
kluczowym aspektem jest „wykluczenie” (exclusion). Chandra zauważa, że na-
wet jeśli partia odwołuje się do wielu grup etnicznych, to cały czas są one definio-
wane przez pryzmat wspólnego etnicznego wroga (common ethnic enemy)7.

Z podobnym zjawiskiem aktywizacji politycznej grup etnicznych i narodo-
wościowych mamy do czynienia w przypadku obszaru postradzieckiego, gdzie 
w wielu przypadkach spotykamy omawianą wcześniej „politycyzację etniczno-
ści”. Jedną z grup etnicznych, w której etniczność stała się głównym wyznacz-
nikiem mobilizacji politycznej, są Tatarzy krymscy. W poniższym artykule po-
staram się przybliżyć jedną z organizacji politycznych, roszczącą sobie prawo do 
reprezentacji politycznej Tatarów. Należy pamiętać, że żadna z wymienionych 
w tekście organizacji nie stanowi formalnej partii politycznej – ani Milli Firka, 
ani Medżlis nie są tak zarejestrowane. Obie wyrosły z dysydenckiego ruchu Ta-
tarów krymskich. Medżlis jest formalnie rodzajem nieuznawanego parlamentu 
narodowego, jednak tak naprawdę pozostaje ciałem politycznym Mustafy Dże-
mileva, nie pełni funkcji ustawodawczych i nie może być traktowany jako rze-

5 Ibidem, s. 50.
6 K.A. Wojtaszczyk, Partie polityczne w państwie demokratycznym, Warszawa 1998, s. 42.
7 K. Chandra, Ethnic parties and democratic stability, s. 4, http://www.nyu.edu/gsas/dept/

politics/seminars/chandra_f04.pdf (15.07.2010).
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czywista reprezentacja Tatarów krymskich8. Jego politycznego rodowodu należy 
szukać w organizacji będącej politycznym zapleczem Dżemileva – Organizacji 
Krymskotatarskiego Ruchu Narodowego (Организасия Крымскотатарского 
Национального Движения – OKND)9. Z kolei Milli Firka wyrosła wokół posta-
ci będącej w opozycji do Dżemileva, mianowicie Jurija Osmanova (i jego Narodo-
wego Ruchu Tatarów Krymskich: Национальное Движение Крымских Татар 
– NDKT), zamordowanego w niejasnych okolicznościach10. Mimo iż formalnie 
Milli Firka nie jest partią polityczną, to wszelkie jej działania i ambicje upoważ-
niają do potraktowania tej organizacji właśnie jako partii politycznej o charak-
terze etnicznym. Dlatego też zdecydowałem się używać słowa „partia”, mówiąc 
o Milli Firka. Poniższy tekst powstał głównie na podstawie analizy dokumentów 
organizacji, takich jak programy, statusy, strategie itp. Wszystkie cytaty źródeł 
rosyjskojęzycznych są podane w moim własnym tłumaczeniu.

Milli Firka (krymtat. Milliy Fırqa, dosł. Partia narodowa) to jedna z orga-
nizacji politycznych etnicznych, skupiających Tatarów krymskich. Powstała 
w 2006 r. jako alternatywa dla dominującej dotychczas organizacji skupiającej 
Tatarów: Medżlisu Narodu Krymskotatarskiego (krymtat. Qırımtatar Milliy 
Meclisi, dosł. Krymskotatarskie Zgromadzenie Narodowe). Twórcy Milli Firka 
(m.in. Reszat Abłajew, Abduraimow Waswi, Ali Jajaczik) zarzucali czołowym 
działaczom Medżlisu zbytnią uległość wobec władz ukraińskich, za wyraz której 
uznali obecność członków Medżlisu w oficjalnych władzach państwowych. Lide-
rzy Medżlisu – Mustafa Dżemilev i Riefat Czubarov – parokrotnie brali, z powo-
dzeniem, udział w wyborach do ukraińskiego parlamentu11. Co więcej, Dżemilev 
w roku 2007 startował w wyborach z list bloku „Nasza Ukraina”. Tak więc już od 
powstania partii widać było, że Milli Firka przyjmuje ostrzejszy kurs, jeśli chodzi 
o głoszone żądania i postulaty polityczne.

8 I. Borowik, Odbudowywanie pamięci. Przemiany religijne w Środkowo-Wschodniej 
Europie po upadku komunizmu, Kraków 2000, s. 265.

9 S. Chazbijewicz, Awdet czyli Powrót. Walka polityczna Tatarów krymskich o zachowa-
nie tożsamości narodowej i niepodległości państwa, Olsztyn 2001, s. 189.

10 6 XI 1993 r. znaleziono śmiertelnie pobitego Osmanova. Według ustaleń śledztwa na-
pad miał charakter rabunkowy, jednak od razu poddano te ustalenia w wątpliwość. Mówiono, że 
Osmanov padł pod ciosami ludzi nasłanych przez politycznego konkurenta – Mustafę Dżemileva, 
lub zginął z rąk nacjonalistów rosyjskich. W odczuciu większości Tatarów był to mord polityczny. 
Por. S. Chabijewicz, Awdet czyli..., s. 238–239.

11 G. Sergiejew, Medżlisu protiwopowstawjat jeszczo odnu partiju – «Milli-Firka», http://
1k.com.ua/131/details/6/2 (15.01.2010).
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Milli Firka swoją nazwą nawiązuje do powstałej w 1917 r. organizacji dzia-
łającej na rzecz przywrócenia władzy Tatarów krymskich na Krymie12. Również 
działania współczesnej partii oscylują wokół pięciu głównych celów, z których na 
czele stoi odrodzenie roli narodu krymskotatarskiego. W deklaracji programowej 
partii już na samym wstępie znajdujemy jasno określony cel istnienia partii:

Milli Firka zostaje stworzona w celu odrodzenia narodu krymskotatarskiego, 
utrzymania jego narodowego terytorium – Półwyspu Krymskiego, obrony in-
teresów i praw Tatarów krymskich. Swoje działania zamierza urzeczywistnić 
w ramach prawnego systemu Ukrainy oraz prawa międzynarodowego13.

Dalej znajdujemy wymienione pięć celów Milli Firka, określanych jako stra-
tegiczne. Są to rozbudowane twierdzenia powyższego postulatu:

1. Przywrócenie na Krymie krymskotatarskiej państwowości.
2. Przywrócenie jednolitości i jedności narodu krymskotatarskiego rozu-

mianej jako stworzenie „jądra narodu” wystarczającego do podtrzyma-
nia demograficznej i socjokulturowej równowagi.

3. Stworzenie systemu umożliwiającego efektowne odrodzenie języka, 
obyczajów, tradycji i kultury oraz duchowych wartości narodu.

4. Integracja narodu krymskotatarskiego ze światem tureckim na podsta-
wie światopoglądu islamskiego.

5. Zapewnienie pokoju i zgody na Krymie, opartych na wzajemnym sza-
cunku i tolerancji między wszystkimi „etnicznymi towarzystwami, na-
rodowymi grupami, konfesjami i diasporami półwyspu”14.

Jeśli chodzi o główne cele działalności Milli Firka, można zauważyć duże 
zbieżności z deklaracjami Medżlisu, w którego programie znajdziemy zapis:

Podstawowym celem Medżlisu jest likwidacja następstw ludobójstwa, doko-
nanego przez państwo radzieckie na krymskich Tatarach, rekonstrukcja na-
rodowych i politycznych praw krymskotatarskiego narodu i realizacja jego 
prawa do wolności narodowo-państwowego samookreślenia się na swoim 
narodowym terytorium15.

12 Partia ta odwoływała się do idei głoszonych przez Ismaila Beja Gasprinskiego i ruchów 
młodotureckich. Większość jej działaczy została stracona lub zesłana po 1930 r. Zob. S. Chazbije-
wicz, Awdet czyli..., s. 50–52.

13 Tezisy programma nacioionalnoj organizacji Milli firka, http://milli-firka.org/
?mod=article_read&article=5 (15.01.2010). 

14 Ibidem.
15 Polożenije o Medżlisie krymskotatarskowo naroda, http://www.cidct.org.ua/ru/mejlis/

mejlis.html (29.01.2010).
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Polski politolog i prawnik Konstanty A. Wojtaszczyk zauważa, iż cechą cha-
rakterystyczną partii etnicznych jest umiejscowienie swoich żądań między postu-
latami regionalnej autonomii a separatyzmu16. I tak właśnie jest w przypadku obu 
omawianych ugrupowań. Zarówno Medżlis, jak i Milli Firka podnoszą postulat 
nie tyle budowy, co odbudowy politycznej pozycji Tatarów krymskich na tere-
nie Krymu. Obie organizacje odwołują się przy tym do historycznych związków 
Tatarów z Krymem i traktują postulat zmian jako naturalny powrót do sytuacji 
zniesionej przez niesprawiedliwie doznane krzywdy. Milli Firka wydaje się przy 
tym zajmować stanowisko ostrzejsze. Główna jednak różnica między ugrupo-
waniami dotyczy sposobu realizacji celów oraz różnych adresatów stawianych 
postulatów i inaczej lokowanej opozycji.

Socjolog kultury Walter Żelazny zwraca uwagę na rolę narodu dominują-
cego w kształtowaniu państwa i relacji władzy. Jego język i kultura ulegają legi-
tymizacji, przez co stają się kulturą i językiem władzy17. Jednakże w przypadku 
Krymu określenie grupy dominującej, a przez to grupy mającej dokonać żądanych 
ustępstw, jest zadaniem dość trudnym. Półwysep Krymski stanowi terytorium 
Autonomicznej Republiki Krym, która swoją autonomiczność względem Kijo-
wa pozyskała nie ze względu na mniejszość tatarską, a zamieszkujących Krym 
Rosjan. Tak więc postulatem Tatarów jest stworzenie autonomii w Autonomii. 
W roku 2001 narodowość ludności Krymu kształtowała się następująco: Ro-
sjanie – 1180,4 tys. (58,3 %), Ukraińcy – 492,2 tys. (24,3%), Tatarzy krymscy 
– 243,4 tys. (12%), Białorusini 29,2 tys. (1,4%), Tatarzy – 11,0 tys. (0,5%), Ormia-
nie – 8,7 tys. (0,4 %), Żydzi – 4,5 tys. (0,2 %), Polacy – 3,8 tys. (0,2%), Mołda-
wianie – 3,7 tys. (0,2 %), Azerowie – 3,7 tys. (0,2%)18. Większość mieszkańców 
Krymu stanowią Rosjanie i to ich kultura oraz język na szczeblu regionu są do-
minujące (rosyjski ma status języka urzędowego). 

Z drugiej jednak strony, mimo autonomii Półwyspu, to Kijów jest głów-
nym decydentem o jego losach, a więc władza skupia się w rękach ukraińskich. 
Warto powrócić tu do wcześniej przytoczonej definicji partii etnicznej, skonstru-
owanej przez K. Chandrę; zasadniczym w niej zagadnieniem było wykluczenie 
definiowane przez pryzmat istnienia „wroga etnicznego”. Wydaje się, że główna 
różnica między Medżlisem a Milli Firka oscyluje wokół zasięgu tej kategorii. 

16 K.A. Wojtaszczyk, Partie polityczne…, s. 41.
17 W. Żelazny, Etniczność. Ład – konflikt – sprawiedliwość, Poznań 2006, s. 12. 
18 Dane pochodzą z ukraińskiego spisu powszechnego z 2001 r., nie udało mi się jednak 

ustalić, jaką metodą posłużono się przy ustalaniu narodowości. Czy np. była ona deklaratywna, 
czy też możliwość wyboru była ograniczona; http://www.ukrcensus.gov.ua/results/general/natio-
nality/ (3.02.2010).



112 Michał Czepczyński

W przypadku tej drugiej organizacji „wróg etniczny” poszerzony jest również 
o etnos ukraiński. W przeciwieństwie do Medżlisu Milli Firka nie ma w swoim 
programie stwierdzenia o realizacji celów w ramach ukraińskiej państwowości, 
a nawet wspomina o odtworzeniu państwa krymskotatarskiego. Nie znajduje się 
też w organach władzy państwa (zarówno Autonomii, jak i centralnych). Kwestią 
otwartą pozostaje pytanie, na ile ideologia jest usprawiedliwieniem realnej moż-
liwości w nich uczestnictwa. 

W swoim programie Milli Firka wymienia szereg zadań niezbędnych do 
rozwiązania dla osiągnięcia wyżej wymienionych celów:

1. Uzyskanie uznania przez organizacje międzynarodowe deportacji Tata-
rów krymskich w 1944 r. za przestępstwo przeciw ludzkości oraz zbrod-
nie ludobójstwa.

2. Stworzenie maksymalnie korzystnych warunków dla powrotu na Krym 
Tatarów z miejsc zsyłki i diaspor.

3. Zapewnienie restytucji prawowitym właścicielom (indywidualnym i ko-
lektywnym) mienia i ziemi, utraconych w wyniku „bezprawnych działań 
reżimów, we władzy których znajdowało się terytorium narodu krym-
skotatarskiego”, w tym również mienia i ziemi należących do wspólnot 
muzułmańskich.

4. Stworzenie systemu narodowego samorządu swobodnego i niezawisłe-
go od tego, w jakim prawnym obszarze znajdują się Półwysep Krymski 
i naród krymskotatarski, zapewniającego udział przedstawicieli Tatarów 
krymskich we wszystkich strukturach władzy.

5. Przyznanie językowi krymskotatarskiemu statusu urzędowego na Kry-
mie, na równi z rosyjskim i ukraińskim.

6. Stworzenie całościowego systemu szkolnictwa z krymskotatarskim języ-
kiem nauczania od przedszkolnego do wyższego włącznie.

7. Przywrócenie obiektywnej historii Krymu i historycznej toponimiki 
półwyspu.

8. Niedopuszczenie do degradacji przyrodniczych i rekreacyjnych walorów 
Krymu. Obrona środowiska naturalnego i krajobrazu. Zapewnienie eko-
logicznego, energetycznego, żywnościowego i ekonomicznego bezpie-
czeństwa Krymu. 

9. Zapewnienie powszechnego systemu podtrzymywania i rozwoju krym-
skiego biznesu i przedsiębiorczości.
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10. Stworzenie warunków dla przezwyciężania kryzysu demograficznego 
w społeczeństwie poprzez zapewnienie troski i ochrony rodziny, mło-
dzieży i dzieci19.

Warto zwrócić uwagę na dwojaki charakter wymienionych zadań. Część 
z nich ma charakter ekonomiczny, część – historyczno-ideologiczny. Często oba 
mieszają się ze sobą, jak ma to miejsce w przypadku żądań rewindykacji włas-
ności ziemi i mienia. Jadąc przez Krym, zauważymy, że stałym elementem kraj-
obrazu są tzw. samozachwaty. To metoda nielegalnego zagarnięcia ziemi, często 
połączona z samowolą budowlaną. W dawnych wioskach tatarskich dziś miesz-
kają Rosjanie i Ukraińcy. Tatarom pozwolono osiedlać się w interiorze Półwyspu, 
na terenach mało atrakcyjnych ekonomicznie (problem z dostępem do wody, ni-
ska wydajność gleby, brak walorów turystycznych). Stąd też próby zajęcia ziemi 
metodą faktów dokonanych. Za tatarskimi samozachwatami wyrastają rosyjskie 
i ukraińskie. Dziś malutkie budowle z rakuszki, cegły z morskiego wapienia, są 
stałym elementem krajobrazu wybrzeża Krymu20. Postulat zwrotu dawnych ziem 
ma nie tylko charakter rodzaju wynagrodzenia krzywd czy przywrócenia praw-
nego stanu rzeczy, ale również – charakter ekonomiczny, chodzi bowiem o ziemie 
znajdujące się albo na samym wybrzeżu, albo w jego okolicy. Ziemie, na których 
można wybudować pensjonaty, bary czy hotele. Daje to możliwość ekonomicznej 
niezależności i rozwoju, o których mowa na liście zadań stawianych przez Milli 
Firka.

Zwraca uwagę ilość postulatów dotyczących zmiany narracji historycznej. 
Dotychczasowa, obecna przez wiele lat w dawnym ZSRR, określała Tatarów jako 
zdrajców, których spotkała zasłużona kara za współpracę z Niemcami. Dodat-
kowo po deportacji w 1944 r. starano się wymazać ich obecność symboliczną 
w przestrzeni kulturowej Krymu. Niszczono domy o architekturze charaktery-
stycznej dla Tatarów, burzono meczety, cmentarze, medresy i inne miejsca kultu. 
Rosyjskimi nazwami miejscowości zastępowano tatarskie. Postulowana zmiana 
narracji historycznej nie jest tylko kwestią estetyki „dążenia do prawdy”. Pano-
wanie nad przekazem historycznym, dostęp do udziału w jego kształtowaniu, 
daje możliwość do działań w sferze pamięci zbiorowej. „Wszelkie legitymizacyj-
ne i tożsamościowe użycia pamięci przeszłości maja tym większą siłę, im moc-

19 Tezisy programmy nacionalnoj organizacji Milli Firka, http://www.milli-firka.org/
?mod=article_read&article=5 (28.01.2010).

20 N. Gańko, Tatar wraca na Krym, „Polityka” nr 23, 11.06.2005, s. 116–121.
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niej same legitymizowane są przez historię (naukę)”21. Panowanie nad pamięcią 
zbiorową daje możliwość kształtowania tożsamości, a także, co niezmiernie waż-
ne dla partii etnicznych, legitymizuje stawiane polityczne żądania.

Strategia legitymizacyjna polega na ukryciu performatywnego wymiaru po-
lityki. Opozycja, aby zwyciężyć w politycznej batalii, musi zatem przedsta-
wić alternatywną formę legitymizacji, a przede wszystkim – zdemaskować 
performatywny charakter symboli i rytuałów, po które sięgał reżim dotych-
czas panujący22.

Podważenie dotychczasowego obrazu historii (np. wskazywanie przez mo-
ich rozmówców na infantylność rosyjskojęzycznych nazw miejscowości) jest 
w zamierzeniu demaskacją „fałszywości” dominującego ładu politycznego. 
Zmiana narracji historycznej podważa prawa dotychczasowej grupy dominują-
cej (w tym wypadku chodzi głównie o Rosjan) do sprawowania władzy, prze-
sunięcie akcentu na tatarski wątek historii Krymu, czyni z Tatarów jakby natu-
ralnych gospodarzy Półwyspu, którzy mają szczególne prawo do decydowania 
o kształcie polityki Krymu. Podobną funkcję pełniłoby postulowanie przywróce-
nie tatarskiej toponimiki. Dominacja w krajobrazie symbolicznym (stawia się też 
pomniki upamiętniające deportację, wywiesza flagi tatarskie z Tamgą) pozwala, 
wykorzystując podstawowe schematy poznawcze człowieka, łatwiej kształtować 
pamięć zbiorową.

Materialne upamiętnienie pewnej postaci czy wydarzenia (czyli zarazem pew-
nej interpretacji historycznej) jest warunkiem trwałości pamięci społecznej 
i społecznego dowartościowania danej interpretacji23.

Podobnie należy interpretować wolę zmiany głównego wątku narracji histo-
rycznej. Nadal funkcjonuje obraz Tatara, powstały w wyniku wieloletniej propa-
gandy, jako zdrajcy narodu, kolaboranta z Niemcami24. Trzeba przy tym pamiętać, 

21 A. Szpociński, P.T. Kwiatkowski, Przeszłość jako przedmiot przekazu, Warszawa 2006, 
s. 25.

22 E. Baldwin, B. Longhurst, S. McCracken, M. Ogborn, G. Smith, Wstęp do kulturoznaw-
stwa, Poznań 2007, s. 262.

23 L.M. Nijakowski, Domeny symboliczne. Konflikty narodowe i etniczne w wymiarze 
symbolicznym, Warszawa 2006, s. 41.

24 I. Borowik, Odbudowywanie pamięci…, s. 253.
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że przy sposobie narracji na temat drugiej wojny światowej w dawnym ZSRR25 
kolaboracja jest jednym z najcięższych możliwych zarzutów, symbolicznie oba-
lającym jakiekolwiek roszczenia polityczne. Można zaryzykować stwierdzenie, 
przy zachowaniu wszelkich proporcji, że podobny mechanizm jest czasami akty-
wowany w Polsce przy próbach deprecjonowania roszczeń politycznych wysuwa-
nych przez Kaszubów czy Ślązaków. Również w kontekście narracji nt. drugiej 
wojny światowej oskarżenie całej grupy etnicznej o kolaborację z największym 
wrogiem czy o bycie volksdeutschem26 ma ogromną siłę rażenia. Służy do kon-
struowania schematu myślowego o winie i karze, skoro dopuszczono się najwięk-
szej zbrodni z punktu widzenia narodu czy państwa, czyli jego zdrady, nie ma się 
prawa żądać jakichkolwiek ustępstw ze strony państwa – a nawet więcej: wszelkie 
doznane krzywdy są traktowane  w pewnym stopniu jako zasłużone27. Stąd też tak 
ważne są dla Milli Firka zadania powiązane z kształtowaniem interpretacji histo-
rycznej. Co ciekawe, nie próbuje się nadać nowej interpretacji faktu współpracy 
z Niemcami, o co można by się pokusić, traktując go jako reakcję na wcześniejszy 
stosunek władz radzieckich, a po prostu neguje się go jako wymysł propagandy. 
Akcentuje się tatarski udział w wojnie po stronie radzieckiej. Tworzy się też swo-
iste „izby pamięci”. Jedna z takich „izb” istnieje przy meczecie w Słonecznej 
Dolinie. Poza artefaktami kultury krymskotatarskiej znajdziemy tam kącik po-
święcony tatarskim żołnierzom, lotnikom i marynarzom odznaczonym Gwiazdą 
Bohatera Związku Radzieckiego.

Kolejnym rozdziałem „walki o pamięć” jest kwestia stosunku do deportacji 
z 1944 r. Dla Tatarów sprawa ta ma olbrzymie znaczenie w kwestii tworzenia 
tożsamości zbiorowej. Wspólnota doświadczeń i nadanie wydarzeniu charakteru 
narodowej traumy sprawia, że wydarzenie to nabiera szczególnego charakteru. 
Obchody rocznicowe oraz miejsca upamiętnienia stają się ośrodkami manifestacji 
zbiorowej tożsamości, aktami mobilizacji społecznej. Konrad Zasztowt porów-

25 Świadomość mitu Wojny Ojczyźnianej jest nadal silna w społeczeństwie. Jest on trakto-
wany jako akt niezwykłej mobilizacji i poświęcenia narodu. Obchody Dnia Zwycięstwa są nadal 
jednym z najważniejszych świąt państwowych. Również w przypadku przekazu popularnego – ta-
kiego jak filmy czy literatura – widać wpisanie się w pewien schemat przyjętej narracji z apoteozą 
strony radzieckiej i dehumanizacją wroga. Można zaryzykować tezę, że Wojna Ojczyźniana jest 
jednym z najsilniejszych mitów państwotwórczych i tożsamościowych, cały czas obecnych w dys-
kursie. Stąd też właśnie bierze się m.in. problem wspólnego podejścia do problemu katyńskiego 
w przypadku stosunków polsko-rosyjskich.

26 Na temat „kariery” semantycznej słowa „volksdeutch” oraz jego mocy sprawczej pisze 
J. Kochanowski, Kariera folksdojcza, „Polityka” 06/2010, s. 60.

27 Podobny schemat często stosuje się w przypadku współpracy z władzą radziecką przez 
mniejszość żydowską na Kresach Wschodnich, zob. A. Leszczyński, Zrozumiały odwet na Ży-
dach, „Gazeta Wyborcza” z 6–7 II 2010, s. 24.
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nuje rolę wysiedlenia w społeczeństwie Tatarów krymskich do roli świadomości 
holocaustu dla kształtowania tożsamości etnicznej żydowskiej oraz narodowej 
izraelskiej28. Dodatkowo postulowane przez Milli Firka uznanie wypędzenia za 
zbrodnie ludobójstwa29 i zbrodnie przeciwko ludzkości zmienia powszechne po-
strzeganie Tatarów – z roli zdrajców do roli ofiar reżimu komunistycznego. Takie 
postrzeganie grupy etnicznej ułatwiłoby stawianie postulatów politycznych, na 
zasadzie moralnego prawa do zadośćuczynienia zaznanych krzywd.

Strategia Milli Firka na lata 2009–2011 

W maju 2009 r. odbył się III kongres organizacji Milli Firka, na którym 
uchwalono strategię i taktykę dalszej działalności przewidzianej na lata 2009–
2011. Zdecydowano, że działalność organizacji w tych latach powinna oscylować 
wokół dwóch głównych celów:

1. Budowy partii jako dobrze funkcjonującej instytucji politycznej.
2. Praktycznej realizacji programowych celów i zadań organizacji.
W przypadku pierwszego postulatu wprowadza się korekty w stosunku co 

do wcześniejszych planów. Wraz z momentem założenia Milli Firka (w 2006 r.) 
zakładano, że do 2011 zostanie zarejestrowany status prawny Milli Firka jako 
partii politycznej. Jednak z „kilku powodów i okoliczności, prawdopodobnie nie 
zostanie zrealizowany”30. Zrezygnowano chwilowo z planu rejestracji partii po-
litycznej na rzecz rozbudowy struktury organizacyjnej Milli Firka tak, aby swoim 
zasięgiem obejmowała cały Półwysep. Dla realizacji tego założenia przewidziano:

1. Stworzenie w każdym mieście i rejonie Krymu struktur organizacji wraz 
z osobnymi władzami.

2. Do dnia 1.01.2011 rozbudowę organizacji do: minimalnie 6000 członków, 
maksymalnie do osiągnięcia poparcia co dziesiątego członka wspólnoty.

3. Do momentu rejestracji jako partii politycznej utrzymanie statusu Mil-
li Firka jako organizacji społecznej zarejestrowanej przez Ministerstwo 
Sprawiedliwości. Uwalnia to organizację od nadmiernej opieki i kontroli 

28 K. Zasztowt, Tatarzy krymscy. Tożsamość narodowa i stereotypy etniczne, Warsza-
wa 2003, Instytut Etnologii i Antropologii Kulturowej UW (wydruk pracy magisterskiej), s. 4.

29 Można by pokusić się o oddzielną rozprawę naukową na temat semantycznego znacze-
nia słowa „ludobójstwo” i jego mocy oddziaływania przy konstruowaniu roszczeń politycznych. 
Można zauważyć, że uznanie zbrodni za akt ludobójstwa wynosi ją na wyższy stopień interpreta-
cyjny.

30 Strategija i taktika Milli Firka na sowrjemjennom etapje (2009–2011), http://www.milli-
firka.org/?mod=article_read&article=1540 (26.01.2010).
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ze strony organów rządowych i zapewnia niezbędną swobodę w podej-
mowaniu decyzji oraz ich realizacji.

4. Wraz zakończeniem budowy efektywnie działającej struktury partyjnej 
na całym terytorium Krymu i w zależności od wydarzeń na Ukrainie, 
powrót pytania o celowość rejestracji Milli Firka jako partii politycznej.

5. Naturalnym sojusznikiem Milli Firka zdaje się Rada Starszych Na-
rodu Krymskotatarskiego „Namus”. W związku z tym warto działać 
w kierunku umocnienia autorytetu tej społecznej instytucji i okazania 
pomocy weteranom ruchu narodowego, mądrzejszym doświadczeniem 
życiowym, przy budowie struktur Rady Starszych na wszystkich za-
mieszkałych przez Tatarów terenach ARK.

6. W celu zachęcenia młodych ludzi należy wzmocnić młodzieżowe skrzyd-
ło Milli Firka poprzez pracę wśród studentów i wzmocnienie współpracy 
z organizacjami młodzieżowymi.

7. Opracowanie przez Kenesz (radę) Milli Firka wzoru identyfikatora 
członka organizacji oraz produkcję ich pierwszej partii. Do początków 
roku 2010 powinna zakończyć się ponowna rejestracja wszystkich człon-
ków wraz z otrzymaniem legitymacji partyjnej31.

Dla realizacji programowych celów i zadań organizacji przyjęto szereg wy-
tycznych uważanych za pierwszoplanowe i niezbędne do osiągnięcia szerszych 
celów. W przypadku postulatu utworzenia państwowości na Półwyspie Krym-
skim mówi się o potrzebie napisania projektu konstytucji potencjalnego pań-
stwa. Milli Firka przewiduje, że w ciągu ośmiu – dziesięciu lat może pojawić się 
możliwość zwołania konstytuanty i właśnie wtedy partia powinna móc wystąpić 
z gotowym już projektem. W celu umożliwienia wzrostu populacji tatarskiej na 
Krymie postuluje się ułatwienie możliwości powrotu Tatarów z miejsc wygnania 
i diaspor. Ma temu służyć powołanie międzynarodowego konsorcjum z udziałem 
Ukrainy, Rosji, Kazachstanu, Uzbekistanu, Kirgistanu i Tadżykistanu, do którego 
zaproszono by również Turcję, Azerbejdżan i Turkmenistan oraz przedstawicieli 
Ligii Państw Arabskich i innych „prestiżowych” organizacji międzynarodowych. 
Działalność konsorcjum miałaby się opierać na doświadczeniach podobnych 
działań niemieckich i żydowskich, polegających na zorganizowaniu powrotu ro-
daków do „historycznych krajów”. Dodatkowo Milli Firka planuje wysłać swoich 
przedstawicieli do Rumunii i Turcji, czyli miejsc największych diaspor. Partia 
planuje również w najbliższych latach stworzyć własne media. Dotychczas jedy-

31 Ibidem.
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nym medium była strona internetowa organizacji: www.milli-firka.org, dlatego 
mówi się o potrzebie wydawania własnej gazety32 oraz zwiększeniu obecności 
w radiu i telewizji. Pojawia się też postulat stworzenia własnej audycji w jednym 
z kanałów telewizji krymskiej, a w dalszej perspektywie budowy własnego ka-
nału telewizyjnego33. 

Należy postawić pytanie o realność realizacji celów i zadań, jakie stawia 
przed sobą Milli Firka. Tak naprawdę jest to pytanie o siłę polityczną organiza-
cji i jej zdolność do kształtowania polityki Półwyspu. Możliwość uczestnictwa 
w powszechnie wybieranych organach władzy jest ograniczona przez prawo 
wyborcze Autonomii. Wybory do Rady Autonomicznej Republiki Krym mają 
charakter większościowy przy jednomandatowych okręgach wyborczych34. Pa-
miętając o tym, że Tatarzy krymscy stanowią ok. 12% populacji Krymu i tylko 
w rejonach bakczysarajskim, symferopolskim, białogorskim i dżanchojskim ich 
liczba wynosi ok. 20% mieszkańców35, można powiedzieć, że szansa Tatarów 
na efektywną reprezentację jest ograniczona. W obecnym składzie Rady frakcja 
Kurułtaj-Ruch36, którą można uznać za reprezentującą interesy Tatarów krym-
skich, liczy ośmiu deputowanych37. Żaden z nich jednak nie jest członkiem Mil-
li Firka, a dwóch, jak wynika z oficjalnych biogramów ze strony internetowej 
Rady, pełni wysokie funkcje w Medżlisie, będącym konkurencją dla Milli Firka. 
Trzeba zaznaczyć, że Medżlis cieszy się większym poparciem wśród Tatarów 
i ma większą siłę polityczną (również wpływ na politykę Półwyspu) niż Milli 
Firka. Można jednak przypuszczać, że organizacja liczy na spadek poparcia dla 
Medżlisu wywołany efektem odczucia braku zmian przez „szarego człowieka” 
i oderwania „elit od ludu”, jak to miało miejsce w przypadku ruchu „Solidar-
ności” w Polsce. Działaczy Medżlisu często oskarża się o nepotyzm i korupcję, 
a nawet mafijne układy, czego przejawem może być afera związana z działal-

32 Ten cel został osiągnięty. 17 sierpnia 2009 r. wyszedł pierwszy numer gazety „Czatyr-
dag” (Czatyrdach), na razie wydawany jako dodatek do gazety „Poluostrow”, zob. S dniem rożdie-
nija «Czatirdag», http://poluostrov.qirim.org/?p=511 (3.02.2010).

33 Strategija...
34 O wyborach deputatow Werchownoj Rady Awtonomnoj Respubliki Krym, ustawa z dn. 

12.02.1998. 
35 C. Kozłow, L.W. Cziżowa, Tiurskije narody Kryma. Karaimy, Krymskie Tatary, Krym-

czaki, Moskwa 2003, s. 9.
36 Kurułtaj to tradycyjne określenie zjazdu możnych dla podjęcia decyzji politycznych. 

Słowo pochodzi z języka mongolskiego i oznacza zjazd, kongres.
37 Sostaw deputaskich frakcij Werchownoj Rady Awtonomnoj Respubliki Krym, www.

rada.crimea.ua/structure/frac/frac_18112009.doc (4.02.2010).
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nością Imdat Banku38. Trzeba jednak pamiętać, że bez wiarygodnych badań sta-
tystycznych tatarskich preferencji politycznych rozważania na ten temat pozo-
stają jedynie w sferze domysłów i luźnych hipotez. Wydaje się jednak, że przy 
obecnym układzie politycznym – i to również na samym Półwyspie, a także roli 
Krymu w polityce globalnej, postulaty stawiane przez Milli Firka będą wyjąt-
kowo trudne do realizacji. Jej główna działalność ograniczy się do aktywności 
w sferze symboliki i polityce happeningu, sprowadzającej się do manifestacji, 
protestów, wieców itp. Trudno jednoznacznie powiedzieć, jak potoczą się dalsze 
losy Milli Firka i czy uda się jej zdobyć znaczące poparcie Tatarów. Poza Medż-
lisem, który należy uznać za głównego konkurenta politycznego Milli Firka, 
istnieją jeszcze inne organizacje tatarskie, w tym muzułmańskie, zdobywające 
coraz większe poparcie wśród Tatarów, jak np. krymski oddział Hizb-ut-Tahrir39. 
Być może na Krymie zostanie zrealizowany scenariusz podobny do palestyń-
skiego, gdzie w dość zeświecczonym społeczeństwie duże poparcie polityczne 
zdobył Hamas, zaczynający jako ruch misyjny. Z artykułów publikowanych na 
krymskich blogach i stronach internetowych (zarówno tatarskich, jak i rosyjskich 
i ukraińskich) daje się odczuć oczekiwanie na przełom w stosunkach na Krymie 
związany z końcem umowy o dzierżawie portu w Sewastopolu dla Floty Czarno-
morskiej w 2017 r.40 Zapewne z tym wydarzeniem wiąże się prorokowany przez 
Milli Firka „okres ośmiu – dziesięciu lat”, kiedy to może nastąpić konieczność 
zwołania konstytuanty i deklaracji politycznych wiążących dla Krymu. Dalszy 
rozwój sytuacji na Krymie, a co za tym idzie – możliwości politycznych etnosu 
krymskotatarskiego – zależy w dużej mierze od polityki Moskwy i Kijowa. Stąd 
też zapewne wynika poparcie Medżlisu w ostatnich wyborach prezydenckich dla 
Julii Tymoszenko, uważanej za bardziej prozachodnią, a więc w domyśle ko-
rzystniejszą dla aspiracji Tatarów. Wygrana Wiktora Janukowicza może dopro-
wadzić do złagodzenia ukraińsko-rosyjskiego konfliktu o Krym, co doprowadzi 
do zmarginalizowania roli Tatarów. Jego decyzja o przedłużeniu dzierżawy baz 
Floty Czarnomorskiej wywołała duże kontrowersje, łącznie z przemocą fizyczną 
podczas debaty w parlamencie. W przypadku partii o charakterze etnicznym na 

38 Imdat Bank był spółdzielczym bankiem tatarskim, oskarżonym o defraudację powie-
rzonych mu oszczędności. O związki z bankiem oraz defraudacje pieniędzy z Krymskotatarskie-
go Funduszu Kultury Republiki Krym oskarżano ludzi z otoczenia Mustafy Dżemileva. Zob.
S. Chazbijewicz, Awdet czyli…, s. 218, 239. 

39 O Hizb-ut-Tahrir zob. O Hizb-ut-Tahrir i historii muzułmańskiej, http://www.arabia.pl/
content/view/285415/132/ (5.02.2010).

40 Istnieje nawet specjalna strona, na której m.in. trwa odliczanie do czasu wygaśnięcia 
umowy, zob. http://flot2017.com/ (15.07.2010).
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obszarze postradzieckim i postsocjalistycznym mamy do czynienia z ekskluzyw-
ną mobilizacją etniczności. Jej celem jest budowanie opozycji według kryteriów 
etnicznych, takich jak język, religia etc.41 Wyklucza to możliwość reprezentacji 
interesów grup spoza własnego etnosu, a zatem zmniejsza drastycznie możliwo-
ści koalicyjne partii i osiągnięcia zadowalającego strony konsensusu.

Ciężko odpowiedzieć na pytanie, czy Milli Firce uda się skutecznie walczyć 
o elektorat, czy też jest skazana na los partii kanapowej i – zapewne – zniknięcie 
lub wchłonięcie przez inny ruch polityczny. W obecnej chwili wydaje się, że po-
zycja Medżlisu, póki co, jest niezachwiana. Zapewne po upływie czasu przewi-
dzianego na realizację strategii będzie można odpowiedzieć na niektóre pytania 
dotyczące dalszych losów Milli Firka.

Streszczenie

Po upadku Związku Radzieckiego pojawiły się nowe możliwości dla aktywności 
politycznej mniejszości etnicznych. Etniczność stała się wyznacznikiem politycznej toż-
samości. Powstały liczne organizacje etniczne. Przykładem jednej z nich jest Milli Firka, 
organizacja Tatarów krymskich. W latach 90. XX w. wielu Tatarów powróciło do swych 
siedzib zamieszkiwanych przed deportacją do Azji Centralnej, jednak sytuacja politycz-
na Krymu była już zupełnie inna. Dawne domy i ziemie były teraz zajęte przez Rosjan 
i Ukraińców. Władza na Krymie należała do słowiańskich grup etnicznych (Krym był 
częścią Ukrainy, centralne władze znajdowały się w Kijowie, ale i Krym był także regio-
nem autonomicznym, gdzie regionalne władze często spoczywały w rosyjskich rękach). 
Milli Firka domagała się dostępu do władzy dla Tatarów krymskich i przywrócenia daw-
nej własności tatarskiej. Możliwości rzeczywistego uczestnictwa we władzy są bardzo 
ograniczone. Główna działalność polityczna partii lokuje się w polityce performance’u 
(takiej jak happeningi, protesty, ceremonie polityczne) i polityce symbolicznej. Dalszy 
rozwój Milli Firka zależy od przekonania krymskich mniejszości etnicznych. Milli Fir-
ka jest opozycyjną organizacją dla głównej struktury politycznej Tatarów – Medżlisu 
Narodu Tatarów krymskich. Trudno jest jednoznacznie mówić o dalszej roli Milli Firka 
w systemie politycznym Krymu. Tekst powstał przed aneksją Krymu przez Rosję w 2014 
roku.

Słowa kluczowe: partia etniczna, Tatarzy, Krym

41 Na zachodzie Europy można zaobserwować powolny dryf partii etnicznych w stronę 
regionalizmu. Mobilizacja etniczna przestaje mieć tak duże znaczenie, przybiera charakter in-
kluzywny. Partia etniczna staje się reprezentantem danego regionu (i odwołuje się do jego miesz-
kańców), a nie danego etnosu. Takie zjawisko można zaobserwować np. na terenie Wielkiej Bry-
tanii, gdzie o Polaków jako potencjalnych wyborców rywalizowały szkockie partie etniczne. Por. 
W. Konarski, Ruchy etnoregionalistyczne w Europie: przekształcone czy dysfunkcjonalne wy-
obrażenie europejskiej przeszłości?, „Konteksty” 2009 nr 3 (286), s. 72–79.
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THREATS AND OPPORTUNITIES FOR ETHNIC PARTIES 
IN POSTSOCIALIST REGION 

FOR EXAMPLE ORGANISATION OF CRIMEAN TATARS 
– MILLI FIRQUA

Summary

After collapse of Soviet Union appears new opportunities for political activation of 
ethnic minorities. Ethnicity has become indicator of political identity. Numerous ethnic 
organization has sprang up. One of exemplification of those is Milli Firqua, organization 
of Crimean Tatars. In twenty nineties lot of Tatars had come back to theirs home from 
deportation in Central Asia, but political situation of Crimean Peninsula has completely 
different. Old Tatars house and terrain now are inhabited by Russians and Ukrainians. 
Power on Crimea belong to Slavic ethnic group (today Crimea is a part of Ukraine, so 
central authorities are located in Kiev, but Crimea is also autonomic region were regional 
authorities are mostly in Russian hand). Milli Firqua demanding accessibility to power 
for Crimean Tatar and also restore of former Tatar property. Milli Firqua’s possibili-
ties for real participation in power are very limited. So mostly political activity of party 
are located in policy of performance (like happening, protest, political ceremonies) and 
symbolic policy. Further development of Milli Firqua depends of chance for convince of 
Crimean ethnic minorities. Milli Firqua is opposite organization for main Tatar political 
body – Mehlis of Crimean Tatar Nation. Its hard to tell about further role of Milli Firqua 
in Crimea political system. This text was written before the annexation of Crimea by 
Russia.

Keywords: ethnic party, Tatars, Crimea
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POWSTANIE, ROZWÓJ I EWOLUCJA 
DZIAŁALNOŚCI PARTII PRACUJĄCYCH KURDYSTANU

Geneza problemu kurdyjskiego w Turcji 

Rewolucja młodoturecka, która w 1908 r. zapowiadała reformy konsty-
tucyjne ludom imperium osmańskiego, obudziła także nadzieje na odrodzenie 
narodowe Kurdów. Intelektualiści i oficerowie kurdyjscy, którzy w znacznym 
stopniu przyczynili się do zwycięstwa, zaczęli tworzyć narodowe organizacje 
społeczne i kulturalne oraz kluby polityczne, np. takie jak „HEVIYA KURD” 
(Nadzieja Kurdów). Wolność trwała tyle, by organizatorzy rewolucji młodo-
tureckiej zdążyli wzmocnić swoją władzę w państwie. Wkrótce życie polityczne 
i kulturalne Kurdów zeszło do podziemia. Nowe oczekiwania przyniósł dopiero 
wybuch pierwszej wojny światowej. Walka u boku Turcji dała Kurdom nadzieję 
na zmiany polityczne.

Przed wojną Kurdowie znajdowali się pod rządami Turcji i Iranu, a w nowej 
rzeczywistości zostali otoczeni przez cztery państwa: Turcję, Syrię, Irak i Iran. 
Jednak czternasty punkt pokojowego programu prezydenta Wilsona stwierdzał, 
że wszystkim nietureckim mniejszościom z Imperium Osmanów należy za-
pewnić swobodny rozwój autonomii. W sierpniu 1920 r. w Sevrés pod Paryżem 
podpisano traktat, gwarantujący utworzenie państwa kurdyjskiego na północ-
nym wschodzie Turcji – mówił o tym ustęp III, artykuły 62, 63, 641. W lipcu 
1923 r., po zwycięstwie tureckiej „wojny wyzwoleńczej”, wycofaniu się Enten-
ty i pokonaniu armii greckiej, Kurdystan stał się w Lozannie kartą przetargową 
w rokowaniach dyplomacji kemalowskiej z mocarstwami. Turcja zrezygnowała 

1 F. Jomma, Kurdowie i Kurdystan, Gdańsk 2001, s. 52.

* Dr Fuad Jomma, Instytut Politologii i Europeistyki Uniwersytetu Szczecińskiego, 
e-mail: Fuad@gazeta.pl.

** Mgr Khoushnaw Tillo, absolwent Politologii UMCS, e-mail: x_tillo@hotmail.com..
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z pomocy Kurdom na terenach irackich i pretensji do Mosulu. Wielka Brytania 
obiecywała, że przestanie się interesować kwestią kurdyjską. Na mocy traktatu 
w Lozannie Turcja miała zachować swe dotychczasowe obszary, a alianci zapew-
nili sobie zdobycze w postaci Mezopotamii oraz Syrii. Układ ten nie poruszał 
jednak w ogóle kwestii niepodległości kurdyjskiej2. Od tego momentu wybuchały 
więc powstania, mające na celu przede wszystkim uzyskanie praw narodowych 
dla Kurdów. Ważniejszymi wydarzeniami, które zapisały się na kartach historii, 
były powstania szejcha Saida z Piranu w 1925, powstanie generała Ihsan Nuri 
Paszy w 1929–1931 oraz w 1937 r. powstanie pod dowództwem Seyeda Rezy. 
Efektem tych działań były decyzje władz tureckich o przesiedleniu wielu Kurdów 
z rdzennych obszarów na zachodnie obszary tureckiego kraju.

Sytuacja Kurdów w Turcji długo pozostawała bez zmian. Próbowano na-
wet przekonywać ich, że są tureckimi góralami (tzw. „Turcy górscy”), którzy 
zapomnieli ojczystego języka tureckiego. Oficjalnie zakazano również używa-
nia języka kurdyjskiego w miejscach publicznych. Brutalne tłumienie kolejnych 
powstań i współpraca między państwami regionu na rzecz zwalczania aspira-
cji i dążeń niepodległościowych Kurdów przyniosły czasowy spokój w Turcji. 
Dopiero wdrożony w życie polityczne Turcji system wielopartyjny po drugiej 
wojnie światowej dał początek nowej erze. Nowe, legalnie działające partie tu-
reckie musiały starać się o głosy elektoratu kurdyjskiego w zamian za poprawę 
standardu życiowego i sytuacji politycznej. W 1965 r. powstała Partia Demokra-
tyczna Kurdystanu, reprezentująca aspiracje oraz interesy feudałów i arystokracji 
kurdyjskiej3. 

Warto jednak dodać, że istniały znaczne grupy ludzi, szczególnie młodych, 
żyjących w nędzy, którzy zaczęli utożsamiać się z coraz bardziej popularnymi 
orientacjami i tendencjami lewicowymi. Zaowocowało to utworzeniem partii 
PKK (kurd. Partiya Karkeren Kurdistan – Partia Pracujących Kurdystanu). 
Założona została 27 listopada 1978 r. w Turcji przez dwunastoosobową grupę 
studentów kurdyjskich, na czele której stał ówczesny student politologii Uniwer-
sytetu w Ankarze Abdullah Öcalan. Urodził się w 1948 r. w Ömerli, w dystrykcie 
Halfeti. Naczelnym hasłem PKK była: „Niepodległość dla Kurdystanu”. Począt-
kowo nie wierzono w przetrwanie partii o doktrynie „marksistowskiej” ze wzglę-
du na strukturę plemienną społeczeństwa kurdyjskiego oraz ubogie pochodzenie 
Öcalana. Źródła tak opisują kontrowersje związane z działalnością partii:

2 Ibidem, s. 54.
3 Aljazeera TV, Pkk, http://www.aljazeera.net/news/pages/5d1689df-d8b7-48f6-8b0f-

5d0fc9a59a72 (15.12.2012).
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Po zamachu stanu w Turcji w roku 1980 Öcalan razem ze swoimi towarzy-
szami schronili się w Syrii, a później w Libanie. Działacze PKK, korzystając 
z pomocy władz syryjskich, utworzyli na terenie Libanu (pod kontrolą wojsk 
syryjskich) obozy szkoleniowe dla przyszłych partyzantów (…). Syria była 
przychylna partyzantce Öcalana z różnych powodów, przede wszystkim cho-
dziło o spór terytorialny graniczących ze sobą państw. Będące pod kontrolą 
turecką graniczne obszary Iskenderun i Antakya (tzw. sandżak Hatay) nad 
Morzem Śródziemnym historycznie należały do Syrii, a w 1939 r., po śmierci 
Kemala Atatürka, weszły w skład Republiki Tureckiej4. Innym powodem był 
spór o rzeki Eufrat i Tygrys, na których Turcja zbudowała wiele tam i zapór 
wodnych, ograniczając naturalny dopływ wody na obszary syryjskie i irac-
kie5. 

Abdullah Öcalan, przywódca PKK

Źródło: http://kuwait.tt/ArticleDetails.aspx?Id=90670.

Punktem spornym była przynależność obu państw do zwalczających się blo-
ków polityczno-militarnych. Z jednej strony Turcja, należąca do NATO i pro-
wadząca politykę proamerykańską, a z drugiej – Syria, opowiadająca się za 
polityką państw Układu Warszawskiego6.

4 S. Cigerli, D. Le Saout, Ocalan et le PKK – les mutations de la question kurde en Turquie 
et au Moyen-Orient, Paris 2005, s. 34–36.

5 F. Jomma, Kurdowie i…, s. 61. 
6 Ibidem. 
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PKK jest tematem kontrowersyjnym zarówno w Turcji, jak i na arenie mię-
dzynarodowej. Turcja i jej sojusznicy uważają, iż partia stosuje metody terrory-
styczne. Od 1984 r. prowadzi bowiem działalność partyzancką głównie na obsza-
rach kurdyjskich w Turcji, ale także na terenie tureckich obiektów turystycznych 
i wojskowych. Działania zbrojne prowadzone były przez skrzydło militarne 
ARGK – Narodową Armię Wyzwolenia Kurdystanu (Arteşa Rizgariya Gelê Kur-
distan). Od momentu rozpadu Związku Radzieckiego typową frazeologię i dok-
trynę marksistowską partia PKK zaczęła zamieniać na hasła socjalistyczno-de-
mokratyczne oraz wprowadziła elementy religii do swoich programów, by odciąć 
drogę ugrupowaniom muzułmańskim, które uważały PKK za organizację przede 
wszystkim laicką. Armia turecka często wykorzystywała fundamentalistów mu-
zułmańskich (Partia Boga – Hizballah) w walce z Kurdami sympatyzującymi 
z PKK. Od 2000 r. partia figuruje na liście organizacji uznawanych za terrory-
styczne przez Stany Zjednoczone i Unię Europejską, natomiast ONZ, Norwe-
gia, kraje arabskie i Polska uznają PKK jako grupę o charakterze separatystycz-
nym7. 

Od początku powstania PKK aż do dziś organizacja przechodziła różne 
transformacje ideologiczno-organizacyjne, stosowała też wiele metod działań po-
litycznych i partyzanckich. Mimo że jest organizacją zakazaną w Turcji, razem 
z legalnymi kurdyjskimi partiami politycznymi cieszy się szerokim poparciem 
społecznym Kurdów – zarówno w Turcji, jak i w diasporze. Jednak w wyborach 
lokalnych z 29 marca 2009 r. w większości gmin na obszarach kurdyjskich zwy-
ciężyła Partia Demokratyczno-Społeczna (DTP). PKK wspierany jest przez różne 
organizacje lewicowe i narodowowyzwoleńcze na świecie, a w Turcji – przez or-
ganizacje o charakterze typowo lewicowym, jak np. Turecka Zjednoczona Partia 
Komunistyczna (TBKP). W latach 90. XX w. PKK była silnie wspierana w różno-
rodny sposób przez partie i ruchy lewicowe w Europie, zwłaszcza we Włoszech, 
Grecji i Francji8. 

Badacze kwestii kurdyjskiej koncentrowali często swoją uwagę na wątku 
terroru stosowanego przez członków PKK, natomiast unikali kwestii zorgani-
zowanego terroru państwowego, używanego przez rządy tureckie wobec mniej-
szości narodowych, a w szczególności Kurdów. Taka polityka spowodowała po-
jawianie się skrajnych w swoich działaniach organizacji jako odpowiedź na brak 
demokracji i wolność słowa, by w sposób pokojowy wyrażać swoją dezaprobatę. 

7 S. Cigerli, D. Le Saout, Ocalan et le PKK…, s. 45–48.
8 Ibidem.



127Powstanie, rozwój i ewolucja działalności Partii Pracujących Kurdystanu

Szczyt działań zbrojnych PPK nastąpił w 1994 r. Głównym celem partii było 
uzyskanie niepodległości, ale w 1995 r. kierownictwo zmieniło program poli-
tyczny i zrezygnowało z hasła niepodległościowego na rzecz popierania federa-
cji Kurdów w ramach Turcji. Walcząc o rozwiązania pokojowe dla sprawy kur-
dyjskiej, PPK sześć razy ogłaszała jednostronne zawieszenie broni. Pierwszy raz 
w 1993 r. na prośbę ówczesnego prezydenta Turcji Turguta Özala, ponieważ za-
mierzał on zalegalizować istnienie PKK w Turcji i podjąć rozmowy w sprawie 
autonomii dla Kurdów. Jednak 17 kwietnia 1993 r. zmarł, nie realizując tych 
planów. Kurdowie do dziś oskarżają wojskowych o zamordowanie prezydenta 
właśnie z powodu podjętych przez niego prób pokojowego rozwiązania sprawy 
kurdyjskiej. Kolejny prezydent Turcji, Süleyman Demirel, był pod silnym wpły-
wem armii. Turcja wówczas wznowiła i nasiliła działania militarne na terenie 
Kurdystanu tureckiego, co poskutkowało pojawieniem się nowej fali przemocy 
(liczba ofiar śmiertelnych pod koniec 1993 r. wzrosła do dziesięciu tysięcy). Stro-
na turecka nie respektowała zawieszenia broni, twierdząc, iż wynika to ze słabo-
ści PKK9. 

Hasło niepodległościowe PKK od samego początku było niemożliwe do zre-
alizowania. Jej działacze jednak trwali przy nim, ponieważ społeczeństwo kur-
dyjskie pragnęło organizacji bezkompromisowej wobec brutalnej polityki turec-
kiej. Takie stanowisko spowodowało, że w szeregach PKK znajdowało się wielu 
rekrutów z różnych części Kurdystanu. System autorytarny partii kontrolował 
jego członków i trzymał wszystkich w ryzach, co nie pozwoliło na jej rozłam. 
Jeśli ktoś próbował odejść z jej szeregów, po prostu tracił życie.

Starania pokojowe PKK napotykały na opór większych operacji wojsko-
wych, określane za każdym razem „ostatecznym etapem”. Wojsko poprzez ope-
racje chciało wzmocnić swą pozycję w państwie, a sprawujący rządy autorytarne 
wykorzystywali wojnę, by kamuflować skandale polityczne. 

We wrześniu 1998 r. Turcja skoncentrowała swoje siły zbrojne na granicy 
z Syrią, grożąc jej wojną, jeżeli nie odda w „ręce sprawiedliwości tureckiej” wro-
ga numer jeden – Abdullaha Öcalana. Przywódca PKK w październiku 1998 r. 
szukał schronienia w Moskwie, jednak władze rosyjskie w obawie przed pogor-
szeniem stosunków z Turcją i Stanami Zjednoczonymi nie udzieliły mu azylu po-
litycznego. Na zaproszenie kilku deputowanych Włoskiej Partii Komunistycznej 
Öcalan w listopadzie 1998 r. udał się do Włoch i tam poprosił o azyl polityczny. 
Rząd turecki domagał się ekstradycji Öcalana, oskarżając go o przeprowadzenie 

9 Ibidem.
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licznych zamachów terrorystycznych i śmierć trzydziestu tysięcy osób. Jurys-
dykcja włoska przeciwstawiła się tym żądaniom, powołując się na prawo mię-
dzynarodowe, które wyklucza karę śmierci praktykowaną w Turcji. Nacjonaliści 
tureccy rozpoczęli wewnętrzną walkę przeciwko postanowieniom rządu włos-
kiego, bojkotując chociażby import towarów włoskich. Ostatecznie w wyniku 
nacisków tureckich Włochy odmówiły azylu. 16 stycznia 1999 r. władze Włoch 
oficjalnie ogłosiły, że Öcalan opuścił kraj10. Bezskutecznie szukał schronienia 
w życzliwych mu państwach. Prawdopodobnie przy współpracy tajnych służb 
wywiadowczych: amerykańskich (CIA), tureckich (MIT) oraz izraelskich (Mo-
sad), 15 lutego 1999 r. Öcalan został uprowadzony z ambasady greckiej w Kenii, 
przewieziony do Turcji i tam oskarżony o zdradę stanu11. 

Trwający od 30 maja do 29 czerwca 1999 r. proces sądowy zakończył się 
wyrokiem skazującym „Apo” (pseudonim Öcalana) na karę śmierci przez po-
wieszenie. 29 czerwca 1999 r. został celowo wybrany dniem ogłoszenia wyroku, 
gdyż tego samego dnia wykonano wyrok śmierci na szejchu Saidzie z Piranu, 
przywódcy powstania w 1925 r. Aresztowanie Öcalana zwiększyło jego popular-
ność na arenie międzynarodowej, sprawa kurdyjska odbiła się szerokim echem w 
świecie, wiele stacji telewizyjnych transmitowało przebieg procesu „Apo”, a dla 
rodaków stał się on bohaterem narodowym. Po jego aresztowaniu nastąpiło zjed-
noczenie wszystkich Kurdów. PKK uzyskała większe poparcie wśród społeczeń-
stwa kurdyjskiego i stała się partią numer jeden w Kurdystanie12. 

Po naciskach Unii Europejskiej Turcja w 2002 r. zamieniła karę śmier-
ci Öcalana na dożywotnie więzienie. 12 marca 2003 r. Europejska Konwencja 
Praw Człowieka orzekła, że aresztowany przywódca PKK Abdullah Öcalan był 
nieuczciwie sądzony. Obecnie Öcalan jest więziony na wyspie İmralı na Morzu 
Marmara, w celi o powierzchni trzynastu metrów kwadratowych, z łazienką. Ma 
oficjalnie prawo do widywania się z prawnikami w każdą środę, jednak często 
odmawia mu się tej możliwości. 

W kwietniu 2002 r. na ósmym zjeździe PKK partia zmieniła nazwę na Kon-
greya Azadî û Demokrasiya Kurdystan (Kongres na rzecz Wolności i Demokracji 
Kurdystanu) – KADEK. Nowa grupa przywódców zobowiązała się do pokojo-
wych działań na rzecz Kurdów i zaprzestania prowadzenia działań zbrojnych. 
Mimo tych deklaracji KADEK nie złożył broni oraz nie zrezygnował z frakcji 
tzw. Ludowej Siły Obrony. Uważał, iż dopóki Turcja nie ogłosiła amnestii i nie 

10 T. Styliska, Kara za separatyzm, „Rzeczpospolita” 30.06.1999, s. 5.
11 S. Cigerli, D. Le Saout, Ocalan et le PKK..., s. 227.
12 F. Jomma, Kurdowie i…, s. 62–63. 
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podjęła rozmów pokojowych, dopóty należy zachować broń w celach obronnych. 
Nowa sytuacja na Bliskim Wschodzie i konflikty w KADEK po uwięzieniu Öca-
lana spowodowały, że PKK przeszła okres kryzysu. Część jej działaczy odeszła 
z partii – m.in. Osman Öcalan, brat Abdullaha. Po wstrząsach organizacja KA-
DEK 15 listopada 2003 r. zmieniła nazwę na Kongra Gel – Kongres Narodowy. 
Powodem zmian w nazwie organizacji były niespełnione oczekiwania KADEK, 
której podstawowym założeniem było zniesienie jej z listy organizacji terrory-
stycznych oraz dialog z Turcją. Kiedy wymagania nie zostały spełnione, w kwiet-
niu 2005 r. powrócili do pierwotnej nazwy, czyli PKK.

Zanim jednak to nastąpiło, w 2004 r., mimo jednostronnego zawieszenia 
broni przez Kongra Gel, tureckie wojsko kontynuowało ofensywę w głąb Kurdy-
stanu irackiego. Bombardowali pozycje partyzantów w Górach Qandilu leżących 
na pograniczu tzw. granicy państwowej między Turcją, Irakiem i Iranem, gdyż 
góry te są trudno dostępne dla wojsk lądowych. Walka w tym miejscu zawsze jest 
przegrana dla obcych wojsk. Przysłowie kurdyjskie mówi: „Kurdowie nie mają 
przyjaciół poza górami”. Góry Qandilu zawsze stanowiły strefę działań partyzan-
tów: najpierw Kurdów mieszkających w Iraku, z którymi nie mogła poradzić so-
bie armia iracka, potem partyzantów Öcalana, z którymi bezskutecznie walczyła 
armia turecka. Jednostronne zawieszenie broni PKK trwało od 1999 do 2004 r. 
W tym czasie jednak armia turecka dokonywała ataków na pozycję PKK i jej 
członków w Turcji. Zginęło wówczas ok. trzystu partyzantów13. 

Od 2005 r. do chwili obecnej trwają z przerwami walki między PKK a ar-
mią turecką. Ostatnie zawieszenie broni zakończyło się 30 czerwca 2010 r., kie-
dy Öcalan zrezygnował z pertraktacji z rządem tureckim na temat rozwiązania 
konfliktu. Przebywając w areszcie, napisał sto sześćdziesiąt stron tzw. „mapy 
drogowej”, objaśniającej zakończenie sporu turecko-kurdyjskiego. Jego projekt 
pokojowy pozostał bez odpowiedzi ze strony władzy. Za pośrednictwem adwo-
kata Öcalan poinformował opinię publiczną o wycofaniu się z życia politycznego 
i wszelkich prób negocjacyjnych. By jednak zmusić rząd turecki do rozwiązania 
konfliktu, PKK wznowiła walki.

13 Z. Kobane, Haqiqet hizib al.ammal al-kurdistani fi mwajeht al-adaa (Rzeczywistość 
PKK w konfrontacji z wrogami), „al-Hiwar al-mutemeden”, nr 2152, http://www.ahewar.org/de-
bat/show.art.asp?aid=120858 (28.10.2012).
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Partie kurdyjskie działające legalnie w Turcji

HEP (Halkin Emek Partisi – Ludowa Partia Pracy) założyli w 1990 r. de-
putowani, którzy odeszli z SHP (Socjalistyczna Partia Ludowa). W pierwszych 
wyborach parlamentarnych po założeniu zdobyła dziewiętnaście miejsc w parla-
mencie. Jedna z deputowanych, Leyla Zana, pod koniec składania swojej przy-
sięgi w parlamencie, dodała zdanie w języku kurdyjskim „Niech żyje braterstwo 
kurdyjsko-tureckie”. Wywołało to protesty posłów tureckich i doprowadziło do 
internowania Leyli Zany. W 1993 r. Trybunał Konstytucyjny zakazał działalności 
partii za powiązania z PKK14. 

DEP (Demokrasi Partisi – Partiya Demokrasiyê; Demokratyczna Partia) 
kontynuuje tradycje polityczne partii HEP. Została zarejestrowana 7 maja 1993 r. 
przez kilku wybitnych członków HEP. Krótko po tym przewodniczący partii Ya-
sar Kaya został internowany, a jeden z jej deputowanych, Mehmet Sincar – zabity 
przez mafijną organizację zwaną umownie w Turcji „Deep State”. Partia podzie-
lona została na dwie frakcje: umiarkowaną i radykalną. Podstawową przyczyną 
ich wyodrębnienia była kwestia stosunku do organizacji PKK15. 

W marcu 1994 r. kilku deputowanych DEP zostało aresztowanych, a sześciu 
posłów skazano na piętnaście lat pozbawienia wolności. W orzeczeniu Trybunału 
Konstytucyjnego oskarżono ich o powiązania z PKK i separatystyczną propa-
gandę oraz promocję kurdyjskiego nacjonalizmu. Partia DEP została zdelegali-
zowana przez Trybunał Konstytucyjny 16 czerwca 1994 r. Natomiast Leyla Zana, 
skazana na karę piętnastu lat pozbawienia wolności, pod naciskiem Unii Europej-
skiej została przedterminowo zwolniona w 2004 r. 

HADEP (Halkin Demokratik Partisi – Ludowa Demokratyczna Partia Pra-
cy). Wkrótce po likwidacji DEP powstała zreformowana partia pod nazwą HA-
DEP. Została założona 11 maja 1994 r. przez adwokata Murata Bozlak, który 
został jej sekretarzem generalnym. Partia HADEP stanowiła połączenie dwóch 
wcześniejszych orientacji politycznych: HEP i DEP. Członkom organizacji nie 
udało się wejść do parlamentu, ponieważ nie przekroczyli 10% progu wyborcze-
go. Na kongresie partii w czerwcu 1996 r. zamaskowany mężczyzna zdejmował 
flagi tureckie, a podnosił flagi PKK. W wyniku tego incydentu członkowie HA-

14 Film z obrad parlamentu tureckiego: http://www.youtube.com/watch?v=QDLtm1PhaQI 
(30.10.2012).

15 B. Urhan, S. Çelik, Perceptions of „National Security” in Turkey and Their Impacts on 
the Labor Movement and Trade Union Activities, „European Journal of Turkish Studies”, http://
ejts.revues.org/4333 (2.11.2012).
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DEP zostali aresztowani. 13 marca 2003 r. partia została zdelegalizowana przez 
Trybunał Konstytucyjny za poparcie PKK. 

DEHAP (Demokratik Halk Partisi – Demokratyczna Partia Ludowa) po-
wstała w 1997 r., a jej przewodniczącym został Mehmet Abbasoglu. Pod koniec 
2005 r. partia dobrowolnie rozwiązała się, by wejść w skład nowo powstającej 
Partii Demokratycznej DTP. 17 sierpnia 2005 r. DEHAP ogłosiło połączenie 
z Ruchem Społecznym na Rzecz Demokracji DTH oraz DTP16.

DTP (Demokratik Toplum Partisi – Partia Demokratyczno-Społeczna) po-
wstała w 2005 r. Została założona przez doświadczonych polityków kurdyjskich, 
którzy opuścili więzienie w 2004 r.: Leylę Zanę, Orhana Dogan, Hatip Dicle, 
Selima Sajdak. Członkowie ci wywodzą się w większości z partii wcześniej już 
w Turcji zdelegalizowanych i wciąż zmieniających nazwę – np. HEP, DEP, HA-
DEP, DEHAP. 

DTP uważana jest za socjaldemokratyczną partię, która była obserwatorem 
w Międzynarodówce Socjalistycznej. Na zjeździe partii 20 lipca 2008 r. w An-
karze Ahmet Türk został wybrany na sekretarza partii. W wyborach lokalnych 
29 marca 2009 r. DTP wygrała aż w osiemdziesięciu dziewięciu gminach. Ahme-
ta Türka zalicza się do ważnych postaci sceny politycznej Kurdystanu tureckiego. 
Jest byłym przewodniczącym Partii Demokratyczno-Społecznej (DTP). Mimo 
swoich pokojowych przekonań oraz chęci rozwiązania kwestii kurdyjskiej na 
drodze dialogu między Kurdami a Turkami został internowany przez władze tu-
reckie. W grudniu 2009 r. Sąd Konstytucyjny zdelegalizował DTP za współpracę 
z Partią Pracujących Kurdystanu. Sąd stwierdził, iż swoimi działaniami podwa-
żali fundamenty Republiki Tureckiej. W jednym z przemówień w 2009 r. Ahmet 
Türk opowiadał, że podczas internowania odwiedzająca go w więzieniu matka, 
znająca tylko język kurdyjski, nie mogła w żaden sposób z nim porozmawiać. Za 
każde słowo wypowiedziane po kurdyjsku więzień był bity. Matka chciała mu 
tego oszczędzić, dlatego milczeli17.

11 grudnia 2009 r. Trybunał Konstytucyjny w Turcji zdelegalizował DTP, 
orzekając, że jest powiązana z PKK oraz zagraża bezpieczeństwu i jedności pań-
stwa. Zakaz ten był szeroko krytykowany zarówno przez niektóre organizacje 
polityczne i społeczne w Turcji, np. Partię Sprawiedliwości i Rozwoju, która jest 
przy władzy, jak i wiele organizacji międzynarodowych, np. Unię Europejską. 

16 Kurdyjskie partie polityczne, Al-jazeera TV, http://www.aljazeera.net/specialfiles/pa-
ges/d761795e-04bd-426e-bd82-3e63d0e2c2b0 (13.10.2012).

17 Ibidem.
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Trybunał Konstytucyjny zakazał dwustu dwudziestu jeden członkom partii, 
w tym ośmiu deputowanym, udziału w polityce na okres pięciu lat. 

BDP (Bariş ve Demokraci Partii – Partia Pokoju i Demokracji) powstała 
2 maja 2008 r., kiedy prawdopodobieństwo delegalizacji DTP było coraz bliższe. 
Nowym sekretarzem partii został Salahaddin Demirtaş. Po zakazaniu działalno-
ści DTP większość deputowanych wstąpiło do nowo tworzonej partii BDP. 

Oskarżenia PKK o terroryzm

PKK oskarżona jest o szereg zamachów terrorystycznych w miejscach pub-
licznych Turcji. Obwiniana jest również o wybuch w Ankarze w 2007 r., gdzie 
zginęło dziesięciu cywilów, a ponad sto osób zostało rannych. Podejrzana jest 
o dokonanie różnych zamachów na życie odchodzących z jej szeregów działaczy 
w drugiej połowie lat 80. i początku lat 90. XX w. Oficjalnie PKK przyznaje się 
jedynie do wysadzenia rurociągów ropy przebiegających przez obszary kurdyj-
skie, które należą do Turcji. PKK głównie koncentruje się na partyzanckiej walce 
przeciwko armii tureckiej na terenie Kurdystanu. Sokoły Wolności Kurdystanu 
(TAK – Teyrê Bazên Azadîya Kurdystan) to organizacja, która przyznaje się do 
zamachów, choćby na obiekty wojskowe i turystyczne w samej Turcji. Przypusz-
cza się, że TAK ma powiązania z PKK, jednak nie ma na to żadnych dowodów, 
gdyż PKK potępia te zamachy18.

Kiedy na jaw wyszła afera Ergenekon (o czym w dalszej części artykułu), 
oskarżenia PKK o terroryzm stanęły pod znakiem zapytania, gdyż członko-
wie Ergenekonu częściowo przyznali się do tych zamachów, o które oskarżono 
PKK. „Pojawiły się dowody na związki Ergenekonu z niewyjaśnionymi zabój-
stwami. Grupa zorganizowała podobno zamach na literackiego noblistę Orhana 
Pamuka oraz serię ataków terrorystycznych”19. PKK podejrzewana była także 
o atak na życie premiera Szwecji Olofa Palmego w 1986 r. Uważano, iż policja brała 
w tym udział. Zdesperowany szef policji Hans Holmer skierował podejrzenia 
na PKK. Jednak od początku teoria ta była mało wiarygodna, gdyż brakowało 
przekonującego motywu do dokonania takiego zamachu. Olof Palme był zażartym 
krytykiem autorytarnych rządów tureckich w latach 80. XX w., a odmówienie 
Öcalanowi wizy do Szwecji w roku 1984 byłoby niewystarczającym powodem. 
W kolejnych latach dochodzenie pod adresem PKK wznawiano wiele razy, jed-

18 TAK – Teyrê Bazên Azadîya Kurdystan, http://rojbas6.wordpress.com/category/basin-
aciklamalari-2009/ (5.11.2012).

19 P. Zalewski, Potwór z głębin, „Polityka” nr 2680/2008, s. 98–100. 
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nak brak dowodów sprawiał, że śledztwo nie przynosiło konkretnych rezultatów. 
PKK oskarżano o zamordowanie dwóch byłych członków w Szwecji w latach 
1984–1985, dlatego Szwecja uznała PKK za organizację terrorystyczną. Nie 
udało się jednak udowodnić PKK zamachu na życie premiera, a w marcu 1986 r. 
partia opublikowała komunikat potępiający to morderstwo20. 

Sprawa Ergenekon

Ergenekon jest tajną, nacjonalistyczną turecką organizacją powiązaną 
z jednostkami bezpieczeństwa i wojskowości, takimi jak: MIT, JITEM i ÖKK. 
Organizacja stanowi ucieleśnienie „deep state” (tur. derin devlet), czyli „głębo-
kiego państwa”, i jest oskarżana o morderstwa na tle politycznym i religijnym, 
zamachy oraz handel narkotykami i współpracę z organizacjami skrajnofunda-
mentalistycznymi. Jej nadrzędnym celem była destabilizacja sytuacji politycznej 
w Turcji21. 

Od czasu proklamowania republiki Turcji w 1923 r. wojsko stało się strażni-
kiem idei kemalizmu. Opcje polityczne odbiegające od tego stereotypu myślenia 
są zdelegalizowane przez najwyższy Trybunał Konstytucyjny lub obalone. Przy-
kładem są tu przewroty wojskowe w latach 60. i 70. XX w. oraz ostatni w 1980 r. 
Do 2001 r. Turcją władały rządy, które nie miały dużego poparcia społecznego 
i były oskarżane o korupcję. W okresie tym wojsko cieszyło się mocną pozycją 
i dyktowało swą wolę w sprawach politycznych, a rządząca władza je popierała.

„Po zwycięstwie wyborczym islamskiej Partii Dobrobytu i sformowaniu 
rządu Necmettina Erbakana w 1996 r. wydawało się, że możliwa jest szansa na 
pokój. Erbakan stwierdził bowiem, że władze winny dogadać się ze swymi brać-
mi w Allahu – Kurdami. Po czym... musiał ustąpić pod presją wojska”22. 

W 2002 r. do władzy w Turcji doszła proislamska Partia Sprawiedliwości 
i Rozwoju. W odróżnieniu od poprzednich sił politycznych tworzyła stabilny 
rząd, walczyła z korupcją i doprowadziła do znacznego wzrostu gospodarczego 
i poprawy standardu życiowego tureckiego obywatela. Nowy rząd opowiadał się 
za reformami politycznymi i konstytucyjnymi na rzecz demokratyzacji kraju oraz 
rozwiązania kwestii kurdyjskiej. Zapowiedziane reformy były dyktowane częś-
ciowo warunkami przystąpienia Turcji do Unii Europejskiej oraz obawą przed 

20 Partiya Karkerên Kurdistan, http://www.pkkonline.com/arabic/index.php?sys=artic 
le&artID=77 (12.11.2012).

21 http://pl.wikipedia.org/wiki/Ergenekon (10.07.2010). 
22 A. Górski, Apostoł Apo, „Polityka” nr 10/1999, s. 38. 
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Trybunałem Konstytucyjnym będącym pod silną presją wojska, które w każdej 
chwili mogło zakazać działalności rządzącej partii.

Wraz ze wzrostem popularności radykalno-islamskiej Partii Sprawiedliwo-
ści i Rozwoju wojsko, będące strażnikiem laickiego państwa, odczuwało niebez-
pieczeństwo i traciło swą silną pozycję. By zachować status quo, próbowało desta-
bilizować sytuację wewnętrzną oraz prowokować sztuczne konflikty z Grecją.

Przed sądem w Siliwri (70 km od Stambułu) trwa proces osiemdziesięciu 
sześciu osób, oskarżonych o przynależność do grupy terrorystycznej Ergenekon. 
Wśród nich są m.in. byli wojskowi (w tym dwóch emerytowanych generałów), po-
litycy, biznesmeni, dziennikarze i naukowcy. Proces Ergenekonu może na zawsze 
zmienić strukturę władzy w Turcji, ujawniając przy tym prawdę o tak zwanym 
głębokim państwie, „(…) czyli o tym, jak potajemnie utworzona sieć, łącząca po-
lityków, mafijne podziemie i elementy aparatu bezpieczeństwa, z wojskiem”23. 
Oskarżeni członkowie organizacji przyznali się do współpracy ze skrajnymi or-
ganizacjami fundamentalistycznymi, jak Hizbullah w Turcji, i szeregu zamachów 
terrorystycznych, o których wcześniej oskarżano PKK. Obudziło to dyskusje na 
temat prawidłowości uznania PKK za organizację terrorystyczną. „Okazało się, 
że terrorystą może być nie tylko muzułmański fanatyk czy separatysta kurdyjski, 
ale również kemalista”24.

Media PKK

PKK jest pierwszą kurdyjską organizacją polityczną, która zaczęła transmi-
tować własny program telewizyjny drogą satelitarną. Pierwsza stacja telewizyjna 
w języku kurdyjskim miała dużą publiczność nie tylko wśród ludności kurdyj-
skiej, rozrzuconej po całej Europie i na Bliskim Wschodzie, lecz także wśród in-
nych grup etnicznych mieszkających na terenie Kurdystanu, jak np. Asyryjczycy. 
Na początku program stanowiły głównie debaty polityczne, z czasem urozmaico-
no go o programy edukacyjne, dla dzieci i rozrywkowe.

Media PKK postrzegane są jako alternatywne źródło informacji niepodle-
gające państwowej cenzurze państw Bliskiego Wschodu. Telewizja ta stała się 
źródłem problemów dla rządów państw: Turcji, Iraku, Iranu i Syrii, gdyż nie 
uznają one narodu kurdyjskiego. Turcja naciska na władzę państw, które dały 
pozwolenie na emisję kanału, by go zakończyć. Jednak za każdym razem, gdy 
kanał zostaje zamknięty, PKK wznawia go pod inną nazwą. 

23 Ibidem. 
24 Ibidem. 
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Pierwszym kanałem emitowanym od 1995 do 1999 r. był MED TV nadawa-
ny ze studia w Anglii i Belgii. Program telewizyjny nadawany był w pięciu języ-
kach: kurdyjskim z dialektami (Soranî, Kurmancî i Zazaki), tureckim, arabskim, 
asyryjskim i angielskim. Odbiorcy byli zachwyceni telewizją, nowym „oknem na 
świat” w ich ojczystym języku po tak długim „głodzie kulturowym”. Wśród pro-
gramów telewizyjnych MED TV były: programy informacyjne, dokumentalne, 
kulturalne, rozrywkowe, programy dla dzieci oraz debaty polityczne. Telewizja 
odbierana była w Europie i na Bliskim Wschodzie. Koncesja MED TV została 
cofnięta w kwietniu 1999 r., po aresztowaniu Abdullaha Öcalana. Niektórym pro-
gramom tej stacji zarzucono podżeganie do nienawiści. Rzecznik prasowy MED 
TV powiedział, że jeśli koncesja nie zostanie wznowiona, rozpocznie nadawanie 
nowego kanału pod nową nazwą i w innym kraju. Kiedy MED TV straciła kon-
cesję, MEDYA TV 30 lipca 1999 r. rozpoczęła emisję ze studia w Belgii przez 
satelitarne łącze nadrzędne z Francji.

Nowy kanał miał szeroki zakres programów edukacyjnych, muzycznych, 
debat politycznych i programów dla dzieci. MEDYA TV 13 lutego 2004 r. zo-
stała odwołana przez władze francuskie, ponieważ Sąd Apelacyjny w tym kraju 
stwierdził, że była następcą MED TV i ma powiązania z PKK25.

Nową stacją, która pojawiła się 1 marca 2004 r. z koncesją w Danii, jest 
Roj TV. Jej programy w dużej mierze są kontynuacją poprzednich stacji. Rząd 
turecki cały czas próbuje naciskać władze duńskie, by cofnąć koncesję. 

PKK od początku istnienia kładła nacisk na media masowe. Żadna inna or-
ganizacja kurdyjska nie dorównała jej pod tym względem, gdyż PKK uważa, że 
propaganda jest najważniejszym narzędziem walki. 

Wizja rozwiązania konfliktu kurdyjskiego 
z punktu widzenia przywódcy Kurdów Abdullaha Öcalana

Abdullah Öcalan w 1998 r. sporządził manifest składający się z siedmiu punk-
tów, traktowany jako podstawę do dialogu z rządem tureckim. Zakładał on:
1.  Zaprzestanie działań wojennych na obszarach kurdyjskich.
2.  Zagwarantowanie uchodźcom powrotu do swoich domów.
3.  Zaprzestanie finansowania systemu obrońców wiosek.
4.  Nadanie autonomii obszarom kurdyjskim bez zmian w granicach Turcji. 

25 Les Kurdes privés de leur télé, http://www.humanite.fr/node/300752 (10.10.2012).
Por. The Earl of Longford, http://www.publications.parliament.uk/pa/ld199798/ldhansrd/
vo970718/text/70718-08.htm (10.10.2012).



136 Fuad Jomma, Khoushnaw Tillo

5.  Uznanie tych samych praw demokratycznych, jakie mają Turcy. 
6.  Oficjalna akceptacja języka, kulturüy i tożsamości kurdyjskiej. 
7.  Uznanie wolności religijnej i pluralizmu politycznego. 

Rząd turecki nie podjął się rozwiązania kwestii przedstawionych w powyż-
szych punktach, twierdząc, iż nie będzie rozmawiał z terrorystami. Przez cały 
czas jednak obiecuje, że rozwiąże problem kurdyjski i przyznaje się do popełnie-
nia wielu błędów historycznych, twierdząc, że konstytucja nie zezwala na uzna-
nie mniejszości etnicznych. 12 września 2010 r. odbyło się referendum w sprawie 
nowelizacji konstytucji, by dać mniejszościom narodowym większe swobody. 
Turcja działa tak przede wszystkim pod naciskiem Unii Europejskiej, by wejść 
w jej skład. 

Kiedy premier Turcji Recep Tayyip Erdoрan po raz pierwszy w 2006 r. od-
wiedził obszary kurdyjskie, stwierdził, że tereny te były zaniedbywane przez 
wcześniejsze rządy. Zapoznał się z problemami społeczności kurdyjskiej i zade-
klarował poprawę sytuacji tych obszarów. Jego działania napotykały na sprzeciw 
ze strony wojska i nacjonalistów tureckich. Dlatego też rząd nie podejmował od-
ważnych kroków, by np. nadać Kurdom prawa narodowe.

Jak zauważano w mediach: „Choć trudno w to uwierzyć, rząd premiera Re-
cepa Tayyipa Erdoрana finalizuje rewolucję w prawach mniejszości. Rządząca 
od 2002 r. muzułmańska Partia Sprawiedliwości i Rozwoju w ciągu ostatniego 
roku pozwoliła na naukę kurdyjskiego na niektórych uczelniach, umożliwiła emi-
sję kurdyjskojęzycznych programów w TV (od niedawna bez ograniczeń czaso-
wych) i zezwoliła kurdyjskim więźniom na rozmawianie po kurdyjsku z odwie-
dzającymi. Rząd nazywa te zmiany »demokratycznym otwarciem« – dotyczą nie 
tylko Kurdów, ale wszystkich mniejszości. A jeśli parlament, w którym AKP ma 
bezpieczną większość, przyjmie kolejny pakiet ustaw, rewolucja się dopełni: na 
drogach zjawią się tablice z kurdyjskimi nazwami miejscowości, politycy będą 
mogli po kurdyjsku prowadzić kampanię wyborczą, a część bojowników z Partii 
Pracujących Kurdystanu obejmie amnestia”26.

Mimo tych deklaracji sytuacja wciąż pozostaje bez zmian. Wielu działaczy 
kurdyjskich ma przed sobą procesy sądowe za używanie języka ojczystego. Po-
dejmowane działania są jedynie pozorowane. Rząd turecki robi krok do przodu 
i krok do tyłu. Z jednej strony wyraża chęć zmian i obiecuje rozwiązanie kwestii 
kurdyjskiej, przyznając się do krzywd wyrządzonym Kurdom, a z drugiej – ofen-
sywa wojsk na terenie Kurdystanu trwa, mimo zawieszenia broni przez PKK. Sąd 

26 Ł. Wójcik, Smutek Ahmeta Türka, http://tygodnik.onet.pl/1,39204,druk.html (1.07.2010). 
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Konstytucyjny nadal zakazuje działalności kurdyjskim ruchom politycznym, 
oskarżając je o współpracę z PKK, jak w przypadku DTP. Należy podkreślić, że 
Trybunał Konstytucyjny zawsze strzeże idei kemalizmu i establishmentu ture-
ckiego, kiedy sprawa dotyczy kwestii kurdyjskiej. 

W pierwszej połowie 2010 r. aresztowano ponad tysiąc pięciuset działaczy 
kurdyjskich oraz czterysta osób niepełnoletnich za demonstracje na rzecz Kur-
dów. W ostatniej dekadzie Turcja czuje się bardziej bezpiecznie gospodarczo 
z państwami bliskowschodnimi, prowadzi samodzielną politykę zagraniczną od-
biegającą od tradycyjnej proamerykańskiej i europejskiej. Nowy kurs polityki za-
granicznej Turcji, pod rządami proislamskiej Partii Sprawiedliwości i Rozwoju, 
i tendencje systemu politycznego do roli lidera regionalnego na Bliskim Wscho-
dzie, budzą niepokój Unii Europejskiej i Stanów Zjednoczonych. 

Taka polityka Turcji sprawia, że jej tradycyjni sojusznicy obawiają się o przy-
szłość tego kraju. Stany Zjednoczone krytykują UE za rygorystyczne warunki 
stawiane Turcji przed wejściem w skład jej struktury. Spowodowało to, że Turcja 
odwróciła się od Europy i zaczęła prowadzić politykę antyizraelską i współpraco-
wać z takimi totalitarnymi państwami bliskowschodnimi, jak Iran i Syria. 

31 maja 2010 r. komandosi izraelscy zaatakowali statek turecki z pomocą 
humanitarną, by w ten sposób złamać embargo nałożone na Palestyńczyków. 
Zginęło wówczas dziewiętnaście osób. Ten incydent spowodował większą sym-
patię Turcji w państwach muzułmańskich. Niespotykana polityka Turcji przynio-
sła jej dużą popularność, jak i korzyści polityczne oraz gospodarcze w regionie. 
Niektórzy duchowni muzułmańscy uważają, iż Turcja powinna odzyskać swoją 
muzułmańską świetność. Zyskała sobie nawet sympatię Al-Kaidy, kiedy Ayman 
Al-Zawahiri, prawa ręka Osamy bin Ladena, w przemówieniu do muzułmanów 
28 lipca 2010 r. powiedział, że: „Turcja powinna kierować muzułmanami i reak-
tywować Imperium Osmańskie”27. 

Powstanie ruchu o skrajnej orientacji politycznej, jak PKK w Turcji, było 
odpowiedzią na zorganizowany terror państwowy przeciwko kurdyjskim doma-
ganiom niepodległościowym. Kwestia kurdyjska nie zostanie rozwiązana bez 
szczerej chęci Turcji, a jedynym prawowitym przedstawicielem Kurdów jest 
właśnie PKK. Dlatego należy znaleźć sposoby pośrednich lub bezpośrednich ro-
kowań pokojowych z tą partią. Trzeba pamiętać, że przyznanie praw federacji dla 

27 M.F. Yunes, al-Zawahiri: Sifun al-atrak len yugiere sheyen (Okręty tureckie nic nie 
zmienią, oni muszą odzyskać świetność Imperium Osmańskiego), „asharq al-awsat”, nr 11566, 
http://classic.aawsat.com/details.asp?section=4&issueno=11566&article=580188&feature=#.U6i-
wyUBkyCk (15.12.2012).
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regionów kurdyjskich czy nadanie im autonomii może pomóc rozwiązać cały ten 
konflikt, ale także wzmocnić pozycję Turcji w regionie bliskowschodnim, jak 
i pomóc w rygorystycznych negocjacjach akcesyjnych z Unią Europejską. 

Streszczenie

Niniejszy artykuł przedstawia sprawę kurdyjską w Turcji na przykładzie Partii 
Pracującej Kurdystanu (PKK), która od 1984 roku nieustannie walczy w Turcji o prawa 
narodowe dla Kurdów. Początkowo domagała się ona niepodległości, a z czasem zaczę-
ła walczyć o prawa narodowe Kurdów w Turcji. Liberalizacja poglądów PKK wynika 
z faktu, że jej przywódca A. Öcalan, który odsiaduje wyrok dożywotniego pozbawienia 
wolności, próbuje wywrzeć wpływ na swoich zwolenników i złagodzić charakter ich 
działalności, ponieważ przedstawiciele władzy tureckiej najpierw potajemnie, a następ-
nie jawnie prowadzili z nim rozmowy dotyczące rozwiązania trudnej kwestii kurdyj-
skiej. Pomimo odsiadywania wyroku Öcalan pozostał symbolicznym przywódcą PKK, 
a jego słowa motywują działaczy organizacji do zmiany sposobu walki na bardziej po-
kojowy. PKK pod naciskiem Turcji została wpisana na listy organizacji terrorystycznych 
w wielu państwach, w tym w Stanach Zjednoczonych i Unii Europejskiej. Jednak wła-
dze tych państw tolerują działalność PKK, mając na uwadze fakt, że kwestia kurdyjska 
w Turcji nie została rozwiązana. Stosunkowo łagodne metody walki stosowane przez 
PKK nie spotykają się z gwałtowną reakcją Zachodu, tym bardziej że organizacja ta dąży 
do legalizacji swojego statusu w Turcji i wiele wskazuje na to, że ten cel osiągnie.

Słowa kluczowe: Turcja, Kurdowie, samostanowienie, PKK

CREATION, DEVELOPMENT AND EVOLUTION 
OF THE KURDISTAN WORKERS PARTY’S ACTIVITIES

Summary

The authors in their work suggests that the rise of the extreme movement of political 
orientation, the PKK in Turkey, was a response to an organized state terror against the 
Kurdish demands for independence. According to them, the granting of rights to Kurdish 
federal regions and giving them autonomy can help resolve the conflict, strengthen the 
position of Turkey in the Middle East, and help in rigorous accession negotiations with 
the European Union.

Keywords: Turkey, Kurds, self-determination, Kurdistan Workers’ party (KPP)
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PROMOCJA REGIONALIZMU 
W PROGRAMIE I DZIAŁALNOŚCI UNII WIELKOPOLAN 

(1990–1999)1 

W 2010 r. obchodziliśmy okrągłą, dwudziestoletnią rocznicę powstania Unii 
Wielkopolan, pierwszego w III Rzeczypospolitej stowarzyszenia regionalnego 
stawiającego sobie za cel pełną decentralizację państwa, promocję idei regiona-
lizmu i samorządności lokalnej opartej na doświadczeniach i tradycjach histo-
rycznych. Pomysłodawcą stowarzyszenia był Ludwik Ratajczak, absolwent UAM 
w Poznaniu, działacz społeczny, regionalista. Genezy UW można dopatrywać 
się w wygłaszanych już z końcem lat 80. XX w. postulatach decentralizacji pań-
stwa i konieczności przeprowadzenia gruntownej reformy administracyjnej. Ich 
autorzy: prof. Akademii Ekonomicznej w Poznaniu Wacław Wilczyński i redak-
tor tygodnika „Wprost” Marek Król, zwracali uwagę na nieuchronność nowego 
podziału administracyjnego i powiększania autonomii historycznych prowincji. 
Również w jednym z ostatnich numerów „Przeglądu Technicznego” z 1988 r. 
Ratajczak zamieścił dyskusyjny tekst, w którym zaproponował nowy podział 
administracyjny, dopuszczający względną autonomię nowych regionów (woje-
wództw). Koncepcja Ratajczaka uwzględniała odrębność trzynastu regionów 
autonomicznych wyodrębnionych według kryterium historyczno-kulturowego: 
Pomorze Zachodnie (Szczecin); Pomorze Środkowe (Gdańsk); Mazury (Olsztyn); 
Białostocczyzna (Białystok); Wielkopolska (Poznań); Polska Środkowa (Łódź); 
Kujawy (Bydgoszcz); Mazowsze (Warszawa); Dolny Śląsk (Wrocław); Górny 
Śląsk (Katowice); Rzeszowszczyzna (Rzeszów); Lubelskie (Lublin); Krakowskie 

1 Zakres chronologiczny pracy obejmuje lata 1990–1999. Pierwsza cezura czasowa zwią-
zana jest z powstaniem UW, natomiast wybór cezury końcowej determinowany był reformą samo-
rządową (powołanie dużych województw), symbolicznie zamykającą pierwszy etap działalnoś-
ci UW.

* Dr hab. Tomasz Sikorski prof. US, Instytut Historii i Stosunków Międzynarodowych 
US, e-mail: t.sikorski@poczta.fm.
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(Kraków). W każdym regionie miał działać Sejm Regionalny z określonym kon-
stytucyjnie prawem tworzenia ustawodawstwa oraz rząd z premierem. Kraje mo-
gły prowadzić własną politykę oświatowo-kulturalną. W organach centralnych 
region miał być reprezentowany w izbie wyższej (stuosobowy Senat), składającej 
się z posłów parlamentów regionalnych2. 

Praktycznie już od lata 1989 r. wśród działaczy Wielkopolskiego Towarzy-
stwa Gospodarczego toczyły się dyskusje nad stworzeniem ośrodka zajmujące-
go się promocją regionalizmu, idei decentralizacji i przedsiębiorczości. Oprócz 
WTG w dyskusję zaangażowali się również członkowie Fundacji „Polsce i Sobie” 
oraz lokalni działacze komitetów obywatelskich, nowo utworzonego Ruchu Po-
lityki Polskiej powstałego na bazie dekompozycji opozycyjnego Ruchu Młodej 
Polski, byli członkowie PZPR, samorządowcy i przedsiębiorcy. W zamyśle orga-
nizacja miała być ponadpartyjna i zupełnie niezależna od wpływów stronnictw 
politycznych. W lipcu uformowała się nieformalna grupa kierownicza, która 
podjęła się przygotowania programu „wyjściowego” oraz statutu stowarzyszenia. 
Jej trzon stanowili: Ludwik Ratajczak, Michał Wojtczak, Władysław Reichelt, 
Wojciech Kruk. Ostatecznie zjazd założycielski UW zwołano na 19 X 1990 r. 
Poprzedziła go msza święta koncelebrowana przez abp. Jerzego Strobę. Podczas 
zjazdu przemawiali m.in.: poseł OKP (założyciel i prezes WTG, wiceminister 
przemysłu) M. Wojtczak, historyk prof. Lech Trzeciakowski oraz premier Tade-
usz Mazowiecki, który przede wszystkim zarysował ogólną filozofię regionali-
zmu, autonomii państwowej. Podkreślił także znaczenie wielkopolskiej tradycji 
pracy organicznej, lokalną specyfikę, mentalność (typowe dla Wielkopolan cechy 
psychiczne), które legły u podstaw naturalnej niejako skłonności do zachowania 
niezależności (odrębności) – krajowości, w pozytywnym tego słowa znaczeniu. 
W auli UAM odbyły się obrady w ramach komisji: gospodarczej, zdrowia, ochro-
ny środowiska, kultury i oświaty, prawno-statutowej i dotyczącej relacji: Państwo 
– Kościół3. Statut UW wraz z wnioskiem rejestracyjnym złożono 17 XII 1990 r. 
Pierwszym prezydentem UW został wybrany L. Ratajczak. Do zarządy weszli 
m.in.: L. Ratajczak, M. Wojtczak, W. Reichelt, W. Kruk i Józef Bąk. Celem Unii 
miała być promocja regionu, prezentowanie wspólnych interesów Wielkopolan, 
promocja inicjatyw lokalnych, rozwijanie lokalnego patriotyzmu, szacunku dla 
tradycji (przede wszystkim pracy organicznej) oraz organizowanie kursów, szko-
leń dla przedsiębiorców, ludzi drobnego biznesu, wspieranie nauki i oświaty.

2 Zob. L. Ratajczak, Polska regionalna, „Nasza Wielkopolska”, październik 2000, s. 3. 
3 A. Godlewski, Unia Wielkopolan. Fenomen organizacji regionalnej, „Nasza Wielkopol-

ska”, październik 2000, s. 4.
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Pierwsze miesiące działalności UW koncentrowały się wyraźnie na pracach 
programowych i rozbudowie struktur terytorialnych (powstawanie nowych kół te-
renowych). Przygotowywano również podstawy prawne (także infrastrukturalne) 
pod powołanie różnych instytucji społecznych. W latach 1990–1993 z inicjatywy 
UW powstały m.in.: Wielkopolska Kasa Chorych, Wielkopolska Fundacja Żyw-
nościowa oraz Giełda Przemysłowo-Handlowa. Zorganizowano również Wielko-
polskie Forum Gospodarcze4. Z UW związane były również niektóre poznańskie 
pisma codzienne, na przykład uchodzący za nieoficjalny organ stowarzyszenia 
„Wielkopolanin”, sympatyzowały zaś: „Głos Wielkopolski” i „Wprost”. 

Od marca 1991, kiedy rząd Jana Krzysztofa Bieleckiego powołał zespół 
do opracowania zmian w organizacji terytorialnej państwa, w jego składzie za-
siadł Ratajczak. Niezmiennie opowiadał się za powstaniem dużych regionów 
autonomicznych (od ośmiu do dziesięciu) w granicach dawnych prowincji Rze-
czypospolitej. Co prawda, odrzucono wówczas pomysł Ratajczaka, aby natych-
miast powołać ciało kolegialne (dziesięcioosobową komisję), która w przeciągu 
krótkiego czasu przygotowałaby projekt regionalizacji przedstawiony do opinii 
premierowi i wojewodom. W konsekwencji już w końcu sierpnia 1991 r. Sejm 
miał uchwalić nową ustawę o regionalizacji wraz z ordynacją do Sejmów Regio-
nalnych. W efekcie jesienią razem z wyborami do parlamentu ogólnopolskiego 
miały się odbyć wybory do sejmów „dzielnicowych”. Odważna propozycja Ra-
tajczaka została jednak odrzucona5. Wydaje się, że zadecydowały co najmniej 
dwa argumenty. Po pierwsze, czego nie ukrywało polityczne zaplecze gabine-
tu Bieleckiego (zwłaszcza KL-D), propozycja Ratajczaka była zbyt „radykalna” 
i w warunkach zmian systemowych – trudna do przeprowadzenia. Mogła wywo-
łać niepokoje nie tylko w „małych” województwach, ale również w tych „śred-
nich”, które liczyły na zachowanie swojego statusu po reformie samorządowej 
i reorganizacji administracji państwowej. Również podczas konwencji UD 
w lipcu 1991 r. propozycje Ratajczaka wywołały wiele kontrowersji. Przypo-
mnieć trzeba, że wielu działaczy UW było zarazem politykami UD. Uważano 
wówczas, że projekt Ratajczaka szedł zbyt daleko w kierunku budowy państwa 
federalnego6. 

4 Zob. A.F.T., Unia Wielkopolan. Małe Ojczyzny, „Rzeczpospolita”, nr 298, 19–20 XII 1992, 
s. 2; Piromani demokracji. Rozmowa z Wiesławem Blumskim wiceprezydentem Wielkopolskiego 
Towarzystwa Gospodarczego, członkiem Unii Wielkopolan, „Wprost”, nr 49, 2 XII 1990, s. 27.

5 Długa droga do regionów, „Nasza Wielkopolska”, listopad 1998, s. 18.
6 Relacja Niny Nowakowskiej.
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W istocie UW od początku działalności określała się jako organizacja 
ponadpartyjna i apolityczna. Wśród około trzech tysięcy członków działacze 
stronnictw politycznych stanowili zdecydowaną mniejszość. Niemniej najliczniej 
reprezentowane były UD oraz KL-D. Członkowie UW należeli również do: kon-
serwatywnego Forum Prawicy Demokratycznej, Polskiej Partii Chrześcijańskich 
Demokratów, Unii Polityki Realnej, Stronnictwa Demokratycznego i Unii So-
cjaldemokratycznej. Niektórzy unioniści sympatyzowali także z efemerydalnym 
rodzimym ruchem monarchistycznym (np. Ligą Monarchistyczną). Zaangażowa-
nie polityczne miało w przyszłości doprowadzić do kryzysu w łonie UW i spadku 
znaczenia samej organizacji. 

18 V 1991 r. odbył się pierwszy zjazd UW. Najwięcej problemów wywołał 
wybór jego prezydenta. Spośród pięciu kandydatur: W. Richelta, L. Ratajczaka, 
M. Wojtczaka, Wiesława Blumskiego, Mariana Króla, na prezydenta wybrano 
Reichelta, członka KL-D (uzyskał siedemdziesiąt siedem głosów). Pierwszym 
wiceprezydentem został poznański biznesmen Jan Kulczyk, drugim wicepre-
zydentem oraz dyrektorem – L. Ratajczak. Do zarządu weszli m.in.: L. Rataj-
czak, R. Sobkowiak, J. Łuś, R. Ciesielski, W. Dymarski, B. Perlak, M. Wojtczak, 
W. Blumski, H. Szymczak, M. Wieczorek, J. Juszczyk, E. Ziętkiewicz, G. Ara-
simowicz, A. Beryt, M. Król, B. Woźniak, S. Pęcherski, M. Pol7. Od początku 
działania nowego zarządu za sprawą zaangażowania Reichelta w poznańskich 
strukturach KL-D UW mocno się upolityczniła. Również wśród liberałów (prze-
de wszystkim poznańskich) powszechna była opinia, że UW może stać się spo-
łecznym i eksperckim zapleczem dla Kongresu. Podczas wyborów do parlamentu 
w październiku 1991 r. niektórzy działacze UW znaleźli się na listach KL-D. Do 
Sejmu weszli m.in.: Reichelt (z listy KL-D) i Józef Bąk (z listy Unii Wielkopolan 
i Lubuszan), natomiast do izby wyższej: Andrzej Szymanowski (z listy KL-D) 
i W. Kruk (z listy KL-D). W parlamencie Józef Bąk podjął przede wszystkim 
współpracę z członkami Związku Podhalan oraz KL-D i UD8. Zaangażowanie 
liderów UW w bieżącą politykę odbiło się negatywnie na kondycji UW.

Na pierwszy rzut oka UW miała się nieźle. Otwarto Wielkopolską Kasę 
Chorych, podjęto działania (firma J. Kulczyka) zmierzające do budowy autostra-
dy A-2, powstał Bank Wielkopolski IKB SA, utworzono spółkę Port Lotniczy 

7 Por. A. Godlewski, Unia Wielkopolan…, s. 5.
8 Por. Wybory 1991. Programy partii i ugrupowań politycznych, red. I. Słodkowska, 

Warszawa 2001, s. 25; M. Grabowska, T. Szawiel, Autonomia elit politycznych. Partie polityczne 
w postkomunistycznej Polsce 1991–1993, Warszawa 1993, s. 176; M. Chmaj, Sejm „kontraktowy” 
w transformacji systemu politycznego Rzeczypospolitej Polskiej, Lublin 1996, s. 153; Polska scena 
polityczna a wybory, red. S. Gebethner, Warszawa 1991, s. 15.
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Poznań – „Ławica”, rozpoczęto pracę nad powołaniem Wielkopolskiego Kon-
wentu Gospodarczego, który w zamyśle miał stanowić forum dialogu, współpra-
cy i wymiany doświadczeń lokalnego biznesu9. Nadal pracowano nad projektem 
regionalizacji – głównie: Ratajczak, Wojtczak i Reichelt, przy wsparciu struktur 
KLD. Jego zarys zdołano przygotować jeszcze w grudniu 1991 r. Zakładał m.in. 
podział państwa na autonomiczne regiony. Region miał stanowić pośrednie ogni-
wo między gminą a powiatem. Przy podziale na regiony miały być uwzględnione 
nie tylko interesy gospodarcze, ale również lokalne tradycje i doświadczenia, wię-
zi międzyludzkie, związki historyczne i kulturalne. W regionach obywatele mie-
li być reprezentowani przez samorządy wybierane w wyborach powszechnych, 
bezpośrednich, tajnych. Każdy region miał również własne przedstawicielstwo 
– Sejm Regionalny z kompetencjami ustawodawczymi (dotyczyły m.in. sądowni-
ctwa, podatków, ubezpieczeń). Organem doradczym Sejmu miała być Regionalna 
Rada Gospodarcza, do której wchodziliby przedsiębiorcy z prawem zgłaszania 
ustaw gospodarczych. Powiaty i gminy natomiast byłyby jednostkami samorządu 
terytorialnego zarządzającymi sprawami lokalnymi za pomocą ustawodawstwa 
regionalnego i ogólnokrajowego. Wątpliwości budziły finanse regionu. Najwięcej 
wpływów miało pochodzić z podatków: majątkowego, spadkowego, drogowego, 
od obrotu kapitału, akcyzy (na alkohol). Dochody z podatku obrotowego i do-
chodowego miały zasilać kasę regionów i rządu centralnego w proporcji 60% do 
40%. W celu zrównoważonego rozwoju regionów przy Senacie miał istnieć spe-
cjalny Fundusz Wyrównawczy. Kompetencje rządu centralnego miały być nader 
skromne i dotyczyć jedynie monopolu w sprawach polityki zagranicznej, obron-
nej, walutowej, umów handlowych z państwami trzecimi oraz kolei, poczty i te-
lekomunikacji. Ciekawe rozstrzygnięcia wiązały się z budową wewnętrzną parla-
mentu. Izba niższa – poselska, miała pochodzić z wyborów powszechnych, Senat 
zaś przypominałby Izbę Terytorialną (Izbę Regionów), składającą się z przed-
stawicieli regionów w liczbie proporcjonalnej do mieszkańców regionu (Wielko-
polska miała być jednym z największych regionów, wchłaniających m.in.: ziemie 
lubuską i Kujawy)10. Projekt UW z końca 1991 r. można określić jako maksyma-

9 J.W., Autostrada, „Nasza Wielkopolska”, wrzesień 1998, s. 36; Redakcja, Szanowni Pań-
stwo!, październik 2000, s. 1; A. Godlewski, Unia Wielkopolan…, s. 4. 

10 „Dziennik Poznański”, 4 XII 1996. Także: W. Sobczak, Unia wielka i wpływowa, „Na-
sza Wielkopolska”, październik 2000, s. 12–13. W 1991 r. opracowano jeszcze kilka projektów 
regionalizacji. Prof. Andrzej Kowalczyk (UW) zaproponował podział państwa na 12 województw. 
Drugi projekt opracowany przez krakowski oddział Towarzystwa Urbanistów Polskich dzielił 
państwo na 11 województw o statusie regionów. Kolejny projekt doc. Nikodema Chlubka pro-
ponował podział na 7 województw. Natomiast propozycja prof. Andrzeja Piskozuba optowała za 
podziałem państwa na 9 dzielnic. Zob. M. Henzler, Uśmiech Krzywoustego, „Polityka”, nr 14, 
6 IV 1991, s. 3. 
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listyczny. W sprawach zasadniczych był zgodny z koncepcją regionalizacji, jaką 
w KL-D wypracował Lech Mażewski11. Również liderzy Kongresu w swojej re-
toryce nie stronili od regionalizacji zmierzającej w istocie do ewolucji w kierun-
ku federalistycznej struktury państwa12. Jednak eksperci rządu Bieleckiego, m.in. 
Michał Kulesza, uważali, że propozycje UW należało rozłożyć na kilka etapów. 
Najpierw, zdaniem Kuleszy, należało doprowadzić do faktycznej dekoncentracji 
i decentralizacji, polegającej na stworzeniu województwa funkcjonalnego dys-
ponującego uprawnieniami w sprawach gospodarki wodnej, dróg publicznych 
i planowania publicznego. Podnoszony przez UW postulat regionalizacji – stwier-
dzał Kulesza – stanowił etap końcowy, albowiem był najdalej idącą formą „upod-
miotowienia” społeczeństwa lokalnego. „Uważam, że ewentualna przebudowa 
systemu państwowego w kierunku regionalizacji autonomicznej (politycznej) 
wymaga bardzo wielu prac koncepcyjnych, które nawet nie zostały jeszcze roz-
poczęte” – mówił Kulesza13. Bardzo podobny sens miała wypowiedź premiera 
Bieleckiego z marca 1991 r. Na inauguracji prac zespołu do spraw zmian w or-
ganizacji terytorialnej państwa stwierdził: „W procesie regionalizacji Polski nie 
wolno nam popełnić błędu (…) musimy Polakom uświadomić, że równie ważną 
sprawą jest ustrój i kompetencje przyszłego regionu, a także szczebla pośredniego 
między gminą a nowym regionem. (…) Jest rzeczą oczywistą, że regionalizacja 
– podobnie, jak i gospodarka rynkowa – nie zrodzą się z dekretu w Warszawie. 
Potrzebny jest nośnik społeczny tej decentralizacyjnej rewolucji. Może nim być 
tylko społeczny ruch regionalny, a raczej ruchy regionalne wypracowujące kon-

11 Zob. L. Mażewski, Rzeczpospolita wolnych regionów, „Wspólnota”, nr 2, 24 III 1990; 
idem, Nowa filozofia, „Wspólnota”, nr 31, 13 X 1990; idem, Pozycja prawnoustrojowa polskie-
go regionu, „Wspólnota”, nr 36, 7 XI 1990; idem, Samorząd w konstytucji. Silny, ale ograniczo-
ny rząd, „Wspólnota”, nr 10, 9 III 1991; P. Adamowicz, L. Mażewski, Założenia regionalizacji 
Polski, „Wspólnota”, nr 24, 15 VI 1991; idem, Jak regionalizować Polskę, „Wspólnota”, nr 32, 
10 VIII 1991; P. Adamowicz, L. Mażewski, Demokracja lokalna w Polsce, „Wspólnota”, nr 4, 
24 VIII 1991; Niech dojrzewają elity lokalne. Z Lechem Mażewskim posłem KL-D, wiceprze-
wodniczącym Komisji Samorządu Terytorialnego, rozmawia Lech Winiarski, „Wspólnota”, nr 8, 
22 II 1992; L. Mażewski, Model władzy lokalnej, w: Materiały I Kongresu Liberałów, grudzień 
1998; idem, Założenia ustrojowe III Rzeczypospolitej, w: Materiały III Konferencji Krajowej 
KLD, Gdańsk 1992; idem, Między Federalizmem a państwem regionalnym, „Biuletyn Zespołu 
do Opracowania Koncepcji Zmian w Organizacji Terytorialnej Państwa” 1991, nr 3; idem, Przy-
szłość województwa, „Samorząd Terytorialny” 1992, nr 11; idem, Funkcje społeczne w regionie, 
„Nowa Europa” 1992, nr 105; idem, Samorządność lokalna, „Pomerania” 1989, nr 6; idem, Ko-
rzyści regionalizacji, „Rzeczpospolita” nr 115, 1991; idem, Reforma struktury państwa – najbliż-
sze zadania, „Biuletyn Informacyjny Poznańskiego Sejmiku Samorządu Terytorialnego” 1992, 
nr 5/6; idem, Autonomia nie tylko dla regionu, „Gazeta Gdańska” 1991, nr 8 ; M. Henzler, Uśmiech 
Krzywoustego…; Pol-landy. Rozmowa z przewodniczącym gdańskiego oddziału Kongresu Libe-
ralno-Demokratycznego Lechem Mażewskim, „Gazeta Wyborcza” z 5 II 1992.

12 M. Henzler, Uśmiech Krzywoustego…, s. 4.
13 M. Kulesza, Reforma regionalna 1991 r., „Nasza Wielkopolska”, styczeń 1999, s. 21.
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cepcje swoich regionów”14. Pomimo podobnej „wrażliwości” projekt UW z grudnia 
1991 r. przepadł, ponieważ nastąpiła zmiana na stanowisku premiera i Bieleckie-
go zastąpił Jan Olszewski – zwolennik „miękkiej centralizacji”. 

Prace koncepcyjne nie były jednak w stanie uchronić UW przed poważ-
nym kryzysem, którego przyczyny i tło są trudne do opisania. Składał się nań 
bez wątpienia konflikt personalny między dyrektorem Biura UW Ratajczakiem 
a prezydentem Unii Reicheltem. Ten ostatni został poddawany silnemu naciskowi 
lokalnych działaczy KL-D (W. Kruk, Sławomir Stelmasiak), aby przekształcić 
stowarzyszenie w naturalne zaplecze partii liberalnej. W planach lidera KL-D 
Donalda Tuska UW miała stanowić jeden z segmentów szerokiego ruchu regio-
nalnego, który po połączeniu z organizacjami regionalnymi z Kaszub, Pomorza 
i Śląska oraz przedsiębiorcami i działaczami partii politycznych miał zapewnić 
zwycięstwo najpierw w wyborach samorządowych, a następnie – parlamentar-
nych. Ratajczak, jeden ze współzałożycieli UW, mocno oponował przeciwko 
próbom przekształcenia organizacji w „przybudówkę” partii. Oponował również 
M. Wojtczak, który już w październiku 1991 r. opuścił szeregi Unii i współtworzył 
nową liberalno-konserwatywną formację polityczną – Koalicję Republikańską15. 
Podczas sporu, jak twierdził Reichelt (równocześnie prywatny przedsiębiorca, 
właściciel sklepów w Poznaniu), wykorzystywano antysemickie insynuacje (na 
witrynie sklepu Reichelta umieszczono „gwiazdę Dawida”)16. Ponadto pojawiły 
się spory na tle biznesowym. Koncepcję Ratajczaka, aby powołać spółkę PPL 
„Ławica”, storpedowali lokalni działacze KL-D, składając do poznańskiego ma-
gistratu projekt budowy lotniska w Krzesinach. W związanym z UW miesięcz-
nikiem „Wielkopolanin” coraz częściej pojawiały się artykuły krytyczne wobec 

14 Polityka decentralizacji. Przemówienie Premiera J.K. Bieleckiego z 13 III 1991 r., listo-
pad 1998, s. 15. 

15 29 VI 1991 r. zwołano do Gniezna dwudniowy zjazd przedstawicieli środowisk libe-
ralno-konserwatywnych, którzy powołali Komitet Założycielski (24 delegatów) nowego stron-
nictwa: Koalicji Republikańskiej. Prace komitetu do czasu zwołania zjazdu założycielskiego 
(do 7 IX) koordynowała założona przez M. Wojtczaka „Fundacja Polsce i Sobie” oraz „Funda-
cja Republikańska”. Liderem nowej formacji został poseł M. Wojtczak. W zarządzie znaleźli 
się między innymi: G. Grzelak, K. Grzywaczewski, M. Płażyński, M. Styczeń, R. Terlecki oraz 
F. Cegielska. Podczas zjazdu liberalnych konserwatystów w Gnieźnie udział wzięły: Partia Chrześ-
cijańsko-Demokratyczna, Partia Ochrony Własności Prywatnej, Związek Górnośląski, krakowski 
„Czas”, Partia Republikańska, członkowie FPD, którzy nie weszli do UD. Por. P. Górski, Nowa 
partia prawicowa. Koalicja Republikańska, „Rzeczpospolita”, nr 151, 1 VII 1991, s. 2; J. Wróbel, 
Krótka historia Koalicji Republikańskiej, „Biuletyn Biura Krajowego Koalicji Republikańskiej”, 
nr 1, październik 1991, s. 4.

16 W. Sobczak, Reichelta walka z wiatrakami, „Nasza Wielkopolska”, październik 2000, 
s. 10–11; idem, Unia wielka i wpływowa, s. 12–13; Z. Rola, Liberalny kopniak za prawdę, „Trybu-
na” z 25 VIII 1992.
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działalności założycieli Unii, redakcja miała również trudności w wyegzekwo-
waniu kwot za umieszczane na jego łamach reklamy. W konsekwencji z UW 
wystąpili m.in. L. Ratajczak, Marian Król i M. Wojtczak17.

6 VI 1992 r. uszczuplony zarząd UW wydał oświadczenie o zwołaniu na 
jesieni walnego zgromadzenia zjazdu. W oświadczeniu wskazano na „fikcyjne”, 
a na pewno nie najważniejsze przyczyny zwołania nadzwyczajnego zajazdu. Pi-
sano m.in. o skomplikowanej sytuacji politycznej w kraju (po upadku gabinetu 
J. Olszewskiego). Rzeczywiste powody były jednak inne. Należało szybko prze-
ciwdziałać konfliktowi wewnątrz UW, a jednocześnie wyjaśnić sytuację finan-
sową organizacji. Ta wydawała się dramatyczna. Lokalni biznesmeni: J. Kulczyk, 
W. Kruk, już od wielu miesięcy subwencjonowali Unię jedynie w sposób sym-
boliczny. „Kozłem ofiarnym” został L. Ratajczak, którego zwolniono z funkcji 
dyrektora Biura UW18. Do czasów listopadowego zjazdu Unią kierował niepełny 
zarząd. Zjazd UW, który odbył się 14 XI 1992 r., wybrał na prezydenta dzia-
łacza NSZZ „Solidarność” Macieja Musiała. Nie ulega wątpliwości, że decyzja 
o powierzeniu kierownictwa UW mało znanemu działaczowi, praktycznie nie-
związanemu z Unią, była tymczasowa. „Była to postać polityczna” – wspomina 
Romuald Szperliński, następca Musiała i założyciel Wielkopolskiego Klubu Ka-
pitału. „Nazywano go »prezydentem komisarycznym«, który miał doprowadzić 
do uporządkowania dokumentacji i poprawy sytuacji”19. 26 listopada podczas 
zebrania nowego zarządu wybrano sekretarza (Zdzisław Marszałek) i skarbnika 
(Bogdan Pawłowski, burmistrz Szamotuł, w 1995 r. kandydat na Prezydenta RP). 
Ustanowiono również ciało doradcze Unii – Radę (M. Wojtczak, W. Kruk)20.

Wiosną (22 V 1993 r.) zorganizowano Drugi Walny Zjazd UW. Na prezy-
denta wybrano Romualda Szperlińskiego, właściciela firmy „Introl”, natomiast 
przewodniczącym Rady Unii został M. Wojtczak. W jej składzie znaleźli się 
również proponowani przez Szperlińskiego: L. Ratajczak, Z. Marszałek, B. Pa-
włowski, Krzysztof Judkowiak, Zbigniew Treus, Zbigniew Jaśkiewicz. Dyrek-
torem Biura wybrano Z. Marszałka21. Sytuacja w UW wyraźnie się uspokoiła. 
Jeszcze w okresie kryzysu z inicjatywy Ratajczaka zorganizowano koło UW 

17 Por. A. Godlewski, Unia Wielkopolan…, s. 5; W. Reichelt, Reichelta walka z wiatraka-
mi, „Dziennik Poznański”, 25 XI 1996. 

18 A. Godlewski, Unia Wielkopolan…; Z. Rola, Liberalny kopniak…
19 Zmarnowana szansa. Rozmowa z Romualdem Szperlińskim, prezydentem Wielkopol-

skiego Klubu Kapitału, byłym prezydentem Unii Wielkopolan, „Nasza Wielkopolska”, październik 
2000, s. 33. Również: Najgorsze mamy za sobą. Rozmowa z Maciejem Musiałem – prezydentem 
komisarycznym Unii Wielkopolan, ibidem, s. 16. 

20 P. Górski, Unia Wielkopolan. Gry personalne, „Rzeczpospolita”, nr 120, 25 V 1993, s. 2. 
21 Zob. ibidem; A. Godlewski, Unia Wielkopolan…; Zmarnowana szansa…
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w Warszawie. Pomysłodawcą był prof. Zbigniew Wierzbicki (PAN), ekspert do 
spraw polityki lokalnej i regionalizmu, autor jednego z pierwszych po 1989 r. 
„manifestów” regionalnych – Dzielnicowość, regionalizm i trzy stolice Polski22. 
W skład prawie trzydziestoosobowego gremium weszły osoby znane z działalno-
ści publicznej, m.in.: Hanna Suchocka, Jerzy Waldorff i Leon Marszałek23. Bez 
wątpienia największym osiągnięciem koła warszawskiego było przygotowanie 
projektu konstytucji regionalnej. Jego autorami byli J. Ratajczak i Barnard Perlak 
(członek Unii Pracy). Ze względów proceduralnych (nie zebrano 500 tys. podpi-
sów) projekt nie został poddany pod obrady Komisji Konstytucyjnej, której prze-
wodniczył Aleksander Kwaśniewski (SLD). Konstytucja UW niewiele różniła 
się od wcześniejszego projektu z grudnia 1991 r. Zakładała podział państwa na 
osiem autonomicznych regionów i utworzenie Izby Regionów (Senatu) z prawem 
tworzenia ustawodawstwa regionalnego24. Współautor projektu, L. Ratajczak, zo-
stał ekspertem Komisji Konstytucyjnej Zgromadzenia Narodowego oraz doradcą 
ds. samorządu kolejnych gabinetów: J. Olszewskiego i H. Suchockiej. 

W latach 1993–1997 UW podjęła się także ważnych inicjatyw. Nie moż-
na było jednak mówić o jednolitym „froncie politycznym stowarzyszenia”. 
W przedterminowych wyborach parlamentarnych do Sejmu weszli m.in.: Marek 
Pol (z listy UP), Wiesława Ziółkowska (z listy UP), Andrzej Aumiller (z listy UP), 
Mirosław Król (z listy PSL), Piotr Buczkowski (z listy UD). Unia podjęła się tak-
że działań konsolidacyjnych. Jeszcze 11 czerwca na zjeździe w Rybniku podpisa-
no porozumienie z Ruchem Autonomii Śląska25. Dobre stosunki z RAŚ w dużej 
mierze wynikały ze współpracy obu organizacji w ramach obchodów urodzin 
Wojciecha Korfantego. W latach 1992–1993 trwały rozmowy z innymi organiza-
cjami regionalnymi. W konsekwencji w październiku 1993 r. w Obrzycku doszło 
do spotkania UW ze Związkiem Górnośląskim, Zrzeszeniem Kaszubsko-Pomor-
skim, Ruchem Autonomii Śląska. Na jesieni (w listopadzie) 1993 r. powołano 

22 Z. Wierzbicki, Dzielnicowość, regionalizm i trzy stolice Polski, „Nasza Wielkopolska”, 
wrzesień 1998, s. 11–16. Zob. także: idem, Wielkopolska jako region autonomiczny. Refleksje 
o decentralizacji i regionalizacji w Europie, ibidem, sierpień 2000, s. 7–9; K. Kwaśniewski, Re-
gionalizacja i regionalizmy a podział administracyjny, ibidem, październik 1998, s. 9–11.

23 Ludwik Ratajczak działa na wygnaniu, „Gazeta Wyborcza” z 30 XII 1992; A. Godlew-
ski, Unia Wielkopolan…

24 Projekt UW został ogłoszony drukiem w nr IX „Biuletynu Sejmowego” (1993) oraz 
„Biuletynie URMP”, nr IX, 1991 (jako projekt „grudniowy” wstępny). Dokładne omówienie pro-
jektu: A. Godlewski, Konstytucja Unii Wielkopolan, „Nasza Wielkopolska”, październik 2000, 
s. 7–9. Także: L. Ratajczak, Dlaczego centraliści sprzeciwiają się autonomii, ibidem, listopad 
1998, s. 16–18.

25 W. Sobczak, Unia wielka i wpływowa…, s. 12.
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Ligę Regionów, zrzeszającą krajowe organizacje regionalne26. Prezydentem LR 
został R. Szperliński, a sekretarzem – Z. Marszałek. Do zarządu wszedł również 
L. Ratajczak. W Deklaracji LR z kwietnia 1994 r. stwierdzono, że Polska powin-
na być jednolitym krajem regionów, których zakres terytorialny odpowiadałby 
naturalnym obszarom skupionym wokół historycznych ośrodków. Konstytucyjna 
decentralizacja polegałaby również na zagwarantowaniu w ustawie zasadniczej 
uprawnień prawodawczych i wykonawczych dla organów działających w skali 
regionów. W województwie (regionie) miał działać Sejm Regionalny i rząd regio-
nalny z premierem na czele. Każde województwo autonomiczne miało posiadać 
statuty organiczne wyznaczające zakres autonomii dla regionów. Konstytucyj-
na decentralizacja miała zaowocować: 1) rozwojem suwerenności i niepodległo-
ści Polski poprzez umocnienie terytorialnej i społecznej tożsamości regionów; 
2) utrwaleniem społecznych więzi lokalnych; 3) tworzeniem się regionalnych elit; 
4) budzeniem społecznych aktywności i indywidualnych inicjatyw; 5) pojawie-
niem się zdrowego współzawodnictwa między regionami; 6) włączaniem się spo-
łeczeństwa regionów Polski w proces przekształcania Europy27. 

W okresie kadencji R. Szperlińskiego udało się również stworzyć Kapitu-
łę Znaku Jakości. Głównym zadaniem projektu była promocja produktów firm 
wielkopolskich w myśl hasła: „Lepsze, bo wielkopolskie” (analogia do „Dobre, 
bo polskie”). Po licznych dyskusjach wybrano znak: „Wielkopolska Jakość”. Ini-
cjatywa pozwoliła na promocję wielkopolskich produktów w skali całego kraju 
(reklama prasowa i telewizyjna)28. W przyszłości (w 1996 r.) na bazie Kapitu-
ły Znaku Jakości powołano Wielkopolski Instytut Jakości, który stał się szybko 
wizytówką UW29. Natomiast R. Szperliński współtworzył Wielkopolski Klub 
Kapitału, który stanowił elitarną organizację biznesmenów, przedsiębiorców, in-
westorów. W ramach cyklicznych, comiesięcznych spotkań zgłaszano propozycję 
zmian w prawie gospodarczym, wymieniano się doświadczeniami, organizowa-
no kursy i szkolenia30. Wspólnie z Wielkopolską Fundacją Żywnościową UW 
utworzyła Giełdę Towarową w Poznaniu31. Unia organizowała również liczne 
festyny (Szamotuły, Koźmin) i spotkania promujące lokalną przedsiębiorczość. 
Duże znaczenie przywiązywano również do wielkopolskiej tradycji i doświad-
czenia historycznego. Nie trzeba chyba podkreślać wkładu Wielkopolan w roz-

26 A. Godlewski, Unia Wielkopolan…
27 Deklaracja Ligii Regionów, „Nasza Wielkopolska”, październik 2005, s. 28.
28 Zmarnowana szansa…, s. 18.
29 Zob. www.unia.wielkopolan.pl (13 V 2010).
30 Zmarnowana szansa… 
31 Samorząd gospodarczy, „Nasza Wielkopolska”, październik 1998, s. 34.
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wój pracy organicznej (A. Cieszkowski, K. Libelt, K. Marcinkowski, T. Działyń-
ski), modernizacji rolnictwa i przemysłu (D. Chłapowski z Turwi, H. Cegielski). 
Szczególnie mocno eksponowano cechy mentalności „poznańskiej”, na którą 
składały się takie wartości i cnoty, jak choćby: pracowitość, gospodarność, sza-
cunek dla porządku, oszczędność, karność, dyscyplina – na gruncie działań eko-
nomicznych syntetyzujące się w „czeskim” haśle: „swój do swego, po swoje”32. 
Prof. Anna Wolff-Powęska, dyrektor Instytut Zachodniego w Poznaniu, uhonoro-
wana Nagrodą Pracy Organicznej, w tzw. „dekalogu” pracy organicznej zamieś-
ciła 10 „cnót”. Były to: antybohaterstwo (kreatywność, efektywność, lojalność 
wobec państwa); dialog (skłonność do szukania kompromisu); edukacja (nawyk 
„uczenia się” – wychowywanie kolejnych pokoleń elit intelektualnych); odpo-
wiedzialność (promocja etyki odpowiedzialności); otwarte społeczeństwo (spo-
łeczeństwo tworzone oddolnie, aktywne, antydogmatyczne); patriotyzm pracy; 
samoorganizacja (samoorganizacja sił społecznych); tolerancja (uznanie wolno-
ści innych); umiar (rozsądek i umiar wynikający z pracy organicznej); użytecz-
ność (konstruowanie realnego programu ukierunkowanego na realizację zasady 
użyteczności publicznej)33. Troskę o tożsamość Wielkopolan realizowano także 
w ramach Towarzystwa im. Hipolita Cegielskiego oraz Społecznego Komitetu 
„Wielkopolanie Wierni Tradycji”34. To ostatnie stowarzyszenie zabiegało szcze-
gólnie o kultywowanie tradycji powstania wielkopolskiego. W 1999 r. działacze 
UW wspólnie z Ruchem Regionalnym Wielkopolan zgłosili projekt powołania 
w Poznaniu Muzeum Wielkopolski. Z jednej strony chodziło o uporządkowanie 
i inwentaryzacje zbiorów sieci muzeów regionalnych, z drugiej – o konsolidację 
prac tych muzeów w ramach jednej instytucji. W zamyśle muzeum miało pełnić 
rolę placówki kulturalno-oświatowo-naukowej, która organizowałaby wystawy, 
czasowe imprezy kulturalne, wykłady i odczyty. Myślano także o uruchomieniu 
wydawnictwa i prowadzeniu działalności badawczej35. 

32 L. Trzeciakowski, Rzecz o świadomości Wielkopolan, „Nasza Wielkopolska”, wrzesień 
1998, s. 19–21; Z.T. Wierzbicki, Zrozumieć Wielkopolskę. Refleksje o regionalizmie wielkopol-
skim: przeszłość czy przyszłość?, ibidem, listopad 2000, s. 11–13; L. Ratajczak, Wielkopolskie 
państwo obywatelskie, ibidem, wrzesień 2000, s. 16–17.

33 A. Wolff- Powęska, Dekalog pracy organicznej, „Nasza Wielkopolska”, kwiecień 1999, 
s. 5–7.

34 Rozmowa z dr. Marianem Królem, przewodniczącym Społecznego Komitetu „Wielko-
polanie Wierni Tradycji”, „Nasza Wielkopolska”, październik 1998; Wielkopolska nowoczesna, 
zasobna i twórcza, ibidem, czerwiec 2000. 

35 J. Miller, Muzeum Wielkopolski – ważny element w budowaniu tożsamości regionalnej, 
„Nasza Wielkopolska”, październik 1999, s. 29–30.
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UW odnosił także sukcesy w wyborach samorządowych. Jak podaje 
A. Godlewski, w 1994 r. czterystu siedemdziesięciu członków Unii wystartowa-
ło w wyborach (dwustu siedemdziesięciu z list UW, pozostali z różnych komi-
tetów)36. Jednak kolejny, już III Zjazd UW (w 1996 r.), przyniósł kolejne tąp-
nięcie. Członkowie Unii obawiali się upolitycznienia organizacji. M. Wojtczak 
w kwietniu 1996 r. przestrzegał przez „poddaniem się” UW bieżącej polityce. 
Wybór na prezydenta UW Piotra Buczkowskiego, leszczyńskiego działacza Unii 
Wolności, a od 1997 r. – Stronnictwa Konserwatywno-Ludowego, ponownie wy-
wołał kryzys. W proteście przed upolitycznieniem stowarzyszenia jego szeregi 
opuścili m.in. L. Ratajczak i M. Wojtczak37. Krytyczny wobec Buczkowskiego 
były prezydent UW Szperliński stwierdzał: „Po przejęciu kierownictwa Unii 
Wielkopolan przez kolegę Piotra Buczkowskiego UW została upolityczniona. 
Zaczęto nakłaniać członków do wstępowania do Stronnictwa Konserwatywno-
-Ludowego, AWS i to spotkało się z alergiczną reakcją wielu członków, którzy się 
z jego powodu po prostu od Unii zdystansowali”38. Jeszcze ostrzej pisała redakcja 
(a konkretnie – L. Ratajczak) „Naszej Wielkopolski”: „Profesor Piotr Buczkow-
ski ma ambicje polityczne i chce być w Sejmie. Dzięki Suchockiej z 640 głosa-
mi wszedł do Sejmu. Polityka to choroba. I każdy wie, że być posłem to luksu-
sowe życie. Unia Wolności go nie docenia, więc przeszedł do SKL. (…) Jeśli 
mam powiedzieć własne zdanie, to Buczkowski upolitycznił Unię Wielkopolan. 
SKL to partia centralna, która nie ma pojęcia, jak jest urządzony nowoczesny 
świat”39. Upolitycznienie UW spowodowało, że liczba jej członków zaczęła top-
nieć. Na łamach prasy regionalnej zamieszczano listy, w których dokonywano 
osobistych rozrachunków z kierownictwem stowarzyszenia40. 

Członkowie UW mieli również sporo zastrzeżeń wobec projektu reformy 
samorządowej i reorganizacji administracji państwa opracowanego przez koa-
licyjny rząd AWS-UW. W pierwszym okresie działania Unia opowiadała się za 
istnieniem ośmiu, maksymalnie dziesięciu regionów. Niemniej kolejne projekty 
zawierały korekty i za optymalne w końcu lat 90. XX w. uważano powołanie 
ośmiu regionów (dzielnic historycznych), likwidując m.in. odrębność Rzeszow-
szczyzny, Białostocczyzny czy Kujaw. Kolejnym błędem miało być powołanie 
małych powiatów, co rozbudowywało nadmiernie szczeble pośrednie samorządu. 

36 A. Godlewski, Unia Wielkopolan…, s. 6. 
37 Rozmowa z Michałem Wojtczakiem – przewodniczącym Rady UW, „Wielkopolanin”, 

kwiecień 1993 (także: „Nasza Wielkopolska”, październik 2000).
38 Zmarnowana szansa…, s. 19.
39 Redakcja, Szanowni Państwo!...
40 Np. M.M.T. (Wolsztyn), List do „Wielkopolanina”, „Dziennik Poznański”, 4 VI 1998. 
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Krytykowano również brak jawności uposażeń radnych, nieopracowanie ustawy 
metropolitarnej (dotyczy miast powyżej liczby czterystu tys. ludności)41. 

U progu XXI w. znaczenie UW zaczęło wyraźnie słabnąć. Część byłych 
liderów zaangażowała się w działalność powstałego z inicjatywy L. Ratajczaka 
Regionalnego Ruchu Wielkopolan (od 1998 r.)42. Ruch powrócił do zasadniczych 
tez zawartych w projekcie konstytucji UW z 1993 r. Lider ruchu L. Ratajczak, 
próbując sprostać wyzwaniom XXI w., opracował projekt konstytucji „Federal-
nej Europy”43. Na łamach „Naszej Wielkopolski” – pisma RRW – promowano 
ideę regionalizmu i autonomii, wyróżniano i nagradzano wybitnych Wielkopo-
lan. Z kolei UW skoncentrowała się na wspieraniu lokalnej przedsiębiorczości. 
„Okrętem flagowym” Unii pozostał nieźle prosperujący Wielkopolski Instytut 
Jakości. Dziś Unia jest jednym z najstarszych, obok Zrzeszenia Kaszubsko-Po-
morskiego i Ruchu Autonomii Śląska, stowarzyszeń odważnie i bezkompromiso-
wo opowiadających się za regionalnym kształtem III Rzeczypospolitej. Wpływy 
i zasięg tej organizacji nie są już jednak tak duże, jak na początku lat 90. XX w.

Streszczenie

W artykule dokonano analizy promocji regionalizmu w działalności Unii Wielko-
polan. Unia Wielkopolan (UW) jest jedną z najstarszych organizacji (stowarzyszeń) w III 
RP, której zadania i cele koncentrują się na promocji szeroko rozumianego regionalizmu, 
lokalnej przedsiębiorczości, edukacji i historycznego dziedzictwa regionu. Tekst przed-
stawia propozycje polityczne zgłaszane przez UW, a także omawia działalność w dzie-
dzinie kulturalnej, gospodarczej (ekonomicznej) i społecznej. Zwrócono także uwagę na 
najważniejsze inicjatywy stowarzyszenia. Analizę usytuowano w szerszym kontekście, 
uwzględniającym transformację polityczną, społeczną i ekonomiczną III RP. Działal-

41 L. Ratajczak, Federalna zjednoczona Europa, „Nasza Wielkopolska”, lipiec 2000, 
s. 10; idem, Samorząd w konstytucji, „Nasza Wielkopolska”,s. 30–31; W. Kowalski, Jaki Poznań 
na przełomie wieków, ibidem, maj 1999, s. 19–22; L. Ratajczak, Czy doczekamy się nowej ustawy 
o ustroju metropolitarnym miasta Poznania?, s. 23. 

42 Deklaracja Ruchu Regionalnego Wielkopolan, „Nasza Wielkopolska”, kwiecień 1999, 
s. 22 (również: ibidem, luty 1999, s. 6); Zarząd RRW, Jaka Polska?, ibidem, s. 21–22; RRW, Czy re-
formy ustrojowe są konieczne, ibidem, luty 1999, s. 25; Ruch Regionalny Wielkopolan. Deklaracja 
Gospodarcza, ibidem, lipiec 1999, s. 7; Oświadczenie I RRW. Jaka Wielkopolska?, ibidem, lipiec 
1998; Oświadczenie II RRW. Finanse, ibidem, s. 14; Oświadczenie III RRW. Ile województw?, ibi-
dem, s. 14; Jakiego państwa chce Ruch Regionalny Wielkopolan, ibidem, s. 22–23; Wielkopolska 
daje przykład. Wywiad z inicjatorem RRW Ludwikiem Ratajczakiem, ibidem, s. 25–26; Deklaracja 
Wielkopolska (dokument przyjęty podczas Zjazdu Regionu Europy w Poznaniu. 27–28 XI 2003), 
ibidem, kwiecień 2004, s. 28. 

43 L. Ratajczak, Federalna zjednoczona Europa, „Nasza Wielkopolska”, lipiec 2000, 
s. 8–11; Czy Polska zaakceptuje taką Europę. Projekt mgr L. Ratajczaka, ibidem, s. 12.
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ność UW osadzono na tle aktywności innych organizacji krajowych promujących idee 
regionalizmu. „Okrętem flagowym” Unii pozostał dobrze prosperujący Wielkopolski 
Instytut Jakości. Unia Wielkopolan jest jednym z najstarszych, obok Zrzeszenia Kaszub-
sko-Pomorskiego i Ruchu Autonomii Śląska, stowarzyszeń odważnie i bezkompromiso-
wo opowiadających się za regionalnym kształtem III Rzeczypospolitej. Obecnie zakres 
jej wpływów i oddziaływanie nie są już tak duże, jak na początku lat 90. XX w. 

Słowa kluczowe: regionalizm, autonomia, III Rzeczpospolita

PROMOTION OF REGIONALISM IN THE AGENDA AND ACTIVITY 
OF UNIA WIELKOPOLAN

(1990–1999)

Summary

The article discusses the idea of regionalism and its place in the agenda and 
activity of Unia Wielkopolan [Union of Wielkopolanie]. Unia Wielkopolan (UW) is one 
of the oldest organisations (societies) in the III Republic of Poland concentrated on the 
promotion of Wielkopolska’s regionalism still operating today. The text presents the po-
litical proposals by UW as well as its activity in the fields of culture, economy and so-
ciety. It discusses the most important initiatives, range of activity and methods (tools) 
used to achieve UW statutory aims. Additionally, the functioning of UW is presented in 
a broader political context. Author also attempts to place organisation’s activity within 
the variety of societies sharing very similar aims, therefore emphasising the importance 
of this organisation in the local and regional perspectives. Main goal of UW today is 
promoting local entrepreneurship. Organisation’s trademark is well functioning Wielko-
polski Instytut Jakości [Wielkopolska’s Institute of Quality]. Today, the Union is one of 
the oldest societies, alongside Zrzeszenie Kaszubsko-Pomorskie and Ruch Autonomii 
Śląska, bravely and uncompromisingly supporting the regional character of the III Re-
public of Poland. However, the range of its influences and activity is not so wide as it used 
to be at the beginning of the 1990s.

Keywords: regionalism, autonomy, Third Republic
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W WYBORACH SAMORZĄDOWYCH 1990–2006

Dojście w 1989 r. do władzy „Solidarności” i zainicjowane przez nią prze-
miany ustrojowe stworzyły w Polsce warunki sprzyjające budowie społeczeństwa 
obywatelskiego. Zasadniczym zmianom uległ system organizacji życia społecz-
nego. Zaczęto powoływać nowe instytucje, a wiele starych przestało istnieć lub 
musiało przystosować się do nowego ładu politycznego i społecznego. Jak zauwa-
żył E. Wnuk-Lipiński: „Radykalna zmiana sięgnęła poziomu życia codziennego 
milionów ludzi”1. Do pierwszych aktów prawnych, które zapoczątkowały proces 
reform w kierunku ustroju demokracji obywatelskiej i upodmiotowienia społe-
czeństwa, niewątpliwie należy ustawa o samorządzie terytorialnym na szczeb-
lu gminy z 8 marca 1990 r., która likwidowała dotychczasowy system organów 
jednolitej administracji państwowej. Przywrócenie samorządu terytorialnego 
w Polsce wymagało dostosowania wielu innych aktów prawnych, włącznie 
z ustawą zasadniczą. Zmiany w prawodawstwie, zwłaszcza zaś uchwalenie ustaw: 
„Prawo o stowarzyszeniach” oraz „Partie polityczne”, dało znaczną swobodę 
w zakładaniu stowarzyszeń oraz partii politycznych i tym samym przyczyniły się 
do aktywizacji obywateli. Wkrótce zostały też podjęte przygotowania do kolej-
nego etapu reformy samorządowej, który połączono z przebudową dotychczaso-
wej organizacji i struktury całej administracji państwowej. Nowy system wszedł 
w życie 1 stycznia 1999 r. Wprowadzał samorząd powiatowy i wojewódzki jako 
kolejne formy samorządu terytorialnego. Ustawy samorządowe przyznały samo-
rządom gminy i powiatu jako władzy lokalnej oraz samorządowi województwa 
jako władzy regionalnej szeroki zakres zadań publicznych. Jedną z podstawo-

1 E. Wnuk-Lipiński, Demokratyczna rekonstrukcja. Z socjologii radykalnej zmiany spo-
łecznej, Warszawa 1996, s. 13.

* Dr Małgorzata Alberska, Uniwersytet Wrocławski, e-mail: m.alberska@hoga.pl.
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wych zasad, na których oparto funkcjonowanie samorządu terytorialnego, jest 
demokracja przedstawicielska, toteż jego prawidłowy rozwój i funkcjonowanie 
wymaga od mieszkańców jednostek samorządowych aktywności w dążeniu do 
realizacji swych interesów i co najmniej korzystania z prawa do czynnego i bier-
nego udziału w wyborach samorządowych.

 Zasygnalizowany wyżej proces demokratyzacji państwa sprzyjał ujawnie-
niu się dążeń i aspiracji mniejszości narodowych oraz etnicznych zamieszkują-
cych Polskę. Zasadnicze znaczenie miał tu fakt, iż nowe władze uznały istnienie 
tych mniejszości i ich prawo do korzystania ze swobód i praw obywatelskich2. Li-
derzy społeczności mniejszościowych wykorzystali możliwości stworzone przez 
nowe ustawodawstwo i przystąpili do organizowania i mobilizowania swoich 
grup. Artykułowali oni poczucie krzywdy i marginalizacji społecznej spowodo-
wane polityką władz okresu PRL-u. Stymulowali zainteresowanie członków gru-
py własną odmiennością, mobilizowali do ujawniania i manifestowania własnej 
tożsamości, uświadamiali swe wspólnoty w możliwości wykorzystania polityki 
do utrwalenia własnych wartości, kultury i tradycji. Przejmowali także kierowa-
nie zachowaniem politycznym grupy etnicznej. Tworzone przez nich stowarzy-
szenia mniejszości koncentrowały się na zabiegach o uzyskanie jak największego 
zakresu podmiotowości politycznej i dążyły do uznania ich za reprezentację in-
teresów zbiorowych całych grup, a tym samym – uzyskania wpływu na politykę 
narodowościową państwa. Należy zatem uznać, że przebudowa państwa sprzyja-
ła zjawisku „polityzacji etniczności” (politicization of ethnicity) opisanemu przez 
J. Rothschilda3. 

Dynamika organizacyjna mniejszości zaznaczyła się szczególnie na prze-
łomie 1989/1990 r., a spośród zamieszkujących w Polsce grup mniejszościowych 
„największa prężność organizacyjna charakteryzowała mniejszość niemiecką”4 
– najliczniejszą oraz mającą zwarte skupiska na Opolszczyźnie. Mniejszość ta 
zarejestrowała wówczas łącznie 35 nowych organizacji (najczęściej o zasięgu re-
gionalnym). Inicjatywa wyszła od opolskiego przywódcy mniejszości z Gogolina 

2 Nowe władze, uznając w 1990 r. istnienie w Polsce mniejszości narodowych i etnicz-
nych, wskazywały, które grupy będą traktowane jako mniejszości. Definicję i ustawową regula-
cję ich statusu przyjęto dopiero w 2005 r. w Ustawie o mniejszościach narodowych, etnicznych 
i języku regionalnym, Dz.U. 2005 nr 17, poz. 141.

3 J. Rothschild, Ethnopolitics: a Conceptual Framework, New York 1981; A. Wierzbi-
cki, Etnopolityka w Azji Centralnej. Między wspólnotą etniczną a obywatelską, Warszawa 2008, 
s. 28–67.

4 S. Łodziński, Aktywność społeczno-polityczna mniejszości narodowych. Raport nr 29, 
Kancelaria Sejmu, Biuro Studiów i Ekspertyz, Wydział Analiz Ekonomicznych i Społecznych, 
listopad 1992, s. 2.
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– Johanna Krolla, a liderem w reprezentowaniu interesów ludności niemieckiej 
stało się Towarzystwo Społeczno-Kulturalne Mniejszości Niemieckiej na Śląsku 
Opolskim (niebawem zmieniło nazwę na Towarzystwo Społeczno-Kulturalne 
Niemców na Śląsku Opolskim), które po zarejestrowaniu miało 172 koła tereno-
we i 180 tysięcy członków5. Mniejszość w swoim miejscu zamieszkania stała się 
grupą zdolną do odgrywania samodzielnej roli publicznej.

Ta wyjątkowa rola zamieszkującej województwo opolskie części ludności 
niemieckiej wynika ze specyfiki regionu. Śląsk Opolski to historyczna kraina 
położona nad górną Odrą, która tradycyjnie stanowi zachodnią część Górnego 
Śląska. Nazywana także Opolszczyzną, obecnie najczęściej utożsamiana jest 
z terytorium województwa opolskiego. Reforma administracyjna przeprowa-
dzona w Polsce w drugiej połowie lat 90. początkowo miała zlikwidować woje-
wództwo opolskie. Ze względu jednak na specyficzną sytuację demograficzną, 
która poniżej będzie omówiona, a przede wszystkim – wskutek zdecydowanej 
akcji politycznej mieszkańców, władze ostatecznie zaniechały jego likwidacji. 
Jednocześnie powiększyły terytorium województwa o tereny powiatu oleskiego 
(które przed reformą znajdowały się w województwie częstochowskim). Obszar 
województwa, które według informacji Głównego Urzędu Statystycznego za-
mieszkuje obecnie 1 031 097 osób6, po reformie został podzielony na dwanaście 
powiatów (w tym jeden grodzki – Opole) oraz siedemdziesiąt jeden gmin: trzy 
miejskie, trzydzieści dwie miejsko-wiejskich i trzydzieści sześć wiejskich. 

W swojej burzliwej historii Śląsk Opolski znajdował się w granicach różnych 
państw, wskutek czego na jego obszarze ścierały się wpływy wielu kultur. Od 
zakończenia drugiej wojny światowej znalazł się w granicach państwa polskiego 
i był terenem nasilonych migracji ludności. Obecnie jest obszarem pogranicza 
językowo-narodowościowego nie tylko o skomplikowanej historii, ale również 
wielokulturowym dziedzictwie oraz nietypowej strukturze ludności, niespotyka-
nej w innych regionach. Na Opolszczyźnie ciągle newralgiczną i złożoną sprawą 
pozostaje problem tożsamości i przynależności narodowej jej mieszkańców, któ-
rzy najczęściej określają się jako: Polacy, Ślązacy i Niemcy. Wiele z osób obecnie 
deklarujących przynależność niemiecką, po zakończeniu drugiej wojny świato-
wej chciało być uznanych za ludność rodzimą, autochtoniczną, i uchronić się 
przed wysiedleniem. Autochtoni jednocześnie przez napływającą ludność polską 
z innych ziem traktowani byli na równi z Niemcami i utożsamiani z oprawcami. 

5 S. Łodziński w cytowanym wyżej Raporcie (s. 22) podał, że około 200 tys.
6 Ludność, stan i struktura w przekroju terytorialnym. Stan w dniu 31 XII 2009 r., Główny 

Urząd Statystyczny, Warszawa 2010, s. 20.
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Podlegali także dyskryminacji i wieloletniej polityce władz PRL-u zmierzającej 
do ennacjonalizacji tego pogranicza. Dziś wielu pozostałych tu śląskich autochto-
nów skłania się ku niemieckiej opcji narodowościowej, a przymiotniki: śląski, 
niemiecki, bywają używane synonimicznie7. 

Oficjalne dane dotyczące struktury etnicznej regionu ustalił GUS na pod-
stawie Spisu Powszechnego z 2002 r. Problematyczną kwestią pozostaje wiary-
godność tych wyników, jednak stanowią one podstawę do tworzenia oficjalnych 
statystyk dotyczących mniejszości w Polsce. O ile w skali kraju Polacy to 96,74% 
ogółu mieszkańców, to w województwie opolskim stanowią tylko 81,6%. Nato-
miast osoby deklarujące niepolską przynależność narodową stanowią tu 12,5% 
mieszkańców województwa, dla wyjątkowo dużej grupy mieszkańców woje-
wództwa nie ustalono przynależności narodowej – 5,9%8. Warto tutaj zaznaczyć, 
iż Opolszczyznę zamieszkuje 71% ogólnej liczby ludności niemieckiej w Polsce 
oraz 14% z wszystkich osób deklarujących się jako Ślązacy9. Mieszka tu także 
największa liczba osób z podwójnym (polskim i niemieckim) obywatelstwem10.

Ludność deklarująca niemiecką przynależność narodową najliczniej zamiesz-
kuje centralne i wschodnie gminy regionu, zwłaszcza te w powiatach: strzeleckim, 
opolskim, krapkowickim, oleskim, prudnickim, kędzierzyńsko-kozielskim oraz 
kluczborskim. W dwudziestu ośmiu gminach Opolszczyzny przynajmniej 20% 
ich mieszkańców zdeklarowało narodowość niemiecką. Są to gminy: Bierawa, 
Cisek, Pawłowiczki, Polska Cerkiew i Reńska Wieś (w powiecie kędzierzyńsko-
-kozielskim), Dobrzeń Wielki, Chrząstowice, Komprachcice, Murów, Łubniany, 
Prószków, Tarnów Opolski, Turawa (w powiecie opolskim), Izbicko, Jemielnica, 
Kolonowskie, Leśnica, Ujazd, Krzanowice (w powiecie strzeleckim), Strzelecz-
ki, Walce (w powiecie krapkowickim), Dobrodzień, Radłów, Olesno, Zębowice 
(w powiecie oleskim), Biała, Głogówek (w powiecie prudnickim) i Lasowice 

7 Problematykę tę przedstawia m.in. D. Berlińska, Mniejszość niemiecka na Śląsku 
Opolskim w poszukiwaniu tożsamości, Opole 1999; eadem, Procesy demokratyzacyjne w Polsce 
a mniejszość niemiecka na Śląsku Opolskim, „Przegląd Zachodni” 1991, nr 2; omawia ją również: 
L.M. Nijakowski, Status grup etnicznych oraz mniejszości narodowych i etnicznych w Polsce 
w świetle wyników Narodowego Spisu Powszechnego, w: Mniejszości narodowe w Polsce w świet-
le Narodowego Spisu Powszechnego z 2002 roku, red. L. Adamczuk i S. Łodziński, Warszawa 
2006, s. 151–163.

8 Liderzy organizacji mniejszości narodowych twierdzą, że członkowie mniejszości oba-
wiali się deklarowania swojej narodowości, zob. L.M. Nijakowski, Status grup…, s. 148, także: 
G. Gudaszewski, Demograficzno-społeczna charakterystyka obywateli polskich deklarujących 
„narodowość niepolską” w Narodowym Spisie Powszechnym w 2002 roku, w: Mniejszości naro-
dowe w Polsce..., tab. 2, s. 94. 

9 Ibidem, s, 104. 
10 Ibidem, s. 101.
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Wielkie (w powiecie kluczborskim). Gdyby na przykład wziąć pod uwagę oś-
mioprocentowe kryterium liczby deklarujących narodowość niemiecką, to li-
stę tę należałoby rozszerzyć do trzydziestu ośmiu gmin11. Słusznie zauważył 
L.M. Nijakowski, że mniejszościowy charakter gmin województwa opolskiego 
„nie był tajemnicą”, gdyż można było się o tym przekonać nie tylko analizując 
wyniki wyborów parlamentarnych i samorządowych, ale przede wszystkim ana-
lizując aktywność organizacyjną grupy12. 

Nie należy zatem się dziwić, że bardzo szybko ruch mniejszości niemie-
ckiej na Opolszczyźnie spotkał się z masowym poparciem, a bardzo istotnym 
elementem mobilizacji etnicznej była mobilizacja polityczna i przekonanie, 
że dążenie do realizacji własnych potrzeb możliwe jest poprzez uczestnictwo 
w życiu politycznym. Korzystając z prawa do tworzenia własnych komitetów wy-
borczych i zgłaszania własnych kandydatów na posłów, senatorów oraz radnych, 
już w 1990 r. Towarzystwo Społeczno-Kulturalne Mniejszości Niemieckiej na 
Śląsku Opolskim utworzyło Komitet Wyborców Mniejszości Niemieckiej na Ślą-
sku Opolskim. Począwszy od 1990 r., Komitet zgłaszał listy swoich kandydatów 
i zdobywał mandaty w każdych przeprowadzonych w Polsce wyborach parla-
mentarnych i samorządowych. Według Mariusza Kowalskiego Niemcy są jedyną 
mniejszością, która może mówić o sukcesie wyborczym13. Sukces ten odnieśli 
już w pierwszych wyborach parlamentarnych oraz samorządowych przeprowa-
dzonych w maju 1990 r. Liderzy mniejszości, dążąc do zaangażowania swych 
społeczności w życie społeczne i polityczne, na szczeblu centralnym, ale przede 
wszystkim na szczeblu lokalnym, przekonywali do „wzięcia na siebie” odpowie-
dzialności za „nasze sprawy”14. W deklaracji programowej TSKN przekonywa-
li, że dzięki demokratyzacji członkowie mniejszości mogą odzyskać tożsamość 
i wpływ na swoje położenie. Walcząc o mandaty radnych, kandydaci Komitetu 
uwypuklali przekonanie o takich pozytywnych cechach swojej społeczności jak: 
pracowitość, gospodarność, zaradność i uczciwość, które miały im gwarantować 
skuteczność działania w lokalnych strukturach15.

11 L.M. Nijakowski, Status grup…, s. 156–157.
12 Ibidem, s. 155.
13 M. Kowalski, Geografia wyborcza Polski. Przestrzenne zróżnicowanie zachowań wy-

borczych Polaków w latach 1989–1998, Warszawa 2000, s. 61.
14 http://www.mniejszoscniemiecka.pl (27.04.2010).
15 E. Dawidejt-Jastrzębska, A. Trzcielińska-Polus, Mniejszość niemiecka w samorządach 

lokalnych woj. opolskiego, w: Samorząd lokalny w Polsce. Społeczno-polityczne aspekty funkcjo-
nowania, pod red. S. Michałowskigo i A. Pawłowskiej, Lublin 2004, s. 147.
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Towarzystwo zdołało zmobilizować mniejszość do dużego zaangażowania 
w życie społeczne i polityczne i wprowadzenia własnych członków w struktu-
ry władz lokalnych. W pierwszych wyborach samorządowych, które odbyły się 
27 maja 1990 r., Komitet Wyborczy Mniejszości Niemieckiej na Śląsku Opol-
skim zarejestrował listy swoich kandydatów w trzydziestu ośmiu (na sześćdzie-
siąt trzy) gminach w województwie, a jego kandydaci zdobyli wówczas trzysta 
osiemdziesiąt mandatów (spośród tysiąca czterystu czterdziestu) w dwudziestu 
siedmiu gminach. W dwudziestu pięciu z nich przedstawiciele mniejszości mieli 
taką przewagę, że mogli rządzić samodzielnie. Mniejszość była też silnie repre-
zentowana w Sejmiku Samorządowym, w którym obsadziła dwadzieścia miejsc 
(na ogólną liczbę siedemdziesięciu sześciu). Konsekwencją takiego wyniku wy-
borów było obsadzenie przez Towarzystwo osiemnastu stanowisk burmistrzów 
i wójtów16. 

W wyniku wyborów samorządowych drugiej kadencji, które odbyły się 
19 czerwca 1994 r., kandydaci mniejszości obsadzili na Opolszczyźnie pięćset 
pięćdziesiąt osiem mandatów radnych (z puli tysiąca trzystu trzydziestu czte-
rech) i zasiadali w trzydziestu dziewięciu radach gminy, a w dwudziestu sześciu 
z nich stanowili większość17. Komitet zdobył 35% mandatów w radach wszyst-
kich trzech szczebli samorządu w województwie i uzyskał większość w trzy-
dziestu sześciu gminach. Jak podał E. Miś, aż 55–60% mandatów mniejszość 
zdobyła w gminach: Popielów, Dąbrowa i Lasowice Wielkie, a 100% mandatów 
– w radach gmin Chrząstowice i Strzeleczki18.

Wybory, które odbyły się 11 października 1998 r., przeprowadzano już 
w zupełnie nowej sytuacji. Weszły w życie zasady kolejnego etapu reform samo-
rządowych po zwycięskiej batalii o pozostawienie województwa opolskiego na 
mapie administracyjnej Polski. W wyborach tych, w myśl przepisów „Ordynacji 
wyborczej do rad gmin, rad powiatów i sejmików województw”, w głosowaniu 
powszechnym kształtowano już nie tylko organ stanowiący samorządu gminne-
go, lecz również powiatowego i wojewódzkiego. Mniejszość niemiecka uzyskała 
wówczas większość miejsc w radach trzydziestu jeden gmin i pięciu powiatów. 
Zdominowane przez nią rady wybrały trzydziestu jeden burmistrzów i wójtów 
oraz pięciu starostów spośród mniejszości niemieckiej. Z list mniejszości do rad 
gmin łącznie dostało się czterystu siedemdziesięciu pięciu radnych, a do rad po-

16 D. Berlińska, Mniejszość..., s. 219.
17 Niemiec wójtem, Białorusin w ratuszu, „Rzeczpospolita” z 28 czerwca 1994.
18 E. Miś, Dialog na dole, „Dialog” 1994, nr 1–4, s. 66; E. Dawidejt-Jastrzębska, A. Trzcie-

lińska-Polus, Mniejszość niemiecka…, s. 148.
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wiatów – stu dwunastu. W efekcie tych wyborów w powiatach: opolskim ziem-
skim, strzeleckim i krapkowickim mniejszość rządziła samodzielnie19.

Wybory do kolejnej kadencji rad i sejmiku odbyły się w październiku 2002 r. 
Podobnie jak w poprzednich latach, Komitet Wyborczy Niemców zgłosił swoje 
listy nie na obszarze całego województwa, lecz w powiatach zamieszkiwanych 
przez mniejszość. Po raz kolejny przedstawiciele mniejszości niemieckiej zdobyli 
większość mandatów w powiatach: strzeleckim (trzynaście z dwudziestu jeden), 
opolskim (piętnaście z dwudziestu pięciu), oleskim (dziewięć z dziewiętnastu), 
krapkowickim (jedenaście z dziewiętnastu), i byli zdolni rządzić nimi samo-
dzielnie. Natomiast w pozostałych powiatach ich wyniki wyglądały następują-
co: obsadzili sześć (z dwudziestu trzech) mandatów w powiecie kędzierzyńsko-
-kozielskim, trzy (z dziewiętnastu) w kluczborskim i cztery (z dziewiętnastu) 
w prudnickim. Łącznie mniejszość zdobyła sześćdziesiąt jeden mandatów w po-
wiatach i dwieście dziewięćdziesiąt dziewięć w gminach20. Według E. Misia co 
czwarty radny na Opolszczyźnie należał wówczas do mniejszości albo był przez 
nią popierany. Wskutek zmian w ustawodawstwie w wyborach bezpośrednich 
wybierano też organ władzy wykonawczej w gminie: wójta, burmistrza, prezy-
denta miasta. Mniejszość niemiecka obsadziła dwadzieścia pięć stanowisk wójta 
i burmistrza w regionie21. 

Po raz kolejny władze samorządowe wybierane były w listopadzie 2006 
roku. Kandydaci mniejszości niemieckiej zdobyli wówczas łącznie trzysta pięć-
dziesiąt pięć mandatów radnych, w tym pięćdziesiąt cztery w radach powiatów 
i trzysta jeden w radach gminy. Najlepszy wynik uzyskali, zdobywając szes-
naście (na dwadzieścia pięć) miejsc w radzie powiatu opolskiego oraz dziesięć 
(z dziewiętnastu) – strzeleckiego, tym samym uzyskując zdolność do samodziel-
nego rządzenia. Podobnie było w radach dwudziestu czterech gmin, w których 
uzyskali zdecydowaną większość (w przypadku gmin Łubniany, Prószków i Izbi-
cko tylko jeden mandat nie został obsadzony przez mniejszość)22.

Poza radami gmin i powiatów od 1998 r. w wyborach bezpośrednich powo-
ływany jest także regionalny organ stanowiący: sejmik województwa. W wybo-
rach do pierwszej kadencji sejmiku województwa opolskiego, w którym zasiada 
czterdziestu pięciu radnych, mniejszość niemiecka zdobyła trzynaście mandatów. 

19 E. Dawidejt-Jastrzębska, A. Trzcielińska-Polus, Mniejszość niemiecka…, s. 149.
20 Dane PKW, http://wybory2002.pkw.gov.pl (27.04.2010).
21 Dane PKW, www.pkw.gov.pl (27.04.2010).
22 Dane PKW, http://wybory2006.pkw.gov.pl (27.04.2010).
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W kolejnych wyborach wyniku już nie powtórzyła i zarówno w 2002, jak i 2006 r. 
zdobyła po siedem mandatów.

Analizując działalność TSKN na Śląsku Opolskim, zwłaszcza zaś jego ak-
tywność polityczną, można pokusić się o stwierdzenie, iż Towarzystwo w za-
sadzie spełnia funkcje partii politycznej. Z analizy wypowiedzi jego liderów 
często wynika, że ich głównym celem stało się zdobycie jak najszerszej władzy 
i obsadzanie swoimi ludźmi jak największej liczby stanowisk. Od 1990 r. To-
warzystwo powołuje swój komitet wyborczy, zgłasza kandydatów na posłów 
i radnych oraz przeprowadza konwencje wyborcze na poziomie gmin i powiatów. 
Wprowadzając swoich przedstawicieli do organów samorządowych, uzyskało re-
alny wpływ na politykę władz lokalnych oraz obsadę ważnych stanowisk. Często 
bez udziału Niemców niemożliwe było utworzenie koalicji większościowej. Od 
początku przez wszystkie dotychczasowe kadencje sejmiku radni wybrani z ra-
mienia Komitetu Wyborczego Mniejszości Niemieckiej wchodzili w koalicje rzą-
dzące regionem i zajmowali co najmniej funkcję wicemarszałka województwa. 
Za ich sukces uznaje się obsadzenie w kwietniu 2002 r. stanowiska marszałka 
województwa opolskiego (po raz pierwszy w powojennej Polsce)23. Tym samym 
od dwudziestu lat Towarzystwo Społeczno-Kulturalne Niemców na Opolszczyź-
nie dzierży olbrzymią część władzy w samorządach lokalnych oraz w samorzą-
dzie regionalnym i co najmniej wpływa na bieg lokalnych wydarzeń politycznych 
i uczestniczy w podziale władzy.

Dla realizacji szeroko zakrojonych zadań niezbędne są spore fundusze, które 
pozyskiwane są przez TSKN z różnych źródeł. Mniejszości niemieckiej, podob-
nie jak pozostałym w Polsce, przysługują środki finansowe z budżetu państwa 
polskiego. Te jednak są stosunkowo skromne. Liderzy Towarzystwa przyznają, 
iż niebagatelne znaczenie ma dla nich pomoc finansowa, która napływa od rzą-
du niemieckiego24. Uzyskiwana jest choćby za pośrednictwem Fundacji Rozwoju 
Śląska oraz Wspierania Inicjatyw Lokalnych i adresowana generalnie do gmin 
mniejszościowych. Jej dysponentami pozostają przedstawiciele mniejszości.

Niestety, pieniądze te są często kością niezgody oraz powodem konfliktów 
i rozłamu wśród liderów i członków Towarzystwa. Można było spotkać się z opi-
niami tego typu, że w stosunkach wewnętrznych sytuacja w TSKN przypomina 
raczej politykę polską, gdyż w organizacji trwał głęboki kryzys wewnętrzny, wy-

23 E. Miś, Kommentar: Erfolg, „Schlesisches Wochenblatt” z 15–21 listopada 2002.
24 E. Dawidejt-Jastrzębska, A. Trzcielińska-Polus, Mniejszość niemiecka…, s. 150. Przy-

znaje to także Norbert Rasch; zob. Nie liczę na wdzięczność. Rozmowa z przewodniczącym TSKN 
na Śląsku Opolskim, „Nowa Trybuna Opolska” z 28 kwietnia 2010.
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generowany przez konflikt między H. Krollem a innymi członkami Towarzystwa, 
którzy stawiali mu zarzuty finansowe i obwiniali go m.in. o „rządy autorytarne” 
(zwłaszcza ostry był konflikt z Joachimem Czernkiem, byłym starostą powiatu 
krapkowickiego). Wskutek tego zauważyć się dało tendencję do wycofywania się 
z aktywności w ramach TSKN młodego pokolenia. Próbą przezwyciężenia kry-
zysu było powołanie na funkcję przewodniczącego TSKN Norberta Rascha.

Konflikty te bez wątpienia odbiły się na wynikach wyborczych mniejszo-
ści. Obserwatorzy zauważyli, że systematycznie w kolejnych wyborach maleje 
poparcie dla list zgłaszanych przez mniejszość i za każdym razem jej wyniki są 
słabsze niż poprzednio. Tym samym zmniejszyła się liczba niemieckich radnych 
w sejmiku. Podobnie zresztą jest w powiatach i gminach. Konflikty wewnętrz-
ne nie są jedyną przyczyną tej tendencji i należy zastanowić się nad jej jeszcze 
innymi uwarunkowaniami. Należą do nich bez wątpienia bardzo liczne migracje 
zarobkowe ludności Opolszczyzny, powodujące, że znaczna część mieszkają-
cych tu rodzin jest podzielona, a wyborcy należący do mniejszości przebywają 
w Niemczech. Sytuacja ta w sposób istotny wpływa na frekwencję wyborczą 
w regionie. Ponadto specyfiką gmin zamieszkanych w dużym procencie przez 
ludność niemiecką jest zaawansowany proces starzenia się mieszkańców, wsku-
tek czego, jak zauważył Ryszard Galla, wielu wyborców „w sposób naturalny od-
chodzi”25. Kolejnym czynnikiem są skutki rozłamów w środowisku mniejszości 
powodujące, że w niektórych okręgach wyborczych z kandydatami Towarzystwa 
o głosy konkurowali lokalni liderzy, którzy zbudowali własne komitety, bazu-
jąc na mniejszości niemieckiej (np. Komitet „Przyszłość dla Śląska” w powiecie 
krapkowickim). Sporym problemem dla mniejszości niemieckiej, często podno-
szonym przez jej przywódców, jest niski poziom zainteresowania aktywnością 
organizacyjną i polityczną przedstawicieli młodego pokolenia. Zwrócił na to 
uwagę również H. Kroll, mówiąc o zbyt małej liczbie ludzi młodych wśród kan-
dydatów na listach mniejszości26.

Analizując geografię wyborczą regionu, trzeba zgodzić się z M. Budytą-Bu-
dzyńską, która zauważyła, iż w województwie opolskim układ przestrzenny po-
parcia dla mniejszości niemieckiej niewiele się zmienił w ciągu ostatnich lat. Nie 
zanotowano żadnych spektakularnych konwersji w preferencjach wyborczych27. 

25 A. Kuglarz, Coraz mniej wyborców głosuje na mniejszość niemiecką, „Gazeta Wybor-
cza” z 17 XI 2006.

26 Ibidem.
27 M. Budyta-Budzyńska, Mniejszości narodowe – bogactwo czy problem? Instytucjonali-

zacja mniejszości narodowych w Polsce w latach 1989–2002, Warszawa 2003, s. 136.



162 Małgorzata Alberska

Wyniki wyborów samorządowych, uzyskiwane przez Komitet Wyborczy 
Mniejszości Niemieckiej na Opolszczyźnie, świadczą, że mniejszość niemiecka 
zamieszkująca region skutecznie wykorzystała warunki stworzone przez procesy 
demokratyzacyjne. Stała się ona siłą, bez której nie można tu rządzić, a w gmi-
nach o jej dużej liczebności jest często najważniejszym (nieraz jedynym) pod-
miotem lokalnego życia publicznego. Stanowi przykład skutecznej mobilizacji 
etnicznej mniejszości. Niewątpliwie na ten wysoki poziom skuteczności działań 
politycznych grupy wpływa zwarty sposób zamieszkania i bardzo prawdopodob-
ne, że również pomoc uzyskiwana od „ojczyzny zagranicznej”. 

Podjęcie tak aktywnej działalności politycznej wymagało na początku spo-
rej odwagi i determinacji, gdyż wymuszało zasadniczą zmianę w relacjach z lud-
nością polską zamieszkującą w regionie. Stosunki te, od dawna nie najlepsze, na 
początku lat 90. XX w. pełne były napięć i nieufności. Spora część Polaków wręcz 
odmawiała Niemcom prawa do organizowania się i działania na rzecz realizacji 
własnych interesów. Dziś uznać można, że Polacy przyzwyczaili się już do za-
siadania we władzach samorządowych reprezentantów mniejszości niemieckiej, 
a stosunki między grupami najczęściej układają się poprawnie. Obecnie pewne 
napięcia wywołują dążenia mniejszości do realizacji praw im przysługujących: 
używania języka niemieckiego w szkolnej edukacji dzieci, traktowania języka 
niemieckiego jako pomocniczego w kontaktach z władzami gminy i dwujęzycz-
nych nazw miejscowości. Natomiast szczególną drażliwością odznaczają się spra-
wy związane z restauracją pomników ku czci żołnierzy niemieckich, zwłaszcza 
jeśli pojawiają się na nich krzyże żelazne.

Streszczenie

Proces demokratyzacji w Polsce po 1989 r. uwidocznił przejawy polityzacji etnicz-
ności. Nowe możliwości stworzone przez proces zostały wykorzystane przez mniejszość 
niemiecką, zamieszkująca województwo opolskie, będące częścią regionu Śląska. Mniej-
szość ta powołała w 1990 r. Komitet Wyborczy Mniejszości Niemieckiej i wystawiała 
swoich kandydatów w każdych wyborach samorządowych, zawsze z dobrym skutkiem. 
Stawali się oni członkami lokalnych samorządów i znaczącą siła polityczną w regionie, 
współodpowiedzialną za rozwój województwa opolskiego.

Słowa kluczowe: mniejszość niemiecka, Śląsk Opolski, wybory samorządowe
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ELECTORAL COMMITTEE OF THE GERMAN MINORITY 
IN THE OPOLE IN LOCAL ELECTIONS 1990–2006

Summary

The process of democratization in Poland after 1989, bring along occurrence of po-
liticization of ethnicity. New possibilities created by the process was used by the German 
minority, which live in Opole Voivodship, which is a part of Silesia region. The minority 
set up in 1990 Electoral Committee of the German Minority and have put up their can-
didates in every local government elections, which take place, always with good result. 
They come to be a members of the local governments and become an important political 
force in a region and joint responsibility for developing the Opole Voivodship.

Keywords: German minority, Opole Silesia, local elections
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RUCH AUTONOMII ŚLĄSKA A PRAWO I SPRAWIEDLIWOŚĆ. 
RELACJE I KONTROWERSJE

Odzyskanie wolności przez Polskę po 1989 r. spowodowało niezwykłą akty-
wizację mniejszości narodowych i grup etnicznych. W okresie PRL-u ich dąże-
nia były tłumione lub przynajmniej kanalizowane przez organizacje całkowicie 
podległe władzy ludowej. Nie było więc zaskoczeniem pojawienie się w III RP 
licznych stowarzyszeń odwołujących się do różnych tradycji kulturowych. Więk-
szość z nich deklarowała chęć podtrzymywania zwyczajów, języka czy utrwala-
nia lokalnej historii. Niektóre jednak przystąpiły do osiągania celów o charakte-
rze politycznym. Jedną z wyróżniających się pod tym względem organizacji stał 
się Ruch Autonomii Śląska (RAŚ), występujący z daleko idącymi postulatami 
dotyczącymi niezależności regionu. Tak wyrazista formacja, prezentująca często 
kontrowersyjne tezy, musiała prędzej czy później znaleźć na scenie politycznej 
swojego rywala. W początkowej fazie były nim ugrupowania stricte narodowe, 
z czasem jednak rolę tę przejęło Prawo i Sprawiedliwość (PiS), reprezentujące 
równie zdecydowane poglądy, ukierunkowane jednak na wzmacnianie władzy 
centralnej. 

Różnica ideologii obu organizacji rysuje się także w podejściu do roli Unii 
Europejskiej (UE). Szukając możliwości wzmocnienia swojego ruchu, RAŚ za-
angażował się w promocję idei Europy Stu Flag, łączącej elementy autonomizmu 
ze wspólnotowymi mechanizmami spójności. Podejście PiS, z kolei, charaktery-
zuje się eurorealizmem, wyrażającym wątpliwości wobec projektów decentrali-
zacyjnych i związanych z nimi niektórych polityk unijnych. Spór między obiema 
formacjami może w najbliższych latach wywrzeć istotny wpływ na kształtowa-
nie się postaw politycznych na Śląsku. Wzajemne relacje tych środowisk wydają 
się więc interesującym problemem badawczym, któremu warto się przyjrzeć. 

* Mgr Andrzej Hoehle, absolwent politologii w Instytucie Politologii i Europeistyki Uni-
wersytetu Szczecińskiego, e-mail: ahoehle@interia.pl.
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Formalnie młodszą organizacją jest PiS, które powstało w 2001 r. na fali 
popularności jednego z jej późniejszych liderów, Lecha Kaczyńskiego. Prawo 
i Sprawiedliwość wpisano do ewidencji partii politycznych 8 czerwca 2001 r. 
W skład organu uprawnionego do reprezentowania partii weszli wówczas m.in.: 
Lech Kaczyński, Jarosław Kaczyński, Witold Czarnecki, Ludwik Dorn, Prze-
mysław Gosiewski, Leonard Krasulski, Adam Lipiński, Krzysztof Putra, Marek 
Suski, Jan Szyszko, Jarosław Zieliński, Zbigniew Ziobro1. Większość wymie-
nionych polityków była wcześniej działaczami Porozumienia Centrum (PC), co 
jednoznacznie wskazywało na profil nowo powołanego ugrupowania. 

Do połączenia z PiS zmierzało równolegle Przymierze Prawicy (PP), 
w którego szeregi wstępowali członkowie Stronnictwa Konserwatywno-Ludowe-
go (SKL), Zjednoczenia Chrześcijańsko-Narodowego (ZChN) i Ligi Republikań-
skiej. W PP powołano zespół polityczny, do którego weszli: Mariusz Kamiński, 
Kazimierz Marcinkiewicz, Stefan Niesiołowski, Marian Piłka, Mirosław Sty-
czeń, Wiesław Walendziak. Na jego czele stanął były minister kultury i dziedzi-
ctwa narodowego Kazimierz Ujazdowski2. Można więc stwierdzić, że powstanie 
PiS było efektem fuzji różnych grup i frakcji oraz konsolidacji elit politycznych 
wokół konkretnych haseł i osobistości życia politycznego3. Były to jednak śro-
dowiska o bardzo podobnej wizji państwa, na co licznych dowodów dostarcza 
analiza ich propozycji programowych. 

Dokonując próby zakwalifikowania PiS przy zastosowaniu kryterium zasad-
niczych nurtów ideologicznych, badacze dochodzili do nieco odmiennych wnio-
sków. Część z nich umiejscowiła PiS w rodzinie partii konserwatywnych4. Marek 
Migalski uważa z kolei, że jest to typowa formacja chadecka, na co wskazują: 
program, dotychczasowa aktywność liderów i działalność partii. Podkreśla także 
przywiązanie partii do nauczania Kościoła katolickiego5. Podobnie przedstawio-
no tę kwestię w monografii Myśl polityczna w Polsce po 1989 roku6. W opinii eks-

1 Archiwum Zarządu Okręgowego PiS w Szczecinie, Wyciąg z księgi ewidencji partii 
politycznych prowadzonej przez Sąd Okręgowy w Warszawie z dnia 29 czerwca 2001 r., b. sygn.

2 K. Kowalczyk, Prawo i Sprawiedliwość – „Rewolucyjni konserwatyści”?, w: Partie 
i ugrupowania parlamentarne III Rzeczypospolitej, red. K. Kowalczyk, J. Sielski, Toruń 2006, 
s. 194.

3 T. Bojarowicz, Kształtowanie się partii i ugrupowań prawicowych w Polsce po 1989 
roku, w: Partie i ugrupowania…, s. 123.

4 W. Sokół, Partie polityczne i system partyjny w Polsce w latach 1991–2004, w: Współ-
czesne partie i systemy partyjne, red. W. Sokół, M. Żmigrodzki, Lublin 2008, s. 192.

5 M. Migalski, W. Wojtasik, M. Mazur, Polski system partyjny, Warszawa 2006, s. 49–50.
6 M. Wichmanowski, Katolicka nauka społeczna w myśli politycznej wybranych ugrupo-

wań prawicowych, w: Myśl polityczna w Polsce po 1989 roku. Wybrane nurty ideowe, red. E. Maj, 
A. Wójcik, Lublin 2008, s. 42.
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pertów PiS sytuuje się także wśród ugrupowań narodowych. Taką systematykę 
przyjął na przykład prof. Edmund Wnuk-Lipiński, który zaliczył PiS do formacji 
konserwatywno-narodowych, z silnie zaakcentowaną potrzebą zagwarantowania 
ładu społecznego7. Bez względu jednak na przyjętą kwalifikację partii określić ją 
można przedstawicielem linii unitaryzmu. W programach PiS jako podstawowe 
elementy występowały postulaty wzmacniania państwa i budowania tożsamości 
narodowej. Prawo i Sprawiedliwość uznało na przykład, że jego celem jest przy-
wrócenie kontroli czynników konstytucyjnie i politycznie odpowiedzialnych za 
funkcjonowanie administracji i nadzór nad samorządem. Przeciwdziałać miało to 
powszechnemu bezwładowi państwa w zetknięciu z administracją lokalną, luźno 
tylko związaną z centralą8. Co szczególnie ważne w odniesieniu omawianego 
zagadnienia, politykę regionalną PiS widzi w kontekście rozwoju całego kraju, 
a nie jedynie jako osiąganie spójności z UE9. Ujmując problem nieco skrótowo, 
PiS zmierza do utrzymania spoistości gospodarczej i społecznej kraju10. Z kolei 
w zakresie edukacji i kultury zapowiada wprowadzenie do programu nauczania 
minimum wiedzy z zakresu historii i kultury (szczególnie w odniesieniu do za-
sobów narodowych). Proponuje również zobligowanie mediów publicznych do 
prezentacji polskiej twórczości kulturalnej11. Kwintesencję stanowiska PiS wobec 
kwestii narodu i państwa można odnaleźć w stwierdzeniu: „Tylko silne, unitarne 
państwo umożliwi nam realizację naszych interesów i zaszczepienie przyszłym 
pokoleniom wartości, jakimi są: istnienie narodu i jego rozwój. Państwo narodo-
we jest też podstawowym warunkiem funkcjonowania demokracji”12. 

Pomimo tak jednoznacznych deklaracji w zaprezentowanym przez PiS 
w marcu 2010 r. projekcie konstytucji zawarto paragraf mówiący o prawie mniej-
szości narodowych i etnicznych do zachowania własnej kultury, języka i tradycji 
oraz tworzenia w tym celu potrzebnych instytucji13. Wydaje się więc, że stosunek 
PiS do mniejszości etnicznych w Polsce uwarunkowany jest jedynie zakresem 
żądanej przez nie autonomii. O ile odnosi się ona do sfery języka czy kultury 

7 „Głos Pomorza” z 14 IX 2001 r., s. 8.
8 Program Prawa i Sprawiedliwości, Warszawa 2001, s. 16.
9 IV Rzeczpospolita. Sprawiedliwość dla wszystkich. Prawo i Sprawiedliwość. Program 

2005, Warszawa 2005, s. 55–72.
10 Dbamy o Polskę. Dbamy o Polaków. Program PiS 2007, Warszawa 2007, s. 63.
11 Program Prawa i Sprawiedliwości…, s. 43–49.
12 Ibidem, s. 27.
13 Projekt Konstytucji IV RP. Wersja robocza z 1 III 2010, Zespół Pracy Państwowej Prawo 

i Sprawiedliwość, Warszawa 2010, s. 17.
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i nie prowadzi do działań separatystycznych, PiS akceptuje ich istnienie, traktu-
jąc jako element bogactwa narodowego. 

Nie wszystkie jednak organizacje mieszczą się w tych ramach. Znacznie 
dalej wykraczają postulaty Ruchu Autonomii Śląska (RAŚ), który występuje 
o upodmiotowienie Śląska jako regionu i zaopatrzenie go we własny parlament, 
rząd oraz skarb. Jednoznacznie odwołuje się on do idei decentralizacji państwa 
opartej na śląskiej tożsamości i przy zastosowaniu zasady subsydiarności w ra-
mach Unii Europejskiej14. Tym politycznym żądaniom towarzyszą bardzo szero-
kie działania o charakterze kulturalno-historycznym. 

Ruch Autonomii Śląska powstał w roku 1990. Od początku swojego istnie-
nia kontestował zasadę władz centralnych, przedstawiając autonomię jako reme-
dium na wszelkie problemy15. W swoim programie RAŚ opowiada się za propa-
gowaniem wiedzy o regionie, utrzymaniem wielokulturowości Śląska, a także 
za niezależnością gospodarczą. Ważną deklaracją jest również postulat zmiany 
ustroju Polski na federację autonomicznych regionów wraz z przekształceniem 
Senatu RP w izbę reprezentantów regionów. Zmiany te mają się wpisywać w ideę 
Europy ludów zakładającą likwidację państw narodowych i powrót do pierwot-
nych podziałów etnicznych16. Wyrazem tego poglądu jest przynależność RAŚ 
do Wolnego Sojuszu Europejskiego, europejskiej partii politycznej skupiającej 
mniejszości narodowe i etniczne ubiegające się o autonomiczny status dla swoich 
regionów17. 

W ujęciu krajowym RAŚ współtworzy Ligę Regionów (LR), której człon-
kiem-założycielem jest od 1993 r. (innymi uczestnikami są m.in. Unia Wielko-
polan, Zrzeszenie Kaszubsko-Pomorskie czy Związek Podhalan). Ważniejsze 
cele organizacji to ochrona tożsamości społecznej, interesów ekonomicznych 
regionów i dążenie do decentralizacji państwa. Mocno podkreśla się jednak 

14 http://www.raslaska.aremedia.net/index.php?option=com-_content&task=section&id=
1&Itemid=15 (27.04.2010).

15 M.S. Szczepański, Przedmowa, albo o sztuce stawiania pytań i sztuce intelektualnych 
podejrzeń, w: E. Sekuła, Po co Ślązakom potrzebny jest naród? Niebezpieczne związki między 
autonomią a nacjonalizmem, Warszawa 2009, s. 10  –11.

16 http://www.raslaska.aremedia.net/index.php?option=com-_content&task=view&id=8&
Itemid=15 (25.04.2010).

17 http://www.raslaska.aremedia.net/index.php?option=com-_content&task= view&id = 
559 (25.04.2010).
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w deklaracjach Ligi niepodzielność obszaru Rzeczypospolitej opartej na obowią-
zującym porządku prawnym18. 

Część idei prezentowanych przez RAŚ (szczególnie w zakresie mechani-
zmów współpracy regionalnej w UE) jest zbieżna z poglądami reprezentowanymi 
przez mniejszość niemiecką w Polsce. Nie jest więc tajemnicą, że wielu młodych 
ludzi jednocześnie należy do obu organizacji19, mimo że mniejszość niemiecka 
w dyskretny sposób stara się odcinać od RAŚ, w którym widzi konkurencję, 
zdolną przyciągnąć jej sympatyków. Nie jest to obawa bezpodstawna, ponieważ 
Narodowy Spis Powszechny z 2002 r. potwierdził, że większa liczba mieszkań-
ców Śląska identyfikuje się z tym regionem niż z narodowością niemiecką20. 
Wynik ten można interpretować jako efekt starań RAŚ o popularyzację miejsco-
wej tradycji, kultury i mowy, z którymi utożsamia się znaczna część Ślązaków. 
W tym zakresie za swój sukces działacze ruchu poczytują sobie wpisanie języ-
ka śląskiego na listę Wspólnego Komitetu Doradczego ISO 639, który nadał mu 
numer ewidencyjny i uznał za jeden z języków świata21. Poza tym RAŚ zaznacza 
swoją obecność w społeczeństwie przez wydawanie własnego miesięcznika „Ja-
skółka Śląska”, organizację konferencji oraz „Marszów Autonomii”22. 

Liderem RAŚ jest Jerzy Gorzelik, doktor historii sztuki i pracownik Uni-
wersytetu Śląskiego. Co może nieco zaskakujące, działalność publiczną rozpo-
czął w 1988 r. w Solidarności Walczącej, a następnie współpracował z Ligą Re-
publikańską23. Wbrew powszechnej opinii twierdzi on, że RAŚ nie podnosi idei 
odrębnego państwa Ślązaków, a stawia na autonomię odnoszącą się do rozwiązań 
z 1922 r.24 Jerzy Gorzelik przekonuje też, że postulat autonomii nie jest antypol-
ski, a jakiekolwiek wiązanie RAŚ na przykład z Powiernictwem Pruskim jest 

18 A. Kamiński, Ruch Autonomii Śląska – Niektóre aspekty działalności organizacji regio-
nalnej, w: Niemcy – Europa – Śląsk. Problemy społeczno-polityczne, red. R. Gelles, M.S. Wolań-
ski, Wrocław 2004, s. 178.

19 L. Nijakowski, Status grup etnicznych oraz mniejszości narodowych i etnicznych 
w Polsce w świetle wyników Narodowego Spisu Powszechnego z 2002 roku, w: Mniejszości na-
rodowe w Polsce w świetle Narodowego Spisu Powszechnego z 2002 roku, red. L. Adamczuk, 
S. Łodziński, Warszawa 2006, s. 158.

20 Ibidem, s. 151.
21 A. Pustułka, Mieszanie w śląskim kotle, „Dziennik Zachodni” z 1 IX 2008 r.
22 http://www.raslaska.aremedia.net/index.php?option=com-_content&task=section&id=

1&Itemid=15 (25.04.2010). 
23 „ZaPiS Śląski” 2004, nr 1   –2 (21–22), s. 3.
24 Z. Kurcz, Postulowany naród śląski i śląska ideologia narodowa, w: Mniejszości na-

rodowe i etniczne w procesach transformacji oraz integracji, red. E. Michalik, H. Chałupczak, 
Lublin 2006, s. 365–366.
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absurdem25. Niemniej lider RAŚ często kreowany był na „antybohatera” śląskie-
go, osobę niezbyt zakorzenioną w regionie (nieużywającą gwary, rodzinnie nie-
związaną ze Śląskiem). Nasuwało to podejrzenia, że jego rzeczywiste cele mają 
naturę polityczną26. 

Wiele kontrowersji wywołało zaskarżenie przez RAŚ państwa polskiego 
do Trybunału Praw Człowieka w Strasburgu. Dotyczyło ono odmowy rejestracji 
Związku Ludności Narodowości Śląskiej (ZLNŚ) i spowodowało pojawienie się 
w publicznej debacie wielu pytań o rzeczywiste motywy, którymi kierowały się 
osoby składające skargę27. Jakby w obawie przed ponownym pojawieniem się ta-
kich pytań, RAŚ odciął się zdecydowanie od apelu wydanego przez – pokrewną 
mu przecież organizację – ZLNŚ, który wystąpił do premiera Tuska o uznanie 
przez Polskę niepodległości Abchazji i Osetii Południowej. Oświadczenie ZLNŚ 
zbulwersowało opinię publiczną i wywołało kolejną dyskusję nad celami stowa-
rzyszeń deklarujących „śląski patriotyzm”28. Postawę RAŚ w tej sytuacji można 
więc uznać za racjonalną, choć pewne znaczenie mogła tu mieć wewnętrzna ry-
walizacja między związkami i potrzeba zaznaczenia swojej odrębności. 

Zauważyć należy również, że RAŚ jest mocno popierany przez senatora 
Kazimierza Kutza29. Daje on temu wyraz w publicznych wystąpieniach, a na-
wet przez czynny udział w niektórych przedsięwzięciach autonomistów. Stara się 
również reprezentować ten ruch w sejmowej Komisji Mniejszości Narodowych 
i Etnicznych, nawiązując do kwestii śląskich bez względu na bieżącą tematykę 
dyskusji. Wzorem innych ugrupowań politycznych RAŚ utworzył swoją mło-
dzieżową przybudówkę – Młodzież Górnośląską. Działa ona od 2004 r. (także 
w European Free Alliance Youth), nie wykazując jednak większej aktywności30. 
Ruch Autonomii Śląska nie stroni naturalnie od udziału w wyborach samorządo-
wych lub parlamentarnych. W wyborach do sejmu w 1997 r. przedstawiciele tej 
organizacji znaleźli się na przykład na listach Unii Polityki Realnej31. Rozmo-
wy o umieszczeniu swoich kandydatów wśród innych ugrupowań RAŚ prowa-

25 A. Pustułka, Nie jestem szaleńcem, „Dziennik Zachodni” z 15 V 2008 r.
26 B. Klimkiewicz, Mniejszości narodowe w sferze publicznej. Reprezentacje, praktyki 

i regulacje medialne, Kraków 2003, s. 160. 
27 G. Gudaszewski, Demograficzno-społeczna charakterystyka obywateli polskich dekla-

rujących „narodowość niepolską” w Narodowym Spisie Powszechnym w 2002 roku, w: Mniejszo-
ści narodowe w Polsce…, s. 95.

28 A. Pustułka, Mieszanie w śląskim...
29 Idem, Nie jestem...
30 M.S. Szczepański, Przedmowa, albo o sztuce…, s. 12.
31 P. Wróblewski, Typy legitymizacji narodowości śląskiej a Narodowy Spis Powszechny 

z 2002 roku, w: Mniejszości narodowe w Polsce…,  s. 243.
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dził także z Partią Demokratyczną i Polskim Stronnictwem Ludowym (PSL)32. 
Z kolei w wyborach samorządowych w 2006 r., motywując to swoją niechęcią 
do centralistycznej polityki PiS, RAŚ zadeklarował wspólny start z Platformą 
Obywatelską (PO) do sejmiku wojewódzkiego33. Pomimo zblokowania list tak-
że z PSL, wyniki nie były zadowalające. Ruch zdobył zaledwie 4,35% głosów 
w województwie śląskim, nie wprowadzając do rady żadnego przedstawiciela34 
(podobnie jak w 2002 r., kiedy RAŚ uzyskał 4,24% głosów)35. Ruch Autonomii 
Śląska ma obecnie niewielki udział we władzach samorządowych. Współrządzi 
jedynie gminą Czerwionka-Leszczyny oraz obsadza stanowiska wójtów w Ly-
skach i Godowie36. 

Najbardziej zaskakującym wydarzeniem politycznym z udziałem RAŚ był 
start jego lidera, Jerzego Gorzelika, w wyborach do Parlamentu Europejskiego 
w 2004 r. z listy Narodowego Komitetu Wyborczego (NKW). Uzasadniając swoją 
decyzję, Gorzelik powoływał się na chrześcijańsko-demokratyczny charakter ko-
mitetu NKW37. Pomimo to sojusz stowarzyszenia żądającego szerokiej autonomii 
dla Śląska z formacją reprezentującą nurt narodowy wydaje się co najmniej egzo-
tyczny. Odniosło się do tego Prawo i Sprawiedliwość, wyrażając zdumienie zgro-
madzeniem na jednej liście osób reprezentujących RAŚ i na przykład Rajmunda 
Pollaka, wnioskodawcy projektu uchwały Sejmiku Województwa Śląskiego, mó-
wiącej, że „tzw. narodu śląskiego nie ma”38.

Dochodzimy w tym momencie do głównego zagadnienia niniejszego wystą-
pienia, czyli relacji RAŚ ze śląskimi strukturami PiS. Z przedstawionych charak-
terystyk można wyciągnąć wniosek, że omawiane formacje programowo stoją 
na zupełnie przeciwległych biegunach. Znajdowało to wyraz w różnego rodzaju 
wypowiedziach i aktywności politycznej, choć z pewnymi wyjątkami. Pomimo 
bardzo głębokich różnic obie organizacje mają bowiem za sobą także element 
współpracy. Należy przypomnieć, że PiS powstało w wyniku zespolenia ze śro-
dowiskiem PP, które gromadziło polityków wywodzących się z ZChN, SKL i in-

32 Pj, Działacze RAŚ chcą walczyć o miejsca w Sejmie z list PSL, „Gazeta Wyborcza” 
z 30 VI 2005 r.

33 P. Jedlecki, PO rozmawia o zblokowaniu list z RAŚ, „Gazeta Wyborcza” z 3 IX 2006 r.
34 http://wybory2006.pkw.gov.pl/kbw/wybSejmik.html?jdn=240000 (24.04.2010).
35 http://wybory2002.pkw.gov.pl/sejmik/gw1/w24/index.html (24.04.2010).
36 http://www.czerwionka-leszczyny.com.pl/bip/content/show.php?pg=rada_miejska_

kluby; http://www.bip.lyski.iap.pl/655,11467,9834,10587/1587; http://wybory2006.pkw.gov.pl/kbw/
wynikiWbp2Tura.html?id=241505 (24.04.2010).

37 P. Wróblewski, Typy legitymizacji…, s. 244.
38 J. Huzarski, Śląski Narodowy Komitet Wyborczy Wyborców, „ZaPiS Śląski” 2004, 

nr 4 (24).
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nych prawicowych formacji. Na Śląsku grupa ta udostępniła autonomistom łamy 
czasopisma „Czas Górnośląski”, w którym mogli publikować działacze RAŚ: 
Dariusz Jerczyński czy Arkadiusz Faruga. Prawdopodobnie doszło wówczas do 
sojuszu o charakterze politycznym, choć dzisiaj nikt nie potwierdza takiego fak-
tu. Niemniej w 2001 r. ukazał się artykuł informujący o tym, że śląskie PP jest 
współtworzone przez RAŚ39. Bez względu na rzeczywisty przebieg współpra-
cy był to tylko epizod, który nie pociągnął za sobą dalszych skutków. Koali-
cja RAŚ i PiS byłaby zresztą niezwykle trudna do wytłumaczenia wyborcom, 
którzy – szczególnie w przypadku partii braci Kaczyńskich – są przywiązani 
do centralistycznej wizji państwa. Stanowisko to zostało uwidocznione w wy-
powiedzi senatora PiS Bronisława Korfantego. Wprawdzie częściowo zgodził się 
on z pretensjami RAŚ, podkreślając, że potrzebne jest większe zainteresowanie 
władz centralnych Śląskiem, jednak wyłącznie w zakresie obowiązującego pra-
wa. Wskazał też, że nie widzi możliwości współpracy PiS z RAŚ40. 

Pomijając kwestie ideologiczne, także z praktycznego punktu widzenia so-
jusz taki nie miałby racji bytu. Działacze PiS często zwracali uwagę, że starty 
RAŚ w wyborach pokazują niską popularność regionalizmu w Polsce i wska-
zywali przy tym, że próby rewitalizacji nieistniejących narodów prowadzone są 
jedynie przez krzykliwe grupy działaczy oderwanych od rzeczywistości41. Odno-
sząc się w tym kontekście bezpośrednio do Jerzego Gorzelika, oceniano, że jego 
działalność ma po prostu zbyt mały zasięg. Podobne opinie wyrażają badacze 
zajmujący się problematyką mniejszości narodowych. Oceniają oni, że z deklaro-
waną narodowością śląską nie wiąże się poparcie dla autonomicznych postulatów 
RAŚ. Świadczą o tym nikłe wyniki wyborcze kandydatów z tego środowiska42.

Pomimo niskiej oceny poparcia społecznego podejmowano działania mające 
stanowić przeciwwagę dla pracy propagandowej RAŚ. Za takie wydarzenie moż-
na uznać zorganizowanie w Katowicach, we wrześniu 2008 r., konferencji pod 
tytułem: „Przejawy separatyzmu na Górnym Śląsku”. Udział w niej wzięli mię-
dzy innymi parlamentarzyści PiS: Dorota Arciszewska-Mielewczyk i Wojciech 
Szarama. Apelowali oni do Ślązaków o pielęgnowanie swoich tradycji – jednak 

39 Nowa jakość na prawicy, „Czas Górnośląski” 2001, nr 21.
40 J. Krzyk, Rozmowa z Bronisławem Korfantym, „Gazeta Wyborcza” z 13 XI 2005 r. 
41 P. Pietrasz, Ślązacy i Kaszubi przeciwko liberałom, „ZaPiS Śląski” 2005, nr 12–13 

(45–46), s. 5.
42 Z. Kurcz, Postulowany naród śląski..., s. 359.
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w związku z ojczyzną, przestrzegając przy tym przed stworzeniem odrębnego 
państwa43. 

Do otwartej krytyki RAŚ wykorzystywano także niewydawany już biule-
tyn PiS województwa śląskiego „ZaPiS Śląski”. Autorzy wydawnictwa z wyraź-
nym niepokojem obserwowali działania Ruchu Autonomii Śląska. Podkreślali, 
że plany Jerzego Gorzelika o zbudowaniu koalicji RAŚ – Związek Górnośląski 
– Niemcy są obraniem kursu separatystycznego44. Niejako potwierdzeniem tych 
obaw stało się ukazanie poufnego dokumentu Urzędu Ochrony Państwa (UOP) 
uznającego RAŚ za organizację zagrażającą polskiej racji stanu. Znalazł się 
w nim zapis mówiący nawet o inspirowaniu ruchu przez niemiecki Związek Wy-
pędzonych45. 

Krytyka obejmowała również bardziej prozaiczne sprawy. Za niestosowne 
zachowanie uznało PiS udzielenie wywiadu przez Jerzego Gorzelika tygodni-
kowi „NIE”. Znana niechęć członków PiS do tego periodyku spowodowała ko-
mentarze wyrażające zdziwienie, że były działacz Solidarności Walczącej i Ligi 
Republikańskiej zdecydował się na wypowiedź dla gazety Jerzego Urbana46. 

Analizie poddawano też wydawnictwa RAŚ. Negatywnie oceniono An-
drzeja Rocznioka, wydawcę książki Dariusza Jerczyńskiego Historia narodu ślą-
skiego, wytykając mu błędy warsztatowe i celowe przemilczenia47. Nie umknęła 
obserwatorom z PiS zmiana symbolu RAŚ z piastowskiego orła na jaskółkę. Go-
rzelik tłumaczył to wyłącznie względami marketingowymi i potrzebą wyróżnie-
nia stowarzyszenia na tle innych organizacji masowo posługujących się orłem48. 
Wydaje się jednak, że nie przekonał swoich interlokutorów. 

Prawo i Sprawiedliwość dało wyraz swojej satysfakcji z powodu odrzucenia 
przez Trybunał Praw Człowieka w Strasburgu wniosku o uznanie narodu śląskie-
go. W ironiczny sposób potraktowano głównych propagatorów autonomii – Jerze-
go Gorzelika i Kazimierza Kutza, nazywając tego drugiego „jedynym członkiem 
narodu śląskiego znanym z czego innego niż deklarowanie tej narodowości”49. 
Także odwołanie się w tej sprawie do Komisji Petycji Parlamentu Europejskiego 
nic nie dało działaczom RAŚ (poszerzono je dodatkowo o żądanie wypłacania 

43 P. Jedlecki, Ciemny lud to kupi? Separatyzm Górnego Śląska, „Gazeta Wyborcza” 
z 29 IX 2008 r.

44 P. Pietrasz, Rewolucja w Związku Górnośląskim?, „ZaPiS Śląski” 2003, nr 10 (18).
45 A. Kamiński, Ruch Autonomii Śląska..., s. 175.
46 Ł. Darmoch, Tzw. naród śląski w „NIE”, „ZaPiS Śląski” 2005, nr 5 (38). 
47 P. Pietrasz, Kolejny wybryk RAŚ, „ZaPiS Śląski” 2004, nr 6 (26).
48 Z. Kurcz, Postulowany naród śląski…, s. 371.
49 „ZaPiS Śląski” 2004, nr 1–2 (21–22), s. 16.
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środków pomocowych dla Śląska, bez pośrednictwa Warszawy). Komisja Petycji 
poinformowała wnioskodawców, że nie może ingerować w działalność Trybu-
nału w Strasburgu, podział środków jest zaś wyłączną kompetencją państw50. 
Wyczerpawszy drogę prawną za granicą, działacze RAŚ ponownie wystąpili do 
polskich sądów i ponownie przegrali51. 

O ile jednak w kwestiach natury państwowej politycy PiS wykazywali jed-
nomyślność, o tyle niejednolite stanowisko prezentowali w sprawie uznania języ-
ka śląskiego. Kilka organizacji (w tym RAŚ) wystąpiło o uznanie języka śląskie-
go za regionalny. Swoje wątpliwości zgłosił natychmiast senator PiS Bronisław 
Korfanty, powołując się na opinie ekspertów uznających mowę śląską za odmia-
nę języka polskiego52. Z kolei deklarację poparcia dla tej idei zgłosili posłowie 
Maria Nowak z PiS i Lucjan Karasiewicz z Polski XXI53. To w pewnym zakresie 
pozytywne podejście przedstawicieli PiS do postulatów RAŚ można zauważyć 
w pracach sejmowej Komisji Mniejszości Narodowych i Etnicznych. Dał temu 
wyraz jej przewodniczący, poseł PiS Marek Ast, w wystąpieniu z 3 grudnia 2008 r. 
Stwierdził wówczas, że pomimo nieuznania przez ustawę mniejszości śląskiej 
uważa za jej reprezentanta Kazimierza Kutza54. Poza tym poseł Ast zgodził się 
na wykroczenie prac prowadzonej przez niego komisji poza regulaminowe kom-
petencje i omówienie na jej posiedzeniu kwestii tożsamości narodowej Ślązaków. 
Udział w dyskusji wziął między innymi Jerzy Gorzelik, przewodniczący RAŚ. 
Przedstawił on znane z programu swojego stowarzyszenia aspiracje językowe 
i postulaty autonomii. Przewodniczący komisji, podsumowując spotkanie, wypo-
wiadał się w sposób neutralny, zwracając uwagę zebranych na problem naukowej 
kodyfikacji śląskiej mowy. Podkreślił przy tym, że posiedzenie to było pierw-
szym dotyczącym tych kwestii i z pewnością będą organizowane kolejne55.

Z kolei za pozytywny gest drugiej strony można uznać protest wyborczy 
zarządu RAŚ skierowany do Sądu Najwyższego. Wystąpiono w nim o ponow-
ne przeliczenie głosów oddanych w wyborach do Parlamentu Europejskiego 
w 2009 r. na terenie województwa śląskiego. Miało to związek z kandydatką PiS, 

50 P. Pietrasz, BEZ-RAŚ-NOŚĆ 2004, „ZaPiS Śląski” 2004, nr 13 (33), s. 6. 
51 J. Jarząbek, Nielegalny związek nieistniejącej narodowości, „ZaPiS Śląski” 2005, nr 2 

(35), s. 7.
52 P. Jedlecki, Posłom się nie spieszy do śląskiej godki, „Gazeta Wyborcza” z 27 VII 2008 r. 
53 Idem, Godka śląska opóźniona przez Rocznioka, „Gazeta Wyborcza” z 15 IX 2009 r. 
54 Komisja Mniejszości Narodowych i Etnicznych (nr 28), Kancelaria Sejmu, Biuro Komi-

sji Sejmowych, Biuletyn nr 1472/VI kad., 5 XI 2008 r. 
55 Komisja Mniejszości Narodowych i Etnicznych (nr 30), Kancelaria Sejmu, Biuro Komi-

sji Sejmowych, Biuletyn nr 1588/VI kad., 3 XII 2008 r.
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Izabelą Kloc, którą wyprzedził jej partyjny kolega z województwa kujawsko-
-pomorskiego, tym samym pozbawiając region mandatu europosła. Autorzy pro-
testu podkreślali znaczne różnice programowe dzielące PiS i RAŚ, uznali jednak 
w tym wypadku wyższość interesu regionu56. Wprawdzie wydarzenie to można 
odczytywać w kategorii humoreski, w zamyśle autorów miało zapewne świad-
czyć o pryncypialności działaczy RAŚ. 

Te nieco cieplejsze gesty nie mogły przewartościować wzajemnych relacji. 
Różnice ideologiczne są zbyt duże. Trudne jest do przyjęcia dla PiS twierdzenie 
RAŚ o tym, że uznanie narodu śląskiego będzie dla Polski szansą na poprawę do-
tychczasowego wizerunku jako państwa mało tolerancyjnego57. Poza tym, nawet 
według ekspertów, śląskim ideologom bliższa jest kultura niemiecka, choć nie 
z potrzeby umniejszania kultury polskiej, ile raczej ze względu na uznanie kul-
tury niemieckiej za bardziej uniwersalną58. Dla działaczy PiS takie stanowisko 
jest nie do zaakceptowania, szczególnie w kontekście pojawiających się kwestii 
odzyskiwania majątków na terenie Polski przez obywateli Niemiec oraz licznych 
związków RAŚ z mniejszością niemiecką. 

Niektóre komentarze osób wywodzących się ze środowiska PiS tłumaczą 
jednak aktywność RAŚ wyłącznie w ujęciu wewnętrznym. Wprost sugerują, że 
formalna rejestracja narodowości śląskiej stanowi tylko środek do celu, jakim 
jest uzyskanie przez autonomistów i separatystów możliwości walki o mandaty 
poselskie z pominięciem progu wyborczego59. Taka interpretacja, chociaż być 
może przesadzona, nie jest jednak zupełnie nierealna. Powoduje jednak wejście 
sporu na inny poziom, mający niewiele wspólnego z dążeniami do autonomii, 
a zbliżający się bardziej do zwykłej walki politycznej. 

Podsumowując poruszoną problematykę, można stwierdzić, że z powo-
du ideologicznych różnic między PiS a RAŚ wzajemne relacje obu formacji są 
nadzwyczaj trudne. Z jednej strony mamy do czynienia z wizją silnego państwa 
unitarnego, z drugiej zaś – z ideą podziału kraju na okręgi autonomiczne. Te 
wykluczające się projekty stanowią główną oś sporu, choć nie jedyną. Prawo 
i Sprawiedliwość od początku swego istnienia propaguje powrót do postaw pa-
triotycznych i wzmożoną edukację historyczną. Wypowiedzi przedstawicieli 
RAŚ mówiące o ucisku Ślązaków ze strony Polski lub ich całkowitej odrębności 

56 http://www.raslaska.aremedia.net/index.php?option=com_content&task=view&id=468 
(29.04.2010).

57 Z. Kurcz, Postulowany naród śląski…, s. 374.
58 Ibidem, s. 371.
59 J. Jarząbek, Nielegalny związek nieistniejącej narodowości, „ZaPiS Śląski” 2005, nr 2 

(35), s. 7.
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historycznej sytuują to stowarzyszenie po zupełnie przeciwnej stronie. Nie niwe-
luje tej różnicy przychylny stosunek PiS do bogatej tradycji kulturowej Śląska, 
ponieważ żądania RAŚ idą znacznie dalej. Uznanie śląskiego za odrębny język, 
jego nauka w szkołach czy szerzej – afirmacja odrębności etnicznej to żądania 
nie do przyjęcia dla PiS. 

Inną płaszczyzną konfliktu jest stosunek obu formacji do koncepcji budowy 
powiązań międzyregionalnych w ramach UE. Prawo i Sprawiedliwość bardzo 
wyraźnie podkreśla, że jego priorytetem jest dbałość o równomierny rozwój ca-
łego kraju. Ruch Autonomii Śląska szuka, z kolei, swojej szansy w programach 
euroregionalnych. Ma to dla tej organizacji szczególne znaczenie, gdyż zalicza 
ona do swojej koncepcji Śląska także tereny położone poza granicami Polski. 
Wypracowywanie spójności na tym poziomie, i to w dodatku za unijne środki, 
wydaje się oczywistą drogą dla ruchu autonomicznego. 

Nie bez znaczenia jest także fakt, że RAŚ sympatyzuje i współpracuje 
z Platformą Obywatelską. Za szczególnego reprezentanta tego sojuszu uważa się 
Kazimierza Kutza, który ma zwyczaj w mało dyplomatyczny sposób krytykować 
swoich przeciwników politycznych. Nie wiadomo jednak, na ile trwała będzie ta 
współpraca, zważywszy, że obecna ekipa rządząca nie zdecydowała się na roz-
strzygnięcia, których oczekiwali autonomiści. 

Wszystkie wymienione elementy powodowały, że obie organizacje prowa-
dziły przez lata ostrą polemikę. Wydaje się jednak, że od pewnego czasu PiS 
„ucieka” od nieaktualnego dzisiaj podziału historycznego i prób budowania kon-
fliktu na poziomie Śląsk – Polska. Skupia się na przygotowaniu konferencji me-
rytorycznych, a mniej – na odnoszeniu się do kontrowersyjnych, mających zwra-
cać uwagę wystąpień przedstawicieli RAŚ. Niemniej założyć należy, że istotne 
różnice programowe skutkować będą także w przyszłości wzajemną niechęcią 
obu środowisk, a temperatura sporu zależeć będzie jedynie od aktualnej pozycji 
stron na scenie politycznej.

Streszczenie

Artykuł opisuje wieloletni spór dwóch organizacji o skrajnie odmiennym podejściu 
do zagadnienia regionalizmu Śląska. Z jednej strony jest RAŚ, starający się o jak najszer-
szą autonomię dla dzielnicy, z drugiej zaś – PiS, głoszący jednoznaczny unitaryzm. We 
wzajemnych relacjach widoczne są duże napięcia, choć wydaje się, że następuje powolne 
odchodzenie partii Jarosława Kaczyńskiego od retoryki przeciwstawiania sobie śląskości 
i polskości. Większy ciężar kładzie ona na przygotowanie merytorycznych konferencji, 
a i RAŚ zdobywa się na drobne przyjazne gesty. Jednak głębokie różnice programowe 
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powodują, że konflikt jest nieunikniony, a jego zakres zależeć będzie przede wszystkim 
od aktualnej pozycji stron na scenie politycznej.

Słowa kluczowe: regionalizm, nacjonalizm, autonomia

SILESIAN AUTONOMY MOVEMENT AND LAW AND JUSTICE. 
RELATIONSHIPS AND CONTROVERSY

Summary

Both organizations have been in conflict for years. However, it seems that for some 
time PiS ‘escapes’ from outdated today, sharing history and attempts to build a conflict 
at the level of Silesia-Poland. It focuses on the preparation of a conference of substance, 
less on addressing the controversy, having to pay attention to the speeches of representa-
tives of RAŚ. However, we can assume that significantly different programs will result 
in future animosity of both communities, and the temperature of the dispute will depend 
only on the current position of the parties on the political scene.

Keywords: regionalism, nationalism, autonomy
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MNIEJSZOŚCI NARODOWE W POLSCE A PARTIE ETNICZNE 
– MOŻLIWOŚCI I BARIERY

Formy organizacji politycznych mniejszości narodowych i etnicznych

Siatka pojęciowa związana z aktywnością polityczną grup o charakterze 
etnicznym jest stosunkowo mocno rozbudowana. Obejmuje terminy nie zawsze 
ze sobą spójne pod względem znaczenia i struktury. Wynika to w dużej mierze 
z różnorodności poszczególnych przypadków poddawanych analizie i stopnia za-
awansowania jej poziomu. Mamy zatem partie narodowe, etniczne, regionalne, 
etnoregionalne, separatystyczne, irredentystyczne, autonomistyczne. Listę tę za-
pewne można byłoby jeszcze wydłużyć.

Nie zawsze też przy określaniu poziomu aktywności politycznej możliwe 
jest odwołanie się do pojęcia „partia polityczna”, jako zbyt zawężającego. Sprzyja 
to użyciu pojęć „ruch” czy „regionalizm”. Przykładowo Jarosław Tomasiewicz 
rezerwuje je dla ruchów politycznych dążących do zwiększenia samodzielności 
regionu, jak i ruchów kulturalnych walczących o umocnienie kulturowej tożsa-
mości tego obszaru. Jak zauważa: „W tak rozumianym regionalizmie mieszczą się 
bardzo różne ugrupowania: zarówno lokalne inicjatywy obywatelskie rozwijają-
ce regionalną samorządność, gospodarkę i kulturę, jak i separatystyczne (a nieraz 
i terrorystyczne) ruchy nacjonalistyczne zwarcie zamieszkujących mniejszości 
narodowych, a zwłaszcza małych narodów”1. W swojej typologii nie umieszcza 
grup irredentystycznych, stawiających sobie za cel przyłączenie swego regionu 
do innego państwa. Podobnie Wawrzyniec Konarski używa terminu „ruch re-
gionalistyczny” dla zdiagnozowania oddolnego ruchu społeczno-politycznego, 

1 J. Tomasiewicz, Współczesne ruchy regionalistyczne w Europie Zachodniej, „Sprawy 
Narodowościowe” 1997, nr 2 (11), s. 295. 

* Dr hab. Janusz Mieczkowski prof. US, Instytut Politologii i Europeistyki Uniwersytetu 
Szczecińskiego, e-mail: miecz@whus.pl.
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„którego celem jest zmobilizowanie danej społeczności (wyodrębnionej na kan-
wie etnicznej, regionalnej lub na oba te sposoby równocześnie), zamieszkującej 
region należący do konkretnego państwa, na rzecz uzyskania własnych praw po-
litycznych w tymże państwie”2. 

Niekiedy przy badaniu aktywności politycznej mniejszości określenie „par-
tia” stosowane jest w szerszym znaczeniu. Lech M. Nijakowski, analizując kon-
flikty etniczne w wymiarze symbolicznym, pisał: „Przez partię etniczną będzie-
my tu rozumieli organizację społeczną (a więc także stowarzyszenie), które jest 
oficjalnym przedstawicielem grupy etnicznej lub narodowej i dąży do uzyskania 
udziału we władzy publicznej na wszystkich jej szczeblach (lokalnym, regional-
nym i centralnym). Na przedstawiciela tej organizacji głosuje się zatem przede 
wszystkim jako na członka danej grupy etnicznej lub narodowej, a nie fachowca 
czy dobrego polityka”3. 

Bywa też tak, iż wykazuje się polityczny wymiar istniejących stowarzy-
szeń społeczno-kulturalnych mniejszości poprzez porównanie do partii. Tytułem 
przykładu: Cezary Obracht-Prądzyński, badając miejsce Zrzeszenia Kaszubsko-
-Pomorskiego w życiu Pomorza, uznawał je za pełniące „rolę swoistej quasi-partii 
regionalnej”4, będącej zapleczem kadrowym dla ugrupowań ogólnokrajowych. 

Dylematy związane ze specyfiką uwarunkowania funkcjonowania ugrupo-
wania odwołującego się do etniczności trafnie ujął Daniel Horowitz, definiując 
partię etniczną jako polityczną formację oscylującą między klasyczną partią po-
lityczną a grupą interesu, która zyskuje wsparcie od charakterystycznej grupy 
etnicznej i służy jej celom5. 

Dla części badaczy istotne jest podkreślenie wymiaru etnopolitycznego 
badanych zjawisk. John T. Ishiyama i Marijke Breuning posługują się pojęciem 
„partii etnopolitycznych”, uznając, że reprezentują one poszczególne grupy et-
niczne i dążenia do władzy politycznej w celu zmiany dystrybucji i wykonania 
politycznego potencjału oraz pozycji grupy6.

2 W. Konarski, Ruchy regionalistyczne jako forma nacjonalizmu we współczesnej Eu-
ropie i ich możliwy wpływ na ideę zjednoczonej Europy, w: Społeczeństwo i polityka. Podstawy 
nauk politycznych, red. K.A. Wojtaszczyk, W. Jakubowski, Warszawa 2007, s. 1086.

3 L.M. Nijakowski, Domeny symboliczne. Konflikty narodowe i etniczne w wymiarze 
symbolicznym, Warszawa 2006, s. 36.

4 C. Obracht-Prondzyński, Kaszubi. Między dyskryminacją a regionalną podmiotowoś-
cią, Gdańsk 2002, s. 718.

5 D.L. Horowitz, Ethnic Groups in Conflict, Berkeley 1985, s. 291.
6 J.T. Ishiyama, M. Brauning, Ethnopolitics in the New Europe, Boulder CO, 1998, 

s. 3–4.
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Niektórzy badacze, podkreślając znaczenie tożsamości terytorialnej, po-
przestają na sformułowaniu „partia regionalna”. Zauważmy jednak, iż nie wszyst-
kie partie regionalne muszą odnosić się w swych działaniach do etniczności 
(i odwrotnie: nie wszystkie partie etniczne muszą być regionalne). Jürgen Stein, 
definiując partie regionalne, wskazywał na przedkładanie przez nie interesów 
peryferyjnych nad ogólnokrajowe, jako formę sprzeciwu wobec faktu preferowa-
nia przez większość ugrupowań perspektywy centrum i lekceważenia interesów 
prowincji7. W podobnym ujęciu charakteryzował je Ryszard Herbut, zaznaczając, 
iż zasadniczym celem dla partii regionalnych „staje się stworzenie wśród miesz-
kańców określonego regionu poczucia solidarności czy wspólnoty interesów 
i zwrócenie w ten sposób uwagi centrum na realne problemy dotykające tej spo-
łeczności”8. 

Roszczenia grup etnicznych odwołują się zazwyczaj do dwóch podsta-
wowych kategorii – etnicznych i terytorialnych. Według Huri Türsan partie 
etnoregionalne charakteryzują się nacjonalizmem opartym na etnicznym zróż-
nicowaniu (lub wyłącznej tożsamości etnicznej) i roszczeniach terytorialnych 
w obrębie istniejących państw9. Dla Ferdynanda Müller-Rommela partie te sku-
piają geograficznie peryferialne mniejszości dążące do zmian w ramach systemu 
istniejącego państwa narodowego poprzez stwierdzenie i uznanie ich tożsamości 
kulturalnej10. Podobnie Lieven de Winter uważa, że żądania polityczne reorga-
nizacji struktur władzy istniejących państw narodowych stanowią główną cechę 
wspólną tych partii11.

Według Maxmiliána Strmiski partie etnoregionalne to te, których potencjał 
wyborczy i legitymizacyjny oparty jest na mobilizacji tożsamościowej społecz-
ności etnoregionalnych o charakterze narodowym (bądź subnarodowym), często 
peryferyjnej natury12.

7 J. Steiner, Demokracje europejskie, Rzeszów 1993, s. 98. 
8 R. Herbut, Teoria i praktyka funkcjonowania partii politycznych, Wrocław 2002, 

s. 182.
9 H. Türsan, Introduction. Ethnoregionalist parties as ethnic entrepreneurs, w: Regio-

nalist Parties in Western Europe, red. L. De Winter, H. Türsan, London 1998, s. 5–6.
10 F. Müller-Rommel, Ethnoregionalist Parties in Western Europe. Theoretical conside-

rations and framework of analysis, w: Regionalist Parties…, s. 19.
11 L. De Winter, Conclusion. A comparative analysis of the electoral, office and policy 

success of ethnoregionalist parties, w: Regionalist Parties…, s. 204–205; idem, Ethnoregionalist 
Parties and European Integration at the 1999 European Elections, w: Europe at the Polls: The 
European Elections of 1999, red. P. Perrineau, G. Grunberg, C. Ysmal, New York, Basingstoke 
2002, s. 131.

12 M. Strmiska, A Study on Conceptualization of (Ethno-)Regional Parties, „Středoevrop-
ské politické studie” 2002, part 1, vol. IV, http://www.iips.cz/seps.html (30.04.2010).
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Na potrzeby tekstu partie mniejszości narodowych będą definiowane jako 
aktor systemu, którego głównym celem jest formułowanie, obrona i popieranie 
interesów danego społeczeństwa etnicznego.

W prezentowanym szkicu zostaną poddane analizie te przypadki, w któ-
rych twórcy poszczególnych inicjatyw, mających na celu mobilizację etniczną 
mniejszości czy społeczności regionalnej, odwoływali się do określenia „partia 
polityczna” (przez co sami świadomie chcieli budować wizerunek swego ugru-
powania jako partii politycznej). Na podstawie kwerendy literatury przedmiotu 
możemy wyszczególnić kilka takich procesów w Polsce po 1989 r. Niektórym 
ugrupowaniom udało się w większym bądź mniejszym wymiarze czasowym 
zaistnieć na scenie politycznej, inne nie wyszły poza sferę postulowanych idei. 
W polu obserwacji nie znajdą się natomiast komitety wyborcze mniejszości jako 
doraźnie tworzone koalicje różnych podmiotów społeczno-politycznych.

Podstawowym celem tekstu jest charakterystyka oferty programowej przed-
stawionej przez liderów politycznych podczas działań związanych z procesami 
formułowania partii – zatem przyjrzenie się procesowi odpowiedzi udzielanej 
przez liderów na pytanie dotyczące potrzeby (bądź nie) posiadania przez daną 
grupę własnej partii politycznej. Rozważona zostanie także kwestia uwarunko-
wań sprzyjających realizacji idei partii etnoregionalnej w Polsce.

Zarys historii ugrupowań mniejszości narodowych w Polsce

Tytułem prolegomeny wypada stwierdzić, że tradycje organizacyjnych form 
życia politycznego mniejszości z całą mocą uwidaczniały się w II Rzeczypospo-
litej. Można wtedy było zaobserwować szeroką panoramę przejawów aktywno-
ści i ambicji politycznych mniejszości narodowych, charakteryzującą się m.in. 
znaczną liczbą różnego rodzaju partii i stronnictw politycznych. Ugrupowania te 
były bardzo zróżnicowane zarówno pod względem politycznym, światopoglądo-
wym, jak i ideowym. Najlepiej ruch polityczny miały zorganizowane duże grupy 
– takie jak Niemcy, Ukraińcy, Białorusini i Żydzi. Pozostałe grupy nie miały już 
takiego znaczenia w tej materii. Jak zauważano: „Żądania mniejszości narodo-
wych bardzo często nawzajem się wykluczały zarówno w skali określonej grupy 
narodowościowej, jak i w skali bloku mniejszości w państwie”13. Najczęściej po-

13 Ibidem.
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wtarzającym się w programie partii i stronnictw mniejszościowych były kwestie 
dotyczące idei autonomii14.

Po drugiej wojnie światowej jedynie Żydom na krótko w drugiej połowie lat 
40. XX w. zagwarantowano możliwości rekonstrukcji ich przedwojennych struk-
tur politycznych. W listopadzie 1944 r. decyzją Polskiego Komitetu Wyzwolenia 
Narodowego powołano w Lublinie Centralny Komitet Żydów w Polsce (CKŻP), 
w którego skład weszły wszystkie legalnie istniejące partie żydowskie. Do 1950 r. 
istniało jedenaście partii żydowskich, z czego osiem uzyskało legalizację: Bund, 
Poalej Syjon-Lewica, Poalej Syjon-Prawica, Ha-szomer Ha-cair, Hitachdut, He-
chaluc, Mizrachi, Ichud. Żydowscy komuniści utrzymali ograniczoną odrębność 
organizacyjną dzięki powołaniu przy CKŻP żydowskiej frakcji Polskiej Partii 
Robotniczej (PPR). Nielegalnie działały natomiast Agudas Isroel, rewizjoniści 
(przedwojenna NOS) i Żydowskie Stronnictwo Demokratyczne (przedwojenna 
Jidisze Folks-Partaj). Największe wpływy w społeczności żydowskiej miały par-
tie syjonistyczne, a wśród nich – liberalna Ichud, w 1947 licząca osiem tysię-
cy członków, podczas gdy Bund miał ich półtora tysiąca. Istnienie niezależnych 
partii tolerowano do 1949. Na przełomie lat 40. i 50. XX w. doszło do likwidacji 
żydowskiego ruchu politycznego. Żydowska frakcja PPR utraciła organizacyjną 
samodzielność. Bund rozwiązał się 16 stycznia 1949. Następnie władze komuni-
styczne przystąpiły do likwidacji partii syjonistycznych, wyznaczając im termi-
ny rozwiązania (Mizrachi do 1 grudnia 1949 r., Hitachdut – do 20 grudnia 1949 r., 
Ichud – do 1 stycznia 1950 r., Poalej Syjon – do 1 lutego 1950 r.). Partie żydowskie 
w Polsce przestały istnieć, a większość działaczy politycznych wyemigrowała 
z obawy przed represjami15.

Po likwidacji partii żydowskich sprawa ugrupowań politycznych mniejszo-
ści narodowych przestała w praktyce istnieć. Z biegiem czasu zezwolono jedynie 
na istnienie jednej organizacji społeczno-kulturalnej dla każdej z mniejszości 
z charakterystycznym zapisem ujawniającym się w statutach o narodowych for-
mach i socjalistycznej treści, jaką każde ze stowarzyszeń miało wykazać w swej 
działalności. Jakiekolwiek inne idee polityczne nie mogły zatem istnieć. Działa-
nia na rzecz rozwoju życia narodowego traktowane były jako przejaw separaty-
zmu i nacjonalizmu.

14 W. Michowicz, Problemy mniejszości narodowych, w: Polska odrodzona 1918–1939. 
Państwo – Społeczeństwo – Kultura, red. J. Tomicki, Warszawa 1982, s. 341.

15 A. Cała, H. Węgrzynek, G. Zalewska, Historia i kultura Żydów polskich. Słownik, War-
szawa 2000; zob. J. Mieczkowski, Partie polityczne działające w środowisku żydowskim w Polsce 
lat 1944–1950, „Studia Nauk Politycznych” 1990, nr 4/6. 
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Instytucjonalizacja aspiracji politycznych mniejszości po 1989 r.

Sytuacja zmieniła się po 1989 r. wraz z zagwarantowaniem pluralizmu 
w życiu społecznym i politycznym. Pierwsza w Polsce ustawa o partiach poli-
tycznych, uchwalona 28 lipca 1990 r., miała charakter bardzo ogólny. Dawała 
ona możliwość działania zarówno partiom zarejestrowanym (zgłoszonym do ewi-
dencji), jak i niezarejestrowanym (nie zgłoszonym do ewidencji). Te ostatnie nie 
miały osobowości prawnej, ale pozostawały organizacjami legalnymi. Jeśli jed-
nak partia chciała mieć osobowość prawną, to uzyskiwała ją po spełnieniu kilku 
niezbędnych, bardzo liberalnych wymagań formalnych dla wprowadzenia jej do 
ewidencji prowadzonej przez Sąd Wojewódzki w Warszawie. Aby założyć partię, 
konieczne było m.in. przedstawienie listy zawierającej minimum piętnaście pod-
pisów osób posiadających pełną zdolność do czynności prawnych. Członkami 
partii politycznych mogli być tylko obywatele Rzeczypospolitej Polskiej, którzy 
ukończyli osiemnaście lat. Nie przyznawano prawa zrzeszania się w partiach cu-
dzoziemcom o określonej przynależności państwowej oraz bezpaństwowcom.

Takie liberalne zapisy ustawy sprzyjały pojawianiu się szeregu ugrupowań 
politycznych. W 1997 r. szacowano je na ponad trzysta sześćdziesiąt partii. Usta-
wa z 1990 r. spotkała się z szeregiem głosów krytycznych, zarzucających jej m.in. 
zbyt dużą ogólność, brak precyzji w uregulowaniach i liberalizm w procesie ewi-
dencji partii. 27 czerwca 1997 r. uchwalono kolejną ustawę o partiach. Wśród 
wielu uszczegółowień, jakie ta ustawa wnosiła, zauważmy, że w porównaniu 
z poprzednią regulacją podniesiono próg minimalnej liczby osób mogących zało-
żyć partię z piętnastu do tysiąca osób16. Utrzymano zapis zastrzegający prawo do 
zrzeszania się w partiach tylko dla obywateli RP.

W procesie instytucjonalizacji pomysłów politycznych mniejszości narodo-
wych możemy zaobserwować kilka ciekawych, jednak zazwyczaj krótkotrwa-
łych, inicjatyw.

Idee własnych ugrupowań politycznych pojawiały się wśród mniejszości 
w dwóch momentach kształtowania się systemu partyjnego w Polsce. Pierwszy 
z nich dotyczył fazy fragmentaryzacji systemu partyjnego (stadium dominacji 
partii małych) – do 1993 r.17 Na ten okres nałożył się, jak określiła Małgorzata Bu-

16 Zob. szerzej o ustawodawstwie z 1990 i 1997: Ustawa o partiach politycznych, wprowa-
dzenie: M. Chmaj, Kraków 1999, s. 25–64. 

17 A. Antoszewski, Ewolucja polskiego systemu partyjnego, w: Demokratyzacja w III Rzeczy-
pospolitej, red. idem, Wrocław 2002, s. 150.
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dyta-Budzyńska, „wybuch etniczności” związany z tworzeniem przez mniejszości 
własnych organizacji, stowarzyszeń oraz startem w wyborach18.

Narodziny idei ugrupowań politycznych mniejszości po 1989 r.

Mniejszość Partie istniejące (czas powstania) Niezrealizowane idee
(czas pojawienia się pomysłu)

Ukraińcy Ukraińska Liga Demokratyczna 
(1991)

Białorusini Białoruskie Zjednoczenie Demokra-
tyczne (1990)

Łemkowie Obywatelski Krąg Łemków(1989) 
→ Rusiński Demokratyczny Krąg 
Łemków „Hospodar” (1991)

Ślązacy Ruch Autonomii Śląska (1990)
Kaszubi Chrześcijańsko-Ludowa 

Unia Kaszub i Pomorza (1989)
Kaszubska Partia Narodowa (2005)
Partia Rozwoju Pomorza (2006)

Źródło: opracowanie własne.

Drugi moment dotyczył tylko społeczności kaszubskiej i sytuacji wykrysta-
lizowania się układu dwóch silnych ugrupowań centroprawicowych (PO i PiS) 
przy jednoczesnym zmniejszeniu ideowego oddziaływania Zrzeszenia Kaszub-
sko-Pomorskiego na elektorat wyborczy19.

Istnienie partii mniejszości narodowych i etnicznych w Polsce – argumenty 
za i przeciw

W badaniach nad przyczynami powstawania i rozwoju ruchów etnicznych 
socjolodzy zwracają uwagę na dwa podłoża: 

− strukturalne uwarunkowania działań zbiorowych (gdzie warunki są mo-
torem działań) i 

− aktywistyczne – wewnętrzne (gdzie grupa jest motorem działań). 
Ujawnienie się ruchów etnicznych może być reakcją na zmianę warunków 

egzystencji (obrona lub przywrócenie status quo) bądź też dążeniem do zmia-

18 M. Budyta-Budzyńska, Mniejszości narodowe – bogactwo czy problem? Instytucjonali-
zacja mniejszości narodowych w Polsce w latach 1989–2002, Warszawa 2003, s. 114.

19 Szerzej o tym M. Mieczkowska, Czy w Polsce jest miejsce na partię regionalną? Stu-
dium przypadku kaszubskiego, w: Opisy politologów. Uwagi o polskiej scenie politycznej, red. 
M. Drzonek, J. Mieczkowski, Szczecin 2007, s. 69–82.
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ny, wynikłym na skutek działania wewnątrz systemu lub na rzecz jego zmiany 
(reakcji interetnicznych)20. Istotny wpływ na te procesy ma poczucie dyskrymi-
nacji (przestrzennej – naznaczonej zmianą granic etnicznych terytorium, spo-
łecznej i zawodowej, ograniczeniami w podtrzymywaniu odrębności, bezpośred-
nimi represjami czy nieprzestrzeganiem form ochrony prawnej)21.

Partie będące pochodną ruchów, ich bardziej zinstytucjonalizowaną formą, 
wymagają nieco zmodyfikowanej formuły badania odwołującej się do elemen-
tów charakteryzujących środowisko polityczne i etniczne. 

Dla określenia zakresu uwarunkowań dla działania partii etnoregionalnych 
występujących w Polsce możemy oprzeć się zatem na wskaźnikach takich jak22:
1. Środowisko polityczne: 

− kształt systemu politycznego/mechanizm wyborczy, 
− kształt systemu partyjnego,
− dominujące wzorce kultury politycznej.

2. Środowisko etniczne:
− logika polityczno-instytucjonalnych stratyfikacji etnicznych, 
− logika stratyfikacji religijnych, 
− tradycje historyczne.

Kształt systemu politycznego (mechanizm wyborczy)

Za Przeciw
Zmiana relacji centrum–peryferie, decentra-
lizacja 

Niebezpieczeństwo fragmentaryzacji systemu 
politycznego

Możliwość uzyskania dzięki partiom etnore-
gionalnym większej przejrzystości i zrozumie-
nie specyfiki problemów regionu

Słabość polskiego systemu politycznego 
na polu artykulacji i zaspokajania interesów 
regionalnych

Rozwój aspiracji politycznych wspólnot 
lokalnych, sprzeciw wobec instrumentalnego 
traktowania mniejszości przez ugrupowania 
ogólnokrajowe

Zbyt niski poziom tożsamości (artykułowania 
swoich interesów)

Alternatywa dla sytuacji braku jednomandato-
wych okręgów wyborczych dających szansę na 
ściślejszy związek parlamentarzystów 
z wyborcami

Nieprzychylny układ systemu wyborczego 
z 5% progami zaporowymi

20 G. Babiński, Metodologiczne problemy badań etnicznych, Kraków 1998, s. 104–109.
21 Ibidem.
22 Zob. P. Fiala, M. Strmiska, Etnické strany, zájmové skupiny a etnické minority příspěvek 

k politologické reflexi problému reprezentace a prosazování zájmů etnických menšin v pluralit-
ních demokraciích, „Středoevropské politické studie – Central European Political Studies Re-
view”, 2002, part 4, vol. IV, http://www.iips.cz/seps.html (30.04.2010).
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Kształt systemu partyjnego

Za Przeciw
Ugrupowanie etnoregionalne nie musi elimi-
nować partii ogólnopolskich, może być dla 
nich partnerem do działań w sejmiku woje-
wództwa

Sprzeciw dotychczasowych ugrupowań 
w obawie o swe interesy, ogólnopolski układ 
dwóch partii

Rywalizacja o władzę między ogólnokrajowy-
mi siłami w regionie skłania wielu 
do zaniechania aktywności partyjnej. Partia 
etnoregionalna może wypełnić tę lukę 

Regionalizacja = objaw słabości partii poli-
tycznych i przejaw patologii systemu

Problemy z potencjalną instytucjonalizacją 
czy problemy z finansowaniem (partie nowe, 
niefinansowane z budżetu państwa)

W Polsce nie ma politycznej siły, która by za-
dowoliła wszystkich przedstawicieli konkret-
nej grupy narodowościowej (np. Ukraińców)

Teoretyczna możliwość powstania przy 
jednoczesnym zadawaniu pytania, czy partia 
etnoregionalna byłaby ważna w systemie 
partyjnym

Dominujące wzorce kultury politycznej

Za Przeciw
Poszukiwanie nowych form wyrażania swych 
interesów

Strach przed nazwą „partia” i formalną polity-
zacją etniczności

Rozwój wizji Europy regionów Rozwój integracji europejskiej w kierunku 
Europy z regionami

Brak silnych tendencji separatystycznych 
w Polsce

Oskarżenie o separatyzm, niebezpieczeństwo 
przerodzenia się regionalizmu w separatyzm

Stworzenie silnego lobby polityczno-go-
spodarczego „dla wydźwignięcia regionu 
z zapaści”

Polska jest państwem scentralizowanym 
i decyzje zapadają w Warszawie – stąd bar-
dziej korzystnym dla regionu jest posiadanie 
lobby w silnym ugrupowaniu ogólnokrajowym 
niż w regionalnym
„Tradycyjne” sympatie wyborcze mniejszości 
wobec ogólnopolskich ugrupowań politycz-
nych, np. Białorusini – lewica 
Regulacje prawne i polityczne zabezpiecza-
jące prawa mniejszości wpływają znacząco 
na ograniczenie form i metod dyskryminacji, 
która mogłaby być powodem do szukania 
politycznych form działania

Środowisko etniczne

Za Przeciw
1 2

Pobudzenie aktywności politycznej i społecz-
nej lokalnych środowisk

Podziały w i tak niewielkich społecznościach 
mniejszościowych

Możliwość pozyskania sympatyków i przy-
ciągnięcia do idei narodowej zasymilowanych

Mniejszości to niewielkie grupy, często 
rozproszone – zbyt małe dla tworzenia partii 
mających znaczenie
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1 2

Poszukiwanie nowych form wyrażania swych 
interesów

Marginalizacja sprawy narodowej

Przedstawiciele wspólnot religijnych wspierają 
aspiracje polityczne grupy

Hasła bardziej religijne niż narodowe – Biało-
rusini i prawosławie

Posiadanie tradycji ugrupowań politycznych 
w grupie

Coraz mniej liczne roczniki tych, którzy do-
świadczyli państwa „macierzystego” na za-
mieszkałych przez siebie terenach

Większe zainteresowanie lokalnością 
niż ugrupowaniami ogólnokrajowymi

Słabsza niż kiedyś aktywność zwłaszcza śred-
niego i młodego pokolenia mniejszości

Przejawy dyskryminacji: 
Kwestie wykluczenia o podłożu etnicznym, 
ograniczenia w podtrzymywaniu odrębności, 
nieprzestrzeganie form ochrony prawnej

Istniejące regulacje prawne i polityczne 
zabezpieczają prawa mniejszości i wpływają 
znacząco na ograniczenie form dyskryminacji

Wyniki analizy wskaźników współczesnych uwarunkowań dotyczących 
możliwości działania partii o charakterze etnicznym bądź etnoregionalnym 
w Polsce nie przesądzają jednoznacznie o potencjalnych szansach takiego ugru-
powania. Wskazują jednak na faktyczne ograniczenia związane z funkcjonowa-
niem takich struktur. Wydaje się, iż najbliższe sukcesu mogłoby być istniejące 
ugrupowanie związane ze śląskim etnoregionalizmem (Ruch Autonomii Śląska) 
ze względu na wskaźniki polityczne, zwłaszcza te odnoszące się do przejawianej 
przez nie konsekwencji w zmaganiach na rzecz zmiany relacji centrum–peryferie 
i uwydatnienia specyfiki regionu. Pewne szanse upatrywałbym także dla nieist-
niejących (a więc potencjalnych) ugrupowań romskich, odnosząc to zwłaszcza do 
wskaźników etnicznych, takich jak poczucie dyskryminacji i wykluczenie o cha-
rakterze etnicznym, czy odwołania się do podobnych zachowań politycznych tej 
mniejszości w innych państwach europejskich.

Streszczenie

W artykule omawia się polityczną sytuację mniejszości etnicznych w Polsce. Na 
podstawie badań środowiska politycznego i etnicznego należy stwierdzić, iż losy par-
tii etnicznych są wyjaśniane przez czynniki instytucjonalne i społeczno-ekonomiczne. 
Mają one znaczący wpływ na możliwości zaistnienia mniejszości etnicznych na poli-
tycznej arenie. 

Słowa kluczowe: mniejszości narodowe i etniczne, Polska, mobilizacja
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NATIONAL MINORITIES IN POLAND 
AND ETHNIC PARTIES – THE POSSIBILITIES AND BARRIERS

Summary

This paper has argued about the political situations of ethnic minorities in Poland. 
From research of political and ethnic environment, it is appropriate to conclude that fate 
of ethnic parties has been explained by institutional and socio-economic factors. It has 
a significant effect on whether ethnic minorities can enter the political arena or not.

Keywords: national and ethnic minorities, Poland, mobilization 
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REALIZACJA KRAJOWEGO PROGRAMU ZAPOBIEGANIA 
DYSKRYMINACJI RASOWEJ, KSENOFOBII 

I ZWIĄZANEJ Z NIMI NIETOLERANCJI 
W LATACH 2004–2009

W artykule zostaną przedstawione podstawowe założenia Krajowego pro-
gramu zapobiegania dyskryminacji rasowej, ksenofobii i związanej z nimi nie-
tolerancji w Polsce w latach 2004–2009. Program powstał jako odpowiedź pol-
skich władz na postanowienia konferencji w Durbanie. Założenia rządowe zosta-
ły poddane ocenie i kontroli sejmowej Komisji Mniejszości Narodowych i Etnicz-
nych (dalej: KMNE). Rząd polski w 2010 r. ocenił pozytywnie jego realizację. 
Zupełnie inne zdanie zaprezentowali na ten temat posłowie, mniejszości narodo-
we i etniczne oraz uczestniczące w programie organizacje pozarządowe. 

Pojęcie dyskryminacji

Za dyskryminację uważa się każde działanie odmawiające określonym oso-
bom lub grupom osób równego traktowania w porównaniu z innymi z powodu 
ich przynależności do określonej grupy społecznej, religijnej czy narodowej1. 
Tak rozumiana dyskryminacja może przybierać różne formy: od brutalnej agre-
sji fizycznej wobec innych osób, przez propagandę nienawiści i ataki werbalne, 
do różnorakich utrudnień w zakresie normalnego funkcjonowania w społeczeń-
stwie. Dyskryminacja przejawia się także przez stygmatyzację, czyli negatywne 
wyróżnianie danej grupy etnicznej w społeczeństwie, oraz marginalizację, czyli 
brak pełnego uczestnictwa jednostek lub grup w ważnych sferach lub instytu-

1 W. Kopaliński, Słownik wyrazów obcych i zwrotów obcojęzycznych, Warszawa 1988, 
s. 133. 

* Dr Marzenna Giedrojć, Instytut Politologii i Europeistyki Uniwersytetu Szczecińskiego, 
e-mail: giedro@wp.pl.
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cjach życia społecznego, czego skrajną konsekwencją jest wykluczenie2. Różno-
rodność form przejawiania dyskryminacji wyznacza dwa jej typy: bezpośred-
nią oraz pośrednią. W dyskryminacji bezpośredniej dochodzi do rzeczywistego 
i bezpośredniego mniej korzystnego traktowania niż innych osób w porówny-
walnej sytuacji z powodu swojego pochodzenia etnicznego w różnych sferach ży-
cia publicznego. W ujęciu polityki są to przejawy takiego traktowania oraz akty 
agresji i mowy nienawiści z powodów etnicznych skierowane do osób należących 
do mniejszości narodowych. Dyskryminacja pośrednia oznacza zaś sytuację, 
w której określone rozwiązania prawne, działanie instytucji publicznej czy wa-
runki życia stawiają osoby określonego pochodzenia etnicznego w szczególnie 
niekorzystnej sytuacji w porównywaniu z innymi osobami. W ujęciu polityki 
jest to trudność w realizacji gwarantowanych praw osobom należącym do mniej-
szości zgodnie z międzynarodowymi oraz krajowymi regulacjami prawnymi. 
Kategorię pomocną w ustaleniu poszukiwanych treści stanowi pojęcie „mowy 
nienawiści”. Termin ten jest kategorią pozaprawną, nie ma legalnej definicji, 
lecz bywa szeroko używany na potrzeby identyfikacji m.in. treści rasistowskich, 
antysemickich i ksenofobicznych3.

2 S. Łodziński, Problemy dyskryminacji osób należących do mniejszości narodowych 
i etnicznych w Polsce (polityka państwa, regulacje prawne i nastawienia społeczne), Raport BSE 
nr 219, Warszawa, grudzień 2003; E. Czykwin, Białoruska mniejszość narodowa jako grupa 
stygmatyzowana, Białystok 2000, s. 68–79; K. Kwaśniewski, Marginalność etniczna i narodowa, 
„Sprawy Narodowościowe. Seria nowa” 2000, z. 16–17. 

3 Na uwagę zasługuje także definicja „mowy nienawiści” sformułowana przez M. Tulli 
i S. Kowalskiego, będąca bardziej definicją o charakterze publicystycznym, jednakże zawierającą 
najważniejsze cechy „mowy nienawiści”. Autorzy objęli tym pojęciem „wypowiedzi i wizerunki 
lżące, wyszydzające i poniżające grupy i jednostki z powodów całkowicie lub po części od nich 
niezależnych, takich jak cechy rasowe i etniczne, płeć, preferencje seksualne czy kalectwo, a także 
przynależność do innych naturalnych grup społecznych. Grupy naturalne to takie, których się nie 
wybiera, udział w jednych determinowany jest biologicznie (płeć, kolor skóry), w innych (przyna-
leżność etniczna, religijna, język) – społecznie”. S. Kowalski, M. Tulli, Zamiast procesu. Raport 
o mowie nienawiści, Warszawa 2003, s. 21–23. 
Stały doradca Komisji Mniejszości Narodowych i Etnicznych Lech Nijakowski w opracowaniu 
przygotowanym dla posłów Komisji tak definiuje mowę nienawiści: „Polega na przypisywaniu 
szczególnie negatywnych cech i/lub wzywaniu do dyskryminujących działań wymierzonych 
w pewną kategorię społeczną, przede wszystkim taką, do której przynależność jest postrzegana 
jako »naturalna«, a nie z wyboru”. L.M. Nijakowski, Mowa nienawiści w świetle teorii dyskursu, 
Warszawa 2011 – jest to materiał przygotowany na posiedzenie Komisji, niezależnie od podobne-
go tekstu w pracy: Analiza dyskursu w socjologii i dla socjologii, red. A. Horolets, Toruń 2008.
Mowa nienawiści to wypowiedzi ustne i pisemne oraz przedstawienia ikoniczne lżące, oskar-
żające, wyszydzające i poniżające grupy i jednostki z powodów po części od nich niezależnych 
– takich jak przynależność rasowa, etniczna i religijna. Jest to upubliczniona przemoc werbalna, 
wyraz nienawiści kolektywnej, adresowanej do „zbiorowości naturalnych”, wyznaczonych przez 
rasę, narodowość, płeć i wyznanie, do których nie przynależy się z racji swobodnie wybieranych 
przekonań. 
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Założenia Programu 

Zagadnienia przeciwdziałania dyskryminacji etnicznej stały się widoczne 
pod koniec XX wieku w pracach wielu organizacji międzynarodowych, które 
przyjęły wiele rezolucji i konwencji poświęconych tej tematyce4. Kwestie przeciw-
działania stanowiły też ważne kryterium w akcesji nowych członków do Unii 
Europejskiej, w tym także i Polski. Zarówno Parlament Europejski, jak i Komisja 
Europejska podkreśliły w wydanych dokumentach wagę i skuteczność wdrażania 
przepisów tzw. pakietu antydyskryminacyjnego5, który stanowił dla krajów kan-
dydujących do Unii część acquis communautaire i zakładał, że do połowy 2003 r. 
państwa członkowskie wskażą organ lub organy odpowiedzialne za promowanie 
równego traktowania osób bez względu na ich pochodzenie rasowe lub etnicz-
ne. Zwalczaniu dyskryminacji na tle etnicznym poświęcono także konferencję 
w Durbanie na przełomie sierpnia i września 2001 r., podczas której przyjęto Plan 
Działania, przewidujący opracowanie narodowych planów zwalczania rasizmu, 
dyskryminacji i ksenofobii, przy współpracy z organizacjami pozarządowymi. 
Polska podpisała ów Plan Działania w odniesieniu do mniejszości narodowych, 
etnicznych, religijnych i językowych. Zakładał on jako cele strategiczne prowa-
dzenie statystyk przestępstw na tle rasowym, promowanie rzeczywistej równości 
wobec prawa i uczestnictwa w życiu publicznym kraju, zweryfikowanie podstaw 
programowych i podręczników pod kątem wyeliminowania treści mogących pro-
mować ksenofobię lub rasizm, zachęcanie mediów do promowania kampanii na 
rzecz tolerancji. Odrębne miejsce poświęcono w dokumencie mniejszości rom-
skiej. Zalecano, aby państwa opracowywały rozwiązania umożliwiające równy 
dostęp do edukacji, udział romskich asystentów w procesie edukacji, współpracę 
organizacji romskich w wypracowaniu i wdrażaniu mechanizmów zapobiega-
jących dyskryminacji. Unia Europejska skupiła się na badaniu niebezpieczeń-

4 Do najważniejszych należą: Powszechna Deklaracja Praw Człowieka, Międzynarodowy 
Pakt Praw Obywatelskich i Politycznych, Konwencja w sprawie zapobiegania zbrodniom ludo-
bójstwa i ich karania, Konwencja w sprawie likwidacji wszelkich form dyskryminacji rasowej, 
Konwencja o eliminacji wszelkich form dyskryminacji kobiet. 

5 Do tego pakietu należą: Dyrektywa Rady w sprawie ustanowienia ogólnych ram równe-
go traktowania przy zatrudnianiu i pracy – została ona przyjęta 27.11.2000 r. (OJ 2000 No. L 303). 
W dokumencie tym ujęto wszelki rodzaj dyskryminacji pracowniczej, z wyjątkiem kwestii rów-
ności płci, która kładzie szczególny nacisk na problematykę pochodzenia rasowego i etnicznego; 
Dyrektywa 2000/43/EC Rady w sprawie zasady równego traktowania osób bez względu na pocho-
dzenie rasowe lub etniczne, została przyjęta 29.06.2000 r. Dokument ten wdraża zasadę równego 
traktowania osób bez względu na pochodzenie rasowe lub etniczne oraz ujmuje poza zagadnienia-
mi sytuacji pracy wszelkie inne aspekty dyskryminacji rasowej lub etnicznej (OJ 2000 No. L 180). 
Za: S. Łodziński, Problemy dyskryminacji osób…, s. 6–7. 
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stwa eskalacji rasizmu i ksenofobii ze strony europejskich partii oraz ugrupowań 
skrajnie prawicowych, przeciwdziałaniu rasizmowi w miejscu pracy, środkach 
masowego przekazu oraz sporcie6. 

Ochrona praw mniejszości narodowych zajmowała zawsze wysokie miejsce 
w działalności każdego polskiego rządu. W 2003 r. rozpoczęły się w Polsce prace 
nad założeniami narodowego programu działań na rzecz przeciwdziałania dys-
kryminacji, ksenofobii i związanej z nimi nietolerancji. Krajowy program prze-
ciwdziałania dyskryminacji rasowej, ksenofobii i związanej z nimi nietolerancji 
2004–2009 został przyjęty przez Radę Ministrów 18 maja 2004 r. Celem Progra-
mu było zwalczanie ksenofobii i rasizmu, w tym antysemityzmu, oraz wykształ-
cenie w społeczeństwie polskim szeroko pojętej kultury tolerancji. Strategiczne 
założenia Programu to: wypracowanie metod przeciwdziałania tym zjawiskom 
i podjęcie praktycznych kroków, w szczególności edukacyjnych, zapobiegaw-
czych i podnoszących poziom świadomości społecznej; prowadzenie prac ba-
dawczych, w tym statystycznych, mających na celu określenie skali i zasięgu 
zjawisk ksenofobii i rasizmu, w tym antysemityzmu, występujących w Polsce 
oraz uświadomienie obywatelom ich praw i obowiązków. Bezpośrednimi bene-
ficjentami działań prowadzonych w ramach Programu byli obywatele polscy na-
leżący do mniejszości narodowych i etnicznych, cudzoziemcy, w tym migranci 
i uchodźcy, oraz inne osoby, które mogą stać się obiektem dyskryminacji z przy-
czyn etnicznych, narodowościowych bądź rasowych. Do wyznaczonych celów 
strategicznych wyznaczono w Polsce następujące cele szczegółowe: 

1. Dokonanie diagnozy występujących przypadków rasizmu, w tym anty-
semityzmu, dyskryminacji rasowej i ksenofobii.

2. Opracowanie wskaźników monitorowania zjawisk społecznych.

6 W Wiedniu działa Europejskie Centrum Monitorowania Rasizmu i Ksenofobii (EUMC), 
które jest agendą Unii Europejskiej. Zostało ustanowione w 1997 r. i zajmuje się, na potrzeby kra-
jów członkowskich Unii Europejskiej, a także Komisji Europejskiej Parlamentu Europejskiego, 
monitorowaniem zjawisk rasizmu, ksenofobii i antysemityzmu w krajach członkowskich Unii Eu-
ropejskiej. Centrum działa na podstawie danych przekazywanych przez sieć krajowych punktów 
kontaktowych. W Polsce jest nim Helsińska Fundacja Praw Człowieka, wybrana w otwartym 
przetargu zorganizowanym przez Centrum. Punkty kontaktowe przekazują informacje zbiorcze 
o przypadkach występowania rasizmu, ksenofobii, antysemityzmu i ewentualnie dostarczają 
też innych informacji, które są potrzebne Centrum. Informacje są zbierane na podstawie danych 
statystycznych, wyników badań naukowych czy też doświadczeń innych organizacji pozarządo-
wych, działających w tym obszarze. W ramach EUMC funkcjonuje baza danych RAXEN, która 
zawiera dane dotyczące dyskryminacji z powodu rasy lub pochodzenia etnicznego. 2 grudnia 
2004 Komisja Mniejszości Narodowych i Etnicznych została poinformowana o współpracy rządu 
polskiego z EUMC. Szerzej w: Biuletyn KMNE IV kadencja, posiedzenie 2.12.2004. 
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3. Podniesienie poziomu świadomości funkcjonariuszy publicznych i in-
nych służb społecznych w zakresie rozwiązań prawnych dotyczących 
zapobiegania i zwalczania dyskryminacji rasowej. 

4. Zapewnienie powszechnego dostępu do bezpłatnej i kompleksowej po-
mocy prawnej dla ofiar ksenofobii lub nietolerancji.

5. Wypromowanie na poziomie krajowym, regionalnym i lokalnym idei to-
lerancji, wielokulturowości, wieloetniczności i społeczeństwa otwartego.

6. Podjęcie działań mających na celu likwidację stereotypów dotyczących 
zatrudniania kobiet i mężczyzn ze środowisk migrantów, uchodźców 
oraz przedstawicieli mniejszości romskiej.

7. Wypromowanie zasady przeciwdziałania dyskryminacji rasowej i kseno-
fobii wśród osób poszukujących zatrudnienia i pracodawców.

8. Eliminacja regulacji dotyczących zatrudnienia, które w sposób bezpo-
średni lub pośredni mogą prowadzić do dyskryminacji migrantów, uchodź-
ców lub osób należących do mniejszości narodowych lub etnicznych.

9. Poprawa sytuacji mieszkaniowej Romów.
10. Wypromowanie wśród kobiet, mężczyzn i dzieci ze środowisk migran-

tów, uchodźców i mniejszości romskiej praw człowieka–pacjenta, zacho-
wań prozdrowotnych i świadomości prawa do odpowiedniej do potrzeb 
opieki zdrowotnej. 

11. Zwiększenie świadomości pracowników służby zdrowia wszystkich 
szczebli w zakresie różnic kulturowych i światopoglądowych wynikają-
cych z rasy, pochodzenia narodowego, etnicznego, religii lub języka.

12. Zapewnienie programowego przygotowania przyszłych pedagogów do 
pracy w środowisku wielokulturowym.

13. Włączenie do programów edukacyjnych tematyki zwalczania i przeciw-
działania dyskryminacji rasowej, ksenofobii i nietolerancji w kontekście 
praw człowieka migrantów, uchodźców, osób należących do mniejszości 
narodowych i etnicznych.

14. Włączenie problematyki dotyczącej przeciwdziałania uprzedzeniom 
i nietolerancji do programu międzynarodowej współpracy dzieci i mło-
dzieży.

15. Podniesienie świadomości w zakresie metod przeciwdziałania zjawi-
skom rasizmu w sporcie. 

16. Zapewnienie podtrzymania tradycji i ciągłości kultury mniejszości na-
rodowych i etnicznych. 
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17. Wypromowanie idei wielokulturowości i wieloetniczności za pomocą 
realizacji programów edukacyjnych i kampanii społecznych. 

18. Przeciwdziałanie i zwalczanie dyskryminacji rasowej, ksenofobii 
i związanej z nimi nietolerancji w środkach masowego przekazu.

19. Informowanie Biura Wysokiego Komisarza NZ ds. Praw Człowieka 
na temat postępów w realizacji postanowień konferencji z Durbanu 
w Polsce. 

20. Upowszechnianie wiedzy o konferencji ws. eliminacji wszelkich form 
dyskryminacji rasowej oraz innych umowach międzynarodowych doty-
czących przeciwdziałania i zwalczania dyskryminacji rasowej, kseno-
fobii, a także o wynikających z nich prawach przysługujących jednost-
kom7.

Realizacja Programu 

Program był realizowany przez właściwych ministrów, zgodnie z ustawą 
z dnia 4 września 1997 r. o działach administracji rządowej8, centralne orga-
ny administracji rządowej, centralne instytucje publiczne, rzecznika praw oby-
watelskich, nadawców publicznych oraz przez organy administracji rządowej 
w województwie, w ścisłej współpracy z jednostkami samorządu terytorialnego 
i organizacjami pozarządowymi, w tym organizacjami pożytku publicznego. Fi-
nansowanie Programu zostało przypisane poszczególnym resortom lub instytu-
cjom w ramach budżetów pozostających w dyspozycji właściwych ministrów, 
wojewodów oraz instytucji. Początkowo koordynatorem był pełnomocnik rządu 
ds. równego statusu kobiet i mężczyzn, ale po likwidacji jego stanowiska w 2005 r. 
przez około trzy lata nie było osoby odpowiedzialnej za skonsolidowane i termi-
nowe działania.

Osobną kwestią było ustalenie, w jakim stopniu podjęte działania wynikały 
ze świadomego przestrzegania założeń Programu, a na ile z innych zobowiązań. 
Ponadto w celu zapewnienia właściwej jego realizacji w lutym 2009 r. powołano 
Zespół Monitorujący Program, który stał się organem opiniodawczym dla Preze-
sa Rady Ministrów. Do zadań Zespołu należała analiza działań, przedstawianie 
propozycji zmian oraz przygotowanie założeń dla rządu stanowiących kontynu-
ację Programu. W skład Zespołu wchodzili przedstawiciele resortów i instytucji 

7 Kancelaria Prezesa Rady Ministrów, Sekretarz Stanu Pełnomocnik Rządu ds. Równego 
Traktowania, BPRT-0412-2/10/WKZ, Warszawa 2010, s. 7–8.

8 Dz.U. 2003 nr 159, poz. 1548.
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realizujących program oraz przedstawiciele wybranych organizacji pozarządo-
wych: Helsińska Fundacja Praw Człowieka, Stowarzyszenie Nigdy Więcej, Sto-
warzyszenie przeciw Antysemityzmowi i Ksenofobii – Otwarta Rzeczpospolita, 
Fundacja Polskie Forum Migracyjne, Stowarzyszenie Pro Humanum. 

Śledząc zaplanowane zadania w zakresie problematyki etnicznej, można 
stwierdzić, że nie udało się skutecznie:

− opracować systemu gromadzenia i analizowania danych społeczno-
-demograficznych w celu monitorowania zjawisk objętych Programem,

− zakończyć procesu pełnej implementacji dyrektywy równościowej Unii 
Europejskiej 2000/43/WE także w odniesieniu do powołania organu od-
powiedzialnego za realizację polityki antydyskryminacyjnej,

− przedstawić w mediach stanowiska mniejszości narodowych i etnicz-
nych w kwestii zwalczania uprzedzeń, stereotypów i dyskryminacji et-
nicznej,

− przedstawić społeczeństwu tego Programu oraz uzyskać dla niego sze-
rokiego poparcia. 

Pełnomocnik rządu do spraw równego traktowania podjął m.in. następujące 
sprawy dotyczące antysemityzmu oraz dyskryminacji ze względu na pochodze-
nie narodowe i etniczne:

1. W wyniku interwencji Towarzystwa Słowaków w Polsce, dotyczących 
m.in. potrzeby zwiększenia liczby księży odprawiających msze święte 
w języku słowackim, pełnomocnik zwróciła się do metropolity krakow-
skiego z prośbą o zainteresowanie się zasygnalizowanym problemem. 

2. Towarzystwo Słowaków w Polsce zwróciło się także z prośbą o inter-
wencję w sprawie odmowy sprzedaży działki pod budowę Słowackiego 
Domu Kultury w gminie Jabłonka, odbieranej przez Towarzystwo jako 
dyskryminacja z powodów narodowościowych.

3. Pełnomocnik wystąpił do ministra sprawiedliwości w sprawie antysemi-
ckiej strony internetowej www.polonica.net.

4. W czerwcu 2009 r. pełnomocnik podjął interwencję w sprawie książecz-
ki dla dzieci z rasistowskimi wyliczankami Entliczek pentliczek, czyli 
polskie wyliczanki autorstwa Joanny Furgalińskiej.

5. Na prośbę Związku Ukraińców w Polsce pełnomocnik w lipcu 2009 r. 
interweniował w sprawie likwidacji programu „Telenowyny”, adresowa-
nego do społeczności ukraińskiej9.

9 KMNE VI kadencja, Załącznik nr 6 do protokołu posiedzenia w dniu 8.07.2010.
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Wiele indywidualnych spraw dotyczyło przede wszystkim zgłaszanych nie-
prawidłowości w działaniach instytucji publicznych, w tym związanych z proce-
durami przydzielania dotacji. Nie potwierdziły się natomiast podnoszone w tych 
skargach zarzuty odnośnie dyskryminacji na tle narodowościowym i etnicznym. 

Ministerstwo Spraw Wewnętrznych i Administracji podejmowało działania 
na rzecz przeciwdziałania zjawiskom rasizmu, antysemityzmu, dyskryminacji na 
tle etnicznym i ksenofobii. Od listopada 2004 r. w jego strukturze funkcjonował 
Zespół Monitorowania Rasizmu i Ksenofobii (do grudnia 2007 działający w De-
partamencie Wyznań Religijnych oraz Mniejszości Narodowych i Etnicznych, 
następnie w Departamencie Kontroli, Skarg i Wniosków), do którego zadań na-
leżało: 

− prowadzenie spraw w zakresie monitorowania rasizmu, dyskryminacji 
na tle etnicznym i ksenofobii oraz podejmowanie działań mających na 
celu przeciwdziałanie tym zjawiskom, 

− realizacja programów krajowych i zaleceń międzynarodowych na rzecz 
zwalczania treści rasistowskich i ksenofobicznych w prasie, publikacjach 
oraz mediach elektronicznych, 

− współpraca z innymi podmiotami, w tym z organizacjami pozarządowymi. 
Dane pochodziły ze zgłoszeń osób prywatnych, organizacji pozarządowych 

oraz informacji prasowych. Większość tych zawiadomień rozpatrywano pod ką-
tem popełnienia czynów, o których jest mowa w art. 256 i 257 Kodeksu karnego. 
Pomimo podjętych prób nie powstała profesjonalna baza danych o przypadkach 
rasizmu i ksenofobii. Niezwykle istotna była współpraca Zespołu z Hotline Pol-
ska Dyżurnet.pl, działającego przy Naukowo-Akademickiej Sieci Komputerowej. 
Celem Dyżurnet.pl jest dążenie do usuwania znajdujących się w internecie treści 
zabronionych prawem, dotyczących m.in. ksenofobii i rasizmu przy uwzględnie-
niu polskich uwarunkowań prawnych oraz współpracy w ramach stowarzyszenia 
INHOPE (the International Association of Internet Hotlines). W przypadku zgło-
szenia treści nielegalnych znajdujących się na serwerze w Polsce, Zespół przesyła 
do właścicieli serwerów prośbę o to, aby strona była niedostępna dla użytkowni-
ków internetu z zewnątrz, ale by jednocześnie mogła stanowić dowód w ewentu-
alnym postępowaniu. Następnie Dyżurnet.pl zgłasza stronę Policji.

W celu określenia skali i charakteru zjawiska „mowy nienawiści” w Polsce 
w 2007 r. i 2008 r. na zlecenie MSWiA został przeprowadzony przez Poznańskie 
Centrum Praw Człowieka Instytutu Nauk Prawnych Polskiej Akademii Nauk 
monitoring polskiej prasy pod kątem występowania treści o charakterze rasi-
stowskim, ksenofobicznym i antysemickim. Najwięcej tych spraw dotyczy inter-
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netu. Wiele z nich zostało umorzonych z powodu niewykrycia sprawcy. Działania 
MSWiA10 miały być wzmocnione rozwiązaniami legislacyjnymi – poselskim 
projektem zmiany Kodeksu karnego (druk 1288), gdyż z analizy danych sta-
tystycznych Policji i Ministerstwa Sprawiedliwości wynika, że wzrasta liczba 
spraw dotyczących rasizmu i ksenofobii, rozpatrywanych w art. 256 i 257 Ko-
deksu karnego. 

7 maja 2010 r. Rada Ministrów przyjęła Sprawozdanie z realizacji Krajo-
wego programu przeciwdziałania dyskryminacji rasowej, ksenofobii i związanej 
z nimi nietolerancji za lata 2004–2009. Sprawozdanie było sporządzone przez 
pełnomocnika rządu do spraw równego traktowania (koordynatora programu) na 
podstawie informacji przekazanych przez instytucje realizujące Program. Prezes 
Rady Ministrów 29 października 2009 r. podjął decyzję o kontynuacji Progra-
mu. Zmianą ma być utworzenie Rady do spraw Przeciwdziałania Dyskryminacji 
Rasowej, Ksenofobii i związanej z nimi Nietolerancji – organu opiniodawczo-
-doradczego Rady Ministrów. Poza złożonym sprawozdaniem w ocenie Progra-
mu podkreślić należy, że dostrzeżono problem dyskryminacji na tle etnicznym, 
ale w odczuciu zainteresowanych były to tylko działania pozorowane.

Stanowisko Komisji Mniejszości Narodowych i Etnicznych Sejmu RP 
i mniejszości narodowych wobec Programu

Pierwszy raz Komisja Mniejszości Narodowych i Etnicznych została za-
poznana z informacją pełnomocnika rządu do spraw równego statusu kobiet 
i mężczyzn na temat Krajowego Programu przeciwdziałania dyskryminacji ra-
sowej, ksenofobii i związanej z nimi nietolerancji 9 września 2004 r. Po wysłu-
chaniu informacji posłowie okazali sceptycyzm wobec jego założeń. Uważali, 
że najpierw stworzono program, a potem – problem, który w wyniku realizacji 
Programu generuje wydatki. Chcieli uzyskać dokładniejsze informacje na temat 
wykonawców tego programu oraz kto dookreśli, czym obecnie jest rasizm w Pol-
sce. W Programie nie było bowiem tych informacji. Interesowało ich również, 
na którym miejscu pod względem nietolerancji klasyfikuje się Polska oraz czy 
w chwili obecnej toczą się jakieś sprawy przeciwko Polsce przed międzynarodo-
wym trybunałem. Pytali też, czy zostały już złożone jakieś wnioski do rzecznika 
praw obywatelskich w sprawie nietolerancji. Uważano, że napisy na murach są 

10 Działania MSWiA na rzecz zwalczania treści rasistowskich i ksenofobicznych w prasie, 
publikacjach oraz mediach elektronicznych DKSiW-ZRK-071-1-24/78/09/ET, Warszawa 2009. 
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odzwierciedleniem świadomości społecznej Polaków, stąd pojawiły się pytania: 
czy są prowadzone działania w tym zakresie? Czy policja analizuje takie zja-
wiska? Czy wójtowie, burmistrzowie oraz prezydenci miast prowadzą statysty-
kę tych zjawisk? Czy kiedyś było ich mniej? Jak zlikwidować takie przestępcze 
działania? Czy w Polsce są problemy rasizmu? Uważano, że coraz częściej ten 
problem narasta na stadionach.

Za pozytywy Programu uznano, że był skierowany do społeczności rom-
skiej, że zawiera kampanię edukacyjną i w ten sposób jest rządową realizacją 
dezyderatu Komisji11. Pierwsza analiza stanu realizacji Krajowego programu 
przeciwdziałania dyskryminacji rasowej, ksenofobii i związanej z nimi nietole-
rancji 2004–2009 odbyła się na posiedzeniu Komisji 28 marca 2007 r. Uczestni-
cy tego posiedzenia zgodzili się, że w przestrzeni publicznej jest więcej mowy, 
która zachęca do ksenofobii i niechęci, i w wielu wypadkach są to słowa, któ-
re wypowiadają politycy i urzędnicy. Posłowie byli sceptyczni wobec rządowej 
informacji. Uważali, że statystyki wyglądają ładnie, ponieważ pewne czyny są 
kwalifikowane jako chuligaństwo, a nie jako przestępstwa wzywające do nie-
nawiści. Ponieważ wiele odpowiedzi wymagało rozwiązań, a „zasadnicze decyzje 
musi podjąć pan premier”12, to następujące pytania pozostały bez odpowiedzi: ile 
spraw dotyczących dyskryminacji z powodów etnicznych wpłynęło do biur porad 
obywatelskich? Czy jakaś sprawa wpłynęła do sądu i jak się zakończyła? Kiedy 
powstanie baza danych zawierająca dane na temat łamania prawa karnego na 
tle etnicznym? Jak MSWiA zamierza działać na rzecz zmniejszenia przestępstw 
na różnych stronach internetowych? Kiedy powstanie specjalna instytucja, któ-
ra zajmowałaby się promowaniem zasady równego traktowania wszystkich osób 
niezależnie od ich pochodzenia rasowego lub etnicznego? Kiedy nastąpi lepsze 
przygotowywanie policjantów do rozpoznawania tego, co jest czynem karalnym, 
a co nim nie jest? Mniejszości zgłaszały, że praktycznie nic się nie dzieje w ra-
mach tego Programu13.

Komisja Mniejszości Narodowych i Etnicznych wstępny raport z realizacji 
Programu za lata 2007–2008 omawiała 11 lutego 2009 r. W dyskusji przewijały 
się dwa wątki. Pierwszy dotyczył konieczności edukacji, drugi – karania wystę-
pujących zjawisk. Uważano, że Krajowy Program się kończy a jego dokonania 
i rezultaty są skromne. W prasie i języku polityków mowa nienawiści jest uży-
wana i w niemal niezauważalny sposób zwiększa się zakres jej występowania. 

11 Biuletyn KMNE IV kadencja, posiedzenie 9.09.2004. 
12 Biuletyn KMNE IV kadencja, posiedzenie 28.03.2007.
13 Biuletyn KMNE VI kadencja, posiedzenie 28.03.2007.
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Trudno było zdefiniować, gdzie znajduje się granica wolności słowa i dlaczego 
posłowie nie reagują na tego rodzaju sytuacje, zdarzenia, publikacje. Urzędnicy 
zmierzyli się z następującymi pytaniami: na jaki czas przewiduje się przedłuże-
nie Programu? Czy za przedłużeniem jego trwania idą również prace nad za-
pewnieniem finansów? Aby bowiem kontynuować program i zrealizować jego 
założenia, konieczne są nakłady finansowe na diagnozy, badania, edukację, pod-
noszenie stanu świadomości dzieci i dorosłych oraz szkolenia zawodowe dla róż-
nych grup zawodowych14. 

Burzliwe posiedzenie Komisji poświęcone ocenie końcowej realizacji Kra-
jowego programu przeciwdziałania dyskryminacji rasowej, ksenofobii i związa-
nej z nimi nietolerancji 2004–2009 odbyło się 2 grudnia 2009 r. W wypowiedzi 
ustnej pełnomocnik rządu Elżbieta Radziszewska podkreśliła, że w ramach re-
alizacji Programu współpraca w każdym zakresie i z każdym ministerstwem 
jest bardzo dobra i widać dużą otwartość na działania międzyresortowe prowa-
dzone wspólnie z Kancelarią Prezesa Rady Ministrów. Odmiennego zdania byli 
posłowie, którzy także krytycznie ocenili zachowanie pani pełnomocnik wobec 
Komisji. Jak powiedział Kazimierz Kutz, nie tylko nie przekazano informacji na 
piśmie z tej części Programu, która dotyczyła traktowania mniejszości, ale uzy-
skane informacje są historią „biurokraty, który się dzieli z nami jakimiś fantazja-
mi, a te fantazje nic nas nie obchodzą. Poszliśmy na spotkanie, na które ona nie 
przyszła. Pani minister, to jest komisja sejmowa. Jest to miejsce pracy, w którym 
trzeba złożyć relację ze swojej własnej pracy, a pani nam mówi o okólnikach, pla-
nach, urzędach. Naprawdę jest to niewłaściwe”15. Jak zauważył przewodniczący 
Komisji Marek Ast: „Dla mniejszości narodowych i etnicznych instytucja Pełno-
mocnika Rządu do Spraw Równego Traktowania jest zapewne równie ważna, jak 
bezpośredni partnerzy, czyli MSWiA, Rzecznik Praw Obywatelskich czy resort 
oświaty, bo z tymi urzędami mniejszości mają ciągłą styczność. Pełni pani bar-
dzo ważną funkcję i rzeczywiście wydaje się zasadne, żeby na przyszłość pani 
minister częściej uczestniczyła w posiedzeniach”16. Inni uczestnicy debaty także 
negatywnie ocenili działania pełnomocnik – obrazuje to np. wypowiedź Romana 
Kwiatkowskiego, prezesa Zarządu Głównego Stowarzyszenia Romów w Polsce: 
„Jest mi to bardzo przykro mówić, ale wydaje mi się, że środowiska romskie nie 
mają co na panią liczyć”17. Posłowie przypomnieli, że na posiedzeniach odbywa-

14 Biuletyn KMNE VI kadencja, posiedzenie 11.02.2009. 
15 Biuletyn KMNE VI kadencja, posiedzenie 2.12.2009.
16 Biuletyn KMNE VI kadencja, posiedzenie 2.12.2009.
17 Biuletyn KMNE VI kadencja, posiedzenie 2.12.2009.
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ły się bardzo burzliwe dyskusje nad celowością realizacji Programu, zaintereso-
wani apelowali, aby program był realizowany.

Z przyczyn politycznych program został zawieszony i do końca V kadencji 
Sejmu sprawa Programu nie ruszyła z miejsca. Komisja kilkakrotnie podejmo-
wała działania, monity i starania w tej sprawie. Uważano za niecelowe pisanie 
raportu z Programu, który nie został zrealizowany, a do jego zakończenia został 
miesiąc. O bałaganie w jego realizacji świadczyła wypowiedź jednego z urzęd-
ników: „Program był, ale kłopoty są tego typu, że nawet wtedy, kiedy coś zro-
biono, to – niestety – żadne dokumenty dotyczące formalnych czy nieformalnych 
działań w ramach pracy KPRM się nie zachowały. Posłowie mieli świadomość, 
że najwięcej zjawisk negatywnych »wylewa« się z sieci internetowych, a język 
nienawiści jest „syndromem choroby toczącej współczesną debatę”18. Dysku-
sję zakończono konstatacją, że jeśli nawet program nie został zrealizowany, to 
w pracach Komisji pozostaje zainteresowanie projektem strategii w kwestii 
„mowy nienawiści” czy dyskryminacji rasowej. Jest to stosowne do podjętej de-
cyzji o rozszerzenie zakresu swoich obowiązków o realizację zasady równego 
traktowania osób bez względu na ich pochodzenie etniczne i rasowe oraz naro-
dowość.

Podsumowanie 

W czasie realizacji Programu uaktywniły się negatywne zjawiska nieto-
lerancji i rasizmu, do tej pory w Polsce niewystępujące. Po uchwaleniu ustawy 
o mniejszościach narodowych zmienił się instytucjonalny wymiar polityki na-
rodowościowej, ale i nastąpiło wyraźne odejście od podejmowania przez rząd 
ustawowych rozwiązań na rzecz kolejnych rządowych Programów. Polityka w 
zakresie etnicznym skupiła się na szkoleniach, seminariach, konferencjach. Prze-
dłużenie Programu na lata 2010–2013 uspokoiło władzę i organizacje międzyna-
rodowe, nie realizując oczekiwań zainteresowanych. Stawiane cele powiązano ze 
sobą, ale nie szły w parze ze zmianami demograficznymi w polskim społeczeń-
stwie, brak było spójnych działań edukacyjnych, głównie na poziomie gimna-
zjum. Bez wyraźnego i rzetelnego wsparcia mediów, instytucji, obywateli i wła-
dzy na wszystkich szczeblach trudno będzie wyeliminować mowę nienawiści, 
obecną przede wszystkim w kulturze popularnej i sporcie. W warunkach pań-
stwa demokratycznego dominacja większości nie musi oznaczać dyskryminacji 

18 Biuletyn KMNE VI kadencja, posiedzenie 2.12.2009.
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i upośledzenia mniejszości. Nie tworzone programy, zapisy prawne, ale wzajemne 
relacje między narodem dominującym a poszczególnymi mniejszościami winny 
wpływać na odchodzenie od stereotypów i eliminację mowy nienawiści. To pro-
ces powolny i długotrwały, a równość polityczno-prawna nie jest równoznaczna 
z faktyczną równością. 

Streszczenie

W artykule przedstawiono podstawowe założenia Krajowego programu zapo-
biegania dyskryminacji rasowej, ksenofobii i związanej z nimi nietolerancji w Polsce 
w latach 2004–2009. Program powstał jako odpowiedź polskich władz na postanowienia 
Konferencji w Durbanie. Rząd polski w 2010 roku ocenił pozytywnie jego realizację. Za-
łożenia rządowe zostały poddane ocenie i kontroli sejmowej Komisji Mniejszości Naro-
dowych i Etnicznych. Posłowie, mniejszości narodowe oraz uczestniczące w programie 
organizacje pozarządowe uważali, że dokonania i rezultaty są skromne, a bez wyraźnego 
i rzetelnego wsparcia mediów, instytucji, obywateli i władzy na wszystkich szczeblach 
trudno będzie wyeliminować mowę nienawiści przede wszystkim w polityce, kulturze 
popularnej i sporcie.

Słowa kluczowe: dyskryminacja, prawa mniejszości narodowych, polityka etniczna

IMPLEMENTATION OF THE NATIONAL PROGRAMME 
FOR COUNTERACTING RACIAL DISCRIMINATION, XENOPHOBIA 

AND RELATED INTOLERANCE IN 2004–2009

Summary

The paper will present the key assumptions of the National Programme for Coun-
teracting Racial Discrimination, Xenophobia and Related Intolerance in Poland in 
2004–2009. This programme was developed as a response of the Polish authorities to 
the resolutions of the Durban Conference. Assumptions of the Polish Government un-
derwent evaluation and control by the Commission on National and Ethnic Minorities 
of the Polish Parliament. In 2010, the Polish Government favourably evaluated its imple-
mentation. Members of the Polish Parliament, national minorities and non-governmental 
organisations participating in this programme were of the opinion that accomplishments 
and outcomes of the programme were modest, whereas elimination of hate speech, par-
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ticularly in politics, popular culture and sports, would be difficult without a clear and 
reliable support from mass media, institutions, citizens and authorities at all levels.

Keywords: discrimination, xenophobia, protection of national minorites
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